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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 22. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet. Entschuldigt ist der Herr Abg Dr Ulm.

Darf ich bitten, vielleicht kann man hinten auch die Türe schließen.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, darf ich mitteilen, dass wir uns in der Präsidiale nochmals das Protokoll der letzten Sitzung angesehen haben. Es hat ein Begehren wegen einer Aussage des Abg Blind gegeben, dass hier ein Ordnungsruf fällig wäre. Das Nachlesen hat dies bestätigt. Ich erteile dem Abg Blind für eine Äußerung in der letzten Sitzung einen Ordnungsruf.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP/02789/2004/0001-KSP/LM) wurde vom Herrn Abg Omar Al-Rawi gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Finanzminister Karl-Heinz Grasser hat am 21. Juni im Ö1-Morgenjournal angekündigt, im Zuge der aktuellen Finanzausgleichsverhandlungen die Wohnbauförderung an die Länder um 800 000 000 EUR jährlich kürzen zu wollen. Welche Auswirkungen hätte diese Kürzung für Wien?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! Herr Landtagsabgeordneter!

Würde die geäußerte Meinung des Finanzministers eine Kürzung der Wohnbauförderung österreichweit um 800 Millionen EUR jährlich bewirken, dann käme es in Wien zu einer Mindereinnahme von rund 210 Million-en EUR. Das würde bei Mittel, die wir derzeit etwa um die 460 Millionen EUR erhalten, bedeuten, dass wir gerade noch die langfristig gebundenen Mittel im Rahmen der Annuitätenzuschussförderung, also jene Verpflichtungen, die wir im Neubau und in der Stadterneuerung eingegangen sind, die nächsten acht Jahre bezahlen könnten und keine einzige neue Wohnung gefördert werden könnte.

Wenn man sich vorstellt, dass der Wohnungsmarkt ohne eine einzige neue Wohnung auskommen müsste, die Sanierung und die Verbesserung der Lebensbedingungen in der Stadterneuerung ebenfalls ohne finanzielle Mittel auskommen müsste, dann würde das in der Stadt zu einer katastrophalen Wohnungssituation für die Bevölkerung führen, aber auch für den Arbeitsmarkt, der mit mehr als 10 000 Arbeitsplätzen im Bau- und Nebengewerbe sofort und direkt davon betroffen wäre. Also ist das eine lockere Ansage mit einer katastrophalen Auswirkung.

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage hat der Herr Abg Ellensohn.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Dass die Ideen vom Herrn Grasser in diesem Punkt und nicht nur in diesem Punkt etwas abstrus erscheinen, darüber sind wir uns, glaube ich, einig.

Ich stelle aber im Zusammenhang mit den Wohnbauförderungen eine andere Frage. Ich habe gestern anlässlich der Rechnungsabschlussdebatte ein Beispiel aus dem 17. Bezirk gebracht, das in einem "Kurier"-Artikel als „Alcatraz“ erschienen ist. Es handelt sich um ein Haus in der Kreuzgasse im 17. Gemeindebezirk.

Die Frage lautet: Wie kontrollieren Sie die Vergabe von Wohnbauförderungsmitteln? Wie wird kontrolliert, ob von den Bauträgern auch alles eingehalten wird und ob sie alle Auflagen erfüllen? Immerhin ist ja die Auszahlung der Gelder an gewisse Kriterien gebunden. In diesem Fall hat es für uns den Anschein und nicht nur für uns, dass die Auflagen nicht erfüllt wurden.

Wie wird von Ihrer Seite aus kontrolliert, ob die Auflagen eingehalten werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Grundsätzlich gehen wir bei allen Bauträgern, ganz gleich ob es gemeinnützige oder gewerbliche Bauträger sind, die mit der Stadt zusammenarbeiten und Förderungen bekommen, davon aus, dass sie die Dinge, die sie einreichen, auch ausführen. Nun ist es tatsächlich in den Bereichen der Privaten - aber durchaus auch der gemeinnützigen - manches Mal so, dass das strenge Auge der Kontrolle draufkommt, dass nicht immer genauso ausgeführt wird wie es eingereicht wurde. Das führt im Normalfall allerdings dazu, dass es nachträglich zu Änderungen des Bauträgers im Interesse des eingereichten Entwurfs und der Zusagen, die es gab, kommt. Manches Mal allerdings stehen dem auch behördliche oder gesetzliche Maßnahmen entgegen, die bei der Zusage noch nicht absehbar waren. 

Also kurz gesagt: Es gibt eine Eigenverantwortung des Bauträgers. Es gibt Kontrollmechanismen der Stadt und je weniger oft wir sie einsetzen müssen, umso lieber ist es dem Wohnbaustadtrat.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Fuchs.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Es ist ja so, dass die Wohnbauförderung eigentlich geteilt ist oder die Zuweisungen des Bundes an die Länder. Wir wissen, dass 1 780 Millionen EUR fast zweckgebunden für Wohnbau und Infrastruktur und für die Treibgasreduktion an die Länder ausgeschüttet werden und weitere 783 Millionen EUR zur Aufrechterhaltung und Wiederherstellung des Gleichgewichts im Landeshaushalt zugewiesen werden.

Nun ist es so, dass diese 1 780 Millionen EUR außer Streit stehen. Es geht also nur um diese 783. Das ist ein erheblicher Brocken. Die ÖVP setzt sich natürlich vehement für die Zuteilung der Wohnbauförderung an Wien ein. Das ist überhaupt keine Frage. Dafür muss man kämpfen und es werden, so wie ich die Berichte gesehen habe, die Positionen einfach abgesteckt, genauso die Positionen der Länder, die Sausgruber genauso wie Ihr Herr StR Rieder festgelegt haben, wo die Länder zusätzlich noch 3,8 Millionen EUR fordern, das heißt also auch wesentlich mehr. So hat der Finanzminister gesagt, diese 700 Millionen EUR werden hier zur Diskussion gestellt.

Nun hat der Herr Abg Gusenbauer, Ihr Parteiobmann, ja gesagt, über die Wohnbauförderung muss man nachdenken, man muss neue Wege gehen.

Herr Stadtrat, ich frage Sie daher: Was bedeutet das „neue Wege gehen“? Heißt das, dass Gusenbauer möchte, dass die Wohnbauförderung direkt immer im Hoheitsbereich der Länder ist und auch die Steuern dann eingehoben werden oder bedeutet es, dass man es sich größer denken muss, in andere Bereiche, in einem Wohnbauverbund Ost mit Wien, Niederösterreich und Burgenland, dass hier eine Zuteilung erfolgt, weil die Probleme ja nicht an der Grenze des Wohnbereichs und der Infrastruktur aufhören? Wie sehen Sie das? Können Sie sich vorstellen, dass auf diese Art und Weise hier eine Neuordnung erfolgt?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat, in Wirklichkeit haben Sie zwei Fragen. Suchen Sie sich aus, welche Sie beantworten wollen. (Heiterkeit bei amtsf StR Werner Faymann.)

Amtsf StR Werner Faymann: Danke, Herr Präsident.

Die Erklärung, warum der Finanzminister so einen Vorschlag ventiliert, der dazu führt, dass wir in Wien eine neue Wohnungsnot haben, ist zwar bemüht, aber da unterstreiche ich halt jenen Teil Ihrer Ausführungen, wo Sie gesagt haben, die Wiener ÖVP hat hier eine klare Haltung zur Verteidigung der Wohnbauförderungsmittel.

Im anderen Bereich, zum Herrn Gusenbauer, kann ich Sie beruhigen. Ich hatte Gelegenheit, auch mit ihm darüber zu reden. Er hat das auch in vielen anderen Stellungnahmen klargestellt. Es geht um die Zurückweisung jener Idee, die es in anderen Bundesländern gibt, nämlich Wohnbauförderungsmittel für Bereiche einzusetzen, die nicht im geringsten etwas mit dem Wohnbau zu tun haben. Dazu sind nämlich Wohnbauförderungsmittel nicht da!

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Josef Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich glaube, dass das Bekenntnis aller Fraktionen nicht nur in Wien, sondern auch in anderen Bundesländern zur Aufrechterhaltung der Wohnbauförderung hinreichend dokumentiert wurde. Ich halte die Debatten, auch diese Anfrage, in Wahrheit für ein bisschen überflüssig, wenn vielleicht aus taktischen Gründen hier gemeint wird, dass man einmal dem schwarzen Finanzminister, einmal dem Herrn roten Parteivorsitzenden und anderen Leuten etwas ausrichtet. 

Aber meine konkrete Frage ist: Falls es in den Finanzausgleichsverhandlungen tatsächlich zu Schwierigkeiten, auch absehbar für die Zukunft in der Frage der Zuteilung der Wohnbauförderungsgelder kommen sollte, - die Wohnbauförderungsgelder gibt ja nicht der Bund von seinem Budget her, sondern wie wir alle wissen, sind es Dienstgeber- und Dienstnehmerbeiträge der Arbeitnehmer - könnten Sie sich da vorstellen, dass man dann die Forderung erhebt und vielleicht auch durchsetzen kann, dass die Wohnbauförderungsgelder in Zukunft direkt den Bundesländern zu Gute kommen und die Bundesländer diese zweckgewidmet für Wohnbauförderungsmaßnahmen verwenden?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Grundsätzlich halte ich die Idee, Mittel mit den Ländern zu verhandeln, für richtig und glaube, dass auch die anderen Bundesländer daran interessiert sein werden, sich für die Wohnbauförderungsmittel einzusetzen. Das heißt, ich möchte eigentlich die Vorgangsweise beibehalten, mich persönlich darauf zu verlassen, dass es hier eine Gemeinsamkeit mit den anderen Bundesländern gibt. Darauf verlasse ich mich mehr als auf die Positionen des Finanzministers, ganz gleich, ob er gerade blau war oder schwarz ist oder wo immer er gerade hingehört. 

Zur Unterstellung am Anfang, dass wir das aus taktischen Momenten in der Fragestunde diskutieren, kann ich nur sagen: Es ist mehr als ein taktischer Moment, wenn wir in dieser Stadt keine Wohnung mehr bauen könnten. Es ist ein elementares Lebensbedürfnis der Bevölkerung, Wohnungen zur Verfügung zu haben und auch die Stadterneuerung greift in die elementaren Lebensbedürfnisse der Bevölkerung so ein, dass das Wort „Taktik“ eigentlich nicht angebracht ist.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Al-Rawi.

Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Danke für die Beantwortung. Wir haben gesehen, dass so ein Vorstoß eine katastrophale Wirkung auf die Wohnbaupolitik dieser Stadt haben würde, aber auch für die Bauwirtschaft. Was das für die Erhaltung der Arbeitsplätze bedeutet, das wissen wir alle. 

Nun hoffe ich, dass solche Vorstöße von Finanzminister Grasser, der ja in letzter Zeit mit Vorschlägen geglänzt hat, die dann nicht realisiert worden sind - ich denke da an die Steueramnestie, ich denke da an die glorreiche Idee, Ländern in Europa wegen zu hohem Budgetdefizit das Stimmrecht zu entziehen -, auch nur eine Schnapsidee bleiben werden und dass es uns im Rahmen der Ausgleichsverhandlungen gelingen wird, das abzuwehren. 

Sollte es gelingen, diese Wohnbauförderung im vollen Umfang für Wien zu erhalten, wie sollten diese Mittel in Zukunft verwendet werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich glaube, dass wir jetzt schon beweisen, dass wir diese Mittel sowohl für den Arbeitsmarkt als auch für die Bevölkerung im Wohnbereich einsetzen, damit wir das Verhältnis von Angebot und Nachfrage regulieren und damit neue Stadtteile errichten und große Teile der Stadt sanieren. 

Es wird aber in Zukunft sicher die Frage auch der Subjektförderung eine stärkere Rolle spielen, denn je höher die Arbeitslosigkeit ist, je geringer die Einkommen der Bevölkerung sind, umso mehr ist die Hilfe für den Einzelnen notwendig. Also, eine weitere Präzisierung in der Wohnbauförderung für die sozial Schwächsten in der Stadt ist sicher genau so vorzunehmen wie die konsequente Verfolgung ökologischer Ziele, wo wir in einigen Bereichen, etwa in der Sanierung, eigentlich erst am Anfang stehen.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die 1. Frage beendet. 

Die 2. Frage (FSP/02790/2004/0002-KGR/LM) wurde von Herrn Abg Dipl Ing Martin Margulies gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Der am 30. Juni 2004 zur Beschlussfassung durch den Landtag aufliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des Sozialhilfegesetzes normiert durch den neugeschaffenen § 34 Abs 3 den Fonds Soziales Wien in Belangen der Gewährung von Unterkunft in einem Haus für Obdachlose und von Pflege neben dem Land Wien (§ 34 Abs 1) als Träger der Sozialhilfe. Unbeschadet davon verbleiben jedoch hoheitliche Aufgaben (Erlassung von Bescheiden über die Gewährung von mit Rechtsanspruch ausgestatteten Leistungen, deren Entziehung, Rückerstattung oder auch Kostenersatz) beim Magistrat als Bezirksverwaltungsbehörde (vgl dazu MA 15-II-2-1040/ 2004, Erläuterungen, S 9 letzter Absatz). Halten Sie es für zulässig, dass bei einem etwaigen auf eine Einzelperson abstellenden durch den Magistrat per Bescheid festgestellten Rechtsanspruch auf Unterstützung im Bereich der Pflege nach dem Wiener Sozialhilfegesetz, der mit dem Bereich der Pflege beauftragte Sozialhilfeträger(in diesem Fall der Fonds Soziales Wien) zusätzliche Kriterien im Sinne der eigenen Satzungen und Förderrichtlinien entwickelt, welche die Durchsetzbarkeit des Bescheids in Frage stellen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Zu Ihrer kurzen mündlichen Anfrage darf ich Ihnen Folgendes mitteilen: Der heute dem Landtag zur Beschlussfassung vorliegende Gesetzesentwurf zur Änderung des Wiener Sozialhilfegesetzes sieht vor, dass der Fonds Soziales Wien als Sozialhilfeträger dem Magistrat als Bezirksverwaltungsbehörde vorgeschaltet wird. Leistungen im Rahmen der Pflege sowie der Gewährung von Unterkunft in einem Haus für Obdachlose im Rahmen der Sozialhilfe werden zunächst nach den Förderungsrichtlinien des Fonds Soziales Wien erbracht.

Diese Leistungen sollen der Art und dem Umfang entsprechen, die das Wiener Sozialhilfegesetz dem einzelnen Hilfesuchenden einräumt. Am Grundsatz, 
dass auf Leistungen der Sozialhilfe ein durchsetzbarer Rechtsanspruch eingeräumt wird, ändert sich durch den Gesetzesentwurf nichts. Die Förderrichtlinien des Fonds Soziales Wien werden den geltenden Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes entsprechen. Sollte ein Hilfesuchender der Meinung sein, die ihm zustehende Leistung oder Sozialhilfe nicht oder nicht im vollen Umfang erhalten zu haben, wird der Magistrat als Bezirksverwaltungsbehörde wie bisher einen Bescheid über seinen Antrag zu erlassen haben. 

Das im Gesetzesentwurf vorgesehene Modell wird somit dergestalt funktionieren, dass der Fonds Soziales Wien faktische Leistungen im Bereich der Pflege und der Gewährung von Unterkunft in einem Haus für Obdachlose im Rahmen der Sozialhilfe erbringt. 

Erst wenn der Hilfesuchende der Ansicht ist, dass sein geltend gemachter Bedarf auf Pflege oder Gewährung von Unterkunft nicht oder nicht ausreichend gedeckt ist, kann er einen Bescheid durch den Magistrat erwirken. Da die Hilfeleistung durch den Fonds Soziales Wien einem allfälligen Bescheid somit vorgelagert ist, kann dieser auch keine zusätzlichen Kriterien entwickeln, weil sie die Durchsetzbarkeit eines Bescheids in Frage stellen könnten. Im Übrigen wird sich der Fonds Soziales Wien bei der Gewährung von Hilfeleistungen, wie bereits ausgeführt, selbstverständlich an die Vorgaben des Wiener Sozialhilfegesetzes halten und überdies ein enges Einvernehmen mit der Magistratsabteilung 15 als der im Magistrat zuständigen Stelle pflegen.

Dieses Modell wird aufgrund der Struktur des Fonds Soziales Wien im Ergebnis somit eine raschere und effizientere Unterstützung von Hilfe suchenden Menschen bewirken und somit zu einer spürbaren Verbesserung der Situation für diese Personengruppe führen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es ist bedauerlich, wenn Sie jetzt normieren, dass gerade Menschen, die auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen sind, erst unzufrieden sein müssen, bevor sie Ihrer Meinung nach laut Gesetz einen Anspruch darauf haben, tatsächlich einen Bescheid zu erwirken und dass es nicht umgekehrt ist, dass es selbstverständlich ist, dass Menschen, denen geholfen werden muss, die bestimmte Bedürfnisse haben, natürlich prinzipiell einen Anspruch auf Feststellung per Bescheid haben, welche Leistungen ihnen tatsächlich zustehen. 

Aber Sie haben eine andere Sache angesprochen, die meines Erachtens mindestens eben so dramatisch ist. Sie reden über Förderrichtlinien und Satzungskonformitäten. Und jetzt ist die Situation so: Was sollen wir davon halten, wenn der Fonds Soziales Wien auf nicht absehbare Zeit, aber zumindest im nächsten halben Jahr, in den wesentlichsten Bereichen, wo der Fonds Soziales Wien zuständig ist - Bereich Behindertenhilfe, Pflegebereich - nicht satzungskonform arbeiten wird und auch nicht arbeiten wird können und die Förderrichtlinien nach wie vor nicht eingehalten werden, geschweige denn erstellt sind? Sie verlangen, dass an den Fonds Soziales Wien übertragen wird, obwohl keine Förderrichtlinien existieren. Wir akzeptieren, dass Menschen, die Unterstützung benötigen, erst dann einen Bescheid erhalten, wenn sie unzufrieden sind und dies an einen Fonds Soziales Wien, der das kommende halbe Jahr weder satzungskonform arbeiteten kann noch Förderrichtlinien hat. 

Ist es wirklich in Ihrer Intention, dass die Sozialhilfe in Wien, aber natürlich auch die Behindertenhilfe, auf Beinen abgewickelt werden, wo gegenwärtig nicht sichergestellt ist, dass der Fonds Soziales Wien satzungskonform arbeitet und die Idee, die dahintersteht, deshalb schon gar nicht durchgeführt werden kann, weil die Förderrichtlinien nach wie vor nicht existieren? Das heißt, der Sozialhilfeträger, der Co-Sozialhilfeträger Fonds Soziales Wien wird, sofern das Gesetz heute durchgeht, zumindest bis zum Ende dieses Jahres und voraussichtlich noch viel längere Zeit nicht auf dem Boden seiner eigenen geschaffenen Satzungen arbeiten. 

Halten Sie das wirklich eines Rechtsstaates würdig auch in dem Sinne, dass gerade für Menschen, die Unterstützung benötigen, ein ganz klar rechtlich strukturierter Zugang zu ihren Unterstützungsmöglichkeiten gegeben sein müsste?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Zunächst einmal verlange ich von Ihnen gar nichts. Ich habe gar kein Recht zu verlangen, dass Sie dem zustimmen, was hier vorgeschlagen wird, weil es das Wesen der Demokratie ist, dass Sie das anders sehen. Ich meine, ich verlange von Ihnen das nicht. 

Ich möchte nur noch einmal darauf hinweisen, dass jemand, der mit der Sozialhilfe und ihrem Rechtsanspruch zufrieden ist, dass er es so für richtig ansieht und die Hilfe daher auch bekommen hat, in Wirklichkeit die Ausfertigung eines Bescheids unmittelbar auch gar nicht braucht. Und derjenige, der meint, er sei hier unzufrieden - um bei Ihrer Diktion zu bleiben -, bekommt selbstverständlich auch den Bescheid ausgestellt und kann sohin natürlich auch jeden Rechtsweg ausnützen. Was da unsozial, verquer oder sonstwie sein soll, das tut mir Leid, das kann ich nicht nachvollziehen, denn aus meiner Sicht besteht hier nicht die geringste Idee einer Verkürzung rechtlicher Möglichkeiten, die für den Einzelnen besteht. Aus meiner Sicht gesehen besteht hier eher eine Beschleunigung all der Verfahren, die es notwendigerweise gibt. Daher kann ich da Ihre Argumentation nicht nachvollziehen, was wieder mein gutes Recht aus dem ist, wie ich einleitend sagte. 

Was das Zweite betrifft, so sind Übergangsphasen natürlich immer schwierig. Das will ich gar nicht verhehlen. Aus meiner Sicht heraus gesehen ist selbstverständlich altes Recht dann zu Ende, wenn neues Recht auch entsprechend geschaffen wird. Daher bin ich davon völlig überzeugt, dass auch in der Übergangsphase auf der Basis des Wiener Sozialhilfegesetzes die entsprechenden Förderungen und Unterstützungen ausbezahlt werden, sodass für den Einzelnen kein Problem entsteht. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Wir werden heute das Sozialhilfegesetz beschließen. Sie werden es mit Ihrer Mehrheit beschließen. Es gibt aber eine Reihe von anderen Gesetzen, die heute zur Diskussion stehen. Wir haben diese Gesetzesvorlagen und die Begutachtungen, das sind 337 Seiten, 2 Tage vor Beschlussfassung im Ausschuss erhalten. 

Hier geht es mir um ein demokratiepolitisches Problem und ich hätte gerne gewusst, wie Sie das beurteilen, dass man den Oppositionsparteien 337 Seiten unglaublich wichtiger Gesetze wie eben Sozialhilfe-, Behindertengesetz, Grundversorgung und so weiter 2 Tage vor Beschlussfassung im Ausschuss zur Verfügung stellt? Wie, ich würde sagen na ja gearbeitet worden ist, sieht man ja schon daran, dass bereits heute, bevor noch die Gesetze beschlossen sind, ein Abänderungsantrag vorliegt, wo eine Reihe von legistischen Änderungen vorgenommen werden, weil sich in der Zwischenzeit eben schon herausgestellt hat, dass man das sehr schludrig gemacht hat. 

Meine Frage daher: Wie sehen Sie das als demokratiepolitischer Landeshauptmann, dass man mit der Opposition so verfährt? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich will nicht verhehlen, dass es mir sehr viel lieber ist, wenn rechtzeitig Gesetze vorgelegt werden, sodass sie auch entsprechend diskutiert werden können. Aber Gesetze sind ja keine unbekannte Materie. Ich denke, dass wir insgesamt ein halbes Jahr oder mehr als ein halbes Jahr über dieses Thema diskutiert haben und ich daher jedenfalls auch keine inhaltliche Verkürzung erkennen kann. 

Aber ich kann das schon nachvollziehen, was Sie hier meinen, denn auf der Bundesebene werden Gesetzesvorlagen oft als Tischvorlage in die Ausschüsse eingebracht und die Begrifflichkeit von speed kills stammt ja auch nicht von uns. Also so gesehen kann ich schon nachvollziehen, was Sie hier meinen und will mich gerne bemühen, dass auch die konkrete Diskussion zu konkreten Gesetzestexten entsprechend vorgelegt wird. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Landeshauptmann! (Lhptm Dr Michael Häupl: Guten Morgen!)

Sie waren bei der vorigen Frage noch etwas besser gelaunt als bei der jetzigen. Ich hoffe, durch meine Zusatzfrage nicht dazu beizutragen, Ihre Stimmung wieder zu verschlechtern, obwohl mir das üblicherweise gelingt, aber ich probiere es heute einmal anders. 

Ich könnte in diesem Sinne fragen, weil Sie das jetzt angesprochen haben über den halbjährlichen Diskussionsprozess zu den Gesetzen, jene Frage, die nicht mit den Gesetzen zusammenhängt, sondern nämlich mit dem, was der Fonds Soziales Wien nachher tun wird, nämlich in Angelegenheiten der nicht hoheitlichen Verwaltung im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung, denn dort wurde der Prozess durch die Sozialdemokratie abgebrochen. Da hat man begonnen, uns diese 20 Punkte der Geschäftseinteilung, die dann in Summe zirka 40 Prozesse bedeuten, im Zusammenwirken zwischen hoheitlicher und nicht hoheitlicher Verwaltung zu erklären. Wir sind aber bei 4 Prozessen stehen geblieben und die anderen 36 kennen wir noch nicht! Wenn ich wirklich unfair wäre und Sie provozieren wollte und dann vom Kollegen Kopietz den Zwischenruf der Frechheit bekommen würde, dann würde ich Sie fragen, wie diese 36 Prozesse ausschauen und ob Sie mir sie erklären können.

Das tue ich aber nicht, sondern ich frage Sie nur: Was werden Sie außerhalb dieser Fragestunde tun, damit wir bis zum 1. Juli diese 36 Prozesse noch so kennen, dass wir gegebenenfalls unsere Meinung hinsichtlich der Gesetze, die heute zur Diskussion stehen, so ändern, dass wir frohen Herzens noch zustimmen könnten? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich bin Ihnen ja wirklich dankbar, dass Sie um mein Wohlbefinden immer so bemüht sind. Ich erlebe das jetzt schon zum zweiten oder dritten Mal und ich finde das nachgerade rührend! Ich wollte gerade sagen, Ihre sozialdemokratische Erziehung hat offensichtlich doch Spuren hinterlassen (Heiterkeit bei der SPÖ.), die man daran erkennen kann und das freut mich ja auch sehr! Ich darf Ihnen aber versichern, dass Fragestunden hier oder Diskussionen mit Abgeordneten mein Befinden weder positiv noch negativ beeinflussen, sondern gar nicht, denn es würde, ehrlich gesagt, wenn dem so wäre, ein hohes Ausmaß an Unprofessionalität signalisieren und das will ich nicht unbedingt. 

Was nun Ihre eigentliche Frage betrifft, so will ich sie nicht in dieselbe Verlegenheit wie die Frau Kollegin Korosec bringen, denn Ihnen bis zum 1. Juli dieses Jahres 36 Prozesse zu erläutern, würde selbst wesentlich begabteren Pädagogen als mir relativ schwer fallen und Sie würden dann natürlich auch zu Recht anmerken, dass es in allzu kurzer Zeit so abgehandelt wurde. Noch dazu hege ich in mir die dumpfe Befürchtung, dass auch nach blitzartiger Abhandlung dieser 36 Prozesse Sie dem Gesetz trotzdem nicht zustimmen würden, weil ... (Abg Günther Barnet: Man soll sich nicht täuschen!) Es ist alles möglich, aber sagen wir, es ist sehr unwahrscheinlich (Abg Günther Barnet: Ich überlege!), sondern Sie würden wahrscheinlich auch morgen, nämlich am 1. Juli, dann hier herausgehen und sagen: Das ist viel zu kurz gewesen. 

Also es tut mir Leid, ich fürchte, ich werde Ihnen auch da nicht helfen können und ich hoffe sehr, dass wir - jetzt unabhängig von der kurzen Zeitspanne weniger Stunden, die wir noch dorthin haben - dann auch morgen Zeit genug haben, diese Diskussion fortzuführen, vor allem, was die reale Umsetzung betrifft. Ich lade Sie ja herzlich gerne dazu ein! (Abg Günther Barnet: Nehme ich an!) 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Margulies. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Jetzt hat mich tatsächlich etwas entfremdet und ich bin gespannt, was für Auswirkungen das auf den gesamten Verwaltungsapparat der Stadt Wien hat, dass es für Sie vollkommen egal zu sein scheint, dass ein Sozialhilfeträger tatsächlich satzungskonform arbeitet. Es ist für mich an und für sich nicht vorstellbar zu sagen, es ist vollkommen egal, es gibt Übergangsfristen, die im Übrigen in den verschiedenen Gesetzesänderungen nicht normiert sind und es ist vollkommen egal, es wird schon irgendwie gearbeitet. Dass die Stadt Wien auf dieser Basis tatsächlich Rechtsgeschäfte im weitesten Sinn sowohl mit KlientInnen als auch mit Trägerorganisationen in einer Größenordnung von rund 700 Millionen EUR abwickelt, ist meines Erachtens schon ein bisserl dramatisch. 

Nichtsdestoweniger, wenn man das dahingestellt lässt, bezieht sich die 2. Zusatzfrage auf die Möglichkeiten der Bundesvergabe. Der Fonds Soziales Wien wurde gegründet - und ich stehe dazu, das auch offen zu sagen -, dass man im Bereich der nicht prioritären Dienstleistungen das Vergabegesetz nicht zur Anwendung kommen lässt. Ja, das halte ich für in Ordnung, nur deutet gegenwärtig alles darauf hin, dass zumindest im kommenden halben Jahr und wahrscheinlich aufgrund der bestehenden Fristen noch viel länger innerhalb des Fonds Soziales Wien weiterhin mit Kontingentierungen und Tagsätzen im Bereich der Pflege und der Behindertenhilfe gearbeitet werden wird. Das heißt, dass es de facto kaum zu einer Veränderung kommt, außer dass man das halt vom Magistrat jetzt in den Fonds Soziales Wien überleitet und gleichzeitig Doppelgleisigkeiten schafft, aber in Wirklichkeit weder den von Ihnen erwünschten Einsparungseffekt hat, noch im Sinne besser und schneller für betroffene Menschen arbeiten kann. 

Glauben Sie wirklich, dass es zukunftsträchtig ist - und jetzt komme ich zu meiner Frage -, solche Modelle zu installieren, die in Wirklichkeit sogar die rechtsstaatliche Abwicklung in Frage stellen, wenn der Sozialhilfeträger nicht satzungskonform arbeitet, und gleichzeitig durch die Gesetzesänderungen sogar Sachen zu normieren, die man eigentlich abstellen will, weil die Legalzession, die im Sozialhilfegesetz normiert wird, jetzt auch für den Fonds Soziales Wien ja nur dann sinnvoll ist ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie reden bereits zweieinhalb Minuten, 2 Minu-ten stehen Ihnen ja nur zur Verfügung. Die Frage haben Sie gestellt. 

Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal habe ich jedes Verständnis für Ihre Emotionen, aber ich bitte Sie, sie auch mir zuzubilligen. 

Ich weise daher hier die Unterstellung, es sei mir vollkommen egal, ob und wie Sozialhilfe und Sozialhilfeleistungen hier in dieser Stadt funktionieren, auf das Allerschärfste zurück. Im Gegenteil. Ich halte das für eines der wichtigsten Dinge, die wir hier neben den ganzen Bereichen der Gesundheit und der Frage einer Forcierung des entsprechenden Wirtschaftswachstums zu erledigen haben. Es sind das die wesentlichsten politischen Punkte, die wir abzuhandeln haben und es ist mir daher überhaupt nicht wurscht! 

Selbstverständlich hätten wir es uns relativ einfacher machen können, indem wir Sozialhilferichtlinien ändern, Sozialhilfetagsätze einfach von Zeit zu Zeit anheben und das Ganze so belassen wie es ist. Das wäre wahrscheinlich viel einfacher gewesen. Ich bin aber zutiefst davon überzeugt, dass diese Reform, so wie wir sie hier gemacht haben, von einer ganz entscheidenden Bedeutung ist. Und selbstverständlich wird auch für diese Übergangsfrist eine rechtskonforme Sozialhilfeunterstützung möglich sein! Das ist ja überhaupt keine Frage! Und selbstverständlich werde ich auch darauf drängen, dass diese Übergangsfrist so kurz als möglich ist. Auch das ist überhaupt gar keine Frage.

Ich bitte Sie daher, die Unterstellung, dass es hier zu keinen rechtskonformen Geschäften kommt, einzustellen. Ich bitte Sie inständig darum, weil es da natürlich um mehr geht! 

Und genauso die Unterstellung von Sozialhilfekürzungen! Wer sich anschaut, wie viele Mittel die Stadt für Sozialhilfe ausgibt, mit welcher Situation wir hier konfrontiert sind, dann kann man da doch nicht unterstellen - und das ist genau jetzt gemacht worden -, dass wir Kürzungsabsichten im Bereich der Sozialhilfe haben! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das habe ich nicht gesagt!) Vielleicht ist da das Mikrofon kurzzeitig ausgefallen, aber genauso ist die Botschaft dazu bei mir hier auch angekommen! Das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen, dass das keineswegs die Absicht ist, weil auch die Realität dem vollkommen widerspricht.

Ich bitte zur Kenntnis zu nehmen, dass wir selbstverständlich daran interessiert sind, in dieser Stadt Sozialhilfe auf optimalem Niveau zu organisieren, um jenen, die unsere Hilfe am allerbittersten notwendig haben, auch tatsächlich helfen zu können. Das ist die Zielsetzung dabei und dem dient auch unsere Arbeit!

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Frage (FSP/02787/ 2004/0001-KVP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Gerstl gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Inwieweit ist der existierende Entwurf eines Parkabgabengesetzes ein Vorbote einer Entwicklung in Richtung Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf das gesamte Wiener Stadtgebiet?

Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die Wiener Parkraumbewirtschaftung ist ein besonders wirksames auch im internationalen Vergleich sehr erfolgreiches Instrument der städtischen Verkehrspolitik, deren Nettoeinnahmen zweckgewidmet für Maßnahmen zur Erleichterung des innerstädtischen Verkehrs zur Verfügung stehen.

Eine weitere flächenmäßige Erweiterung des bestehenden Parkraumbewirtschaftungsmodells ist derzeit nicht vorgesehen. In diesem Sinne sieht auch der vom Wiener Gemeinderat beschlossene Masterplan Verkehr - Wien 2003 vor, dass dieses bewährte und an die Kurzparkzonen nach der Straßenverkehrsordnung anknüpfende Modell für das bestehende Bewirtschaftungsgebiet beibehalten werden soll.

Abgesehen davon treten jedoch in der Nähe von Veranstaltungsstätten - zum Beispiel Wiener Stadthalle - immer wieder zeitlich beschränkte Überlastungen auf. Wenn sich solche publikumsintensiven Einrichtungen in Wohngebieten mit einer hohen Bevölkerungsdichte befinden, kann an Tagen, an denen die Veranstaltungen stattfinden, vorwiegend in den Abendstunden mit den vorhandenen Parkmöglichkeiten nicht das Auslangen gefunden werden.

Die Stadtplanung hat daher Überlegungen angestellt, im Rahmen eines Pilotversuchs zu testen, inwieweit eine Rationierung von Verkehrsflächen im Nahbereich einer publikumsintensiven Einrichtung zweckmäßig ist. Die Durchführung dieses Pilotversuchs würde jedoch einer entsprechenden landesgesetzlichen Rechtsgrundlage bedürfen. Aus diesem Grund wurde entsprechend den Wünschen der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr von der Finanzverwaltung ein diesbezüglicher Gesetzesentwurf erstellt und einer internen Begutachtung unterzogen. Die Prüfung dieses Gesetzentwurfs ist noch nicht abgeschlossen. 

Zusammenfassend halte ich daher nochmals fest, dass derzeit geprüft wird, inwieweit durch den Entwurf eines Wiener Parkabgabengesetzes die Durchführung eines Pilotversuchs im Nahbereich einer publikumsintensiven Einrichtung ermöglicht werden kann. Eine Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf das gesamte Wiener Stadtgebiet ist jedoch nicht vorgesehen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Gerstl, bitte.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich bedanke mich für die Klarstellung und bitte Sie, für den Fall des Einbringens des Parkabgabengesetzes auch genau darauf zu achten, dass die Zielsetzungen, die Sie jetzt genannt haben, auch in diesem Gesetz verwirklicht werden, denn nach dem derzeitigen Stand des Gesetzes schaut es überhaupt nicht danach aus, dass es wirklich nur auf einzelne publikumsintensive Einrichtungen beschränkt wird und es sich nur auf das Modell Stadthalle beschränkt, sondern dass es im Grunde sehr extensiv auf fast alle Gebiete Wiens ausgelegt werden kann.

Ich bitte Sie, gerade darauf zu schauen. Vor allem heißt es in diesem Gesetz auch, dass die Abgabe pro halbe Stunde auf bis zu 1,50 EUR erhöht werden kann. 

Ist das auch Ihre Intention oder haben Sie hier eine andere Intention?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Grundintention, die Sie zunächst genannt haben, nämlich dass ich darauf achten soll, dass das eingehalten wird, was ich hier gerade dazu gesagt habe, teile ich natürlich, sonst hätte ich es nicht gesagt. Das ist überhaupt gar keine Frage.

Was die 2. Frage betrifft, so ist meine Meinung dazu noch nicht festgelegt, denn es ist ja die Diskussion dazu noch nicht abgeschlossen. Ich werde das natürlich auch zu gegebener Zeit mit dem Herrn Verkehrsstadtrat besprechen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Josef Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Ihre Aussagen, dass derzeit keine flächendeckende Parkraumbewirtschaftung in Wien vorgesehen ist, beruhigt etwas, wobei das Wort „derzeit“ natürlich schon die Hoffnungen der Autofahrer und der Steuerzahler einschränken wird.

Die Frage der Parkraumbewirtschaftung trifft aber auch das m-parking. Sie wissen, dass im 1. Quartal des Vorjahrs ein Pilotversuch stattgefunden hat, der positiv verlaufen ist und m‑parking eingeführt worden ist. Es gibt leider Gottes bei m‑parking die Situation, dass es hier im Vorfeld zu Falschinformationen gekommen ist. In einer Presseaussendung der Telekom Austria wurde darauf hingewiesen, dass m‑parking per SMS bezahlt werden kann und man damit den Weg zum Auto nicht mehr machen muss. Man kann einfach per SMS verlängern. Es hat sich dann herausgestellt, dass die Kurzparkzonenverordnung des Bundes diese m‑parking‑Lösung nicht als Kontrollinstrument vorsieht. Seitdem sind mehr als eineinhalb Jahre vergangen. Ihre zuständigen Landesregierungsmitglieder haben es bisher nicht geschafft, dafür eine entsprechende Lösung zu finden.

Meine konkrete Frage daher: Könnten Sie sich vorstellen, dass Sie als Landeshauptmann von Wien Ihr Gewicht in Kontakten mit der Bundesregierung einbringen, dass in Zukunft dieses m-parking als Kontrollinstrument eingeführt wird und damit den Autofahrern doch etliche Erleichterungen geschaffen werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich weiß nicht, ob mein Gewicht dafür hinreichend ist, sich beim Herrn Vizekanzler hier entsprechend durchzusetzen, denn möglicherweise ist er anderes gewohnt. 

Ich darf schon darauf hinweisen, dass es sich hier um eine Angelegenheit des Bundes handelt. Einmal mehr sind sicherlich der Kollege Schicker und auch ich bereit, mit dem Herrn Vizekanzler darüber zu reden, denn wir haben - und das verhehle ich hier nicht und das will ich durchaus auch anerkennend festhalten - eine ganze Reihe von sehr wichtigen Problemen für die Stadt Wien mit ihm in sehr konstruktiver Weise lösen können, im Gegensatz zum Herrn Finanzminister. So kann ich mir gut vorstellen, dass wir auch dieses Problem lösen können.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Mit den Einnahmen aus diesem Gesetz folgend werden in Wien zahlreiche Garagen errichtet. Rund um diese Garagenproblematik geht es immer wieder um die Frage: Wird der Anrainer in die Entscheidungen, wo Garagen gemacht werden, einbezogen? Da gibt es immer diese Frage der AnrainerInnenbefragung.

Ich hätte ganz gerne einmal Ihre Meinung hier im Landtag dazu gehört, ob - als Beispiel - das Vorgehen des Herrn Bezirksvorstehers im 5. Bezirk zur Bacherpark‑Garage Ihrer Meinung nach das richtige war?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Wir wissen beide, dass Garagen natürlich immer auf eine geteilte Ablehnung oder auch Zustimmung stoßen. Das ist meistens so: Jene, die einen Parkplatz in der Garage bekommen, sind dafür und jene, die keinen bekommen oder die kein Auto haben, sind dagegen. Natürlich stellt sich Verkehr immer als Problematik dar.

Wenn ich mir auf der anderen Seite aber anschaue, wie hoch hier in der Stadt die Nachfrage ist, einen Parkplatz auch zu bekommen und wie sehr argumentiert wird – allerdings nicht in Bürgerinitiative-Form, sondern auch in öffentlichen Diskussionen –, wie wichtig es ist, dass sich beispielsweise das Herumfahren von Parkplatz suchenden Autos um Wohnhäuser und um Wohnblocks aufhört und daher dort eine Garage gebaut werden kann, dann frage ich mich ohnehin, warum man dort, wo es anscheinend kein so hohes Interesse gibt, zu einer entsprechenden Garage zu kommen, versucht, eine zu bauen und in den unzähligen Fällen, wo man solche Garagen wünscht, sie dann nicht baut. 

So gesehen bekenne ich mich offensiv dazu, dass man hier zu entsprechenden Befragungen kommt und das ausschließlich auf die unmittelbaren Bewohner des Hauses oder der umliegenden Häuser, wo diese Garagen gebaut werden sollen, beschränkt bleibt. Ob das nicht in einem größeren Umfeld passiert, das sei dahin gestellt. 

Ich bekenne mich auf der anderen Seite aber auch zur Bezirksdemokratie und werde daher mit Sicherheit Entscheidungen eines Bezirksvorstehers in dieser Frage nicht konterkarieren. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Sie haben erklärt, dass die Parkraumbewirtschaftung in den vergangenen Jahren ein sehr erfolgreiches Modell war. Heute, glaube ich, können wir von der Tatsache ausgehen, dass die Parkraumbewirtschaftung nicht mehr das erfüllt, was sie vor 10 Jahren erfüllt hat, denn ich weiß schon, dass es Ihnen vielleicht nicht so auffällt, da Sie die Gnade haben, mit einem Dienstwagen durch Wien zu fahren und daher keinen Parkplatz suchen müssen, dass gerade in den Bezirken 6, 7, 8 und 9trotz Parkraumbewirtschaftung kein freier Parkraum mehr vorhanden ist.

Viele Bürger, die in diesen Bezirken ein Parkpickerl gelöst haben, haben jetzt keine Chance mehr, einen Parkplatz auf öffentlichen Flächen zu finden.

Welche Maßnahmen stellen Sie sich dabei vor, damit in Zukunft auch derjenige, der in innerstädtischen Bezirken ein Kraftfahrzeug hat, auch einen Parkplatz in solchen Gebieten erhält, wo heute das Parkpickerl nicht mehr ausreicht? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Herr Abgeordneter!

Sie dürfen mir glauben, ich bin nicht so weltfremd um nicht zu erkennen, dass es da auch durchaus Probleme gibt, einen Parkplatz zu finden. Ich persönlich glaube allerdings, dass gerade in den Inner-Gürtel-Bezirken die Verhältnisse im Vergleich zu vor 10°Jahren doch deutlich besser geworden sind. Das ist überhaupt gar keine Frage. Aber ich bin sehr empfänglich für Vorschläge von Ihrer Seite zu Maßnahmen, die in Richtung der Restriktion des Autoverkehrs gerade in den Inner-Gürtel-Bezirken gehen. Ich bin für jeden Vorschlag dankbar. 

Ich darf Ihnen nur versprechen, dass wir das in Akkordanz mit der Wiener Wirtschaft auch umsetzen werden, weil dieses Spielchen machen wir natürlich nicht. Wir werden daher diese Diskussion gerne weiter führen, aber in Akkordanz mit der Wirtschaft und der Wirtschaftskammer. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP/02788/2004/0001-KFP/LM). Sie wurde vom Herrn Abg Heinz-Christian Strache gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Können Sie, Herr Landeshauptmann, vor dem Hintergrund der Warnung des Münchner Instituts für Wirtschaftsforschung (Kronen Zeitung vom 11. Juni 2004) garantieren, dass das Wiener Sozialhilfegesetz in seiner derzeitigen Fassung ausreicht, um einen allfälligen Anspruch zugewanderter selbstständiger oder erwerbsloser Osteuropäer auf Sozialhilfe auszuschließen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Das ist eine sehr typische und wahrscheinlich auch sehr zielgerichtete Frage, die Sie hier stellen, denn wenn man sich den "Kronen Zeitung“-Artikel, den Sie in dieser Frage zitieren, genau anschaut, dann ist dort auch deutlich erkennbar, wo die Schwierigkeit liegt, aber vor allem ist auch ganz klar benannt, wo Verursacher sitzen. Daher kann ich Ihnen als jemand am End of pipe-Betroffener nur sagen: Nein, selbstverständlich kann ich das nicht garantieren, weil ich selbstverständlich Europarecht, Europäische Gerichtshof-Urteile nicht garantieren kann und selbstverständlich auch nicht nationales Recht beeinflussen kann. Also so gesehen ein klares: Nein, ich kann Ihnen das nicht garantieren. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Strache

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, wir haben im § 7a des Wiener Sozialhilfegesetzes den Bereich, wo auch jener Personenbereich beschrieben wird, dem neben den österreichischen Staatsbürgern eben auch Sozialhilfeleistungen zustehen. 

Unter welche Gruppe des § 7a des Sozialhilfegesetzes fallen jetzt jene Osteuropäer, die seit 1. Mai auch Mitglied der Europäischen Union geworden sind und hier einreisen und dann eben als Erwerbslose beziehungsweise als Selbstständige hier sind? Das wäre interessant, weil das zu beurteilen ist entscheidend, um vielleicht auch Abänderungen in unserem, sprich Ihrem Bereich des Landes Wien vornehmen zu können. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also wenn Sie mich nach dieser Fachfrage fragen, so wissen Sie ja genauso gut wie ich, dass diese Leistungen nach Europarecht auf EWR-Bürger abgestellt sind. Das sind EU-Bürger plus Norwegen und Island. Alle, die sich hier gemäß dem Fremdenrecht und gemäß dem Sozialhilfegesetz legal aufhalten, sollen danach auch entsprechenden Anspruch haben. Dazu gibt es, wie Sie ebenfalls wissen, zwei Richtlinien der Europäischen Union und ein anhängiges Verfahren aus Deutschland beim Europäischen Gerichtshof. 

Das sind wesentliche Entscheidungsparameter, die es dafür gibt und der Personenkreis selbst ist klar benannt: Staatsbürger aus dem EWR-Raum, die hier legal Aufenthalt haben.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Es liegt schon fast in der Natur der Sache, dass meine Frage in eine andere Richtung geht als jene der Freiheitlichen Partei. 

Wir hatten vor der letzten Wiener Wahl ein Versprechen der StRin Laska, wo es hieß, sie möchte dafür sorgen, dass auch Fremde, als jetzt nicht EU-Bürger, sondern die Menschen, die im Sozialhilfegesetz als Fremde bezeichnet werden, Sozialhilfe bekommen und zwar nicht „können bekommen“, also nicht als Kann-Bestimmung, sondern als einen Rechtsanspruch, sodass auch diese Menschen einen Rechtsanspruch haben. Wir haben uns über dieses Versprechen wahnsinnig gefreut und mit uns viele Menschen, die im Sozialbereich in Wien arbeiten, und mussten nun feststellen, dass eine Reform kommt, ohne dass dieses Versprechen eingelöst wurde. Es bleibt auch weiterhin eine Kann-Bestimmung. 

Mich würde jetzt interessieren: Warum ist das so? Warum gibt es da ein Wahlversprechen und dann bleibt alles beim Alten und Fremde erhalten weiterhin keinen Rechtsanspruch auf Sozialhilfe?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann:

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abg Jersualem, ich glaube, wir beide verkennen nicht, dass die Diskussion eigentlich in eine ganz andere Richtung geht. Wenn ich mir beispielsweise heute Entwicklungen anschaue, auch in Österreich selbst, ich brauche gar nicht von europäischen Ländern reden, dann geht der Weg in eine andere Richtung und man versucht - Stichwort niederösterreichisches Sozialhilfegesetz - in die Richtung zu gehen, dies so lange als möglich hinauszuschieben. Ich persönlich bin der Auffassung, dass wir dies in Österreich zumindest einmal entsprechend akkordieren müssen, denn wir haben nichts davon, wenn aus allen europäischen Ländern, weil Sie ja offensichtlich weit über die EU-Grenzen respektive EWR-Grenzen hinausgehen, Menschen dann zu uns kommen, um sich Sozialhilfeanspruch, Sozialhilfe abzuholen, von denen wir wissen, dass unsere Sozialhilfe weit über dem liegt, was dort - wenn ich es mit den Löhnen in der Türkei vergleiche - die Erwerbslöhne sind. Ich fürchte sehr und hoffe, Sie geben mir aus Veritätsgründen Recht, dass wir dies finanziell nicht leisten können. Und ich bin nicht bereit, das zu tun, was beispielsweise auch die rot-grüne Regierung in Deutschland diskutiert: Dies wohl einzuführen, aber gleichzeitig die Sozialhilfe für alle auf ein entsprechendes Unterminimum - würde ich sagen - zu senken. Das heißt, dass alle entsprechend weniger bekommen. Das würde ich nicht unterstützen, das würde ich nicht machen.

Wie man die finanziellen Probleme bei Ihrem Vorschlag, der hier auch gemacht wurde, löst und ob das jetzt ein Versprechen der Frau Vizebürgermeister war oder nicht, das kann ich jetzt und zur Stunde hier nicht nachvollziehen, nehme es aber einmal so wie Sie es gesagt haben, denn es ändert nichts an der Tatsache, dass ich fürchte, dass dies eine finanziell für uns nicht leistbare Sache sein wird.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Ich hätte zwar ursprünglich etwas anderes fragen wollen, aber diese letzte Auskunft lässt mich Sie doch direkt fragen: Welche Strategie werden Sie dann einschlagen, um aus dieser Schere zwischen Anspruchsberechtigten und der Möglichkeit der Finanzierung herauszukommen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Es liegt ja relativ klar auf der Hand: Es ist zum einen zu sehen, wie sich die Rechtsentwicklung auf der europäischen Ebene vollzieht, insbesondere ist auch die Frage des Spruchs des Europäischen Gerichtshofs in dieser deutschen Causa zu beobachten. 

Zum Zweiten bin ich außerordentlich dafür, dass hier ein Wettbewerb im Hinauflizitieren oder Dumping österreichischer Bundesländer völlig falsch ist. Ich habe daher vor einiger Zeit auch den Herrn Magistratsdirektor gebeten, sich mit Fachleuten und Experten in diesem Bereich zusammen zu setzen und hier Vorschläge zu entwickeln, die mit den anderen österreichischen Bundesländern vernünftigerweise zu akkordieren sind. Es ist nicht unser Verschulden, dass es zu dieser Situation gekommen ist, aber ich will auch nicht in die Situation kommen, dass man sagt: „Den Letzten beißen die Hunde und da kann man halt nichts machen.“

Also ich bin zutiefst davon überzeugt, dass uns hier Möglichkeiten einfallen werden, die dem humanitären Grundprinzip Rechnung tragen und uns trotzdem die Möglichkeit gegeben ist, dies auch entsprechend leistbar zu machen und diese Vorschläge auch mit den anderen Bundesländern zu akkordieren, denn auf Dauer hat es keinen Sinn, wenn wir unterschiedlich vorgehen. Das Problem ist das gleiche, Österreich ist ein viel zu kleines Land dafür. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Strache.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sie haben heute auch den Schuldigen genannt, nämlich die Lücke bei den Erweiterungsverträgen, die eben dieses Loch sozusagen aufgemacht hat, dass heute erwerbslose Osteuropäer in Wirklichkeit den Anreiz haben, natürlich zu uns zu kommen, um als Erwerbslose durch diese Lücke mehr Sozialhilfe im Westen erhalten zu können als Löhne im Osten gezahlt werden. Dass das natürlich irgendwo eine Widersinnigkeit darstellt, ist klar. 

Eine Widersinnigkeit auch deshalb, weil das natürlich die westeuropäischen Sozialstaaten massiv gefährdet, wenn das wirklich Methodik ist und gezielt ausgenützt wird, weil wir einfach vor einer Situation stehen, wo wir uns das nicht leisten können, wenn solche Schlupflöcher in den Mengen ausgenützt werden wie man sie offensichtlich vom Institut für Wirtschaftsforschung aus München errechnet hat. 

Zur konkreten Frage. Nur darauf zu warten, dass jetzt der Europäische Gerichtshof entscheidet, kann eine Lösung sein. Ich denke trotzdem, dass man überlegen sollte, was man selbst veranlassen kann, um im Wiener Sozialhilfesystem eventuell dieses Schlupfloch in einer rechtlich korrekten Art und Weise zu schließen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wir teilen zwar die Analyse, aber wir haben nicht die gleiche Motivation, die möglicherweise dahinter steht, denn so genau haben wir das noch nicht diskutiert. 

Grundsätzlich gehe ich davon aus, dass wir dabei nicht nur eine rechtlich einwandfreie Lösung, sondern auch eine humanitär einwandfreie Lösung zu finden haben, denn ich bin der Auffassung, dass die Situation, wie sie uns zur Stunde vorgegeben ist, im rechtlichen Rahmen der Europäischen Union eine zutiefst unbefriedigende ist, weil sie zu Situationen führt, die für uns finanziell und wahrscheinlich auch aus vielen anderen Gründen nicht bewältigbar ist. Ich verweise hier auf das Stichwort der regionalen Konflikte in der Slowakei oder auch eines entsprechenden Konflikts zwischen der Slowakei und Ungarn in dieser Frage. 

Aber auf der anderen Seite möchte ich eine Lösung haben, die anspruchsvoller ist, als dass wir lediglich versuchen, hier eine Rechtsnorm zu setzen, die halt versucht, diese Lücke zu schließen. Ich bin überzeugt davon, dass auch dieser mir zwar ein bisschen hilflos anmutende Versuch in Niederösterreich die Bewährungsprobe bezüglich seiner Rechtskonformität zumindest mit einer der beiden neuen EU-Richtlinien in der Causa noch nicht bestanden hat und dabei durchaus auch die Möglichkeit besteht, dass auch das entsprechend aufgehoben wird. 

Aber ich möchte, dass wir hier zu einer Lösung kommen, die rechtlich natürlich hält, die uns vor finanziellen aber auch politischen Problemen in dem Zusammenhang bewahrt und die auch unseren humanitären Anspruch, den wir daran stellen, entsprechend erhält. Und das ist der Versuch, den wir – einige Zeit haben wir ja noch – nun versuchen wollen zu unternehmen, hier eine Lösung vorzuschlagen und sie mit den anderen Bundesländern entsprechend zu akkordieren. Denn alle Bundesländer - auch von den Kärntner Kollegen weiß ich das - sind hier momentan auf der Suche nach einer Lösung und ich würde mir extrem wünschen, dass wir dabei zu gleichen Lösungen und nicht zu unterschiedlichen Lösungen kommen, weil dies die Handhabung in unserem kleinen Heimatland Österreich wesentlich erleichtern würde. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 5. Frage (FSP/02789/2004/0002-KSP/LM). Sie wurde von der Frau Abg Sonja Kato gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Wien arbeitet zur Zeit an einem neuen Stadtentwicklungsplan, Niederösterreich an einem Landesentwicklungskonzept. Wie sieht dabei die überregionale Zusammenarbeit und inhaltliche Koordination aus?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Präsident!

Zu Ihrer Frage, Frau Abgeordnete. Es wird zur Zeit sowohl in Wien als auch Niederösterreich an einem räumlichen Entwicklungskonzept gearbeitet. In Wien ist das der Stadtentwicklungsplan, in Niederösterreich das Landesentwicklungskonzept. Die Wege sind hier sehr vergleichbar und sehr ähnlich. 

Das Land Niederösterreich hat den ersten Teil des Landesentwicklungskonzepts, die so genannte Strategie in Niederösterreich, bereits im Landtag beschlossen. Das ist in etwa vergleichbar mit dem Strategieplan, den ich die Möglichkeit hatte, hier vor ein paar Wochen dem Gemeinderat vorzustellen und den wir jetzt in der Stadtentwicklungskommission diskutieren. Darauf aufbauend wird sowohl in Wien als auch in Niederösterreich ein räumliches Leitbild entwickelt, wo die Prinzipien und Grundsätze und Ziele dieser Strategiepläne - der Strategie Niederösterreich und des Wiener Strategieplans - in die räumliche Entwicklung umgesetzt werden. Das Land Niederösterreich wird das räumliche Leitbild in einzelne Viertel aufteilen und bei dieser Diskussion, genauso wie bei der Entwicklung dieser Strategie Niederösterreich, sind die Experten des Landes Wien beigezogen und zu den Fachdiskussionen eingeladen. Und vice versa sind die Experten des Landes Niederösterreich bei unseren Beratungen zum Strategieplan beziehungsweise zum Stadtentwicklungsplan beigezogen. 

Der Stadtentwicklungsplan 2005 wird sich in einem Kapitel mit den Szenarien, Perspektiven und Leitbildern für die Strategie Wiens in und mit seinem Umland, also mit der Region, mit der Vienna Region, beschäftigen. Die Überlegungen dazu basieren zum Großteil auf den Überlegungen, die in dem Internetprogramm “JORDES“ angestellt worden sind. Hier gehen wir ja Richtung Bratislava und Györ über die Staatsgrenzen hinaus.

Wir haben weiters mit dem Land Niederösterreich und mit den Gemeinden rund um Wien vereinbart, dass wir kleinregionale Entwicklungskonzepte erarbeiten, die über die Landesgrenze hinweggehen. Die Entwicklungen gehen ja über die Landesgrenze, über die Stadtgrenze hinaus und es ist daher auch notwendig, sowohl mit der Landesebene, als auch mit den Gemeinden entsprechend Kontakt zu halten. 

Diese kleinregionalen Entwicklungskonzepte sind für die Donaustadt und das Marchfeld-Süd und für Wien-Nord, also für den 21. Bezirk und Teile des 22. Bezirks Marchfeld-West entwickelt worden. Für die Umsetzung dieser konzeptionellen Vorstellungen soll das Stadtumlandmanagement in den jeweiligen Grenzabschnitten eingesetzt werden und im Rahmen der Planungsgemeinschaft Ost die entsprechende organisatorische Deckung finden. 

Das ist zusammenfassend die Kooperation, die sich zwischen Wien und Niederösterreich bei der parallelen Erarbeitung des Stadtentwicklungsplans und des Landesentwicklungskonzepts ergeben. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Chorherr. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Diese prinzipiell ja sehr begrüßenswerten Initiativen darf ich projektbezogen mit meiner Zusatzfrage auf den Punkt bringen. 

Eine wirkliche Bedrohung der Wiener Nahversorgung sind die vor allem in Niederösterreich, aber auch im Burgenland wuchernden riesigen Einkaufszentren. Erst jüngst war wieder ein Artikel, der zeigt, dass Österreich, was Einkaufszentren auf der grünen Wiese betrifft, an der europäischen Spitze steht. Jetzt ist es momentan wirklich Bürgermeistern überlassen, ich nenne es fast Stadtgründungen vorzunehmen. Ich denke an das Parndorfer Outlet-Center, ich denke an den wunderbaren Konsumtempel Excalibur, wo am Wochenende die Leute mit ihren SUVs glücklich hinaufstauen, aber die Kaufkraft auch hinausfliegt. 

Meine Frage ist: Abgesehen von den konzeptiven Dingen, wo es ja viele gute – ich möchte ein bissel zynisch sagen – nette Konzepte gibt, aber wenn es ums harte Geld für eine Gemeinde geht, dann werden solche Konzepte rasch vergessen, was passiert konkret aus Ihrer Sicht, um dieses Wuchern der Einkaufszentren speziell im Wiener Umland zumindest zu begrenzen? Was tun Sie hier konkret? Können wir hier auf eine Änderung hoffen oder passiert das ohnehin weiter und parallel werden halt weiterhin nette Konzepte geschrieben?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Die Frage ist natürlich eine, die für die Entwicklung der Region sehr bedeutsam ist. Wir können aber in den letzten Jahren feststellen, dass die Reaktivierung der Wiener Einkaufsstraßen dazu geführt hat, dass sich Kaufkraftabflüsse nicht mehr verstärken. Im Gegenteil, es finden Verlagerungen wieder zurück in die Stadt statt. Das ist das Eine. 

Und das Zweite: Es finden natürlich Verlagerungen zwischen den peripheren Einkaufszentren statt. Die Shopping City Süd hat nicht mehr diese große Bedeutung. Da gibt es auch Tendenzen, von größeren Detailhändlern wieder komplett weg zu gehen. Dafür entstehen neue Einkaufszentren an anderen Standorten, die dann natürlich in etwa denselben Effekt haben wie die Shopping City Süd. Von Vorteil ist beides nicht. 

Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass es ganz offensichtlich für die Konsumenten nicht ganz so uninteressant ist, zu solchen Einkaufsmöglichkeiten zu fahren. Offensichtlich hängt das mit einer gewissen Eventkultur und einer Freizeitgestaltung zusammen, die nicht unbedingt meine ist, Ihre, nehme ich an, auch nicht, aber die offensichtlich viele, die in dieser Region wohnen, durchaus schätzen. 

Die Frage ist dann: Können wir vergleichbare Qualitäten innerhalb der Stadt anbieten, die es nicht notwendig machen hinauszufahren beziehungsweise die solchen Magnetcharakter haben, dass innerhalb der Stadt diese Qualitäten auch zur Verfügung stehen und für die Anreisenden aus Niederösterreich und dem Burgenland und der weiteren Region spannend wären? 

Ich denke, dass uns das gelingt. Es ist, wie gesagt, die Mariahilfer Straße und es sind andere Einkaufsstraßen in Wien durchaus auf dem Weg, hier den großen Einkaufszentren Konkurrenz machen zu können. Wir brauchen uns davor nicht mehr zu fürchten. 

Innerhalb Wiens, das wird Ihnen aufgefallen sein, ist das Ausufern dieser Einkaufszentren auf der grünen Wiese seit längerem nicht mehr im Gange. Wenn Sie sich daran erinnern, haben wir nach der so genannten Welle im Gewerbegebiet Stadlau mit einer Änderung der Wiener Bauordnung einen Riegel vorschieben können, dass derartige Ausnützungen der Bauordnung nicht mehr passieren können. Wir haben außerdem mit der Erschließung im öffentlichen Verkehr Attraktivität bei unseren Einkaufsstraßen anzubieten, sodass ich daher auch die große Konkurrenz nicht mehr fürchte. 

Was allerdings nachteilig ist, ist der Flächenver-brauch. Wir haben mit dem Land Niederösterreich vereinbart, dass es zu diesen Einkaufszentren die notwendige Raumverträglichkeitsprüfung gibt. Die ist sowohl in Niederösterreich als auch in Wien entsprechend verankert und wird auch durchgeführt. Die Problematik dabei ist, dass es innerhalb Niederösterreichs auch notwendig ist, die entsprechenden Schranken auf Landesebene zu verankern. Ich bin guten Mutes, dass nicht nur die Siedlungsaußengrenzen, die in Niederösterreich im Raumordnungsprogramm für das Wiener Umland enthalten sind, sondern auch diese Fragen für Einkaufszentren auf der grünen Wiese in den viertelweise zu erstellenden räumlichen Entwicklungsleitbildern, die dann zusammen das Landesentwicklungsprogramm Niederösterreich er-geben, enthalten sein werden.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Nachdem der Herr Kollege Chorherr jetzt nicht mehr antworten kann, nehme ich das sozusagen für ihn vorweg. Weil Sie gesagt haben, es gibt keine einkaufsmäßigen Wucherungen innerhalb der Stadtgrenzen von Wien, sage ich nur ein Wort dazu: Brachmühle.

Aber meine Frage geht in eine ganz andere Richtung. Ich meine, gemeinsame Konsultationen, Teilnahme an Beratungen des jeweiligen anderen Bundeslandes ist die eine Sache, aber eine neue Form etwa eines gemeinsamen Entwicklungsplans für eine Region, die sich gemeinsam entwickelt, wäre etwas ganz anderes. 

Ist für den Wiener STEP zumindest angedacht, im Akkord mit den Niederösterreichern, dass man etwa ein schönes großes Kapitel über die Entwicklung Wiens und des Umlandes vielleicht gemeinsam schreibt, das in beiden Plänen aufgenommen wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal zurück zur Einkaufszentrenfrage: Wir sollten auch nicht übersehen, dass wir innerhalb der Wiener Bauordnung die Möglichkeit geschaffen haben, dass wir eben diese größeren Verkaufsformen, über 2 500 Quadratmeter in Einkaufsstraßen, die als solche gewidmet sind, nicht mehr einer gesonderten Genehmigung unterziehen müssen. Das ist ein Riesenvorteil. Ich weiß, diesen Vorteil sehen manche Bezirke noch nicht, aber das ist ein Riesenvorteil gegenüber der sonstigen Regelung, wo man mit einer Raumverträglichkeitsprüfung noch einsteigen muss. Ich denke, dass wir hier auch für die Einkaufsstraßen eine große Möglichkeit zusätzlich eröffnet haben.

Was die Brachmühle betrifft, Herr Kollege Neuhuber: Sie ist in den wesentlichen Zügen, die Vorbereitung öffentlicher Auflage, vor meiner Zeit als Stadtrat gewesen. Ich verkenne nicht, dass sich das Brachmühlenprojekt an einem U-Bahn-Standort befindet und damit die Kriterien der Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln wesentlich besser erfüllt als so manches andere, das dort in der Gegend entstanden ist. Ich gehe davon aus, dass mit einer gewissen Redimensionierung an diesem Standort auch die Realisierung dieses Standorts möglich werden wird.

Zur Frage des gemeinsamen Kapitels: Wir haben das mit Niederösterreich besprochen. Wir werden ein solches Kapitel im Stadtentwicklungsplan haben, was die größere Region betrifft, und zwar nicht nur Wien/Niederöster-reich/Burgenland, sondern auch über die Stadtgrenze hinausgehend. Wir haben das an sich mit den Niederösterreichern auch in den Details abgestimmt. Niederösterreich wählt einen anderen Weg. Sie machen regionale Entwicklungsleitbilder, vier Stück davon, was bedeutet, es wird einen gewissen Unterschied in der Darstellung geben, weil es in Niederösterreich eben viertelbezogen ist.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte noch auf ein anderes Thema eingehen, was sicher für die Zusammenarbeit mit Niederösterreich, vor allem für Wien, von großer Bedeutung sein könnte.

Vorab nur, ich habe den Eindruck, dass die Zusammenarbeit von Wien mit Niederösterreich ähnliche Tendenzen aufweist, nämlich in der Wirkung für Wien, wie die jahrelange - unter Anführungszeichen - Zusammenarbeit zwischen Wien und den ÖBB. In Wirklichkeit ist bei beiden, wo man eine Zusammenarbeit gesucht hat, im Großteil immer Wien auf der Strecke geblieben beziehungsweise ist dann Wien nicht entgegengekommen.

Jetzt zur Frage der Pendler: Es gibt eine große Zahl von Einpendlern nach Wien. Ich habe schon ein-
mal gesagt, es kann nicht so sein, dass Leute, Familien zu Tausenden in Niederösterreich ihren Zweitwohnsitz haben, auch gewisse Steuerleistungen und der Konsum in Niederösterreich sind und dass man sich in der Früh ins Auto setzt und bis zur erstmöglich erreichbaren U‑Bahn-Station oder Park and Ride-Anlage fährt, die in Wien alle viel zu weit in der Stadt sind.

Meine Frage: Inwieweit ist entweder beim Landesentwicklungskonzept - das ist ja nur ein Konzept, Wien ist ein bisschen weiter in der Planung - oder im regionalen West-, Süd-, Ost- oder Nordkonzept vorgesehen oder gibt es Verhandlungen, dass Niederösterreich endlich dazu angehalten wird, denn gezwungen kann es nicht werden, an der Stadtgrenze Park and Ride-Anlagen für die Pendler, die von dort kommen und unseren Verkehr an sich stark belasten, sei es auch mit Unterstützung von Wien, zu bauen?

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Zu der Frage Bundesbahn und Stadt Wien: Das wäre durchaus ein eigenes Kapitel wert, wobei ich dazusagen muss, dass wir natürlich mit den Bundesbahnen in den vergangenen Jahrzehnten sehr viele Erfolge hatten. Ich hoffe, dass wir dort fortsetzen können, wenn die vakant gewordenen Vorstandsposten wieder besetzt sind und daher dort auch ein handlungsfähiger Vorstand besteht. Wir, die Sozialdemokraten, waren es jedenfalls nicht, die diese Vakanz herbeigeführt haben. Wir hätten durchaus auch andere Kandidaten für den Rechnungshofpräsidenten gehabt.

Zur Frage der Möglichkeit Park and Ride-Plätze zu errichten, darf ich darauf verweisen, dass die Planungsgemeinschaft Ost seit vielen Jahren diese Planung gemeinsam für Wien und Niederösterreich durchführt, dieses Konzept der Planungsgemeinschaft Ost in den vergangenen Jahren auch umgesetzt wurde und Wien finanzielle Beiträge dazu geleistet hat. Ich kann Ihnen jetzt vom Stand weg nicht sagen, wie viel wir mitgezahlt haben. Ich weiß aber, dass wir zum Beispiel, bei Groß-Schwechat die Anlage mitfinanziert haben. Das war eine der letzten, wo wir die Finanzierung beschlossen haben.

Es gibt an allen Schnellbahnästen Park and Ride-Anlagen in Niederösterreich, die bestens angenommen werden und immer wieder ausgebaut werden müssen, wenn ich nur an Baden denke, wo die Anlage regelmäßig zu klein geworden ist. Daran liegt es nicht. Es liegt eher daran, dass in den Zwischenräumen zwischen den Schnellbahnachsen sehr große Teilbereiche liegen, wo die Zersiedlung vollkommen Platz gegriffen hat, wenn ich an den Bezirk Mödling denke, hinein in den Wienerwald, heraus ins Wiener Becken und dort der Anschluss an den öffentlichen Verkehr halt durch den Schülerbus gewährleistet ist. Wie sehr und wie gut das ist, kann sich jeder selber ausrechnen, der nach Schulschluss vielleicht noch einmal nach Hause fahren muss und das sind die meisten Berufstätigen. Daher sind sie nahezu gezwungen, mit dem Individualverkehrsmittel zu fahren und wir haben dann an den Stadtgrenzen, an den Stadteinfahrten und innerhalb der Stadt die Probleme.

Daher kann man nur appellieren, dass der öffentliche Verkehr, vor allem in der Fläche in den niederösterreichischen Regionen, weiterhin ausgebaut und verstärkt wird und nicht durch Reduzierungen der Bundesförderungen zum Beispiel der VOR in seinen Ausweitungstendenzen behindert wird. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Kato.

Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Sie haben vorhin schon angedeutet, dass es nicht nur eine überregionale Zusammenarbeit gibt, sondern auch über die Stadtgrenzen hinaus. Vielleicht können Sie ein bisschen schildern, wie es geplant ist oder angedacht ist, vor allem mit Bratislava zu kooperieren.

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Abgeordnete!

Wir haben seit vielen Jahren versucht, mit Bratislava und nicht nur mit Bratislava, sondern genauso mit Györ und mit Brno sehr gute und sehr intensive Kontakte aufzubauen. Wir haben das unter anderem mit Interrailprogrammen unterstützt, sodass auch die europäische Dimension dabei zum Tragen kommt. Im vergangenen Jahr, im Mai 2003 hat Bgm Häupl gemeinsam mit dem niederösterreichischen und dem burgenländischen Landeshauptmann und den Bürgermeistern und Präsidenten der anderen Regionen in Tschechien, Ungarn und der Slowakei die Kooperation in dieser zentraleuropäischen Region vertraglich vereinbart. Das ist festgelegt. Wir haben im Rahmen des so genannten “JORDES“-Pro-gramms bei INTERREG die Weiterführung dieser Kooperation hin zur Planung vorangetrieben und sind dort in der zweiten Phase der Planung, wo die Strategie und das Leitbild entwickelt und fertiggestellt werden. Dieses Leitbild soll die gesamte Region umfassen. 

Zusätzlich hat der Bürgermeister von Bratislava gemeinsam mit Bgm Dr Häupl vor wenigen Tagen vereinbart, dass wir noch in diesem Herbst eine gemeinsame Raumplanung, wie das der Bürgermeister von Bratislava formuliert hat, für diese beiden Städte und die Region dazwischen in Angriff nehmen werden. Hier gehen wir weit herunter, was die Planungsfestlegungen betrifft, werden uns sowohl mit dem Verkehrsnetz, als auch mit der Flächenwidmung beschäftigen, eine Angelegenheit, die natürlich auch das Land Niederösterreich und die dazwischen liegenden Gemeinden beinhalten muss.

Darüber hinaus sind vor kurzem im Rahmen der Planungsgemeinschaft Ost auch die Festlegungen und Reihungen der verschiedenen ÖV‑Verbindungen Richtung Bratislava vorgenommen worden. Zum Beispiel haben wir zurzeit zwei funktionierende Eisenbahntrassen und die dritte von Wolfsthal nach Petrzalka soll wiederhergestellt werden. Das ist möglich, weil die Gemeinde Wolfsthal vorrausschauender war als die Österreichischen Bundesbahnen und diese Trasse nicht parzelliert und verkauft hat, sondern im Besitz der Gemeinde ist und wieder reaktiviert werden kann, sodass wir letztlich die Verbindung haben werden. Die Hauptverbindung, die europäische Verbindung sozusagen, die auch aus Mitteln der Europäischen Union gefördert werden soll, die über den Wiener Flughafen, über Petrzalka zum Flughafen Bratislava und zum Hauptbahnhof Bratislava führen soll. Das soll die Hauptverbindung werden. Hier gibt es das wesentliche Access für Wien, dass der Wiener Flughafen in die internationalen Verkehre voll eingebunden werden kann, mit der Verbindung zwischen Flughafen und Ostbahn und dann über Kittsee nach Petrzalka beziehungsweise nach Budapest weiter. Das ist ein ganz großer Vorteil. So etwas gehört mittlerweile zum Standard von Flughäfen, dass auch der internationale Zugverkehr über diese Einrichtungen geführt werden kann. 

Der zweite Bereich ist, dass es Sinn macht, in dieser Region etwas Ähnliches wie die Badner Bahn zu haben, nämlich die frühere Preßburger Bahn mit dem Bau dieses Stücks zwischen Wolfsthal und Petrzalka wieder aufleben zu lassen, womit der unmittelbare Nahverkehr, die Straßenbahn sozusagen, zwischen Wien und Preßburg wieder aufleben könnte und sowohl Richtung Preßburg als auch Richtung Wien der öffentliche Verkehr auf die Schiene gestellt werden kann.

Nördlich der Donau bekommt der so genannte Marchegger Ast der Ostbahn insofern hohe Bedeutung, als am Flugfeld Aspern mit dem General‑Motors‑Werk auf Wiener Gebiet als auch mit dem automotiven Cluster in der Slowakischen Republik ein großer Bereich von automotiver Produktion besteht und die Verbindung auf der Schiene für beide Großeinrichtungen im Automobilbereich für die Produktion und für die Vermarktung der Produkte wichtig ist. Daher auch diese Achse, auf der Schiene entscheidend. Der Nebeneffekt dabei ist, dass ein Schnellbahnbetrieb, genauso wie es mit dem Burgenland Richtung Neusiedl und Eisenstadt funktioniert, genauso organisiert werden kann, sozusagen im Kreis zwischen Wien und Bratislava, nördlich und südlich der Donau.

Präsident Johann Hatzl: Die Fragestunde ist beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Verantwortung des Landes Wien für ihre Pflichtschulen. Ungelöste Probleme bei der Schulentwicklung, bei effizientem Lehrereinsatz, bei der Integration und bei der Schulsanierung." verlangt.

Das Verlangen wurde ordnungsgemäß beantragt. 

Zum Wort kommt nun der Erstunterzeichner, der Herr Abg Walter Strobl, um die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich darf erinnern, dass seine Redezeit 10°Minuten im Höchstausmaß beträgt. - Sie haben das Wort.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

So sehr es im Bildungsbereich, vor allem im städtischen Bildungsbereich absolut parteigrenzenüberschreitende Einigkeiten gibt, so sehr gibt es auch klare Verantwortungen des Landes für die Wiener Pflichtschulen. 

Wir als ÖVP Wien haben bereits vor einer Woche der Öffentlichkeit ein Gesamtkonzept vorgestellt, in dem wir einige Bereiche, die ich kurz darstellen möchte, klar herausgearbeitet haben. Es gibt Probleme in vier Bereichen. 

Ich beginne mit dem Lehrereinsatz. Vorweg eine Klarstellung: Beim Finanzausgleichsgesetz des Jahres 2000 war es so, dass die Bundesländer entscheiden konnten, wo sie Einsparungen vornehmen wollen, entweder bei der Wohnbauförderung oder beim Personal. Man hat sich fürs Personal, also für den Bereich der Landeslehrer entschieden. Das ist eine Entscheidung, die ausschließlich von den Landeshauptleuten und sonst von niemandem getroffen wurde, auch wenn das jetzt immer wieder anders behauptet wird.

Es hat dann in den letzten zwei Jahren eine Entlastungsmaßnahme für die Schüler gegeben, welche die Pflichtschulen mit durchschnittlich eineinhalb Stunden betroffen hat und in Wahrheit dem Wiener Schulbereich 170 zusätzliche Dienstposten gebracht hat. Wenn man nun auch noch jene Sonderverwendungen, die vom Bund den einzelnen Bundesländern zugestanden werden, in dem Fall Wien, dazurechnet, sind das weitere insgesamt 371 Dienstposten, die für den Bereich der Ausländerintegration, für Religionsgemeinschaften und für den Bereich der Heimstättenschulen zugestanden werden, also durchaus eine Zahl, mit der man sich auseinander setzen muss, insgesamt 540 zusätzliche Dienstposten seit 2001. 

Jetzt hat es im Kollegium zuletzt einen Beschluss gegeben, der etwas eigenartig war, weil es zuerst nach den bestehenden Richtlinien, den gesetzlichen Vorgaben des Finanzausgleichs, einen Antrag gegeben hat und dann noch einen zweiten Antrag der SPÖ, wo es um 700 zusätzliche Dienstposten gegangen ist. Wir haben dem mehrheitlich zugestimmt, bis auf die GRÜNEN haben alle zugestimmt, weil wir der Auffassung sind, jeder Lehrerdienstposten mehr für Wien ist ein Vorteil für Wien und wenn wir das bekommen können und die Landesregierung im Stande ist, das umzusetzen, so werden wir das auch gern unterstützen. Verhandler ist allerdings ausschließlich der Herr Landehauptmann und sonst niemand. Ich wünsche mir auch, dass sich der Herr Landeshauptmann in dieser Frage speziell gegenüber den anderen Bundesländern durchsetzen möge. 

Was ganz sicher notwendig ist, ist eine Reform über die vielen Sonderverwendungen in Wien. Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dass wir hier über 2 000 Dienst-posten in Sonderverwendungen haben, wobei ich eine Gruppe immer wieder zitiert habe, wo ich zutiefst davon überzeugt bin, dass sie eine Arbeit des Landes im Sinne der Jugendwohlfahrt erfüllt, weil Erziehung grundsätzlich Aufgabe jedes Lehrers ist, aber in schwierigen Bereichen der Erziehung die Jugendwohlfahrt gefordert ist und 
man das nicht der Schule übertragen kann. Wenn nun 300 Dienstposten zusätzlich für den Bereich der Beratung und der Psychagogen eingesetzt werden, dann wird hier indirekt die Arbeit des Landes dieser Stadt erledigt. 

Das heißt, wir haben uns in der Frage der Erziehung natürlich diesem Problem zu stellen, aber eindeutig der Jugendwohlfahrt zuzuordnen. Dort haben Sie, das haben wir gestern herausgearbeitet und bei der Rechnungsabschlussdebatte deutlich gesehen, aber Einsparungen von rund 7 Millionen EUR vorgenommen. Damit wird auch klar, warum Sie diese 300 Dienstposten aus dem Topf der Lehrer herausnehmen. 

Zweiter Bereich, der nicht funktioniert: Integration im Schuleingangsbereich. International und vor allem europaweit weiß man, und das wird in erster Linie von sozialdemokratischen Regierungen und Grünen gefordert und auch umgesetzt, dass es sichergestellt sein muss, dass, wenn Schüler in die Schule eintreten, sie die Landessprache beherrschen müssen. In ganz Deutschland ist das zum Beispiel der Fall. Nur dort, wo die Sprache gesichert gekonnt wird, wird ein Kind auch eingeschult, sonst hat es eine Vorform, eine Vorschule, was auch immer, zu besuchen, damit es dann dem Unterricht folgen kann. Wir machen das umgekehrt. 

Ich nehme an, weil die Idee von der ÖVP kommt, kann die SPÖ so schwer Ja dazu sagen. Wir könnten das locker im letzten Kindergartenjahr tun. Wir haben das wiederholt gefordert. Das würde eine Entlastung der Pflichtschulen, vor allem der Volksschulen, bedeuten und würde, wenn man das insgesamt zusammenrechnet, eine Summe von Dienstposten ergeben, die es ermöglichen würde, in den Wiener Schulen die Klassenschülerhöchstzahl auf 22 herabzusetzen. Das ist eine sehr einfache Rechnung, die ohne Probleme von jedem nachvollzogen werden kann.

Allein diese beiden Beispiele zeigen, dass das mit der Frage der Bundesregierung überhaupt nichts zu tun hat, weil wir hier ausschließlich die Verantwortung des Landes beziehungsweise der Wiener Landesregierung haben, die für den Lehrereinsatz, für die Verwendung und für die Effizienz zuständig ist. 

Dritter Punkt: Es funktioniert nicht in der Schulentwicklung, hier ganz konkret angesprochen die so genannte kooperative Mittelschule, Modelle, die von uns federführend mitentwickelt und auch gemeinsam beschlossen wurden. Ich erinnere an das Jahr 1999, als es einen Allparteienantrag dazu gegeben hat, der auch tatsächlich beschlossen wurde. Und ich erinnere an den Mehrheitsbeschluss des Jahres 2002 im Dezember, als wir die Durchführungsbestimmungen für diese beiden Modelle beschlossen haben.

Wenn wir uns das nun im Detail anschauen, und ich nehme zwei Überlegungen heraus, dann haben wir folgendes Szenario: Es gibt Schulen, die kooperieren wollen, diese Kooperationen mit weiterführenden Schulen haben und die von den zuständigen Bezirksschulinspektoren nicht die Ressourcen erhalten. Umgekehrt haben wir Standorte, wo Schulen die Ressourcen für die Umsetzung des Modells der Kooperation mit weiterführenden Schulen zugewiesen bekommen und das nicht tun, sondern ausschließlich Hauptschullehrer einsetzen. In beiden Fällen, meine Damen und Herren, eine Perversion der Grundidee der KMS. Wir dürfen uns daher nicht wundern, wenn dieser Schultyp, der als Attraktivierung des Standortes an der Hauptschule gedacht war, in Wahrheit eine verschwommene und eine verunsichernde Situation in der Wiener Bildungslandschaft darstellt, die es rasant und rasch durch einen Richtungswechsel zu retten gilt. Ich sage gleich dazu, wir als ÖVP werden für einen Etikettenschwindel, für einen quasi pädagogischen Betrug nicht zur Verfügung stehen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es muss unten herauskommen, was oben draufsteht. Wenn oben kooperative Mittelschule draufsteht, dann wünsche ich auch, dass das, was wir alle mit den Durchführungsbestimmungen gemeinsam beschlossen haben, auch umgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.) - Wieder ein Bereich, der deutlich macht, wo die Verantwortung des Landes liegt. 

Letzter Punkt: Es geht um den Schulentwicklungsplan, um die Schulverwaltung, um die Schulsanierung. Seit 1996 fordern wir einen Schulentwicklungsplan. Wir haben das auch damals in die Koalitionsverhandlungen mit der SPÖ hineinreklamiert und beschlossen. Das ist heute noch nachzulesen, mittlerweile historisch, im Regierungsprogramm. 1998 wurde neben diesen geforderten Überlegungen zur Generalsanierung auch dieser Schulentwicklungsplan mitbeschlossen, die Rahmenbedingungen. Geschehen ist seither gar nichts. Wien leistet sich den Luxus, keine Ahnung zu haben, was der einzelne Standort der Pflichtschule tatsächlich kostet, also im Betrieb und in der Erhaltung, und keinen Zusammenhang zwischen demokratischer Entwicklung und sinnvoller Nutzung eines Standortes aufzuzeigen. Warum sage ich das? 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute Zeit.

Abg Walter Strobl (fortsetzend): Wien wird eines der wenigen Bundesländer sein, das ab dem Jahr 2007 wieder mit Schülerzuwachs rechnen kann. Das heißt, wenn wir zwischenzeitlich weniger Schüler haben, werden wir uns gut überlegen müssen, was wir mit den einzelnen Standorten, die derzeit vereinzelt nicht aus-
gelastet sind, in Zukunft, in den nächsten Jahren, tun werden. Jetzt erspart sich Wien schon 120 Hauptschul-standorte in der Erhaltung, also müsste genug Geld da sein, um die Schulen fertig zu sanieren und den Schulentwicklungsplan endlich auf den Tisch zu legen. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte, zum Schlusssatz zu kommen. 

Abg Walter Strobl (fortsetzend): Tut mir Leid, die Uhr hier ist nicht mitgelaufen.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Oja.

Abg Walter Strobl (fortsetzend): Nein, die war immer nur auf 10°Minuten.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Es tut mir Leid. Ich sage es Ihnen aber, Sie haben 10°Minuten bereits erreicht.

Abg Walter Strobl (fortsetzend): Meine Damen und Herren, wir haben also eine Gesamtverantwortung der SPÖ in Wien, Probleme, was den Lehrereinsatz, die Integration, die Schulentwicklung und die Schulerhaltung betrifft.

Meine Damen und Herren, beenden Sie Ihren lächerlichen, schon pathologischen Reflex der Schuldzuweisung auf Schwarz‑Blau und nehmen Sie die Verantwortung wahr! Sie haben die Verantwortung des Handelns für diese Bereiche in Wien und dieses Wien ist rot und nicht schwarz‑blau, leider, muss man in diesem Fall dazusagen! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt die Frau Abg Jerusalem. Für alle weiteren Wortmeldungen darf ich erinnern, dass die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zum Glück ist Wien nicht schwarz‑blau, also selten so gefreut wie jetzt, wo es mir wieder in Erinnerung gerufen wird. Das wäre wirklich ein Schrecknis.

Als ich das Thema der Aktuellen Stunde gelesen habe, "Die Verantwortung des Landes Wien für ihre Pflichtschulen. Ungelöste Probleme ..." und dann noch erfahren habe, dass diese Aktuelle Stunde von der ÖVP einberufen worden ist, habe ich mir gedacht, dass Frechheit siegt. (Abg Mag Andreas Schieder: "Frechheit" stimmt, "siegt" nicht!) Dass sich die ÖVP traut, so eine Aktuelle Stunde zu machen, ist wirklich klassisch Motto "Frechheit siegt". Zuerst kürzen Sie die Pflichtschulen kurz und klein, bis ein eleganter Trümmerhaufen übrigbleibt. (Abg Walter Strobl: Wer kürzt?) - Moment! Sie führend, schürend die ÖVP und FPÖ! Dass sich die SPÖ hier über den Tisch hat ziehen lassen, tut mir sehr Leid, und ich hoffe, es fallt der SPÖ auf den Kopf, aber die Täter sitzen sozusagen in der Regierung. Es sind eindeutig die Regierungsparteien, die da Täter geworden sind! (Abg Walter Strobl: Gibt es eine politische Verantwortung, oder nicht?) 
Jetzt haben wir den Trümmerhaufen. (Abg Walter Strobl: Wer ist in Wien verantwortlich?) Darunter liegen irgendwo die Lehrer und die SPÖ und jetzt kommen Sie und sagen: "Habt ihr Probleme? Was habt ihr denn für Probleme?" (Abg Walter Strobl: Wer ist in Wien verantwortlich?) Alles kaputt, die Integration kaputtgespart, alles kaputtgespart, und Sie fragen sie jetzt, ob sie Probleme haben! Das ist großartig! (Abg Walter Strobl: Wer ist in Wien verantwortlich?) Die Integration ist tatsächlich weg. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist ja wie bei Kasperl und Petzi!) Solch eine Aktuelle Stunde einzuberufen, die fertig zu machen und dann noch mit dem Fuß so hineinzudrücken, das ist Quälen, Quälen und sonst überhaupt nichts. (Abg Walter Strobl: Reden Sie zum Inhalt! Sagen Sie etwas Gescheites zum Inhalt! Grüne haben keine Ideen, keine Lösungskompetenz!) Oja. 

Jetzt möchte ich Ihnen sagen, wo ich glaube, dass eines der allergrößten Probleme des Schulwesens tatsächlich besteht. (Abg Walter Strobl: Das ist tatsächlich ein Kasperltheater!) Ich bitte Sie, mir aufmerksam zuzuhören (Abg Walter Strobl: Wenn Sie sachlich sind, immer! Beim Kasperltheater höre ich aber nicht zu!), weil das jetzt nicht platt, oberflächlich oder irgendetwas ist, sondern ich rede jetzt ganz pädagogisch gesehen. Meiner Meinung nach organisiert die Schule den Unterricht mit Schulglocke, Fächereinteilung, Stunden und so weiter. Alles Mögliche wird organisiert, damit unterrichtet wird. Aber meiner Meinung nach, und das ist auch eine Forderung, sollte Schule das Lernen organisieren und ermöglichen. Im Zentrum müssen immer die Schülerinnen und Schüler stehen und man muss organisieren, wie sie dazu kommen können, dass sie etwas lernen. Dazu brauche ich keine Fächer und dazu brauche ich keine Schulglocken, sondern da muss ich nur einmal schauen, wie der Mensch lernt und welche Rolle die Neugierde, das Fragen, die Selbstorganisation, das Fächerübergreifende, das Ganzheitliche, das Emotionale, das Soziale und so weiter spielt. Wir wissen das alle, nur tut es niemand. 

Jetzt werde ich Ihnen sagen, wer seit Jahrzehnten der Oberverhinderer von dem sind, dass Lernen wirklich organisiert wird, weil in Wien gibt es viele begrüßenswerte Ansätze. Der Oberverhinderer von allem, was auf dem Gebiet der Pädagogik und der Schule sinnvoll wäre, ist wieder die ÖVP, die seit Jahrzehnten im Parlament alles verhindert, was irgendwie intelligent wäre, die jetzt auch noch kürzt und kürzt (Abg Walter Strobl: Wo denn? Wo hat die ÖVP gekürzt?) und dann fragt: "Was habt ihr jetzt für Probleme?" Ich finde das wirklich so etwas von frech und letztklassig! (Abg Walter Strobl: Das ist eine Frechheit, was Sie hier tun!) 
Den Finanzlandesausgleich hat leider der Lhptm Häupl unterschrieben. (Abg Walter Strobl: Was heißt "leider"? Er ist der Verantwortliche! Sie begreifen die Strukturen nicht!) Ich glaube, er hat keine Ahnung gehabt, was er damit anrichtet. (Abg Walter Strobl: Hat er es unterschrieben oder nicht?) Der Finanzausgleich ist jedenfalls federführend von Ihrer Seite vorgelegt worden. (Abg Walter Strobl: Fragen Sie den Herrn Landeshauptmann, warum er unterschrieben hat!)

Mit dem, was die Unterrichtsministerin dazu zu sagen hat, komme ich schon zum Ende. Die Frau Gehrer stellt sich hin und sagt: "Ich habe ein Budget zu sanieren und damit basta." (Abg Walter Strobl: Wenn es der Landeshauptmann akzeptiert!)

Ich hoffe, dass sich die Eltern das nicht gefallen lassen, dass sich das die Lehrer und Lehrerinnen nicht gefallen lassen, dass sich das die Schüler und Schülerinnen nicht gefallen lassen und dass wieder bessere Zeiten auf uns zukommen. 

Die GRÜNEN wollen alle 1 400 Lehrerinnen und Lehrer wieder zurück. (Abg Dr Herbert Madejski: 1 600 wahrscheinlich!) Das ist unsere Position. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Man sollte gelegentlich mit der Begrifflichkeit ein wenig sorgsamer umgehen. Ich glaube, es macht schon einen Unterschied, zwischen politisch Verantwortlichen und Tätern zu differenzieren. Man kann über politische Verantwortung, und das soll man tun, hier durchaus debattieren und auch Verantwortungen festmachen, aber dies mit dem Terminus "Täter" zu verbinden, halte ich für unpassend.

Wir haben uns über dieses Thema, das uns heute auch hier beschäftigt, schon im Zuge des Rechnungsabschlusses unterhalten. Es ist nicht die erste Debatte dieser Art, die wir hier führen. Wir haben uns beispielsweise im Dezember des vergangenen Jahres dazu ausgiebig unterhalten. Ich darf daher an die Ausführungen erinnern, und komme dann kurz noch einmal darauf zurück, die Rechnungshofpräsident Dr Fiedler hier gehalten hat, die sehr interessant waren, die durchaus mit Interesse, glaube ich, vom Hohen Haus zur Kenntnis und in weiterer Folge eigentlich auch unwidersprochen zur Kenntnis genommen worden sind. 

Ich würde den Herrn Landeshauptmann beziehungsweise seine Stellvertreterin, die Frau StRin Laska, einladen, uns einmal zu erklären, was die Zielsetzungen für die laufenden Finanzausgleichsverhandlungen sind. Da wissen wir eigentlich noch gar nichts. Es wäre ganz schön zu wissen, welche Vorstellungen man hier entwickelt, wie sich das in Zukunft mit dem Lehrereinsatz eigentlich verhalten soll. Vielleicht wäre das dann der Ansatz, um dort hinzukommen, von wo wir uns nach Tunlichkeit wegbewegen sollten, dass wir uns in regelmäßigen Abständen fragen, wie der Finanzausgleich ausschaut. Ich glaube, man sollte gerade bei der Finanzierung der Landeslehrer zu neuen Ufern aufbrechen.

Ich orte hier bei der Sozialdemokratie zumindest ein Minimum an Bewegung. War es im Dezember noch so, dass es nur geheißen hat, der Status quo, so wie er derzeit verankert ist, die Verantwortung auf der Bundes- und auf der Landesebene, darf nicht in Frage gestellt werden, glaube ich, hat sich dies ein bisschen verschoben, sodass man sagt, man kann es auch etwas anders sehen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat das in der Rechnungsabschlussdebatte schon ein wenig modifiziert und ich meine, es war durchaus sehr interessant, das zu hören, nämlich schon in die Richtung hin es zu gestalten, dass man sagt, wer zahlt schafft an.

Ich meine, dass die Organisationsform, die wir derzeit kennen, die auch vom Rechnungshof kritisiert wurde, dass der Bund zwar die Landeslehrer zahlt, aber die Länder dann die Verfügungsgewalt haben, ein Modell ist, das nicht zukunftstauglich ist. Ich glaube, wir sollten zwei Varianten in Überlegung ziehen und weiterverfolgen: 

Entweder zieht der Bund die Landeslehrer an sich, durchaus mit der Konsequenz, endlich einmal ein einheitliches Lehrerdienstrecht in Österreich zu schaffen, weil die Zweiteilung zwischen einem Bundeslehrerdienstrecht und einem Landeslehrerdienstrecht, das über weite Strecken deckungsgleich ist, erscheint mir sehr verwaltungsaufwendig zu sein, aber für die Betroffenen nicht wirklich hilfreich. Es schafft aber Vereinfachung in der Verwaltung. Wenn wir bei der Verwaltung sparen, brauchen wir dort nicht zu sparen, wo zur Zeit gespart wird, nämlich im Einsatz von Lehrerinnen und Lehrern in der Schule. Das wäre die eine Möglichkeit.

Oder eine von mir durchaus bevorzugte Variante: Der Bund überweist den Ländern die adäquaten Budgetmittel und es haben dann die Länder in ihrer Verfügungsgewalt zu sagen, wie sie durchaus spezifische Schwerpunktsetzungen vornehmen, diese Geldmittel zum Einsatz zu bringen. Ich glaube, dass das eine Möglichkeit wäre, von diesen durchaus, einmal mehr oder weniger, nicht sehr konstruktiven Diskussionen, die hier zum Einsatz gebracht werden, wegzukommen. Das wäre etwas, wo wir das auf eine sehr saubere Basis stellen könnten. Der Bund stellt das Geld zur Verfügung und es bleibt den Ländern dann vorbehalten, wie viele Lehrer sie beschäftigen, wofür sie sie beschäftigen. Ich glaube, dass wir auch hier einen Schritt vorwärts machen sollten.

Wo ich mit der Frau Stadträtin nicht einer Meinung bin, und wo sie sich, wenn man es genau liest, schon ein wenig vom Bildungssprecher der SPÖ auf Bundesebene unterscheidet, ist dass die Beibehaltung der Zweidrittelgesetzgebung im Schulbereich eine ist, die meines Erachtens nach obsolet ist, zur Versteinerung führt und uns nicht weiterbringt. Ich wäre durchaus dafür, dass wir im Bereich der Schulgesetzgebung mit all den Konsequenzen, die sich daraus ergeben, von dieser Zweidrittelgesetzgebung wegkommen. Veränderungen in Schwerpunktsetzungen sind eben auch einmal Ausdruck der Politik. 

Weil auch immer wieder die Frage über die Aufgabe der Schule gestellt wird und die Frau Vizebürgermeisterin hierzu § 2 des Schulorganisationsgesetzes zitiert, lassen Sie mich abschließend aus einer Zeitschrift des BSA zitieren, wo der Vorsitzende des Zentralausschusses, Wolfgang Suppani, ein paar interessante Zeilen gebracht hat. Die Frau Präsidentin wird mir gestatten, diesen kurzen Absatz noch vorzulesen. Suppani schreibt: "Wollen wir eine Schule, in der die Kinder etwas lernen und auch erzogen werden, dann muss ich das Faktum akzeptieren, dass Lernen und Erziehung von den Kindern nicht unbedingt immer als lustig empfunden werden und dass ganz einfach gewisse gesellschaftliche Grenzen, Regeln und ein gewisses Niveau zu akzeptieren sind. Oder wollen wir eine Schule, die den Kindern nur mehr Fun und Coolness vermittelt, da Allgemeinwissen so unheimlich altmodisch und uncool ist? Wenn dem so ist, dann soll man das auch ganz offen sagen."

Ich glaube, das ist eine sehr klare und interessante Aussage eines Repräsentanten der Sozialdemokratie, wie Schule zu verstehen ist. Es ist eine gute Basis, auf der Schulentwicklung auch gedeihen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Vettermann. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass man bei der Pädagogik nicht erlahmen darf, hat sich, glaube ich, schon beim Titel gezeigt, denn die Verantwortung des Landes Wien für ihre Pflichtschulen, also entweder der Stadt ihre oder dem Land seine, sozusagen deutsche Sprache, schwere Sprache. (Abg Walter Strobl: Eh gut!) Darum sage ich, man sieht, dass das lebenslange Lernen in allen Kreisen sozusagen eine vordringliche und auch nützliche Aufgabe ist, aber ich will mir jetzt nicht zu viel Zeit vom Titel wegnehmen lassen, sondern auch ein bisschen etwas zum Kollegen Strobl sagen, nämlich zu den Inhalten auch. (Abg Walter Strobl: Ich würde mir weniger Sorgen um den Titel machen! Ich würde mir wirklich Sorgen um die Wiener Schulen machen!) 

Ich meine, es wurde schon bei der Rechnungsabschlussdebatte auf deinen Pädagogikansatz hingewiesen, dass du das in sehr starker Gewissensvermittlung einfach versuchst zu reduzieren, hier auch mit dieser zu einfachen Rechnung. (Abg Walter Strobl: Schulentwicklung! KMS!) - Nein, ich rede jetzt ganz allgemein über Lehrer, Lehrereinsatz, über deine zu einfache Rechnung, einfach zu sagen: Wie viele Kinder haben wir? Dividieren wir sie durch alle Lehrer. Und was für eine rechnerische Zahl bekomme ich dann in den Klassen heraus? (Abg Walter Strobl: Genug!) Ohne auf irgendeine sonderpädagogische, irgendeine Förderung, irgendeine zusätzliche Sache einzugehen. Diese Rechnung stimmt zwar rein mathematisch, ist aber pädagogisch natürlich ein Unsinn. Gerade bei Psychagogen und auch Beratungslehrkräften in der Schule ist ganz klar nachgewiesen, dass diese Aufgaben von dieser Gruppe wesentlich besser und in gewisser Weise auch nur von ihnen durchgeführt werden können und nicht von Sozialarbeitern. (Abg Walter Strobl: Dann soll es die Stadt zahlen!) Die können kooperieren und das tun sie auch. Es gibt Familienbetreuungen außerhalb der Schule, all das wird wahrgenommen, keine Sorge, aber in der Schule müssen wir auch die Möglichkeit sicherstellen, die Kinder dort abzuholen, wo sie sind, und entsprechend zu fördern, dort, wo Förderung bei Schwäche vorhanden ist, es im Einzelfall aber durchaus auch Einzelbegabungsförderung gibt. Auch das wurde von der ÖVP immer wieder gefordert und in Wien gelebt. 

Zur kooperativen Mittelschule wollte ich sagen, ja, wir evaluieren, das stimmt. Dort, wo Ressourcenknappheit ist, ist es schwer, genau unsere Durchführungsbestimmungen durchzuführen, aber wir stehen natürlich genauso wenig für Etikettenschwindel zur Verfügung. Dort, wo kooperative Mittelschule draufsteht, muss auch kooperative Mittelschule herauskommen. (Beifall bei Abg Walter Strobl.) 
Es ist gesagt worden, wir haben immer einen Reflex, das irgendwie auf den Bund zu schieben. Ich muss sagen, es geht mir hier nicht um Schuld und Sühne, wir sind nicht bei Shakespeare oder in einem anderen Theaterstück, sondern es geht hier um Verantwortung. Die Kollegin Novak wird dann sagen, was wird und wo wir Verantwortung haben. Wir sind ja Schulerhalter und investieren auch dort, wo wir die Verantwortung haben. Dort, wo der Bund die Verantwortung hat, muss eben der Bund seine Verantwortung auch entsprechend wahrnehmen. So ist das eben.

Ich komme jetzt zum Kollegen Rudolph, der das entsprechend angesprochen hat, wer wofür verantwortlich ist. Ich bin ein Gegner der Verländerung, das heißt, jedes Land für sich. Erstens wird nicht genug Geld kommen und zweitens ist auch die Auseinanderentwicklung, die in fünf bis zehn Jahren dann kommt, dass es im Land dann vielleicht noch auf die Gemeinden hinuntergebrochen wird, nicht in Wien, aber in den anderen Bundesländern, und es dann ein Unterschied ist, ob man in Vorarlberg, in Niederösterreich, in St°Pölten, in einer Landgemeinde oder gar in Wien in die Schule geht, wo wir uns sicher gut halten werden, für mich ein Schreckgespenst bei so einem kleinen Land. Das muss entweder der Bund ganz an sich ziehen, eine Sache, oder die zweite, er kommt seiner Verantwortung nach und gibt uns die Ressourcen, die wir entsprechend brauchen. 

Auf den Stellenplan wurde hingewiesen. Es haben beide Parteien, nämlich Schwarz und Blau, die auch die Bundesregierung bilden, sowohl im Stadtschulrat als auch in der Landesregierung mitgespielt, weil sie wissen, dass die 700 Lehrerposten sehr gut begründet sind, weil es dabei um Zweiteinsteiger und Rückfluter geht, weil der sonderpädagogische Förderbedarf nicht entsprechend berücksichtigt wird. Wenn ich Zeit habe, gehe ich dann noch ganz kurz auf jene ein, weil das ist, glaube ich, die entsprechend zentrale Kampfmaterie der Diskussion, wo es um die meisten Lehrerposten geht. Es geht dann auch um Mutterschafts- und Karenzurlaube. (Die das Ende der Redezeit anzeigende Lampe beginnt zu leuchten.) 
Es blinkt schon, aber zwei Sätze seien mir noch gestattet. 

Der Bund bestimmt von sich aus, dass nur 2,7 Pro-zent diesen sonderpädagogischen Förderbedarf haben dürfen, ohne auf die wirklichen Bedürfnisse einzugehen. Die sind eben in Wien bei 4 Prozent, waren aber schon, wenn wir es bekommen, bei 6, bei 8 Prozent. 4 Prozent ist für Wien, aber auch für andere Bundesländer keine schlechte Marke. Aber wenn es diese Zahl nicht gibt, ist die Umsetzung des Gesetzesauftrages zur Integration gefährdet.

Wer immer sich Sorgen um die Wiener Schulen macht, teilweise zu Recht, den fordere ich auf, den Kampf Wiens um die notwendigen Dienstposten mitzuführen. Schüler, Eltern und Lehrer können sich auf die Entschlossenheit der Wiener Sozialdemokratie auf alle Fälle verlassen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die nächste Rednerin ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Problem, über das wir heute diskutieren, nicht zum ersten Mal, besteht meines Wissens nach seit dem Jahr 2000 und ist keineswegs neu, denn seit 2000 sind in Wien insgesamt 1 400 LehrerInnenposten gekürzt worden. (Abg Ing Herbert RUDOLPH: Seit 1996!) - Seit 1996? Sogar noch länger. Jedenfalls sind allein in den letzten Jahren 1 400 weggespart worden. Das ist natürlich ein Aderlass sondergleichen für Wiens Schulen. Wir haben von dieser Stelle aus mehrfach diskutiert, dass dadurch Wiens Schulen auf das Niveau der fünfziger Jahre zurückkatapultiert worden sind. 

Jetzt macht es schon Sinn, Kollege Strobl, zu erörtern, wer das einerseits verursacht hat und wer andererseits damit nicht umgehen konnte. So ungern Sie das auch hören, kann ich es Ihnen nicht ersparen, verursacht hat diesen Aderlass die Bundesregierung. (Abg Walter Strobl: Wohnbauförderung war die Alternative!) Verursacht hat diesen Aderlass Ihre eigene Bildungsministerin (Abg Walter Strobl: Die war nicht dabei!), die ich hier mit dem berühmten Satz zitieren kann: "Ich habe ein Budget zu sanieren und damit basta." (Abg Walter Strobl: Sie war nicht dabei!) Dieses Zitat allein bringt jene Ignoranz, mit der hier agiert worden ist, hervorragend zum Ausdruck! (Abg Walter Strobl: Sie hätten es gern so!) Sie beantragen höchstpersönlich diese Aktuelle Stunde hier, obwohl es Ihre eigene Ministerin ist, die das verursacht hat! (Abg Walter Strobl: Die war gar nicht dabei! Sie hätten es gern so, aber es ist nicht so!) Das ist entweder irgendwie als Scherz zu bewerten (Abg Walter Strobl: Ein Scherz ist es wirklich nicht!) oder als Provokation. Anders kann ich das nicht empfinden. Anders kann ich das nicht werten. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ein Missverständnis Ihrerseits!) Es ist kein Missverständnis. Sie und wir alle wissen, dass die Einsparungen bei LehrerInnen vom Bund verordnet worden sind. (Abg Walter Strobl: Nein! Lesen Sie die Protokolle der Finanzverhandlungen!) Jawohl, von Ihrer eigenen Ministerin! (Abg Walter Strobl: Lesen Sie doch die Protokolle der Finanzverhandlungen! Es gibt Protokolle darüber!) Das ist Teil eins.

Teil zwei ist nichtsdestotrotz die Frage: Konnte unser Herr Bürgermeister damit umgehen? Antwort: Nein. Konnte die Stadt Wien richtig damit umgehen? Antwort: Ebenfalls nein. Es wäre natürlich möglich gewesen, in den Finanzausgleichsverhandlungen sehr wohl darauf zu pochen, das nicht zur Kenntnis zu nehmen und nicht zu unterschreiben. (Abg Walter Strobl: Genau!) Es ist aber passiert und war ein Fehler. (Abg Walter Strobl: Aber nicht von der Frau Gehrer, sondern vom Herrn Landeshauptmann!) Es wäre auch möglich gewesen, als letztes Jahr 750 LehrerInnen mitten im Schuljahr in Pension gegangen sind und wir das im Übrigen noch vorausgesagt haben, rechtzeitig zu handeln, beispielsweise teilweise die Verluste abzudecken, indem das Land selbst die Kosten für LehrerInnen in manchen Bereichen übernimmt, was wichtig, dringend, sinnvoll und notwendig ist. Es wäre auch möglich gewesen, rechtzeitig einen Plan zu erstellen, damit es nicht zu Situationen kommt, wo plötzlich Kinder, Eltern und teilweise Lehrer und Lehrerinnen nicht wissen, wo am nächsten Tag unterrichtet wird. Dieses Chaos haben Sie zu verantworten! (Abg Johannes Prochaska: Wer?) 
Darüber hinaus gilt es zu diskutieren, was zu tun ist, wenn jetzt, im September, voraussichtlich der nächste Aderlass kommt, und das prophezeie ich hier und heute von dieser Stelle aus. Ich hoffe, ich behalte nicht Recht, weil letztes Jahr hat es auch geheißen, die 750 LehrerInnen werden nicht gehen und das stimmt alles nicht. Jetzt, wie gesagt, steht uns der nächste Aderlass bevor.

Ich fordere Sie auf, rechtzeitig zu handeln! Die Situation in Wiens Schulen ist jedenfalls durchaus besorgniserregend. Gespart wird zu Lasten der Kinder, die Schwierigkeiten haben, die einen besonderen Förderungsbedarf in der deutschen Sprache haben. Gespart wird zu Lasten der Kinder mit erhöhtem Förderbedarf insgesamt, weil sie zum Beispiel aus sozial schwächeren, bildungsfernen Schichten kommen. Und gespart wird last but not least zu Lasten aller Kinder in Wiens Schulen, deren Leistungen hintangehalten werden, denn wo Lehrerinnen und Lehrer fehlen und wo sie vor allem für besondere Fördermaßnahmen fehlen, liegt es doch billig auf der Hand, dass Wiens Schulen mit einem großen Problem konfrontiert sind.

Im Übrigen habe ich von dieser Stelle auch mehrfach darauf hingewiesen, dass in Wiens Schulen eines von drei Kindern eine andere zusätzliche Muttersprache als Deutsch hat. Das bedeutet nicht, dass das notwendigerweise zu Deutschschwierigkeiten führt, aber selbstverständlich sind diese Schulen auf besondere Fördermaßnahmen angewiesen und diese sind mehrfach eingespart worden. (Die das Ende der Redezeit anzeigende Lampe beginnt zu leuchten.) 
Ich komme zum Schluss, weil ich sehe, dass mein Lämpchen blinkt. Was ist zu tun? Eine Sache erwarte ich mir jedenfalls. Dieser Tage gibt es die nächsten Finanzausgleichsverhandlungen und ich hätte mir erwartet, dass der Herr Bürgermeister dem Landtag schon im Vorfeld berichtet, was er dort genau verhandelt. Das hat er nicht getan. Das kann er aber noch nachholen. Ich fordere den Herrn Landeshauptmann auf, uns in der nächsten Landtagssitzung im Herbst genau zu berichten, wie es ums Wiens Schulden steht und wie es auch um eine Reihe anderer Bereiche steht! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Prochaska. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mir den gestrigen Antipessimismusvorschlag des Kollegen Reindl zum Ansporn genommen, habe mich in ein Kämmerchen zurückgezogen und zwar nicht über die Welt, aber über Wien und die SPÖ nachgedacht. Ich muss sagen, ein heilsames Programm für Optimismus ist das nicht. Die heutige Aktuelle Stunde zeigt sehr deutlich auf, dass Sie mit Ihrem Dauerg’stanzl "Der Bund ist schuld. Schuld ist der Bund." hier nicht durchkommen. Hier liegt hausgemachtes eigenes Unglück vor!

Zur Erinnerung: In der Zeit der Wiener Koalition hat die Volkspartei durchgesetzt, dass es einen Generalrenovierungsplan geben wird, mit 1,5 Milliarden, damals noch Schilling, aufgeteilt auf fünf Jahre. Darüber hinaus haben die Bezirke noch Sondermittel für kleinere Erhaltungsarbeiten bekommen. Eine penible Auflistung über 33 Schulen, jahrelang vernachlässigt und höchst sanierungsbedürftig, wurde erstellt und zu Grunde gelegt. Soweit lief es noch gut. Das war es dann aber auch schon, denn mit der Umsetzung begann die Wiener Wirklichkeit schlagend zu werden. Wie ich gestern schon beim Tätigkeitsbericht des Kontrollamts erwähnt habe, kam es bei den Schulsanierungen zu unvertretbaren Baukostenüberschreitungen. Hier eine kleine Auslese der harten Fakten:

Schule Börsegasse/Renngasse: Von 2,3 Million-en EUR - jetzt Euro - auf 4,4, plus 91 Prozent. 

Schule Feuerbachstraße/Schöngasse: Von 6,05 auf 9,4, plus 55 Prozent. 

Schule Kolonitzgasse/Löwengasse: 94 Prozent. 

Schule Einsiedlergasse/Diehlgasse: 206 Prozent. 

Florian-Hedorfer-Straße: Von 5,08 auf 11,96, 135 Prozent. 

Pöchlarnstraße: Von 3,2 auf 5,4, plus 68 Prozent. 

Überschreitungen von unter 1,5 Millionen EUR habe ich gar nicht aufgelistet, meine Damen und Herren. 

Und was sagt das Kontrollamt dazu bei den überprüften sanierten, aber ganz allgemein bei Schulbauten oder Schulumbauten? Es führt folgende Begründungen ins Treffen: "Die Misswirtschaft hat Gründe: Unzulängliche Leistungsverzeichnisse, fehlende Raum- und Funktionsprogrammfestlegungen, unzureichende Kostenschätzungen, ungenügende Bauvorbereitungsmaßnahmen, knappe Planungsphasen, unrealistische Terminannahmen, zu späte Sonderwünsche, ..." Dies alles führte dazu, dass die zur Verfügung stehenden Mittel allzu bald aufgebraucht waren und das Generalrenovierungsprogramm schon nach zwei Drittel der dringenden Vorhaben steckengeblieben ist beziehungsweise storniert werden musste, und das noch angesichts der Tatsache, dass in Wien im Bundesländervergleich in Kopfzahl um 50 Pro-zent weniger Hauptschulen sind als etwa in Niederösterreich oder Oberösterreich. Nicht und, sondern oder Oberösterreich. 

Meine Damen und Herren, Sie haben uns, ich habe es schon am Beginn gesagt, seit Beginn dieser Debatte am Montag ununterbrochen mit dem Märchen vom großen Räuber Bund, der hinter jeder Säule lauert, um der armen SPÖ oder dem armen Wien etwas wegzunehmen, geplagt. Ich bringe es jetzt auch auf ein Märchenniveau. Vielleicht verstehen Sie es dann eher. Im Gegensatz zu Ihrer Darstellung hat nicht der große böse schwarz‑blaue Wolf dem lieben Rotkäppchen alles aus dem Körbchen gefressen, sondern das sorglose Rotkäppchen hat seine Ressourcen einfach im Wald verstreut, verschleudert und sucht nun verzweifelt bei jeder Rede einen Wolf, dem sie die eigene Schuld in die Schuhe schieben kann! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Schmalenberg. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema der Aktuellen Stunde lautet heute "Die Verantwortung des Landes Wien für ihre Pflichtschulen." Aus meiner Sicht sollte es eher lauten: "Die Verantwortung des Landes Wien für seine Schüler." Wenn ich an die nicht renovierten Gebäude denke, wenn ich an die wenig motivierten Lehrer denke, wenn ich an die teilweise fatal gescheiterte Integration denke, dann sind die Leidtragenden an dieser Situation die Kinder. Verantwortlich für diese Zustände ist die Wiener Stadtregierung! Verantwortlich ist die Frau StRin Laska! Ihre Schulpolitik ist konzept- und ideenlos! Aber sie ist angepasst und deshalb ist sie immer noch im Amt. Aber diese nachlässige Gleichgültigkeit, mit der sie ihr Ressort führt, das ohnehin verkleinert wurde, gefällt den Wienerinnen und Wienern nicht! 

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn ich an meine eigene Volksschule im 12. Bezirk denke, dann erscheint vor meinen Augen ein Bild, das die traurige Situation sehr deutlich zeigt. Das Gebäude wurde, glaube ich, nicht mehr renoviert, seit ich dort war und das ist schon lange her. Zu der Zeit als meine Tochter dann dieselbe Schule besucht hat, haben dann engagierte Eltern auf eigene Initiative wenigstens die Klassenzimmer ausgemalt. In dieser Schule gibt es einen Ausländeranteil von über 70 Prozent und bei diesen Zuständen ist keine ernstzunehmende Integration möglich. Die Lehrer in dieser Schule sind teilweise völlig überfordert. Sie sind leidgeprüft. Eine Lehrerin, die in dieser Schule unterrichtet hat, hat zu mir vor nicht allzu langer Zeit gesagt: "Die Eltern, die ich am dringendsten sprechen muss, kommen sowieso nie in die Schule." Das ist die traurige Realität. Das ist das Ergebnis sozialdemokratischer Schulpolitik. Und verantwortlich dafür ist die Frau StRin Laska! 

Wir Freiheitlichen lehnen diese Politik ab, denn was wir brauchen, sind Ideen, sind Konzepte und vor allem Politiker, die das dann auch umsetzen. 

Lassen Sie mich deshalb kurz über ein sehr interessantes Projekt berichten, das anlässlich der Konferenz "Europäische Soziale Netzwerke" in Dublin vor zwei Wochen präsentiert wurde, ein Projekt, das in der Stadt Hamm durchgeführt wird. Und zwar ist es das Konzept "Elternschule". Die Problematik, die dort ist, ist dieselbe wie bei uns, spürbar steigende Gewaltbereitschaft bei den Kindern, eine steigende Anzahl von auffälligen Kindern, eine hohe Anzahl von Migrantenarmut und auch die Tendenz, dass Eltern verstärkt die Erziehung an die Schule delegieren und die Pädagogen, die Fachleute, überfordert sind, weil sie feststellen, dass immer mehr Kinder nicht Erziehung, sondern Therapien brauchen. Es ist in der Stadt Hamm in den letzten Jahren zu einer Verdoppelung der Kosten für erzieherische Hilfen gekommen, eine Sozialleistung, auf die ein Rechtsanspruch besteht. Man hat Handlungsbedarf gehabt. Ich denke, auch wir in Wien haben Handlungsbedarf. 

Als Grundlage für das Konzept "Elternschule" hat man zunächst einen Erziehungskonsens gesucht, indem Pädagogen aller Couleurs, und das war sicher keine leichte Aufgabe, einen Minimalkonsens als Grundlage zu einem gemeinsamen Weg gesucht haben. Man hat drei Jahre lang über diesen Konsens gerungen, aber es ist gelungen. Die "Elternschule" ist ein niederschwelliges Angebot für Eltern für Erziehungsfragen. Die "Elternschule" ist kein Gebäude, sondern ist ein Konzept, das an pädagogische Einrichtungen angebunden ist. Sie ist sozusagen ein Qualitätssiegel für pädagogische Einrichtungen. Die Ziele der "Elternschule" sind, die Erziehungsfähigkeit der Eltern nach dem Motto "Lasst uns eine Erziehungspartnerschaft eingehen!" zu stärken. 

Zweites Ziel ist, die Jugendhilfe und die Schule, das heißt die Lehrer, zu entlasten.

Das dritte Ziel ist, Kosten zu sparen.

Ich möchte dazusagen, dass dieses Konzept keine Mehrkosten verursacht hat, sondern dass es geholfen hat, Kosten zu sparen. 

Es geht uns Freiheitlichen darum, sich über Werte zu verständigen, die vernachlässigt wurden, es geht uns darum, Eltern zu helfen, die durch eine allzu permissive Erziehung Opfer ihrer eigenen Erziehung geworden sind und ich wünsche mir dieses Konzept auch für Wien im Interesse der Eltern, im Interesse der Lehrer, vor allem aber im Interesse der Kinder. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Novak und ich erteile ihr das Wort.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Auch ich war sehr verwundert, allerdings schon am Montag bei der Debatte zur Geschäftsgruppe Laska, aber noch viel mehr war ich verwundert, als ich den Titel der Aktuellen Stunde heute gelesen habe, nämlich vom neuen Kurs oder dem neuen Weg, den Kollege Walter Strobl eingegangen ist. Wo ist denn Kollege Strobl? Ich habe mich insofern gewundert, als dass ich voriges Jahr im November hier gestanden bin beim Budget und du dich vielleicht erinnern kannst, dass ich dir ein großes Lob und ein Dankeschön ausgesprochen habe für deine Unterstützung bei den Verhandlungen, für deine Anerkennung der Sondersituation Wiens im Bereich des Ressourceneinsatzes und der Landeslehrer. Jetzt habe ich mir am Montag schon gedacht und heute in der Früh wieder, vielleicht hat ihm das nicht gut getan, dieses Lob von mir, vielleicht ist da in der eigenen Fraktion ein bisschen Druck gemacht worden. (Abg Walter Strobl: Aber woher!) Ich verspreche dir, ich werde es nie wieder machen und werde dich nie wieder loben. Wenn dir das so schlecht bekommt, sollte man das nicht tun. (Abg Johannes Prochaska: Liebesentzug!) Vielleicht bleibst du dann aber im Hintergrund wenigstens auf unserer Seite und kämpfst weiterhin für Wiens Pflichtschulen gegen deine eigene Fraktion im Bund. (Abg Johannes Prochaska: Bei Liebesentzug wird er trotzig!) Beim Liebesentzug wird er trotzig, das ist schlecht, aber ihr habt ihm die Liebe entzogen und deshalb ist er jetzt trotzig uns gegenüber, weil im November war das noch alles ganz anders. Nichtsdestotrotz zurück zum Thema und zum Titel der Aktuellen Stunde.

Es ist hier sehr intensiv und auch im Detail vorgebracht worden, wie es denn mit den Investitionen der Stadt Wien als Schulerhalterin ausschaut. Und da brauchen wir uns überhaupt nicht schämen, und da brauchen wir uns überhaupt nicht verstecken. Wir haben sehr viele Investitionen getätigt und in Wahrheit darf man nicht in der Vergangenheitsform reden, weil wir tätigen sie noch immer. 

Es kann der Eindruck aufkommen, dass es aus ist mit der Schulsanierung und dass es aus ist mit der Investition und dass irgendwann das Geld ausgegangen 
ist und jetzt passiere nichts mehr. Nein, so ist es überhaupt nicht, es sind 17 Schulen fertig geworden, es sind 8 Schulen noch im Bau, wir haben im Rechnungsabschluss 2003 87 Millionen EUR für die Generalsanierung und den Generalsanierungsplan aufgewendet und wir haben heuer wieder etliche Millionen EUR für die Sanierung im Budget stehen.

Darüber hinaus gibt es aber noch einen Haufen an Investitionskosten, die immer gerne unter den Teppich gekehrt werden, aber auch nicht so wenig sind. Zum Beispiel im Bereich des Ausstattungssektors und des Warenkorbs 3 566 000 EUR, 2 053 000 EUR für Geräte, für Möbel, für Musikinstrumente, alles Anschaffungen, für die die Stadt Wien ihre Verantwortung wahrnimmt. Wir reden zum Beispiel von einem riesigen Investitionsvolumen im Bereich der neuen Medien und Technologien. 

Wiener Bildungsnetz 15,5 Millionen EUR, Ausstattung der Pflichtschulen mit Computern. Die Betriebskosten, die jährlich hier anfallen, sind 3 Millionen EUR. Also summa summarum sehr viel Geld, das die Stadt Wien, weil sie sich bestimmte Ziele gesetzt hat und weil sie ihre Verantwortung wahrnimmt, jährlich für die Schule, für den Betrieb der Schule und für die Rahmenbedingungen aufwendet. Und das ist gut so und das soll man nicht vergessen. 

Zur Kollegin Schmalenberg möchte ich jetzt schon etwas sagen. Bis zur Wortmeldung von Kollegin Schmalenberg war das eine sehr, würde ich sagen, sachliche, konstruktive Debatte. Was macht aber Kollegin Schmalenberg? Sie kommt hier heraus, stellt sich hin, wird untergriffig, populistisch und greift die Stadträtin an. Das ist nicht notwendig. (Abg Walter Strobl: Oh ja!) Wenn man eine sachliche Debatte in der Aktuellen Stunde führen kann, dann soll man sie auch führen, aber Sie greifen anscheinend, weil Sie sich inhaltlich zu wenig auskennen, dann immer zum Mittel des Populismus und das finde ich einfach schade und dafür ist dieses Hohe Haus, dieser Landtag, auch zu schade. (Abg Dr Herbert Madejski: Die Schulen sind baulich kaputt, das wissen Sie genau!) 

Haben Sie mir gerade zugehört, was ich Ihnen vorgerechnet habe, wie viele Millionen Euro wir eigentlich jedes Jahr investieren. Sie hören mir nicht zu. So wie manche nicht lesen können, hören Sie mir nicht zu. Wir sollten mehr in die Leseförderung investieren, glaube ich, das ist unbedingt notwendig. (Abg Walter Strobl: Literaturgeschichte!) In die Literaturgeschichte, auch in die Literaturgeschichte. 

Abschließend möchte ich noch sagen, der böse Wolf, der hier zitiert wurde, der ist gefunden worden. Er hat einen Namen, nämlich einen Doppelnamen, heißt Gehrer-Grasser, und wir wissen auch, wie das Märchen ausgeht, er überlebt es nicht. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eine, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine und des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine eingelangt sind.

Von den Abgen Strache und Barnet wurde ein Antrag an den Herrn Landeshauptmann betreffend "prostituierte Asylwerber" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Be-handlung dieses Antrages wurde von der notwendigen Zahl von Abgeordneten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Behandlung des Dringlichen Antrages vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dringlichen Antrages unterbrochen.

Die Abgen Mag Kowarik, Mag Schmalenberg und Barnet haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung der Wiener Stadtverfassung bezüglich direkte Zuständigkeit des Wiener Bürgermeisters für bestimmte Geschäftsbereiche eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Inte-gration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 13, 11, 2, 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 12 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. - Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. 

Ich werde daher so vorgehen.

Bevor wir die unter Postnummer 13 vorgesehene Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anders entscheidet. 

Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtags, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, mein Vorschlag ist mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenommen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Wir sind auch dafür!) Ich habe kein Zeichen von den GRÜNEN gesehen. Sind Sie für die Wahl mit Stimmzettel? (Abg Martina LUDWIG: Ihr wollt mit Stimmzettel abstimmen? – Abg Mag Christoph Chorherr: Nein!) Also nein. Bitte, dann darf ich Sie bitten, zuzustimmen. (Die Abgen der GRÜNEN zeigen auf.) Es stimmen dann auch die GRÜNEN meinem Vorschlag zu, die Wahlen mittels Erheben der Hand durchzuführen. Gut, damit ist dieser Vorschlag einstimmig angenommen.

Frau Abg Martina LUDWIG hat mit Wirkung vom 29. Juni 2004 ihr an 6. Stelle gereihtes Mandat als Ersatzmitglied des Bundesrats zurückgelegt. Die sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats schlägt als neues Ersatzmitglied für die 6. Stelle Frau Angela Lueger zur Wahl vor.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, das ist einstimmig so angenommen. Frau Angela Lueger ist als Ersatzmitglied für den Bundesrat gewählt.

Postnummer 11 betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde (Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen) in Wien (Wiener Grundversorgungsgesetz – WGVG) erlassen wird und das Wiener Sozialhilfegesetz, das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987, das Behindertengesetz 1986, das Wiener Pflegegeldgesetz und das Wiener Heimhilfegesetz geändert werden.

Berichterstatterin hierzu ist die Frau amtsf StRin Dr Pittermann. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich berichte über das eingangs von der Frau Präsidentin genannte Gesetz. Mit diesem Gesetz soll das Wiener Grundversorgungsgesetz erlassen werden. Das Gesetz dient der Umsetzung der mit dem Bund und den anderen Ländern abgeschlossenen Vereinbarung nach Art 15a, mit der die Grundversorgung hilfs- und schutzbedürftiger Asylwerber, Vertriebener und anderer aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abschiebbarer Menschen sowie Asylberechtigter während der ersten vier Monate nach einheitlichen Grundsätzen festgelegt wird.

In der Novelle zum Wiener Sozialhilfegesetz wird der Fonds Soziales Wien hinsichtlich der Pflege und der Gewährung von Unterkunft an Obdachlose durch Sozialhilfeträger eingerichtet. Nach diesem Modell soll der Fonds Soziales Wien dem Magistrat als Behörde vorgeschaltet werden. 

Im Wiener Behindertengesetz wird der Fonds ebenfalls als Träger der Behindertenhilfe eingerichtet und somit dem Magistrat vorgeschaltet. 

In das Wiener Pflegegeldgesetz werden Bestimmungen über die Familienhospizkarenz aufgenommen. Wien ist dazu auf Grund der geltenden 15a-Vereinbarung verpflichtet. 

In einem Abänderungsantrag wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Wiener Sozialhilfegesetz Bestimmungen zur Aufsicht über Wohn- und Pflegeheime aufzunehmen sind. 

Frau Präsidentin, ich möchte Sie ersuchen, falls Wortmeldungen vorliegen, mit der Debatte zu beginnen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Der heute vorliegende Gesetzesentwurf schaffte im Wesentlichen die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Übertragung einer ganzen Reihe von Agenden an den Fonds Soziales Wien und schon allein auch deshalb wäre dieses Gesetz abzulehnen, denn der Fonds Soziales Wien ist ja als solcher abzulehnen. Die Kritik der Grünen ist Ihnen höchstwahrscheinlich nicht neu, aber ich möchte nichtsdestotrotz kurz auf die wesentlichen Kritikpunkte erneut eingehen. 

Also, allen voran - und das habe ich des Öfteren wiederholt - reitet die Stadt Wien mit diesem Fonds in Richtung Flop, und zwar Richtung nicht irgendeines Flops, sondern Richtung Megaflop. Der Fonds Soziales Wien - so wie er geplant ist - zeichnet sich als Demokratrieflop ab, denn das Kern- und Herzstück der Wiener Sozialpolitik wird ausgegliedert, wird daher auch aus dem unmittelbaren Kontrollbereich der Opposition, auch aus dem Bereich der Einwirkungsrechte und –möglichkeiten herausgekoppelt und kommt in einen Fonds mit einem Statut, das der Opposition kaum mehr Kontrollmöglichkeiten eröffnet. 

Die Oppositionsparteien finden sich wieder in einem völlig zahnlosen Beirat, wo sie halt irgendwie beratend vorgehen, mitreden können. Wie gesagt, von effektiven Mitsprache- und Kontrollmöglichkeiten kann nicht mehr die Rede sein und dieser Fonds ist nichts anderes als ein Demokratieflop.

Was hat sonst dieser Fonds zu bewirken und was wird er bewirken? Parallelstrukturen bringt er mit sich, einen Kompetenzwirrwarr bringt er mit sich, Mehrkosten bringt er mit sich - eben aufgrund der Parallelstrukturen, die weiterhin bestehen bleiben werden - und last but not least auch Folgekosten. 

Denn es ist ein offenes Geheimnis, dass der Fonds ja unter anderem letztendlich auch die Möglichkeit bietet, Bestimmungen des EU-Vergaberechtes zu umgehen, wollen wir es doch auch direkt formulieren. Zwar kritisieren die Grünen auch manches und sind auch recht skeptisch im Zusammenhang mit einer Reihe von Bestimmungen des EU-Vergaberechtes, aber wir glauben nicht, dass das der richtige Weg ist, das zu erreichen und wir gehen davon aus, dass Klagen folgen werden und wenn sie folgen, und sie werden folgen, wird dieser Fonds auch eine Reihe von Folgekosten mit sich bringen.

Das heißt, alles in allem halten wir es für einen falschen Schritt und ersuchen deshalb dringend, diesen Schritt zu überdenken. In Wahrheit ist es auch jetzt schon recht spät, wie ich die Mühlen des Hauses kenne und so wie sie mahlen, aber nichtsdestotrotz ersuche ich, diesen Schritt zu überdenken und die Ausgliederung des Sozialbereichs der Stadt Wien zu stoppen. Nichtsdestotrotz möchte ich noch kurz auf die konkreten Kritikpunkte eingehen, so wie sie in diesem Gesetzesentwurf aus meiner Sicht vorhanden sind, und zwar im Zusammenhang mit zwei Bereichen. 

Der eine Bereich ist der Behindertenbereich und der zweite Bereich ist die Betreuung von Flüchtlingen in der Stadt.

Ich fange also mit der Kritik zum Wiener Behindertengesetz an und stelle fest, dass so, wie das hier vorliegt und was wir heute beschließen, die Verlagerung einer ganzen Reihe von Agenden erfolgen, dem Bereich der Wiener Landesregierung entzogen und in den Bereich des Magistrats verlagert wird. Das bedeutet Intransparenz und das bedeutet auch hier mangelnde Kontrollmöglichkeiten für die Opposition und ist daher aus unserer Sicht abzulehnen. Was die Änderungen im Behindertengesetz noch bewirken, sind Doppelgleisigkeiten. Von einer Verwirrung, von einem Kompetenzwirrwarr, habe ich bereits eingangs gesprochen und ich glaube, gerade im Bereich des Behindertengesetzes kann man das sehr schön nachvollziehen wie es aussieht und die Feststellung, dass der Fonds Soziales Wien der Träger der Behindertenhilfe ist, ist wenig hilfreich, weil eben eine Reihe von Agenden weiterhin im Rahmen des Magistrats geführt werden und hier, wie gesagt, eine heillose Verwirrung zu erwarten ist. 

Last but not least gibt es in diesem Bereich unsererseits auch Datenschutzbedenken. Diese gelten nicht nur für den Bereich des Behindertengesetzes, sie gelten genauso für sämtliche Bereiche, die durch die heutige Novelle abgedeckt werden. Es ist in der Tat nicht eindeutig geklärt, wie diese Fülle von Daten, diese gebündelte Fülle von Daten, weiter übermittelt wird und an wen. Sie soll ja auch privaten Organisationen zur Verfügung gestellt werden. Das erachten wird als durchaus sehr bedenklich und finden, dass die rechtliche Grundlage dafür nicht ausreichend ist und würden ersuchen, diesen Schritt jedenfalls zu überdenken.

Zum Bereich Wiener Pflegegeldgesetz möchte ich anmerken, dass hier eine eindeutige und massive Verschlechterung der Rechtslage erfolgt. Hier werden Rechtsansprüche in Kannbestimmungen umgewandelt. Hiefür bringe ich hier zwei Bereiche. Sowohl die Anpassung des Pflegegeldes wird in eine Kannbestimmung umgewandelt wie auch der bisher geltende Anspruch, dass Menschen, die aus einem anderen Bundesland nach Wien ziehen, die Möglichkeit hatten, ohne vorherige Prüfung, ohne vorheriges Ermittlungsverfahren, Pflegegeld sofort und sozusagen ohne Verwaltungsaufwand zu beziehen. Das ist der falsche Weg und sorgt, wie gesagt, für Rechtsunsicherheit.

Und ich komme zum Bereich der Grundversorgung. Auch darüber haben wir bereits mehrfach diskutiert, aber einmal mehr möchte ich festhalten, es wäre möglich gewesen, den Rechtsanspruch von schutzbedürftigen Fremden, von Asylwerberinnen und Asylwerbern, auf eine Betreuung seitens der Stadt Wien auch rechtlich zu verankern. 

Das hat man leider nicht getan und die Ausrede, dass damit Wien allein stünde, ist wirklich nur eine Ausrede und wirklich nur als solche zu werten. Sie selbst sind ja 2001 angetreten - und das wiederhole ich immer wieder von hier aus -, um ein Vorzeigemodell für die Bundespolitik zu werden. Auch hier haben sie erneut eine Gelegenheit verpasst, das tatsächlich auch zu tun. Der Rechtsanspruch ist hier nicht verankert und es gibt eindeutige Gutachten, die belegen, dass es sehr wohl möglich gewesen wäre. Und somit muss man irgendwie sozusagen einerseits fast erleichtert seufzen, dass es künftig möglich sein wird und zumindest eine rechtliche Grundlage da ist, die es ermöglicht, als AsylwerberInnen betreut zu werden, auf der anderen Seite gibt es aber auch ein weinendes Auge, denn wie gesagt, die Rechtsunsicherheit bleibt bestehen und mit dem, was wir heute beschließen, tun wir nichts anderes als letztlich den Fonds Soziales Wien und den Magistrat zu ermächtigen, Hilfe zu leisten, aber eben Menschen, die einen Anspruch darauf haben, die auch auf Grund der EU-Bestimmungen einen Anspruch darauf haben, letztendlich indirekt als Almosenempfänger und -empfängerinnen hinzustellen. Das sollte nicht der Weg der Stadt Wien sein. 

Und last but not least fehlt eine klare Zuständigkeitserklärung seitens der Stadt Wien für die Betreuung. Das kann durchaus zu sehr unangenehmen Situationen führen. Denn letztendlich erfolgt die Betreuung konkret durch private Institutionen, unter Umständen auch durch eine Reihe von Trägern und Trägerinnen außerhalb des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt Wien. Und wenn es zu irgendwelchen Missständen kommt - ich erinnere zum Beispiel an die jüngsten Ereignisse im Lager Traiskirchen, das auch von einer privaten Organisation geführt wird und die übrigens auch für Empörung und Diskussion gesorgt haben - so es also zu ähnlichen Diskussionen kommt, was ich nicht hoffe, ist es letztendlich nicht klar, wer die Letztverantwortung trägt. Und ich möchte nicht erleben, dass die Verantwortung dafür auf die privaten Träger und Trägerinnen abgeschoben wird. Das heißt, hier wäre es, wie gesagt, viel sinnvoller gewesen, klar festzuhalten, dass die Stadt Wien zuständig ist und auch die Letztverantwortung dafür trägt. 

Das alles ist für die Vorkehr nicht enthalten, und das ist schon Grund genug, um auch aus grundsätzlichen Überlegungen die vorliegende Novelle abzulehnen. Den Fonds Soziales Wien lehnen wir sowieso ab und deshalb werden wir das vorliegende Geschäftsstück heute auch ablehnen. Lassen Sie mich zum Schluss nur eines festhalten: Unsere Ablehnung des Fonds Soziales Wien und auch sozusagen dieses Konvoluts an Bestimmungen, die wir heute hier zu beschließen haben, ist derart groß und unsere Bedenken sind derart massiv, dass wir heute vor haben zu beantragen, die zweite von der ersten Lesung zu trennen. 

Ich hoffe und gehe fast davon aus, dass in diesem Haus die erforderliche Zweidrittelmehrheit, um diese zwei Lesungen zusammen zu legen, nicht vorhanden sein wird und für diesen Saal möchte ich die Frau Präsidentin oder den Herrn Landtagspräsidenten Hatzl dazu auffordern klarzustellen, dass wir bei unserem Brauch, bei unserem guten Hausbrauch, bleiben werden, nämlich eine Präsidiale einzuberufen, um dort im Konsens zu beraten, wann denn die nächste Landtagssitzung einberufen werden kann. Unsererseits gibt es überhaupt kein Problem damit, dass sie, wann immer Sie möchten, nächste Woche einberufen wird. Aber, wie gesagt, ich gehe davon aus, dass es eine Präsidiale geben wird und ich gehe davon aus, dass diese Präsidiale im Konsens einen gemeinsamen Termin finden wird. Ich ersuche Sie, wie gesagt, nochmals, das entweder von da, wo Sie sitzen, oder auch von einem Redner, einer Rednerin der SPÖ in Folge seines, ihres Beitrags festzuhalten und auch für uns klarzustellen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec. ich erteile ihr das Wort. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir werden - und ich nehme an, sie sind nicht überrascht - dem vorliegenden Antrag nicht zustimmen. Und warum: Ich rufe noch einmal in Erinnerung, die grundsätzliche Idee - und da unterscheiden wir uns von den GRÜNEN -, die MA 12 und die MA 47 zusammenzulegen, haben wir durchaus positiv gewertet. Damit könnten Reibungsverluste ausgeschaltet werden. Allerdings, eine gute Idee ist nur dann gut, wenn auch die Ausführung stimmt und ich kann Ihnen sagen, die Ausführung ist verheerend, sie ist ein unglaublich schlechtes Handling. 

Die ganze Entwicklung des Fonds Soziales Wien ist gekennzeichnet von unglaublicher Intransparenz. Es war keine Bereitschaft von ihnen, von der Mehrheitsfraktion, über diesen Prozess vorhanden - und immerhin geht es um das Herzstück der Sozialdemokraten -, die Mitglieder des Gemeinderates zu informieren. 

Alle Oppositionsparteien haben eine Reihe von Anstrengungen unternommen, wir haben Anträge gestellt, wir haben mündliche Anfragen, wir haben schriftliche Anfragen eingebracht, wir haben Dringliche Anfragen gestellt, um Licht ins Dunkel zu bringen, es war nicht möglich. 

Und Frau VBgmin Laska hat im März des Vorjahres hier in diesem Raum gesagt, das Programm für die Strukturen stehe. Ja, bis zum Sommer 2003 gäbe es die Detailplanung, und die Umsetzung beginne mit 1.1.2004. Im Übrigen hat sie gemeint, “Wenn es etwas zu berichten gibt, dann wird’s die Opposition schon erfahren.“ Sehr salopp formuliert. 

Also, ihre Planung hat nicht ganz funktioniert, denn immerhin mit 1.1.2004 hat es nicht geklappt, da musste eine Zwischen-Magistratsabteilung, die Magistratsabteilung°15A einmal kommen. Und wie wir heute in der Fragestunde des Herrn Bürgermeisters ja auch gehört haben, geht es ja so weiter. Also, dilletantisch, chaotisch und undemokratisch gehen Sie vor. Und wirklich, man muss ja schmunzeln, Herr Kollege Wagner, wenn man sich den Abänderungsantrag anschaut. Also bitte, erstens einmal die Zumutung, so wie Ihr in der Fragestunde gesagt habt, 337 Seiten zwei Tage vor dem Ausschuss der Opposition hinzulegen und zu sagen, so und das habt ihr jetzt zu erledigen, ist unglaublich, ist undemokratisch, wie man es ärger überhaupt nicht mehr sagen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dazu kommt noch etwas, was mich auch unglaublich geärgert hat. Sie haben ja eine wichtige Veränderung vorgenommen, Sie haben ja die Beleihung, die Sie vorgehabt haben, herausgenommen, was ich an sich für richtig halte. Aber in einer interfraktionellen Sitzung weder von der Frau Stadträtin, noch von der Vorsitzenden des Ausschusses, noch von den leitenden Mitarbeitern in irgendeiner Form darauf hingewiesen zu werden, dass hier gravierende Veränderungen vorgenommen wurden und warum das vorgenommen wurde, das halte ich auch für undemokratisch bis zum Letzten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, unsere Kritik am Fonds Soziales Wien war ja in erster Linie, dass unter dem Deckel der Ausgliederung parlamentarische Kontrollrechte entzogen werden und das in einem Bereich, ich sage es noch einmal, welcher Ihr so genanntes Herzstück ist, nämlich Gesundheit und Soziales, wo immerhin zirka 800 Millionen EUR anzusiedeln sind. 

Ich sage nur, der Mensch zählt. Aber die Opposition wird aus jeglicher Kontrolle ausgeschlossen und Frau StRin Vassilakou hat ja auch darauf hingewiesen, dass hier so nach dem Motto vorgegangen wird, wo es keine Kontrolle gibt, gibt es auch keine Kritik und da kann man auch keine unangenehmen Fragen stellen. Das ist wieder einmal Ihr Verständnis von Demokratie, das ist die Arroganz der sozialistischen Allmacht und das ist Ihre Demut vor dem Bürger. 

Wie sind denn die Mitwirkungsrechte im Fonds Soziales Wien? Im Kuratorium sitzen weisungsgebundene Beamte, vom Bürgermeister und von den Stadträten nominiert. Übrigens, diese Beamten können auch jederzeit abberufen werden. Also, liebe Beamte, ordentlich aufführen. Diese Konstellation finde ich nämlich auch sehr interessant. Die Opposition ist überhaupt nicht vertreten, obwohl es eigentlich bisher gute Sitte war, dass bei Ausgliederungen die Oppositionsparteien, die Fraktionen, mit Sitz und Stimme in jenem Gremium waren, wo es um das Budget geht.

Ich denke an den WAFF, ich denke an das Kuratorium der Pensionistenwohnhäuser und auch noch an anderes. Aber gerade in dem wichtigen, in dem sensiblen Sozialbereich, da schließt man die Opposition aus. Da gibt es einen Beirat, da darf die Opposition sitzen. Das ist allerdings nur ein Diskussionsforum ohne jegliche Kompetenz, und was von Beiräten zu halten ist, dass wissen ja die Profis. Der oder die Geschäftsführer berichten über Beschlüsse des Kuratoriums und des Präsidiums, denn dort liegt die operative Tätigkeit. Mitglieder des Beirates haben das Recht – und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen –, spätestens eine Woche vor der Sitzung, und hören Sie jetzt zu, spätestens eine Woche vor der Sitzung schriftliche Anfragen zu stellen. 

Meine Damen und Herren, das ist lebendige Demokratie in Wien, das ist lebendige Kontrollmöglichkeit à la SPÖ in Wien. Ich kann nur sagen, das Josefinische Zeitalter im 18. Jahrhundert war ja dagegen eine Wohltat, aber wir leben jetzt im 21. Jahrhundert. Und so ist die SPÖ in Wien. (Beifall bei der ÖVP – Abg Harry Kopietz: Ich kann mich nicht daran gewöhnen!) Bitte, Herr Kollege, ich habe es leider nicht gehört. (Abg Godwin Schuster: Das macht ja nichts!) Aber bei der Gelegenheit kann ich Ihnen noch etwas nicht vorenthalten, und zwar ein Interview von Frau Kollegin Wehsely, die in einem Tag oder in zwei Tagen Stadträtin sein wird, und das sehr aufschlussreich ist - sie ist im Moment nicht hier - da hat sich die Frau Kollegin Wehsely sehr demaskiert. 

Es ist ihr offenbar überhaupt kein Problem, Sozialpolitik, Gesundheitspolitik, auszugliedern. Sie hat auch offenbar keinen Schmerz, ob pflegebedürftige alte Menschen, sozial Schwache, Behinderte, Obdachlose betroffen sind. Im Gegenteil, sie hat das immer im Ausschuss mit Verve vertreten und hat das immer als besondere sozialpolitische Großtat hingestellt.

Aber es entstand das Interview vom 22.6.2004, wo Sie, Frau Kollegin Wehsely, gefragt wurden, was in der Wiener Integrationsarbeit konkret anstehe. Ich zitiere Ihre Antwort wörtlich: “Das große Projekt ist die Gründung einer Magistratsabteilung, die sich um Integration und Diversität kümmert. Das entspricht dem Konzept, dass Integration nicht irgendwo da draußen passiert und dass es irgendein Fonds macht, sondern dass es ein zentrales Anliegen der Gemeinde ist. Der Magistrat soll Abbild der Gesellschaft werden.“ Kommentar überflüssig, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir werden daher diesem vorliegenden Gesetz nicht zustimmen, obwohl wir der 15a‑Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zum Grundversorgungsgesetz dem Geist nach, weil sie der Neuordnung der Asylwerber- und Flüchtlingsbetreuung entspricht, durchaus etwas abgewinnen könnten. Bedauerlich ist, dass die sozial schwachen Mitbürger, die Behinderten, die Pflegebedürftigen, die Obdachlosen, Opfer Ihrer chaotischen, unprofessionellen und undemokratischen Vorgangsweise sein werden.

Meine Damen und Herren, die Wiener SPÖ hat den Sozialbereich seit 1945 unter ihrer Herrschaft. 60 Jahre ist das heuer und gerade das Verhalten bei diesen Gesetzen, die wir heute hier im Landtag haben, die ein so genanntes Herzstück von Ihnen sind, nämlich die Sozialpolitik, die Gesundheitspolitik, ist ein Megaflop, wie Frau StRin Vassilakou treffend bemerkte und es zeigt deutlich, meine Damen und Herren, dass 60 Jahre Sozialpfusch der SPÖ eigentlich genug sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Kurt Wagner. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Hoher Landtag! Meine Damen und Herren! 

Wenn man jetzt meiner letzten Rednerin, Frau Kollegin Korosec, zugehört hat, dann konnte man sehr deutlich - und Sie haben es ja besonders unterstrichen - heraushören, undemokratische Bestellung, jegliche Kontrolle ist ausgeschlossen, Gesetze werden eingebracht ohne dass Sie informiert sind, Sie haben keine Zeit, es zu lesen. 

Wenn das alles stimmte, Frau Kollegin Korosec, dann würde ich meinen, Sie haben Recht. Es stimmt nur nicht so, wie Sie es hier dargelegt haben. Würde es stimmen, hätten wir, die sozialdemokratische Fraktion hier im Wiener Gemeinderat und Landtag, einen Lehrmeister, und dieser Lehrmeister würde im Parlament sitzen mit dem Namen ÖVP/FPÖ-Bundesregierung. Wenn ich mir ansehe, mit welcher Windeseile Sie in den letzen Wochen, Monaten und Jahren Gesetzesvorlagen durch den Hauptausschuss, durch Unterausschüsse und Ausschüsse durchgepeitscht haben, dann brauchen Sie uns hier wirklich keine Vorwürfe zu machen, (Abg Gerhard Pfeiffer: Das hier ist der Wiener Landtag, wir sind in Wien!) und ich weise den Vorwurf einer undemokratischen Vorgangsweise auf das Entschiedenste zurück. (Beifall bei der SPÖ. ) Solche Lehrstücke haben Sie uns hier nicht vorzubringen, liebe Kollegin Korosec. 
Meine Damen und Herren, auch wenn es Ihnen manchmal nicht so vorkommt - und da sind Sie, meine Damen und Herren der Österreichischen Volkspartei, die Sie mit uns in der Vorperiode in der Regierung hier in diesem Haus gesessen sind, gemeint -, und Sie wissen es auch, manchmal konnten Ihnen Privatisierungen hier in Wien gar nicht schnell genug gehen, da musste alles in Windeseile gemacht werden. 

Heute, wo Sie hier in Wien nicht mehr in der Regierung sitzen, sehen Sie diese Dinge anders, aber nur ein Haus weiter, nämlich im Parlament, haben Sie überhaupt keine Skrupel, geschweige denn, dass sie im Prinzip mit der Opposition diskutieren und reden. Sie brauchen uns nichts vorwerfen, Sie glauben, mit 40 Prozent stehen Ihnen im Bund 100 Prozent aller Personalentscheidungen zu. Das tun wir in Wien nicht, nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Wolfgang Gerstl: Ha, ha!)
Meine Damen und Herren, wenn ich auf die Kollegin Vassilakou zu Beginn auch noch eingehen möchte, dann möchte ich ihr schon eines auch sagen, und ich werde das auch begründen. Es ist kein Flop in Demokratie und ich werde Ihnen auch erklären, wieso es kein Flop ist. Es tut mir persönlich Leid, dass wir Sie in den letzten Wochen und Monaten nicht überzeugen konnten. Wenn hier gesagt wurde, es wurde nicht informiert, es gäbe keine Kontrolle, meine Damen und Herren der Oppositionsparteien, dann verstehe ich eines nicht: Wieso glauben Sie, haben wir Gemeinderats- und Landtagssitzungen, wo die Opposition berechtigterweise ihre Forderungen auf den Tisch legen kann. Das sind die Gremien, wo Sie kontrollieren können. Dafür sitzen Sie auch herinnen und haben diese Aufgabe. Und wenn Sie sagen, wir haben nicht informiert, dann ist das inhaltlich auch nicht richtig. Wir haben zahlreiche Sitzungen gehabt mit zwei Ausschüssen, nämlich noch mit dem alten Ausschuss Gesundheit und Spitalswesen und mit dem zweiten Ausschuss für Soziales, wo Sie dabei waren, wo wir stundenlang über Inhalte diskutiert haben, wo Sie sehr kritische Fragen gestellt haben, wo der Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien hier inhaltlich bis ins kleinste Detail Auskunft gegeben hat. 

Eine Kritik lasse ich gelten, und zwar ist das die Folgende: Wir haben einen neuerlichen Termin für eine weitere Sitzung beim letzten Mal nicht mehr zustande gebracht. Das ist, sage ich jetzt, nicht unsere Schuld, sondern die Schuld aller vier Klubs, weil wir hätten ja einen Termin vereinbaren können. Und da dürfen Sie jetzt nicht sagen, man habe kein Interesse oder man wolle Sie diesbezüglich nicht informieren.

Meine Damen und Herren, wenn hier Frau Kollegin Korosec gesagt hat, 60 Jahre Sozialpolitik, die die Sozialdemokratie in dieser Stadt im Prinzip getragen hat, geleitet hat, und die die Handschrift der SPÖ trägt, seien genug, dann muss ich Sie enttäuschen, wir werden die nächsten 60 Jahre in Wien für den Sozialbereich auch die Hauptverantwortung, und dies federführend, tragen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber nun ins Detail. Mit dem vorliegenden Sammelgesetz, und die Frau Stadträtin hat das bereits erwähnt, soll das Wiener Grundversorgungsgesetz erlassen werden. Das Gesetz dient der Umsetzung der mit dem Bund und anderen Ländern abgeschlossenen Vereinbarungen, mit den so genannten 15a-Vereinbarungen, mit der die Grundsatzordnung hilfs- und schutzbedürftiger Asylwerber, Vertriebener und anderer aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abschiebbarer Menschen sowie Asylberechtigter während der ersten vier Monate nach einheitlichen Grundsätzen festgelegt wird. 

In der Novelle, meine Damen und Herren, zum Wiener Sozialhilfegesetz wird damit auch, was heute der Hauptdiskussionsbeitrag ist, der Fonds Soziales Wien als Sozialhilfeträger hinsichtlich der Pflege und der Gewährung von Unterkunft an Obdachlose eingerichtet. Nach diesem Modell soll der Fonds Soziales Wien dem Magistrat als Behörde vorgeschaltet werden. Hier gibt und gab es bezüglich der Transparenz keine Geheimnisse. Wenn Sie sich den Jahresbericht des Vorjahres des in der alten Fassung bestehenden Fonds Soziales Wien anschauen, dann können Sie nachlesen, was dieser Fonds in der Vergangenheit für die Wienerinnen und Wiener geleistet hat. Bezüglich Intransparenz haben wir hier uns nichts vorzuwerfen, ganz im Gegenteil. Es gibt ein Kuratorium in diesem Fonds, auch in der neuen Form, wo der Vorsitzende unser geschätzter SR Dr Hans Serban ist, es gibt ein Präsidium, das ja diesbezüglich koordinierende Tätigkeiten übernimmt und wir haben eine Geschäftsführung mit unserem Peter Hacker und seinem Stellvertreter Dr Denis Petrovic. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das sind gesteuerte Leute!)

Meine Damen und Herren, was hier undurchsichtig, nicht nachvollziehbar, intransparent ist, dass möchte ich jetzt wissen. Und darüber hinaus haben wir in der Diskussion mit Ihnen gemeinsam festgehalten, dass auch die politischen Parteien hier ein Anrecht auf Information, Mitsprache und Mitbestimmung haben und aus diesem Grund gibt es im Fonds Neu den politischen Beirat, wo alle politischen Parteien, die hier im Rathaus sitzen, vertreten sind. Also, ich frage mich, was Sie an Information und Transparenz noch mehr brauchen. 

Meine Damen und Herren, eines darf ich Ihnen von der Opposition schon sagen: Wenn Sie sich die Transparenz so vorstellen, dass unter Umständen das Kuratorium von den Grünen besetzt wird, die Geschäftsführung von der ÖVP und das Präsidium dann von der Freiheitlichen Partei, dann muss ich sagen, so schaut für uns keine wirklich funktionierende Struktur und Geschäftsführung aus. Da müssen Sie sich wen anderen suchen und da gebe ich ihnen wieder den guten Rat, gehen sie zwei Häuser weiter, im Parlament haben Sie da die richtigen Verhandlungs- und Ansprechpartner. 

Meine Damen und Herren, es gibt noch wesentliche Maßnahmen, die man diesbezüglich hier auch diskutieren kann. Es wurde kritisiert, dass hier Bescheide nicht mehr ausgestellt werden. Dem ist nicht so, Bescheide - und das wird jetzt auch festgehalten - werden weiter ausgestellt, wo sie notwendig sind. Aber das hat ihnen auch der Herr Geschäftsführer bereits gesagt, dass es auch Vorgänge, rechtliche Vorgänge, gibt, wo es nicht unbedingt notwendig ist, sofort einen Bescheid auszustellen. Dies ist auch auf Bundesebene so. Hierher gehört - und das hat er nicht einmal erklärt - zum Beispiel der Pass dazu, den man abholt und bereits die Übernahme des Passes ist so ein bescheidmäßiger Akt, und der muss nicht extra beschieden werden. 

Meine Damen und Herren, das, was Sie auch kritisiert haben, ist ebenfalls nicht nur entschärft, sondern hier sind wir Ihnen auch entgegen gekommen: Hoheitliche Aufgaben bleiben in hoheitlicher Verwaltung. 

Meine Damen und Herren, und noch zum Thema Mitbestimmung: Jetzt könnten sie ja sagen, nun, die politischen Parteien haben nicht mitbestimmen können, aber wir schließen auch noch alle anderen aus. Dem ist nicht so. Es dürfte Ihnen etwas entgangen sein, nämlich dass der Fonds Soziales Wien diesbezüglich in der Vergangenheit eine sehr rege Diskussionskultur gepflegt hat und ich darf Ihnen aus einem dieser Arbeitskreise, den der Fonds eingerichtet hat, berichten, nämlich aus dem Arbeitskreis Förderrichtlinien der Behindertenhilfe, wo Sie ja sagen, die Behindertenorganisationen seien nicht eingebunden, nicht informiert, könnten nicht mitreden. Ich darf Ihnen sagen, hier gab es ein Verhandlungskomitee, bestehend aus dem Verein Lebenshilfe, dem ÖHTB, dem Verein KOMIT, dem Therapieinstitut Kaibling, den Wiener Sozialdiensten, dem Verein Balance, dem Verein Jugend am Werk, dem Wienwerk, dem Pro Mente Infirmis, was Ihnen ja nicht unbekannt sein dürfte, und der ÖVP-WAK. Das waren die, die verhandelt haben, die am Tisch gesessen sind und mit dem Fonds Soziales Wien die Förderrichtlinien von A bis Z hier ausgearbeitet haben. 

Wenn Sie jetzt sagen, das ist ebenfalls in einer Husch-Pfusch-Aktion gemacht worden, darf ich Sie informieren, dass das erste Informationstreffen - und ich war da selber dabei - am 20. Februar 2004 stattfand. Es gab dann Sitzungen der offenen Trägerplattform am 25. Februar und insgesamt traf sich dieser Arbeitskreis - aber da haben sie sich ja nicht erkundigt und haben sich auch nicht informiert - ab März sieben Mal. Zusätzlich gab es noch drei Untergruppen zu den Themenbereichen Anerkennung, Inhalt, Konzept, sowie Betriebswirtschaft und Controlling. Das sind die Grundlagen, nach denen der Arbeitskreis gearbeitet hat. (Zur Abg Ingrid Korosec.) Frau Kollegin, jetzt hören Sie mir zu, weil sonst wissen sie es wieder nicht und dann kritisieren sie wieder etwas, was nicht notwendig ist. Es wurden allgemeine Förderrichtlinien erarbeitet und spezifische, die uns hier vorliegen. Die einen sind 11 Seiten lang, die anderen 14, sie sind über Internet abrufbar und Sie können sich hier informieren, was jetzt tatsächlich ausgearbeitet wurde. Darüber hinaus hat es aber dieses Verhandlungskomitee übernommen, die offene Trägerplattform hier zu informieren und sich mit ihr abzustimmen. 

Und jetzt werden Sie es mir nicht glauben, in dieser offenen Trägerplattform sitzen 27 Behindertenorganisa-tionen drinnen und es gibt keinen Absatz, weder in der Präambel noch in den einzelnen Punkten, der mit diesen Organisationen nicht inhaltlich abgeglichen wurde. Und ich frage Sie jetzt: Was ist da undemokratisch, wenn ich diese Richtlinien gemeinsam mit den betroffenen Organisationen und Verbänden aushandle? 

In einem gebe ich Ihnen recht: Sie waren bei den Verhandlungen nicht dabei, ich auch dann nicht, weil ich eigentlich die Meinung vertrete, dort haben dann Politiker nichts verloren, das sollen die zuständigen Mitarbeiter des Fonds Soziales Wien mit der Trägerorganisation machen, weil die einigen sich viel schneller, als wenn dann wir dort politisch streiten würden. Das nur zur Mitbestimmung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn heute und hier dann ebenfalls gesagt wurde, es gäbe hier diesbezüglich Probleme, was Datensicherheit anbelangt, so kann ich Ihnen hier sehr konkret auch eines dazu sagen: Der Fonds Soziales Wien erhält die Möglichkeit der Dateneinholung bezüglich der von ihm zu vollziehenden Aufgabenbereiche, und das ist es auch schon gewesen. Und ich meine, sie werden ja uns nicht aberkennen wollen, dass man dazu, was wir diesbezüglich im Fonds an Aufgaben haben, auch die Daten bekommen darf. Damit würden Sie uns nämlich im Umkehrschluss eine wirklich positive Arbeit unmöglich machen. Weiters werden Tageszentren und betreute Wohn-gemeinschaften - und das ist auch wichtig - gesetzlich verankert und unterliegen künftig der behördlichen Kontrolle. Das ist wieder etwas, was Sie in zahlreichen Diskussionen und auch in der Behindertenkommission schon verlangt haben. 

Meine Damen und Herren, ich könnte Ihnen jetzt natürlich noch vieles weiter erklären und erzählen. Die Beleihung des Fonds Soziales Wien mit Aufgaben der Behindertenhilfe - und das haben Sie auch gesagt - wurde mehrfach kritisiert. Aus diesem Grund und in Zusammenarbeit mit Herrn ao°Univ°Prof Dr Pfeil, wo Sie ja nicht sagen können, dass das jetzt irgendein Sekretär der SPÖ ist, wurde daher ein Modell erarbeitet, mit welchem die Aufgaben auf den Fonds übertragen wurden, ohne eine Beleihung diesbezüglich vorzusehen. 

Meine Damen und Herren, ich habe noch eine Unterlage mit, die ich Ihnen gerne vorlesen möchte, nämlich ein Protokoll der Gemeinderätlichen Behindertenkommission von 28. Jänner 2004. Hier wird ebenfalls von einer Vertreterin einer Oppositionspartei, meiner lieben Kollegin Susi Jerusalem, festgehalten, dass die Trägerorganisationen unbedingt in die Diskussion der zu erarbeitenden Förderrichtlinien eingebunden werden müssen. 

Liebe Susi, das haben wir eins zu eins nicht nur erfüllt, sondern sogar übererfüllt. Du kannst dich tatsächlich bei allen erkundigen, hier wird fleißig, hier wurde fleißig und wird auch künftig fleißig weitergearbeitet. 

Meine Damen und Herren, aus diesem Grunde sind meine Fraktion und ich innerlich davon überzeugt, dass dieses Sammelgesetz eine sehr positive Situation bringen und auch dazu beitragen wird, dass es zu einer Verwaltungsvereinfachung, zu einer Beschleunigung des Verfahrens und auch zu einem Vorteil für die betroffenen Klientinnen und Klienten kommt. 

Ich möchte aber im Prinzip einen Abänderungsantrag einbringen. Mit unserem Abänderungsantrag wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in das Wiener Sozialhilfegesetz Bestimmungen zur Aufsicht über Wohn- und Pflegeheime aufzunehmen sind, um eine kontinuierliche Überprüfungstätigkeit durch die behördliche Aufsicht sicherzustellen. Das wäre nicht notwendig gewesen, aber da sind wir Ihnen auch entgegengekommen, weil derartige Bestimmungen waren im Entwurf des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes enthalten, das ursprünglich ebenfalls heute zur Beschlussfassung in der gleichen Sitzung vorgesehen gewesen wäre. Weil wir es aber heute nicht vorlegen, kommt dieser Abänderungsantrag und gleichzeitig konnten auch damit noch, was bei jedem Gesetz passiert, das ausgearbeitet wird, gewisse Redaktionsversehen auch mitkorrigiert werden. Und ich darf bitten, diesen Antrag weiterzureichen.

Zum Abschluss kann ich nur noch einmal sagen, mit dem vorliegenden Entwurf samt Abänderung ist ein wichtiger, gewaltiger Schritt in Richtung Modernisierung und Verwaltungsvereinfachung erfolgt. Der Fonds Soziales Wien wird wie bisher seinen Aufgaben gerecht werden und nachkommen und ich zweifle nicht daran, dass dieses Modell ein Erfolgsmodell sein wird. In diesem Sinne erbitte ich um Zustimmung zum Sammelgesetz und zum vorliegenden Abänderungsantrag. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Herr Abg Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und bemerke, dass die Redezeit von drei Minuten nicht überschritten werden darf. 

Abg Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Über das Demokratieverständnis der SPÖ werden wir morgen Gelegenheit haben zu reden. Dass offensichtlich das Drüberfahren an die Stelle der verbal immer angesprochenen Demut getreten ist, das werden wir morgen auch im Zusammenhang mit der Untersuchungskommission und dem Zudrehen der Untersuchungskommission diskutieren. 

Aber was meine tatsächliche Berichtigung betrifft, ist das Thema Privatisierung. Privatisierung heißt für uns, für die Volkspartei, dass dort, wo Private etwas besser machen können, es Private zu tun haben, das aber echt. Das heißt, dort wo ein Markt ist und wo marktfähige Güter sind, dass man diesen Markt agieren lässt. 

Aber Privatisierung als Scheinausgliederung, als eine Möglichkeit, Kontrolle hintanzuhalten, einfach das Reinschauen der demokratisch Gewählten zu verhindern, das ist nicht unser Verständnis von Privatisierung. Lesen Sie es nach, das wird ja auch für Ihr Demokratieverständnis nicht schlecht sein. (Beifall bei der ÖVP – Abg Kurt Wagner: Das ist keine Wortmeldung! – Abg Schieder: Was war da die Berichtigung! – Abg Johannes Prochaska: Demokratisierung!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weit gefasst, unter dem Begriff Privatisierung, okay. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dipl°Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dipl°Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der heute vorliegende Gesetzesentwurf zum Fonds Soziales Wien beschließt insbesondere angesichts der Beantwortung meiner Anfrage von vor zwei Stunden ein sehr trauriges Kapitel in der Sozial- und Gesundheitspolitik vorläufig zumindest, indem breite Agenden des Pflegebereichs, der Behindertenhilfe, der Sozialhilfe, an den Fonds Soziales Wien ausgegliedert werden, der unseres Erachtens bislang zumindest in keiner Art und Weise bewiesen hat, dass er tatsächlich imstande sein könnte, diesen Aufgaben auch gerecht zu werden. 

Es ist auch so - weil vorher von Kollegen Wagner über die Möglichkeiten der Mitarbeit der Oppositionsparteien gesprochen wurde -, dass Scheinmöglichkeiten noch lange nicht die Möglichkeit der Mitarbeit darstellen. Sie haben immer wieder Gesetzesvorlagen gebracht oder geändert, Sie haben aber, was den Fonds betrifft, nie ernsthaft die Bereitschaft gezeigt, ernsthaft darüber zu diskutieren, in welcher Art und Weise die operative Abwicklung stattfindet und das große Problem, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist tatsächlich dasjenige, dass Sie es wahrscheinlich bis heute nicht wissen. Ansonsten wäre es zumindest selbstverständlich, wenn man der Auffassung ist, dass der Fonds Soziales Wien mit morgigem Tag operativ tätig wird, dass zu diesem Zeitpunkt zumindest einmal ein Budget des Fonds Soziales Wien vorliegt. Herr Kollege Wagner, liegt ein Budget des Fonds Soziales Wien vor, in dem festgehalten wird, wie tatsächlich die Leistungen der Sozialhilfe, der Pflege, der Behindertenhilfe, dotiert werden, ausgeführt werden, et cetera? Liegt so etwas vor? Herr Kollege Wagner, liegt so etwas vor? Oder werden wir morgen dem Fonds Soziales Wien, ich glaube 250 Millionen EUR übertragen in ein schwarzes Loch und der Fonds darf damit machen, was er will. Liegt das Budget vor? Ja? Liegt es vor? (Abg Kurt Wagner: Es wird ohnehin geprüft!) Sie können nicht einmal sagen, dass es vorliegt, Herr Kollege Wagner, weil es nicht vorliegt. Und das ist Ihre Offenheit. 

Wenn wir eine Budgetdebatte haben - und das sind die besten Vorzeichen, was uns mit dem Fonds Soziales Wien droht - wenn wir eine Budgetdebatte haben, eine Budgetvoranschlagsdebatte, dann gibt es wenigstens das grüne Buch eine Woche vor der Stadtsenatssitzung. Und ungefähr eine Woche darauf haben wir Gemeinderat. 

Jetzt geht es in Zukunft um zumindest 600, 700 Mil-lionen EUR und von Ihnen gibt es nichts. Und dann sagen Sie tatsächlich, es ist offen, es ist transparent, jeder hat mitarbeiten können. Wie schaut es denn - und da kommen wir zum nächsten Punkt - in dem heutigen Gesetz aus? Der Bgm Häupl hat es wortwörtlich gesagt, dass es Übergangsfristen gibt, bis man satzungskonform arbeiten kann. Sind hier herinnen Übergangsfristen definiert? Nein. Das, was mit morgigem Tag passiert, wenn der Fonds Soziales Wien operativ tätig wird, ist dass breite Teile des sozialen Bereichs, des Pflegebereichs, des Behindertenwesenbereichs an einen Sozialhilfeträger übergeben werden, der von seinem ersten Tag weg nicht seinen eigenen Satzungen konform arbeiten wird. Ein super Aushängeschild für die Sozialpolitik in Wien. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das lehnen wir ab. Wenn man einen Fonds Soziales Wien wirklich ernsthaft vorbereitet und wirklich davon sprechen will, die Opposition mit einzubeziehen, dann wären die Richtlinien fertig, dann gäbe es ein Budget, dann wäre klargestellt, wie satzungskonform gearbeitet werden könnte. All das erfolgte nicht, sondern was haben Sie gemacht? Sie haben eine Husch-Pfusch-Lösung gemacht. Zunächst einmal wollten Sie gleich alles Mögliche des hoheitlichen Bereichs an den Fonds Soziales Wien mit übertragen. Ich habe ja den ersten Gesetzesentwurf auch hier, den ursprünglichen Entwurf, und Sie tun so, als ob es in einer Kooperation gelungen wäre, dass jetzt der hoheitliche Bereich tatsächlich bei der Gemeinde Wien bleibt und zitieren noch dazu den Univ Prof Pfeil. Dieser hat Ihnen unter anderem gesagt, dass das, was Sie vorhaben, aus verfassungsrechtlichen Bedenken nicht geht. Es ist nicht so, dass Sie auf Gutdünken dann gesagt haben, wir kommen der Opposition entgegen, sondern es wurde Ihnen von unterschiedlichsten Stellen und auch in den unterschiedlichsten Stellungnahmen klargemacht, dass eine Beleihung mit hoheitlichen Aufgaben an den Fonds Soziales Wien nicht geht. 

Ihre Lösung, die Kurzfristlösung, ohne darüber nachzudenken, worum es tatsächlich geht, war dass Sie im Bereich der Behindertenhilfe den Fonds Soziales Wien als Träger der Behindertenhilfe definieren und dass Sie im Bereich der Sozialhilfe, was Pflege und Obdachlosigkeit betrifft, den Fonds Soziales Wien als Co-Träger der Sozialhilfe definieren. Und damit, glauben Sie, ist alles erledigt. 

Aber in Wirklichkeit wird damit die gesamte Situation noch viel absurder, als sie vorher schon war. Denn jetzt haben wir die Situation eines von der Stadt Wien ernannten Trägers der Sozialhilfe, welcher der Meinung ist, dass im Großen und Ganzen die Abwicklung im Bereich der Pflege, sowohl was die stationären als auch die ambulanten Dienste als auch die Behindertenhilfe betrifft, weggehen soll von Kontingentierungen, von Tagsatzbestimmungen, hin zur individuellen Förderung, hinein in die Förderwelt, und auf nicht absehbare Zeit genau das Gegenteil macht. Der Träger der Sozialhilfe Fonds Soziales Wien, der Träger der Behindertenhilfe Fonds Soziales Wien arbeitet von seinem ersten Tag an nicht korrekt nach seinen Satzungen, nicht korrekt nach seinen Förderrichtlinien, in Wirklichkeit unter Ausschaltung der Oppositionsparteien. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg Gerhard Pfeiffer.)
Da glauben Sie tatsächlich - überhaupt wenn man sich die Genese des Fonds Soziales Wien ansieht -, dass wir dieser möglicherweise anstehenden Zertrümmerung des Sozialsystems Vorschub leisten, indem wir zustimmen? - Denn Sie wissen mittlerweile selbst, was es bedeuten würde, auf Individualförderung umzustellen. Sie wissen mittlerweile selbst, wie schwer es wird, sowohl für die betroffenen Klienten und Klientinnen als auch für die betroffenen Vereine tatsächlich dieses Förderwesen, das von Ihnen geplant ist, zu realisieren.

Letztendlich habe ich manchmal das Gefühl, das, was Sie jetzt mit dem Fonds Soziales Wien versuchen, ist ein bisschen Zeit zu schinden. Zeit schinden, dass sich vielleicht auf Bundesebene tatsächlich einmal andere Mehrheiten ergeben, dass man das Bundesvergabegesetz im Bereich der nicht prioritären Dienstleistungen aufhebt, dass man wieder zurückkehren kann zur Kostenträgerschaft, zu Tagsätzen, zu Kontingentierungen. 

Jetzt komme ich zu dem Punkt, wo ich sage: Selbst das war nie die grüne Intention. Denn das Problem ist: Warum wurde so ein Bundesvergabegesetz tatsächlich geschaffen? - Zum Teil auch deshalb, weil Sie es zu verantworten haben, dass es immer wieder nicht nachvollziehbare unterschiedliche Tagsätze gegeben hat, unterschiedliche Kontingentierungen für gleiche Leistungen. Was Sie in den vergangenen Jahren am besten gemacht haben, war Intransparenz, Undurchschaubarkeit, und nur dann etwas zugeben, wenn man Ihnen tatsächlich auf etwas draufkommt. Dieses System übertragen Sie jetzt eins zu eins auf den Fonds Soziales Wien, wo es für die Opposition noch erheblich schwieriger wird, Anfragen zu stellen, zu kontrollieren beziehungsweise im Sinne der Bevölkerung tatsächlich mitzugestalten.

Sie machen das auf einer Ebene, wo Doppelgleisigkeiten entstehen, da das Bescheidwesen nach wie vor beim Magistrat bleibt - glücklicherweise, füge ich hinzu, denn es wäre der endgültige Abgesang der Sozialdemokratie gewesen, wenn man selbst die hoheitlichen Aufgaben tatsächlich übergeben hätte. Aber die Frage nach Doppelgleisigkeiten, die dadurch entstehen, hat Bgm Häupl heute am Vormittag trefflichst beantwortet, indem er gemeint hat: Es muss ja nicht jeder einen Bescheid bekommen, und der Fonds Soziales Wien ist der Behörde vorgelagert. 

Wenn Sie das Gesetz tatsächlich gelesen haben, werden Sie draufkommen, dass in diesem Gesetz absolut nicht drinsteht, dass der Fonds Soziales Wien dem Magistrat beziehungsweise dem Land Wien als Sozialhilfeträger vorgelagert ist. Es hat jeder Mensch, jeder Betroffene sofort die Möglichkeit, in demjenigen Bereich, in dem Bescheide existieren, einen Bescheid zu erwirken. Das ist meines Erachtens auch sinnvoll.

Gleichzeitig führt dies jedoch zu der absurden Situation, dass man einen Bescheid erwirken kann und dass sich danach der Co-Träger der Sozialhilfe an diesen Bescheid zu halten hat, egal ob dies den Richtlinien, den Satzungen des Fonds entspricht oder nicht. Was Sie heute hier schaffen wollen, ist ein absolutes Kuddelmuddel. (Abg Christian Oxonitsch: Na geh!) Ein nicht nachvollziehbares Kuddelmuddel, welches auf vielfachen Ebenen wahrscheinlich in maßgeblich höherer Anzahl die Behörde beschäftigen wird, wenn es um Berufungen geht, und welches in keiner wie immer gearteten Art und Weise ein Schutz vor der Zertrümmerung des dritten Sektors ist, wenn das Bundesvergabegesetz angewendet wird.

Denn es wäre in Wirklichkeit höchst an der Zeit, dass Sie einmal offen legen, wie Sie sich vorstellen, wie die Förderrichtlinien tatsächlich aussehen sollten. Das wäre transparent, wenn Sie jetzt herausgehen und es sagen - ich weiß nicht, wer Ihr nächster Redner ist -, wenn Sie herauskommen und klarlegen, in welcher Art und Weise Sie der Meinung sind, dass die Richtlinien ausschauen. Aber das zu tun, weigern Sie sich ja bis heute. Es wäre offen und transparent, jetzt herauszukommen und zu sagen, wie lange tatsächlich noch die einzelnen Verträge und Vereinbarungen mit verschiedenen Vereinen laufen. 

Es wäre insbesondere ein Zeichen von Demokratie, wenn Sie bei der geplanten Übertragung der Zuständigkeit der Gemeinde Wien an den Fonds Soziales Wien bei den unterschiedlichen Vereinen, also bei Eintritt des Fonds Soziales Wien in Verträge, die die Gemeinde Wien abgeschlossen hat, nicht gleich im selben Akt anhängen, dass Verträge vor allem dann gelöst werden können, wenn das Vertrauensverhältnis zerstört ist, und de facto ist das Vertrauensverhältnis zu einem Verein gestört, wenn er der Übertragung seines Vertragspartners an den Fonds Soziales Wien nicht zustimmt. 

Es ist schon eine Beleidigung der Intelligenz der Opposition und eine Beleidigung der Intelligenz der betroffenen Vereine, wenn Sie tatsächlich glauben, dass wenn in einem Akt der Gemeinde Wien drinsteht, dass man Verträge bei Vertrauensverlust lösen kann und es sozusagen um die Übertragung an den Fonds Soziales Wien geht, dies nicht so aufgefasst wird: Wenn ich mich als Verein gegen diese Übertragung wehre, dann ist genau das der Grund für den Vertrauensverlust, sodass ich Verträge vorzeitig auflöse. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe das Gefühl, im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien genieren Sie sich für gar nichts. Sie kommen zum letztmöglichen Zeitpunkt mit einem Gesetz, Sie beginnen das Umsetzen zu einem Zeitpunkt, zu dem Sie wissen, dass die Vorarbeiten nicht geleistet sind und Sie sich nicht an die eigenen Satzungen halten können, es gibt kein Budget, es gibt Doppelgleisigkeiten, und es gibt einen daraus folgenden finanziellen Mehraufwand.

Jetzt gäbe es heute die Möglichkeit der Sozialdemokratie, sofern sie nicht ihre Zweidrittelmehrheit zusammenbringt, noch zwei, drei Tage Nachdenkpause einzuräumen, ob es in Wirklichkeit nicht viel sinnvoller wäre, die MA 15A noch das kommende halbe Jahr weiterarbeiten zu lassen, bis tatsächlich Möglichkeiten gefunden sind, unter Einbeziehung sowohl der betroffenen Organisationen als auch der politischen Parteien, gemeinsame Lösungen zu entwickeln, die sowohl für die Opposition als auch für die Sozialdemokratie tragbar sind. Diese Möglichkeit gäbe es. Und dennoch, sage ich mit relativ großem Bedauern, zeichnet sich ab, dass diese Möglichkeit nicht stattfinden wird. Ein bisschen habe ich das Gefühl, dass die Freiheitliche Partei, die bislang immer gesagt hat, sie ist scharfe Opposition, sie ist kantige Opposition, sie ist gegen den Fonds Soziales Wien, zum Steigbügelhalter der Sozialdemokratie in Wien mutiert. (Abg Mag Helmut Kowarik: Das ist aber kein schönes Wort!) 

Ja, aber es schaut so aus. Alle Signale von Ihrer Fraktion deuten darauf hin, dass Sie heute (Abg Mag Hilmar Kabas: Wir werden ein Diktat von Ihnen nicht hinnehmen!) der Auseinanderlegung von erster Lesung und zweiter Lesung nicht zustimmen werden. (Abg Mag Hilmar Kabas: Noch haben wir die Handlungsfähigkeit und nicht die GRÜNEN! - Heiterkeit und "Noch"-Rufe bei den GRÜNEN.) Sie hätten gerne die Handlungsfähigkeit, aber Sie sind ja nicht einmal imstande, einen Redner oder eine Rednerin zu diesem Thema zu melden. (Abg Mag Hilmar Kabas: Da brauchen wir Sie dazu!) Ja, Sie haben andere Probleme, Herr Kabas, ich weiß es. (Abg Mag Hilmar Kabas: Wir sind ja nicht in Moskau, dass Sie diktieren können, wer redet und wer nicht redet!) Es geht nicht darum. Ich sage nur, Sie sind Steigbügelhalter der Sozialdemokratie. Sie helfen der Sozialdemokratie, heute ein Gesetz zu beschließen, gegen das Sie immer aufgetreten sind. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Mag Hilmar Kabas: Wäre eh gekommen! Können Sie es verhindern?)
Wissen Sie, Herr Kabas, was traurig ist? Dass Ihre innerparteilichen Befindlichkeiten - weil Sie Angst haben, dass Sie am Freitag oder am Samstag nicht zu Ihrem Parteitag fahren könnten, sollte der Landtagspräsident eine Sitzung ansetzen - weit vor den Interessen der Wienerinnen und Wiener stehen. Das wird heute wieder einmal ordentlich deutlich! Ihnen sind die Wienerinnen und Wiener wurscht, und deshalb geben Sie der Sozialdemokratie heute die Möglichkeit, den Fonds Soziales Wien in einer Art und Weise zu beschließen (Abg Günther Barnet: Wir stimmen eh dagegen! Was willst denn?), die Sie, soviel ich weiß, immer abgelehnt haben. 

Sie lehnen es ab, eine Nachdenkpause einzuräumen. Verzichten Sie darauf, dass Sie sagen, Sie sind kantige Opposition! Sie haben sich in Wien abgemeldet. Ich verstehe, Herr Barnet, Herr Kabas, warum es Ihnen wichtig ist, sich jetzt noch schnell zu treffen. (Abg Mag Hilmar Kabas: Seit drei Tagen sehen wir uns! - Abg Günther Barnet: Jeden Tag!) Sie müssen sich ja ausmachen, wer von Ihnen nach irgendwelchen Neuwahlen tatsächlich noch hier sitzen wird. (GR Günther Barnet: Fast jeden Tag! - Abg Mag Hilmar Kabas: Das ist so ein Obergescheiter!)
Das ist dasjenige, worauf ich mich am meisten freue: Wenn Sie darüber streiten, und zwar auf Bundesebene und in Wien, wer maximal das Drittel ist, das von Ihnen in den nächsten Landtagen und im Parlament vertreten ist. Auf diesen Streit freue ich mich! (Abg Günther Barnet: Sie wollen, dass ich rede! Sagen Sie das gleich, ich melde mich schon!)
Selbstverständlich wollte ich, dass Sie reden, Herr Barnet. (Abg Mag Hilmar Kabas: Bei so viel Topfen kann man nicht anders!) Und zwar dazu, was Ihnen denn möglicherweise die Sozialdemokratie noch alles angeboten hat, damit Sie heute ja nicht mitstimmen. Es wäre ja wirklich spannend, einmal zu sehen, wie diese Geschäfte laufen. (GR Günther Barnet: Ich weiß schon, der Michi LUDWIG ladet mich ein, er begrüßt mich! - Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Aber kommen wir jetzt noch zurück zu den Gesetzen im Einzelnen. (Abg Günther Barnet: ... die SPÖ uns zwei Krawatten ...!) Ach Gott, wenn man sich die unterschiedlichsten Postenbesetzungen auf Bundesebene anschaut, Herr Barnet, weiß man zumindest eines. Sie wissen zu verhandeln. (GR Heinz Hufnagl: Die SPÖ nicht?) Jetzt wurde Ihnen unlängst der Rechnungshofpräsident ... (Abg Günther Barnet schüttelt den Kopf.) Nein, Sie wissen zu verhandeln! Sie schließen mit der ÖVP Deals, und Sie schließen wahrscheinlich auch mit anderen Fraktionen Deals. (Abg Godwin Schuster: Nein, nein!) 

Angesichts der Situation, in der Sie sich jetzt befinden, wo es wahrscheinlich darum geht, am Samstag wieder eine Parteispaltung zu verhindern, wo es spannend wird zu sehen: Setzen sich die Wiener Rechten durch - angeführt von Ihrem, glaube ich, zukünftigen Parteivorsitzenden Strache, unterstützt von Stadler und Mölzer - oder die weniger Rechten? Das weiß man nicht genau. Aber Sie wollen auf jeden Fall dorthin, und das war anscheinend für Sie Grund genug, auf die Probleme der Wienerinnen und Wiener nicht einzugehen und es so der Sozialdemokratie zu ermöglichen, den Fonds Soziales Wien heute zu beschließen.

Ich komme zum Schluss und möchte, als Paradebeispiel des Eingehens, nur zum Grundversorgungsgesetz, zu den unterschiedlichsten Veränderungen und zur Genese von Gesetzen zwei Worte sagen. 

Im ursprünglichen Entwurf des Grundversorgungsgesetzes lautete der § 1 Abs 1: "Leistungen nach diesem Gesetz stehen hilfs- und schutzbedürftigen Fremden zu." Dies normierte einen Rechtsanspruch, Sie wissen das. Sie haben deshalb auch sozusagen ganz geschwind noch die Abs 6 und 7 hineingenommen, worin dann gestanden ist: "Auf in diesem Gesetz vorgesehene Leistungen besteht kein Rechtsanspruch", und noch einen Zirkularschluss in Abs 7. 

Es gab diesbezüglich unterschiedlichste Stellungnahmen, aber in einem waren sich alle diese Stellungnahmen einig: Dass es eigentlich darum geht, einen verbrieften Rechtsanspruch zu schaffen. Es war ganz egal, ob es die Caritas war oder andere. Damit die inkriminierten Abs 6 und 7 herauskommen, haben Sie etwas gemacht, was Sie dann niemandem mehr zur Begutachtung vorgelegt haben. Sie haben den Abs 1 verändert, der nun lautet: "Leistungen nach diesem Gesetz werden an hilfs- und schutzbedürftige Fremde erbracht." Sie wissen, was Sie damit tun: Statt einen Rechtsanspruch zu normieren, einen subjektiven Rechtsanspruch, ermächtigen Sie den Fonds Soziales Wien oder den Magistrat, je nachdem, wer das dann tatsächlich ausübt, Hilfe zu leisten. 

Na, welch großartiges Gesetz! Soviel ich weiß, hätten wir nicht einmal ein Gesetz gebraucht, damit der Magistrat in manchen Fällen Hilfe leistet. Das darf sich der Magistrat sogar selbst und frei überlegen, solange es im Gesamtaufgabengebiet des Magistrats ist. Aber Rechtsanspruch gibt es überhaupt keinen mehr.

Auf einen weiteren, mehrfach inkriminierten Passus sind Sie überhaupt nicht eingegangen - und damit komme ich zum Schluss -, und zwar im Zusammenhang des Zusammenspiels zwischen Grundversorgungsgesetz und Sozialhilfegesetz: Dass nämlich im neuen Sozialhilfegesetz Asylwerber bis vier Monate nach Anerkennung nach dem Grundversorgungsgesetz zu versorgen sind. Sie wissen jetzt schon, dass die Leistungen aus dem Grundversorgungsgesetz nicht an die Leistungen aus der Sozialhilfe heranreichen. Dennoch sind Sie der Meinung, dass anerkannten Flüchtlingen entgegen der gegenwärtigen Rechtslage weniger Sozialhilfe zusteht als Österreicherinnen und Österreichern, als Wienerinnen und Wienern in Wien. 

Das ist Ihre Sozialpolitik! Das ist Ihre Sozialpolitik, die vorsieht, Menschen unterschiedlichster Kategorien zu schaffen, die vorsieht, Anspruchsberechtigte zu schaffen, Anspruchsberechtigte auszuschließen, obwohl sie es wären, und für einen Großteil von Wienerinnen und Wienern überhaupt nur Kann-Bestimmungen vorzusehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
Sozialdemokratie! Ich sehe schon ein, dass die Wirtschaftspolitik, die Arbeitsmarktpolitik, der Finanzausgleich, die Steuerpolitik der Bundesregierung Wien massiv trifft, in vielfacher Hinsicht, sowohl, indem es zu einem Abbau von Leistungen des Bundes an Wien kommt, insbesondere im Rahmen des Finanzausgleichs, als auch, dass natürlich die Arbeitsmarkpolitik und die Wirtschaftspolitik des Bundes verheerende Auswirkungen auf die soziale Situation in Wien haben. Dennoch kann ich einer relativ reichen Stadt wie Wien den Vorwurf nicht ersparen, dass Sie in dieser Situation genau die Politik der Bundesregierung fortsetzen, den Hebel bei den Ärmsten ansetzen, indem Sie gerade für ausländische Mitbürger und Mitbürgerinnen Kann-Bestimmungen ein-führen oder sie, solange sie sich im Asylverfahren befinden, und auch danach noch auf das Grundversorgungsgesetz verweisen und nicht die ohnehin schon relativ spärlichen Leistungen der Sozialhilfe tatsächlich allen in Wien lebenden Menschen gleichberechtigt zugestehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei! Das ist eine Schande. Es ist eine Schande für Sozialdemokraten, und es ist eine Schande für Wien! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ramskogler. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Landtages!

Ich möchte mich insbesondere mit dem vorliegenden Gesetz, das das Wiener Grundversorgungsgesetz ist und heute erlassen werden soll, beschäftigen und hervorheben - und das hat eben mein Vorredner meiner Ansicht nach nicht gesagt -, dass ganz besonders Wien, dass Herr Bgm Häupl in den Verhandlungen darauf bestanden hat, dass alle Asylwerber, egal in welchem Asylverfahren, in dieses Grundversorgungsgesetz mit einbezogen werden, sodass alle eine Grundversorgung bekommen, egal ob sie in einem Asylverfahren abgelehnt worden sind, egal ob dieses Asylverfahren noch nicht dementsprechend einem Entschluss zugegangen ist. Es werden in Wien insbesondere mit diesem Gesetz alle in die Grundversorgung aufgenommen, und dazu steht natürlich die sozialdemokratische Politik in Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien ist das erste Land, das die Grundversorgung der hilfs- und schutzbedürftigen Fremden gesetzlich verankert, heute gesetzlich verankert mit den Stimmen der Sozialdemokratie. Das Gesetz dient der Umsetzung der mit dem Bund und den Ländern abgeschlossenen Vereinbarung vom 1.5.2004. Diese Vereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Art 15a Bundes-Verf-assungsgesetz legt gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Asylwerber, Vertriebene und andere aus rechtlichen oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen fest. Das ist der besondere Passus, denn das heißt, es werden aufgrund dieses Gesetzes tatsächlich in Wien alle Menschen versorgt, und das ist meiner Ansicht nach eine sehr soziale Leistung und eine sehr sozialdemokratische Leistung!

Ziel dieser Vereinbarung - und davon muss man ausgehen - zwischen Bund und Ländern ist es, dass es eine österreichische Vereinheitlichung der Grundver-
sorgung gibt. Was diese österreichische Vereinheitlichung betrifft, ist es ja, wie wir wissen, zum Beispiel auf dem Sozialhilfegesetzpassus noch nicht durchgegangen, dass es österreichweit noch keine sozialhilfegesetzliche Vereinheitlichung gibt, die für hilfsbedürftige Fremde eine Sicherstellung auch ihrer Rechtssicherheit mit sich brächte.

Durch die Schaffung eines zentralen Datenverbundes soll die Verteilung der Zielgruppenangehörigen im gesamten Bundesgebiet ermöglicht werden und damit eine regionale Überbelastung vermieden werden. Gleichzeitig ist durch diese Vereinbarung das vorliegende Grundversorgungsgesetz ein großer Schritt hin zur Umsetzung der EU-Richtlinie vom 27. Jänner 2003, die uns ja vorgegeben ist, wonach sich jedes Land dementsprechend verhalten muss und die Richtlinien einhalten muss, die zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von AsylwerberInnen in den Mitgliedstaaten gesetzt werden. Diese Vereinbarungen müssen bis Sommer 2005 vollständig umgesetzt werden. 

Wir setzten heute im Landtag einen Schritt in diese Richtung. Bis zum Sommer 2005 werden weitere Verhandlungen mit dem Bund und mit den Ländern stattfinden, und das heißt insbesondere, dass im Herbst die Verhandlungen darüber begonnen werden müssen, wie der Rechtsanspruch, der heute auch immer wieder eingefordert wird, genauest verankert wird. Das heißt, im Herbst werden die entsprechenden Verhandlungen zwischen Bund und Ländern stattfinden, und hier versucht man auch gemeinsam, mit dem Bund gemeinsam, österreichweit zu einer Lösung zu kommen und diesen Rechtsanspruch zu gewährleisten. 

Aber was ist nun das Ziel der Grundversorgung insbesondere in Wien mit dem Gesetz, das uns vorliegt und das wir heute beschließen werden? - Kriminalitätsprävention durch Sicherung der Versorgung aller Fremden ist ein ganz besonders wichtiger Punkt, welcher der Sozialdemokratie auch immer ein wichtiger gewesen ist; denn es waren nicht wir, die unter anderem hergegangen sind und Sicherheitsmaßnahmen abgesetzt haben, im Gegenteil: Wir haben diese immer auch verstärkt gefordert! Weiters: Soziale Verträglichkeit, Verteilung der Fremden innerhalb Wiens, Berücksichtigung der kulturellen Bedürfnisse, frühzeitige Integrationsmaßnahmen für Fremde, die in Österreich bleiben. 

Aber auch die Kosten und die Aufteilung der Kosten sind ein wichtiger grundsätzlicher Vereinbarungsfaktor zwischen dem Bund und den Ländern. Der Kostenschlüssel ist mit 60 zu 40 auf Bund und Länder aufgeteilt. Die Kostenteilung zwischen den Ländern soll quotenmäßig stattfinden, wobei Wien 19,3 Prozent des Länderanteils beziehungsweise 7,7 Prozent der Gesamtkosten übernimmt. Länger als ein Jahr im Asylverfahren stehende AsylwerberInnen werden jedoch zu 100 Prozent durch den Bund finanziert. Auch das ist eine Vereinbarung zwischen den Ländern und dem Bund, die mit Verhandlungsgeschick erreicht wurde. 

Ich möchte es noch einmal insbesondere als eine soziale Leistung hervorheben, was die Grundversorgungsleistungen mit diesem Gesetz tatsächlich bedeuten für Menschen, die in Wien wirklich hilfsbedürftig sind, was ihnen dadurch zukommen kann und wo sie es brauchen, da ja immer davon gesprochen wird, dass dementsprechend genau diese Menschen einer besonderen Hilfe und Unterstützung bedürfen. Sie bekommen durch dieses Grundversorgungsgesetz die Möglichkeit einer Unterbringung, es wird ihnen Verpflegung angeboten, Sach- und Geldleistungen für Schulbedarf und Bekleidung, gleichzeitig auch Taschengeld für Fremde in organisierten Unterkünften, aber auch Krankenversicherung sowie medizinische Leistungen, Information, Beratung, Betreuung, Fahrtkosten bei behördlichen Ladungen und Überstellungen, aber auch Kostenübernahmen bei freiwilliger Rückkehr in ein anderes Land. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist uns im Rahmen der Grundversorgungsvereinbarung unter anderem gelungen, dass der FSW, der Fonds Soziales Wien, mit vielen andern Partnerorganisationen zusammengearbeitet hat, sich mit vielen NGOs gemeinsam dementsprechend mit den sozialen Bedürfnisse der Menschen auch in Wien beschäftigt hat und es hier auch zustande gebracht hat, mehrere Stadtgebiete mit mehreren Unterkünften und somit eine Dezentralisierung in den einzelnen Unterbringungen zu schaffen. Zur Zeit läuft auch eine Ausschreibung, worin sehr detailliert auf die Unterbringungskriterien eingegangen wird. 

Eines der wichtigsten Entscheidungskriterien ist die Betreuungsqualität. Denn die ständigen Vorwürfe, dass sich Wien und die sozialdemokratische Regierung in Wien nicht um sozial bedürftige Menschen kümmert, ist eine falsche. Wien tut es, Wien hat den sozialen Charakter nach wie vor, wir leben ihn auch, und das sieht man auch heute bei diesem Gesetz!

Aber nicht nur die Sozialdemokratie in Wien, sondern auch andere Organisationen mit unserem Verständnis möchte ich hier als erwähnenswert hervorheben, wie zum Beispiel Herrn Dr Michael Landau, seines Zeichens Caritas-Direktor. Aufgrund einer Kooperation mit dem Fonds Soziales Wien ist am 6. Mai die erste Landesstelle eröffnet worden, die von der Caritas gemeinsam mit dem FSW getragen wird. Dr Michael Landau hat zum Beispiel gesagt, ich zitiere: "Seit 1. Mai sind die Kompetenzen aufgeteilt, nun sind die Länder gefordert. Für das Bundesland Wien kann ich heute feststellen, dass wir uns auf einem guten Weg befinden. Die neue Struktur wird sich in der Praxis noch zu bewähren haben, doch ich habe die Hoffnung, dass hier in dem guten Miteinander, das die Caritas und die Stadt Wien bereits in anderen sozialen Fragen verbindet, etwa in der Wohnungslosenhilfe, aber auch im Bereich Pflege, dass in diesem guten Miteinander auch die in der konkreten Praxis zu lösenden Fragen gut angegangen werden können und eine befriedigende Antwort gefunden wird."

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie meinen, dass das alles unsoziale Taten sind, dass wir uns verabschieden, dann haben Sie sich getäuscht. Wien ist und bleibt eine soziale Stadt, und das setzen wir auch in Zukunft fort! (Beifall bei der SPÖ.) 

Besonders wichtig ist es jedoch auch, dass der Bund für Reservekapazitäten sorgt. Denn auch der Bund darf natürlich nicht aus der Verantwortung genommen werden, sich seiner Verantwortung für sozial gerechte Hilfeleistungen entsprechend einzusetzen. Das heißt, es muss auch in Notsituationen dafür gesorgt werden - und in erster Linie natürlich vom Bund -, dass, wie es auch im Gesetz steht, für hilfsbedürftige Menschen zum Beispiel Unterkünfte, aber auch soziale Leistungen vorhanden sind. Wien nimmt mit dem Grundversorgungsgesetz seine Verantwortung wahr und sehr ernst, und es ist zu hoffen, dass diesem Beispiel auch noch die anderen Länder folgen werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien bekennt sich zur öffentlichen Aufgabe in der Sozialpolitik zur Sicherung und zur Verbesserung sozialer Leistungen für diejenigen, die die Hilfe der Gemeinschaft in Anspruch nehmen müssen. Die Wiener Sozialdemokratie ist sich ihrer sozialpolitischen Verantwortung für unsere Mitbürger absolut bewusst, und diese wird sie, wie auch bisher schon, wahrnehmen. Ich bin heute nicht die erste Rednerin, die dies hier behauptet, sondern in der Früh ist dementsprechend auch schon der Bürgermeister darauf eingegangen, dass es nicht darum geht, dass sich Wien, nur weil es Veränderungen in der Struktur und in der Organisation geben wird, vom Prinzip der sozialen Sicherheit verabschiedet. Nein, im Gegenteil, die strategische Trennung von Planung, Steuerung und Umsetzung soll die Versorgungseinheit und die Versorgungssicherheit auch in Zukunft gewährleisten!

Der Fonds Soziales Wien, wogegen sich hier aufgrund von Intransparenz alle wehren, ist nichts anderes als ein Instrument, ein Teil dieser Stadt, ein Teil der Stadt Wien. Mit dem FSW wird eine Strukturreform im Bereich der sozialen Wohlfahrt in Wien vorgenommen. Die Sozialpolitik in Wien bleibt dabei weiterhin bei der Stadtpolitik, ebenso wie die Entscheidung über wesentliche Vorgaben für die Arbeit des Fonds. 

In Bezug auf die Kontrolle seiner Gebarung durch das Kontrollamt und durch den Rechnungshof ist dies nach der derzeitigen bundesgesetzlichen Lage sichergestellt. Jedoch stellt die Volksanwaltschaft noch keine Kontrollmöglichkeit dar, da dies aufgrund der Bundesverfassung noch nicht möglich ist. Daher stelle ich in Bezug auf die Volksanwaltschaft fest, dass wir - und ich habe es hier schon vor einem Jahr beim Bericht der Volksanwaltschaft gesagt - insbesondere stolz darauf sind, dass es eine Volksanwaltschaft gibt. Die Sozialdemokratie bekennt sich zur Volksanwaltschaft, zu deren Kontrolle und Kontakten mit den Bürgern in Bezug auf ihre rechtliche Vertretung, sodass es möglich ist, sich an die Volksanwaltschaft zu wenden.

Daher stelle ich an dieser Stelle heute folgenden Antrag, um wieder einen Schritt zur Verbesserung dieses Gesetzes zu machen:

"Der Wiener Landtag fordert den Fonds Soziales Wien auf, auch die Volksanwaltschaft bei ihren Kontrolltätigkeiten aktiv und bestmöglich zu unterstützen. Zugleich richtet der Wiener Landtag an den Österreich-Konvent zur Verfassungsreform den Appell, eine verfassungsrechtliche Bestimmung zu schaffen, die der Volksanwaltschaft jeweils auch dort Kontrollrechte einräumt, wo solche dem Rechnungshof eingeräumt werden."

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschließend möchte ich sagen, es ist dies ein Schritt in die richtige Richtung. Veränderung heißt nicht unbedingt Stillstand, im Gegenteil: Die Sozialdemokratie hat in Wien erfasst, dass es um soziale Leistungen für alle Mitbürger und Mitbürgerinnen geht, egal in welcher Situation sie als solche sind. Es geht darum, dass alle die gleiche Chance haben und alle ein Grundrecht auf eine soziale Versorgung und auf ein Leben in Würde haben. Das kann Wien mit der Sozialdemokratie gewährleisten! 

Ich hoffe, dass sich einige der Oppositionspartien dementsprechend auch anschließen können. Denn es wäre uns natürlich auch ein besonderes Bedürfnis, gemeinsam mit der Opposition für die soziale Sicherheit zu sorgen. Doch wenn das nicht der Fall ist, wird die Sozialdemokratie in Wien dies immer gewährleisten, und das wissen die Bürger zu schätzen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Als dritte Rednerin meiner Partei werde ich nicht groß ausholen und Dinge wiederholen, die bereits gesagt wurden. Aber einige Dinge muss ich jetzt doch noch anbringen.

Ein paar Antworten noch auf Herrn GR Wagner und Frau GRin Ramskogler: Herr GR Wagner hat gemeint - ich sage es jetzt sinngemäß -, dass sich Frau Abg Korosec nicht über undemokratische Vorgangsweisen und Bestimmungen aufregen darf, weil ihre Partei im Parlament auch undemokratisch handelt. Mit Verlaub, das ist kein Argument. Frau Abg Korosec hat hier ihre vollen Rechte als Abgeordnete und kann sachlich und begründet argumentieren, ohne dass man ihr mit der ÖVP im Parlament daherkommt. Das sind keine Argumente!

Was die Oppositionsparteien mit Fug und Recht sagen - und auch der Volksanwalt sagt dasselbe -, ist dass die demokratischen Rechte der Abgeordneten und die demokratische Kontrolle Einbußen erleiden. Das ist ganz klar: Wenn Geschäftsstücke, wenn Dinge, die bisher im Gemeinderat waren, wo wir alle unsere Rechte haben, die wir als frei gewählte Mandatare nun einmal besitzen, ausgegliedert und ausgelagert werden und wir diese Rechte und Möglichkeiten verlieren, dann ist das undemokratisch! Dann können Sie vielleicht an dieser Stelle weiterargumentieren, und wir können miteinander reden, aber man kann nicht sagen: Weil die ÖVP im Parlament sonst was macht, darf Korosec hier nicht den Mund aufmachen und sich nicht zur Wehr setzen, wenn es um ihre eigenen demokratischen Rechte geht. Das kann meiner Meinung nicht zulässig sein. - Das ist das eine.

Zur Frau Abg Ramskogler möchte ich gerne sagen: Es geht unserer Meinung nach nicht darum, dass der Fonds dem Volksanwalt hilft und ihn unterstützt, sondern es geht unserer Meinung nach darum, dass der Volksanwalt das Recht hat zu kontrollieren und tätig zu werden. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgen der SPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Ja! Steht ja drin!)
Wir sind, anders als Sie, nicht der Meinung, dass das über den Bund - Konvent und so weiter - laufen muss und dass wir hier jetzt appellieren und Vorschläge machen sollen, sondern wir schließen uns der Meinung der Volksanwaltschaft an, nämlich dem, was Peter Kostelka - der ja, glaube ich, Jurist ist - schon oft deponiert hat, dass man in die Wiener Verfassung einfach einen Passus hineinschreibt, dass der Volksanwalt berechtigt ist, den Fonds zu kontrollieren. (Abg Christian Oxonitsch: Das steht ja drin in der Bundesverfassung!) Das ist ganz einfach, wir werden diesen Antrag heute gemeinsam mit der ÖVP stellen.

Es gibt dazu Meinungen und Gutachten, irgendwer wird am Schluss Recht haben. Mir ist es im Grunde genommen vollkommen gleichgültig, wer. Das einzige, was ich will und was die GRÜNEN wollen, ist dass wie bisher und im selben Ausmaß der Volksanwalt kontrollieren kann und diese Rechte vertreten kann. (Abg Christian Oxonitsch: Ja! - Abg Godwin Schuster: Dann könnt ihr eh unseren Antrag unterstützen!) Da wollen wir wahrscheinlich dasselbe. (Abg Christian Oxonitsch: Steht ja im Antrag drin!) Wir haben jetzt unterschiedliche Wege beschritten, und alle werden ihre Anträge einbringen.

Zur Frau Abg Ramskogler noch eines: Anerkannte Flüchtlinge haben ja bis jetzt Sozialhilfe erhalten. Das Problem besteht darin, dass sie nunmehr in den ersten vier Monaten die Grundversorgung erhalten werden, und die ist niedriger als die Sozialhilfe. Frau Abg Ramskogler, die Probleme sind schon da, weil die Flüchtlinge nämlich mit dem nun geringeren Geld ihre Wohnung nicht mehr bezahlen können. Einige haben schon Wohnungen gefunden, die können jetzt die Mieten nicht zahlen und fliegen wieder hinaus. Wir haben schon wieder das nächste Problem erzeugt. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Es hat welche gegeben, die gar nichts bekommen haben!) 

Ja, aber verstehen Sie, was wir wollen? Auch darüber kann man diskutieren. Ich deponiere jetzt noch einmal, was die GRÜNEN wollen. Die GRÜNEN wollen, dass alle diese Flüchtlinge Sozialhilfe erhalten und dass man sie möglichst unterstützt. Jetzt erneut Härtefälle zu produzieren - und wenn es Sie interessiert, sage ich Ihnen gerne, wo Sie jetzt diese Flüchtlinge finden können, die ihre Wohnung schon wieder verloren haben, damit man denen vielleicht hilft -, halte ich für falsch. Es handelt sich dabei nicht um so viel Geld, dass man wieder das Argument anbringt, das kann sich Wien nicht leisten. Daher noch einmal: Sie sollten Sozialhilfe erhalten!

Wir werden ja morgen noch einmal über den Fonds reden und diese Debatte noch einmal führen. Nur, ich sage es jetzt noch einmal: Wenn Ihnen die Opposition mit Argumenten kommt, mit Argumenten, die gegen den Fonds sprechen, verstehe ich, dass Sie misstrauisch sind und sagen: Ja gut, die Opposition, dann sollen sie halt reden! Ich verstehe schon, dass dieses gegenseitige Misstrauen immer besteht. Aber es ist ja nicht so, dass das nur die ÖVP sagt oder nur die GRÜNEN sagen. Es gibt ja Fachleute, die dieselbe Meinung haben.

Jetzt verstehe ich wirklich nicht, warum Sie nicht wenigstens dem Peter Kostelka zuhören, der ja ganz ähnliche Dinge wie die GRÜNEN formuliert und das in seinem Bericht zur Volksanwaltschaft auch darlegt. Zum Beispiel: Viele von uns, nein, einige von uns saßen ja in diesem Arbeitskreis zum Fonds Soziales Wien. Dass dort noch keine fundierte Rechtsmeinung vorhanden war und wir überhaupt erst begonnen haben, uns kundig zu machen, wird ja wahrscheinlich absolut niemand ableugnen können. 

Ich möchte jetzt nicht zu viel über diese Arbeitskreise reden, weil ich ein Problem habe, und auch über dieses Problem müssen wir einmal reden. Wir haben einen Geschäftsführer des Fonds, Peter Hacker - dem man diese Aufgaben übergeben hat, aber nicht genug Zeit gelassen hat, um all die Dinge auf die Reihe zu bringen -, der in Hinkunft des Öfteren hier genannt werden wird. Das zeigt ja schon auf, dass das im Grunde genommen eine heimliche Stadtratsfunktion ist. Wir werden hier immer stehen, über ihn reden und Dinge kritisieren, aber im Gegensatz zu einem Stadtrat kann er sich nicht zu Wort melden und kann nicht mit argumentieren. Dazu muss uns etwas einfallen, sonst werden wir wiederholt diese Situation haben. 

Was wir - und das sind jetzt Dinge, die noch nicht genannt wurden - in diesem Arbeitskreis bisher nicht erledigt haben und warum ich glaube, dass dieser Beirat sich ganz rasch erstmals zusammensetzen sollte, ist dass keine Prüfung von Alternativen vorliegt. Wir kennen jetzt die Förderwelt, wir wissen, dass die Oberösterreicher und die Steirer irgendetwas anders machen, wir wissen, dass in anderen europäischen Ländern viel anderes gemacht wird, aber diese Prüfung der Alternativen wurde entweder nicht vorgenommen oder aber uns nicht bekannt gegeben. 

So etwas wie Zielvorgaben, Kosten-Nutzen-Analysen und so weiter gibt es alles auch nicht, und wie mein Kollege Margulies heute schon gesagt hat und was ich für ganz wichtig halte, das Budget liegt ja nicht vor! Wir haben jetzt diese Gesamtsumme, die wir beschließen werden, die Sie beschließen werden, aber ein operatives Budget liegt nicht vor. Es weiß ja kein Mensch, was jetzt weiter geschehen soll. Auch das müssen sie raschest vorlegen. 

Ich möchte gerne, weil es ja bei den Gesetzen, die wir heute beschließen, in allererster Linie um betroffene Menschen geht, noch einmal in Erinnerung rufen, dass das ja Menschen sind, die unserer Hilfe bedürfen, die hier auf die Sozialreferate gehen und die etwas brauchen. Jetzt noch einmal in Erinnerung gerufen und Ihnen noch einmal gesagt sei die Tatsache: Die Sozialhilferichtsätze sind zu nieder! Das ist nicht existenzsichernd. Es wird Ihnen immer wieder gesagt, es wird aber nichts getan, und das vorliegende Sozialhilfegesetz halten wir aus den genannten Gründen für schlecht. 

Ich bringe daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein. Ich lese jetzt die Begründung nicht vor, sondern nur das, was wir fordern. Das ist das ganz, ganz Wesentliche, wobei ich hoffe, irgendwann einmal auch positive Signale von Seiten der SPÖ zu bekommen, wenn auch wahrscheinlich nicht heute. Wir wollen eine Sockelung der Sozialhilfe auf dem Mindestsicherungsniveau, und was das ist, wurde ja auch festgelegt. Da geht es um die Einkommensarmutsschwelle von 60 Prozent des Median-Haushaltseinkommens pro Kopf, und das sind 780 EUR. Ich denke, man muss jetzt schon einmal an eine Anhebung denken und die Sozialhilfe existenzsichernd machen. Wir haben da noch weitere Vorschläge gemacht, Sie alle haben sie gelesen, und Sie kennen unseren Antrag, den wir heute einbringen. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht ein Letztes noch zum Herrn Bürgermeister gesagt, weil er gemeint hat: Niemand kann der SPÖ vorwerfen, dass immer weniger Geld für die Sozialhilfe ausgegeben wird. - Nein, so lautet der Vorwurf auch nicht. Wir alle wissen, dass die Ausgaben für die Sozialhilfe angestiegen sind, ja sogar enorm angestiegen sind, und dass die Stadt Wien da viel leisten muss. 

Was wir sagen, ist aber: Für den Einzelnen wird es immer weniger! Denn der einzelne Mensch, der auf Sozialhilfe angewiesen ist, denkt sich ja nicht: Super, ich bekomme ein bisschen weniger, weil es soundso viele mehr sind, die jetzt alle Anspruch haben und für die Geld ausgegeben werden muss!, sondern der weiß für sich nur: Ich komme mit diesem Geld keinen Monat aus, mir fehlen ungefähr 10°Tage. Da gibt es ja Leute, die dann nur noch Brot oder Kartoffeln essen. Da gibt es wirklich Kinder, die auf kaputten Matratzen auf dem Boden schlafen, und das Sozialreferat ist nicht bereit, eine Matratze als Sonderbedarf anzuerkennen. Da gibt es Kinder, deren Eltern keine Schulsachen kaufen können oder kein neues Gewand kaufen können. Alles das gibt es in unserer Stadt - selbst diese Tatsache anerkennend, dass insgesamt die Summe für die Sozialhilfe steigt.

Ich möchte Sie abschließend einfach bitten, einmal mit diesen armen Menschen mitzudenken und mitzufühlen. Es geht sich nicht aus, und ich denke, wir können das leisten, dass da dem Einzelnen etwas mehr Geld zugute kommt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Margulies wollte Ihnen den Gefallen tun, dass ich mich zu diesem Tagesordnungspunkt melde. (Abg Heinz Hufnagl: ... stellvertretend machen!) Ich folge diesem Ruf natürlich. Ich muss nicht so gern und so oft reden, das schaut schon nach Wichtigtuerei aus, aber einem solchen Ruf muss ich aus mehreren Gründen folgen, unter anderem, weil Sie mir und meiner Fraktion unterstellt haben, ich würde irgendwelche Geschäfte mit der SPÖ machen. 

Also ich bin kein fahrender Wanderhändler, den man dazu bewegen kann, dass man ihm irgendwelche Blechtöpfe abkauft und dafür irgendetwas anderes anbietet. Das ist eine Fehleinschätzung. Mit mir kann man keine Geschäfte machen. Mit mir, mit meiner Fraktion oder unserer Fraktion kann man darüber reden, man kann sagen: Stimmt ihr einer Sache zu, ja oder nein?, weil es sachlich zu begründen ist, oder sonst was. Aber wir sind keine fahrenden Wanderhändler, die darum bitten, dass man uns noch drei Blechtöpfe abkauft. Das kommt mir nicht hinein, das sagt man mir nicht, lieber Kollege Margulies! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben gesagt, es geht nur um den Parteitag und um den Freitag. Sie werden es nicht glauben, die Wiener Landesgruppe ist sehr mobil. Egal, wann auch immer der Herr Präsident diese Setzung angesetzt hätte - und ich gehe einmal davon aus, dass alle Präsidenten des Landtages aufrechte Demokraten sind und daher auf das vielleicht etwas Rücksicht genommen hätten -, wir hätten es auch geschafft, in der Nacht dort hinzufahren. Wir finden die Westautobahn, wir finden den Zug, wir schaffen das. Wir fahren sogar am Freitag in der Nacht dorthin, wir haben damit kein Problem. 

Uns geht es um etwas anderes. Uns geht es darum, dass wir natürlich klar sagen, wofür oder wogegen wir sind. Und das kann man mir nicht unterstellen, dass ich nie gegen den FSW gewesen wäre, das ist ja lachhaft! Ich weiß nicht, wie oft ich da heraußen war und gegen den FSW gesprochen habe, gegen den Bürgermeister, gegen die zuständigen Stadträte, gegen die Frage der Beschlussfassung der Geschäftseinteilung schon ein halbes Jahr, bevor sie gilt, über die verfassungsrechtliche Frage und und und. Aber dann zu sagen, dass wir das jetzt erlauben, dass wir mit unserer Stimme zulassen, dass es den FSW gibt, das ist ja lächerlich. Den FSW gibt es schon!

Was die Frage ist, ist das Grundversorgungsgesetz, und da gibt es eine logische Kette: Asylgesetz, 15a-Vereinbarung, Grundversorgungsgesetz. (Abg Mag Hilmar Kabas: In einer Linie!) Beim Grundversorgungsgesetz sind wir gegen einen Punkt - und deswegen werden wir das Gesetz auch ablehnen -, nämlich gegen die Frage der Delegation an den FSW, genau das, was Sie auch kritisieren. Da sind wir auch dagegen. 

Aber warum soll ich mich einer Trickserei hingeben, die nichts bringt? Am Freitag wird dann ohnehin auch abgestimmt, das kann ich nicht verhindern, da geht es durch, dann ist es da! Was soll denn der Spaß? Wenn Sie sagen, wir machen etwas Gescheites, ein ordentliches Oppositionsrecht, wir stellen einen Misstrauensantrag gegen den Bürgermeister, gegen wen immer Sie für verantwortlich halten, dann bin ich ... (Abg Marianne Klicka: Das ist gescheit? - Zwischenruf des GR Johannes Prochaska.) Nein, aus Sicht der Opposition kann das etwas Gescheites sein, Hannes. Aber provoziere mich jetzt nicht, sonst überlege ich es mir noch einmal. - Wenn Sie der Meinung sind, die Oppositionsrechte ordentlich wahrnehmen zu wollen, dann haben Sie in uns immer einen Partner. Aber für Tricksereien stehen wir nicht zur Verfügung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Noch einmal, weil Sie gesagt haben, wir verhandeln gut: Das freut mich, dass Sie sagen, wir verhandeln gut, aber was sollen wir mit der Sozialdemokratie verhandeln? Die Zustimmung zum Rechnungshofpräsidenten? Das ist schon vorbei, und soweit ich weiß, hat die Sozialdemokratie nicht zugestimmt. Welches Geschäft soll da gelaufen sein? Soll mich der Michi LUDWIG einladen auf zwei Kaffee und eine Begrüßung in Floridsdorf bei einer Veranstaltung? Soll mir der Godwin Schuster noch zwei Krawatten kaufen? Was soll das für ein Geschäft sein? Was für ein Geschäft soll stattgefunden haben? Nein! (Abg Mag Hilmar Kabas: Herr Schuster, was machen Sie mit dem Herrn? - Weitere heftige Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) Noch zwei zu meinen vielen anderen, nicht von dir, sondern ... (Abg Godwin Schuster: Eine rote Nelke kann ich dir schenken!) 

Was für ein Geschäft soll das gewesen sein? Fahrender Wanderhändler, oder was? Ich weiß es nicht, sagen Sie mir das Geschäft! War ich noch nie gegen den Fonds Soziales Wien? - Sie werden es heute beim Volksanwaltschaftsbericht noch hören. Da hätte ich wirklich reden wollen; das jetzt ist mir eigentlich zu lächerlich, aber Sie haben mich dazu aufgefordert. Dann werde ich alles sagen, wogegen wir sind. Aber welches Geschäft soll da gelaufen sein? Welches Geschäft? Ich kann es nicht nachvollziehen. 

Ich sage Ihnen noch etwas. Wir werden auch andere Dinge weiterhin ablehnen, die die Sozialdemokratie einbringt, einschließlich dieses Resolutionsantrags hinsichtlich der Volksanwaltschaft. Den halte ich aus zwei Gründen für falsch, und ich sage es Ihnen auch gleich. Erstens geht es um den Kommentar, den ich jetzt gerade zum Art 148i B‑VG gelesen habe. Herr Hufnagl, rufen Sie jetzt bitte nicht dazwischen, dass ich schon wieder oberbelehre. Ich versuche nur, ins Gesetz hineinzuschauen und darüber nachzudenken, ob die Sachen stimmen oder nicht, das wird keine Belehrung. (Abg Heinz Hufnagl zeigt eine bestätigende Geste.)
Im Kommentar zum Art 148i steht Folgendes; ich lese es Ihnen nicht vor, Sie können es eh nachlesen, aber kurz zusammengefasst: Natürlich kann der Landesverfassungsgesetzgeber die Regelung treffen, ob er die Volksanwaltschaft dazu ermächtigt, eine solche Kontrolle auszuüben. Das hätte ich mir von der Sozialdemokratie erwartet! Deswegen werden wir Ihren Resolutionsantrag ablehnen, das brauchen wir nicht. Wir brauchen nicht an den Bundesgesetzgeber heranzutreten und zu sagen: Bitte macht etwas im Ö-Konvent! Das ist nicht wahr, der Kommentar zu 148i B‑VG besagt, dass der Landesverfassungsgesetzgeber das selbst tun kann. 

Zweitens: Dort, wo die Sozialdemokratie schon die Möglichkeit gehabt hätte, eine entsprechende Kontrolle einzurichten, nämlich aufgrund der Wiener Stadtverfassung, habe ich einmal einen Antrag eingebracht, den Frau StRin Brauner nicht einmal beantwortet, sondern nur abgelehnt hat. Das wäre die Einführung eines § 72b in die Wiener Stadtverfassung gewesen, nämlich eine analoge Kontrolle, wie sie Betrieben und Unternehmungen durch den Gemeinderat und andere Organe zukommt. Dort haben Sie das abgelehnt. - Soviel zu der Frage, wo Sie zustimmen und wo nicht. 

Aber für eines stehen wir nicht zur Verfügung: Für Tricksereien, die nichts bringen, vor allem dann - und das sage ich Ihnen auch noch -, wenn ich damit genau jenen rechtsfreien Raum schaffe, den ich bekämpfe! Wir haben kritisiert, dass durch die Veränderung der Geschäftseinteilung nicht klar wird - vor allem zu dem damaligen Zeitpunkt -, ob es hoheitliche oder nicht hoheitliche Akte sind, wo die Vollziehung stattfindet und ob das verfassungskonform ist. Aber selber einen Beitrag dazu zu liefern, einen rechtsfreien Raum zu schaffen, nur um zu sagen: An diesem einen Tag hat das Gesetz nicht gegolten, und ihr seid daran schuld, weil ihr es nicht rechtzeitig gemacht habt!, dann wäre ich Beitragstäter zu dem, was ich eigentlich gar nicht will. Dafür stehe ich und steht die FPÖ nicht zur Verfügung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlungen für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist uns - wie Sie gesehen haben, weil das ja in einem Bericht angesprochen wird - auch besonders wichtig, dass die Kontrolle über die Pflegeeinrichtungen erhalten bleibt. Daher auch dieser Antrag dafür, und ich setze selbstverständlich voraus, wenn es einen solchen Antrag und Beschluss gibt, dass die zuständige Behörde das auch wahrnimmt. Denn es ist ja immer wieder gefragt worden, wieso man damals nach dem Rechnungshofbericht nicht nachgeforscht hat. Wenn der Beamte selber sagt, er wird es in Hinkunft wahrnehmen, ist selbstverständlich anzunehmen, dass das auch so geschieht, weil das seine Verpflichtung ist. 

Ich möchte noch kurz darauf eingehen, dass gesagt wurde, das Budget sei nicht klar. Das Budget des Fonds Soziales Wien ist im grünen Buch auf Seite 113, Ansatz 5001 Gesundheitswesen, unter Post 757, Manualpost 002 zu finden. Im letzten Gesundheitsausschuss - und da hat vielleicht die innerparteiliche Kommunikation nicht ganz funktioniert - wurde eine Nachtragsdotation in der Höhe von 269,45 Millionen EUR beschlossen; das war am 14.6.2004. Folgende Ansätze waren davon teilweise beziehungsweise zur Gänze betroffen: 0265 Sam-melansatz der Geschäftsgruppe, 4110 Allgemeine Sozialhilfe, 4130 Behindertenhilfe, 4200 Pensionistenwohnhäuser, 4211 Stationäre Pflege, 4230 Essen auf Rädern, 4240 Betreuung zu Hause, 4260 Flüchtlingshilfe, 4292 Sozialtherapeutische Maßnahmen für Obdachlose. 

Ich bin deshalb überzeugt davon, dass wir ein transparentes Budget, ein nachvollziehbares Budget im Fonds Soziales Wien haben, und bin sehr optimistisch. Ich weiß auch, dass der Fonds Soziales Wien gut funktionieren wird. Daher bin ich sehr froh, dass das Gesetz heute in dieser Art beschlossen werden wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich lasse zuerst über den Abänderungsantrag abstimmen, der vom Klub der SPÖ eingebracht wurde.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen. 

Ich komme nun zur Abstimmung über das Gesetz. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang inklusive des zuletzt beschlossenen Abänderungsantrags zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Wir haben über zwei Beschlussanträge abzustimmen. 

Den ersten Beschlussantrag hat Abg Kurt Wagner eingebracht. Darin geht es um die Kontrolltätigkeit der Volksanwaltschaft beim Fonds Soziales Wien. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Beschlussantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ so beschlossen.

Der zweite Beschlussantrag stammt von den GRÜNEN betreffend Änderung des Wiener Sozialhilfegesetzes und Anhebung der Sozialhilferichtsätze. Hier wird in formeller Hinsicht ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das sind GRÜNE und ÖVP, das ist zu wenig, daher ist dieser Antrag abgelehnt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir kommen normalerweise, zumindest seit ich Abgeordneter in diesem Haus bin, immer gleich zur zweiten Lesung, weil kein Widerspruch erfolgt, sondern die zweite Lesung immer auf die Tagesordnung desselben Tages gesetzt wird. Heute wurden hier bereits in den Debattenbeiträgen Widersprüche angemeldet. 

Ich gehe daher so vor, wie es geschäftsordnungsmäßig vorhergesehen ist, und bitte jene Mitglieder des Landtages, die die zweite Lesung dieses Gesetzes auf die heutige Tagesordnung setzen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das sind SPÖ und FPÖ, es ist damit die erforderliche Zweidrittelmehrheit gegeben. (Abg Günter Kenesei, in Richtung FPÖ deutend: Nein, da haben nicht alle mitgestimmt dort drüben!)
Es ist egal, die erforderliche Zweidrittelmehrheit - es haben nicht alle mitgestimmt, aber es ist auf jeden Fall die erforderliche Zweidrittelmehrheit. (Abg Günter Kenesei: Es waren nur drei! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich möchte das wirklich nicht diskutieren. Es geht darum, dass 52 SPÖ-Mitglieder und ... (Heftiger Widerspruch bei den GRÜNEN.) 

Zwei würden bereits genügen für eine Zweidrittelmehrheit, wenn man es mathematisch rechnet. (Anhaltender Widerspruch bei den GRÜNEN.) Schauen Sie, die haben ja mitgestimmt! Ich habe keinen der hier sitzenden Freiheitlichen gesehen, der nicht aufgezeigt hat. Ich kann das also wirklich nicht sagen. (Abg Mag Hilmar Kabas: Die zwei Stadträte sind ja nicht ...!) Ich habe nicht gezählt, wie viele es sind, aber die haben aufgezeigt. Nehmen Sie bitte diese Entscheidung zur Kenntnis. (GR Günter Kenesei: Zur Geschäftsordnung!)
Meine Damen und Herren! Ich habe hier in den Saal geschaut, und ich habe niemanden gesehen, der nicht aufgezeigt hat. Jetzt kann man das bitte nicht sagen. Ich gehe daher in der Tagesordnung weiter und komme zur zweiten Lesung des Gesetzes, das wir zuvor in erster Lesung beschlossen haben.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist mit den Stimmen der SPÖ in zweiter Lesung mehrstimmig angenommen.

Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft den 25. Be-richt der Volksanwaltschaft. (Abg Günter Kenesei: Na bitte! Ich habe mich zur Geschäftsordnung gemeldet!) Entschuldige, aber das war zu spät, ich habe jetzt begonnen ... (Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN. – Abg Günter Kenesei: Ich habe es rechtzeitig gesagt!) Entschuldige, ich habe jetzt nicht ... (Abg Günter Kenesei: Ich habe mich rechtzeitig zur Geschäftsordnung gemeldet!) Herr Kollege Kenesei, ich habe überhaupt kein Problem, Sie zur Geschäftsordnung reden zu lassen. Ich habe den nächsten Tagesordnungspunkt eröffnet, weil es noch nicht bei mir gewesen ist. (Abg Günter Kenesei: Fragen Sie die Schriftführerin, bitte! Ich habe mich rechtzeitig gemeldet!) Was sollen wir jetzt während der Sitzung diskutieren, wenn ich es noch nicht gehört habe. Ich gehe daher so vor. Wir können das ja dann sofort nach dem nächsten Tagesordnungspunkt machen. (Abg Godwin Schuster: Zur Geschäftsordnung kann er sich schon melden! – Abg Günter Kenesei: Ich habe mich gemeldet!) Aber nicht bei mir. Ich habe es nicht gewusst, bitte, ich habe es nicht gehört. Nehmen Sie das zur Kenntnis! (Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN, der SPÖ und der FPÖ.) Ja, eben. 

Ich habe inzwischen bereits den nächsten Tagesordnungspunkt eröffnet, wo es um die Volksanwaltschaft geht. (Abg Günter Kenesei: Na, sicher nicht!) Natürlich, ich kann nicht mitten in einem Tagesordnungspunkt zur Geschäftsordnung etwas anderes drannehmen. 

Ich begrüße recht herzlich hier Volksanwalt Dr Peter Kostelka (Abg Günter Kenesei: Na, sicher nicht!) und möchte bekannt geben, dass die Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer und Mag Ewald Stadler entschuldigt sind. (Abg Günter Kenesei: Na, ganz sicher nicht! Das ist eine Missachtung des Präsidentenamtes! Das ist ein Missbrauch Ihres Amtes!) Herr Kollege Kenesei, ich missachte Sie wirklich nicht, das ist unerhört, aber ich gehe nach der Geschäftsordnung vor, und wenn ich das jetzt eröffnet habe ... (Abg Günter Kenesei: Sie missbrauchen Ihr Amt!) Ich missbrauche es wirklicht nicht, Herr Kollege Kenesei. (Abg Günter Kenesei: Natürlich missbrauchen Sie es! – Abg Mag Hilmar Kabas: Und Sie üben Terror aus!) Herr Kollege Kenesei, ich würde Sie bitten, sich zu beruhigen. (Abg Günter Kenesei: Nein, ich beruhige mich sicher nicht! Das ist ein Missbrauch Ihres Amtes!) Herr Kollege Kenesei, wir können über vieles diskutieren. Ich bin Präsident und ich gehe nach der Geschäftsordnung vor, und wenn ich einen Tagesordnungspunkt eröffnet habe, dann bin ich bei diesem Tagesordnungspunkt. (Abg Günter Kenesei: Sie beugen die Geschäftsordnung!) Ich beuge sie nicht. (Anhaltende Zwischenrufe aus allen Fraktionen. – Abg Mag Hilmar Kabas: Ordnungsruf für den Herrn Kenesei! Das ist eine ganz üble Unterstellung!)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir gehen weiter fort in der Tagesordnung. (Abg Günter Kenesei: Das ist unglaublich! – Abg Mag Christoph Chorherr: Das gibt es ja nicht!) Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Jerusalem zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. (Abg Günter Kenesei: Das ist ungeheuerlich! – Präsident Johann Hatzl begibt sich zu Präsident Römer und spricht mit ihm.)
Ich habe mit dem Ersten Präsidenten gesprochen. Bevor ich der Frau Abg Jerusalem das Wort erteile, erteile ich dem Abg Kenesei zur Geschäftsordnung das Wort. – Bitte sehr. 
Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Dr Herbert Madejski: Sie wollen sich nur wichtig machen!)
Lieber Herr Kollege Madejski! Wer sich da herinnen wichtig macht, lassen Sie die Wählerinnen und Wähler beim Abgang Ihrer Fraktion bestimmen. Ich nehme mein Recht als gewählter Abgeordneter in Anspruch, hier zur Geschäftsordnung zu sprechen. Ich habe mich zu einem Zeitpunkt gemeldet, wo es ausreichend gewesen ist. Sie haben das offensichtlich negiert, Herr Präsident, haben sich aber jetzt offensichtlich doch eines Besseren belehren lassen.

Mein Geschäftsordnungsbeitrag bezieht sich darauf, dass Sie erstens fälschlicherweise festgestellt haben, dass nur zwei Mandatare zusätzlich zu den 52 der SPÖ bereits eine Zweidrittelmehrheit hier in dem Hause bedeuten würden. Jetzt weiß ich nicht, welche Voraussetzungen mathematischer Natur für die Präsidentschaft hier in diesem Hohen Landtag gegeben sind, eine Zweidrittelmehrheit, um einen Antrag hier mit Zweidrittelmehrheit zu beschließen, sind immer noch 67 Abgeord-nete und nicht 54. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Zweitens, sehr geehrter Herr Präsident, haben bei der Fraktion der freiheitlichen Abgeordneten nicht alle Abgeordneten aufgezeigt, namentlich Herr Sie, Kollege Stark, haben nicht aufgezeigt (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.), namentlich der Herr Kollege STEFAN hat nicht aufgezeigt – er ist jetzt nicht im Raum –, und es waren noch weitere vier Abgeordnete, die nicht aufgezeigt haben. (Abg Dr Helmut Günther: Wer denn? Sagen Sie es! Nennen Sie sie namentlich! – Abg Mag Hilmar Kabas: Wer nicht im Raum ist, kann nicht aufzeigen! Das ist eine glatte Unwahrheit!)
Ich stelle daher den Antrag nach § 28 Abs 3a und verlese ihn hier: 

"Wird von mindestens 13 Landtagsabgeordneten un-mittelbar nach erfolgter Abstimmung ein Einwand gegen die Richtigkeit der Feststellung des Abstimmungsergebnisses erhoben und eine Feststellung der Gegenstimmen verlangt, hat diese der Präsident unverzüglich und ohne vorausgegangene Debatte vorzunehmen. Sind Einwände und Verlangen nicht genügend unterstützt, hat der Präsident die Unterstützungsfrage zu stellen. Die Feststellung der Gegenstimmen ist auch dann vorzunehmen, wenn der Präsident selbst Bedenken gegen die Richtigkeit der Feststellung des Abstimmungsergebnisses hat."

Ich bitte Sie, Herr Präsident, nach der Geschäftsordnung vorzugehen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Dr Helmut GÜNTHER: Er hat ja keine Bedenken gehabt!)
Präsident Johann Römer: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Präsident Hatzl gemeldet. – Bitte sehr.

Abg Johann Hatzl: (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Hohes Haus! 

Was mein Vorredner zuvor im zweiten Teil gebracht hat, ist an und für sich von der Vorgangsweise eine korrekte. Es wäre also festzustellen, nachdem ja der Antrag nicht von 13 Personen eingebracht wurde, ob 13 Manda-tare nachträglich eine solche Abstimmung, um eine Klarheit zu haben, unterstützen. Da ist überhaupt kein Zweifel.

Ich möchte aber noch eine Nebenbemerkung machen, bevor ich dann doch eine Frage aufklären möchte. Natürlich ist es auch das Recht des Präsidenten, der den Vorsitz führt, auf Grund seiner Wahrnehmungen zu entscheiden, ob die Abstimmung mit dem entsprechenden Quorum gegeben wäre oder nicht. 

Und ohne jetzt irgendwo Emotionen wecken zu wollen: Selbst wenn es so wäre – ich kann das nicht beurteilen –, dass zwei oder drei Abgeordnete der Freiheitlichen Partei möglicherweise nicht die Hand gehoben hätten, hat Präsident Römer bei der Durchsicht sehr wohl für sich feststellen können, ob eine Zweidrittelmehrheit gegeben ist oder nicht. Und da komme ich jetzt zu dem Teil, warum ich mich eigentlich gemeldet habe.

Herr Abg Kenesei! Es ist nicht aus der Verfas-
sung herauszulesen, dass eine Zweidrittelmehrheit von 100 Abgeordneten zu rechnen ist, sondern die Zweidrittelmehrheit ergibt sich aus der Teilnahme der abstimmenden Abgeordneten. Daher ist die entscheidende Frage: Wer stimmt dafür und wer stimmt dagegen? Ich wehre mich nur dagegen, dass im Raum so stehen bleibt, was Sie eigentlich ausgesprochen haben: Zwei Drittel heißt, es müssen 67 sein. Das muss nicht sein, denn wenn unter Umständen nur 51 oder 52 Abgeord-nete an der Abstimmung teilnehmen, ergibt die Zweidrittelmehrheit eine geringere Zahl.

Ich persönlich habe eine sehr klare Überschreitung der Zweidrittelmehrheit gesehen, aber es spricht nichts dagegen, nachdem Sie diesen Antrag eingebracht haben, hier durch Auszählen Klarheit zu schaffen.

Präsident Johann Römer: Ich werde also so vorgehen und zunächst einmal die Frage stellen, ob 13 Abgeordnete die Nachzählung des Ergebnisses verlangen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ja, das sind mehr als 13. (Abg Harry Kopietz: Gerade noch! Schwarz-Grün! – Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Langsam!

Ich kann nur wiederholen, dass es sich für mich so dargestellt hat, dass zwei Fraktionen aufgezeigt haben. Und nachdem das mehr zwei Drittel der Anwesenden im Saal waren, war das für mich die Zweidrittelmehrheit. Aber ich komme natürlich, wenn es jetzt beschlossen ist, dem Begehren ordnungsgemäß nach. 

Ich bitte jene Mitglieder, die den Übergang zur zweiten Lesung mitbeschlossen haben, nochmals die Hand zu heben, und ich bitte die beiden Schriftführer, die Stimmen zu meiner Kontrolle zu zählen. (Präsident Johann Römer und die Schriftführer zählen die Stimmen. – Abg Mag Christoph Chorherr: Soll ich einen Rechner bringen?) – Danke. Wir haben jetzt hier gezählt, dass 70 diesem Antrag zugestimmt haben. (Abg Mag Christoph Chorherr: Rot-Blau, Herr Kopietz!) Daher ist das die erforderliche Zweidrittelmehrheit, so wie ich sie vorher gesehen habe (Abg Mag Hilmar Kabas: Der Kenesei war auf dem Holzweg!), und ich hoffe, dass diese Sache jetzt aufgeklärt ist. 
Wir sind beim nächsten Tagesordnungspunkt, und ich darf die Frau Abgeordnete Jerusalem bitten und ihr das Wort geben.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! 

Vielleicht noch eine kurze Bemerkung zum Vorangegangen, denn das war jetzt wirklich aufregend und laut. Erlauben Sie mir eine Bemerkung: Es ist schon schön, wenn eine Hand die andere wäscht, und Rot in Kärnten die Blauen unterstützt, und die Blauen in Wien die Roten unterstützen. (Abg Martina Ludwig: Meine Güte! – Abg Harry Kopietz: Und die Grünen die Schwarzen!) Es macht Freude und trägt zur Belebung dieses Landtages ja durchaus bei. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, das verstehe ich auch, dass Ihnen das unangenehm ist, aber ...

Präsident Johann Römer (unterbrechend): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Am Wort ist die Frau Abgeordnete! Darf ich nur um ein bisschen mehr Ruhe bitten. – Frau Abgeordnete, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Ja, mehr Ruhe ist schon fein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sollten uns jetzt sehr ernsthaft dem Bericht der Volksanwälte zuwenden, einem Bericht, der aussagestark ist wie alle Jahre wieder. Ich bin sehr froh, dass es ihn gibt, weil er zum Beispiel – und das ist es, warum ich mich jetzt gemeldet habe und womit ich mich befassen möchte – sehr genau zeigt, wie die Sozialreferate arbeiten und weil er Missstände aufzeigt. 

Mein Eindruck ist, dass es sich eher um die Spitzen des Eisberges handeln und dass das keine sehr ausgerissenen Fälle sind, die sich nicht mehr wiederholen können oder die einzigartig sind, sondern dass der Bericht eigentlich für mich darauf hinweist, dass die Missstände auf den Sozialreferaten zahlreich sind und dass sie gravierend sind und dass es nicht selten ist, dass Menschen nicht nur, wie das jetzt üblich ist, sehr lange warten, um überhaupt einen Termin zu bekommen am Sozialreferat, sondern dann auch fallweise sehr lange warten, bis sie Hilfe bekommen. Deswegen möchte ich einige Fälle hervorheben und Ihnen noch einmal berichten, wiewohl ich schon sehe, dass das Interesse ein enden wollendes ist. Das wird mich aber jetzt nicht hindern, einige Fälle noch einmal klarer hervorzuheben. 

Ich möchte zum Beispiel gerne den Fall einer Frau wiedergeben, Frau N genannt, die erkrankt und die einen fachärztlichen Befund einholt, der bestätigt, dass sie sehr krank ist und dass man damit rechnen muss, dass sie zwei Jahre lang erwerbsunfähig sein wird. Das ist schon an sich ein schwerer Schlag, der diese Frau getroffen hat, und ich glaube, jeden und jede von uns würde es sehr treffen, würden wir erfahren, so krank zu sein, dass wir zwei Jahre lang nicht arbeiten können. Die Frau N ersucht daraufhin die MA 12 um Zuerkennung einer Dauersozialhilfe. Das war am 4.12. des Jahres 2002. Die MA 12 macht dann etwas – das sei vielleicht auch noch Peter Hacker mitgegeben –, die MA 12 verweigert die Bearbeitung des Antrages und schickt die Frau N zur Pensionsversicherungsanstalt, wo sie einen Antrag auf Invaliditätspension stellen soll. 

Und was jetzt der Punkt bei der Geschichte ist: Die MA 12 lehnt sich zurück und arbeitet einmal gar nicht. Die warten jetzt, bis die Pensionsversicherungsanstalt rückmeldet, was denn nun mit Frau N ist und ob sie eine Pension bekommt. Nur, für die Frau N stellt sich das ja so dar, dass sie weder eine Pension erhält noch Sozialhilfe. Die Frau N hat sozusagen nichts. (Abg Heinz Hufnagl: Arbeitslosengeld hat sie nicht bekommen?) Sie wird schon von irgendetwas gelebt haben. Das steht nicht im Bericht. Ich gebe jetzt genau das wieder, was im Bericht der Volksanwälte drinnen steht. 

Es ziehen dann acht Monate ins Land. Also ich hoffe ja, dass niemand in diesem Raum sitzt und sagt, das ist auch noch normal oder das ist rechtens oder das darf sein. Das wird ja wahrscheinlich niemand sagen. Wir alle werden der Meinung sein, acht Monate sind ein Wahnsinn. Und dann erst sagt aber die Pensionsversicherungsanstalt, dass keine ausreichenden Versicherungszeiten vorliegen. Also das hätte doch jemand innerhalb von ein paar Tagen feststellen können, denke ich mir einmal, und es wäre vielleicht sehr bürgerfreundlich gewesen, das auch zu tun. 

Aber nicht, dass man glaubt, jetzt ergeht eine Entscheidung der MA 12: Nein, weit gefehlt. Da kommt nichts! Mittlerweile sind 14 Monate ins Land gezogen, und die Magistratsdirektion tut dann – ich nehme an, auf Ersuchen der Volksanwaltschaft – nichts anderes als die Vorgangsweise der MA 12 zu rechtfertigen. Das heißt, auch wenn wir jetzt da alle sehr empört sind, in der Magistratsdirektion muss das den zuständigen Herrschaften normal vorgekommen sein, und die rechtfertigen die Vorgangsweise. 

Ich finde das sehr bedenklich. Denn dass jemand am Sozialreferat einmal einen Fehler macht, das kann schon vorkommen – sollte nicht vorkommen –, aber dass dann die Magistratsdirektion auch noch ihren Sanctus zu dieser Sache gibt, halte ich doch für einen gewaltigen Missstand.

Die Volksanwaltschaft stellt dann auch einen Missstand in der Verwaltung fest und setzt durch, dass die Frau das Geld bekommt. Interessant ist aber auch, was die Volksanwaltschaft nicht durchsetzen konnte, nämlich dass die MA 12 in Zukunft Verfahren nicht mehr unterbrechen wird und darf, bis so eine Entscheidung des Pensionsversicherungsträgers vorliegt. Das heißt, wir können damit rechnen, dass wenn so ein Fall erneut eintritt, sich die MA 12 – jetzt gibt es sie ja nicht mehr, das Sozialreferat halt – erneut zurücklehnt und einmal wartet, was die Pensionsversicherungsanstalt sagt. 

Ich denke – nachdem die künftige Stadträtin gerade hereingekommen ist und ich mich ja jetzt mit derartigen Bitten an sie wenden muss –, auch die neue Stadträtin sollte diesen Bericht sehr aufmerksam lesen und dafür sorgen, dass sich die Dinge ändern. So kann es ja nicht bleiben, dass die Sozialreferate in dieser Art und Weise mit Menschen umgehen, die sicher nicht zu den begüterten gehören.

Ich habe einen weiteren Fall herausgenommen. Man glaubt es ja nicht, man muss ja diese Berichte gelesen haben. Ich glaube, wenn ich das im Freundeskreis erzähle, was es in Wien für Sachen gibt, das glaubt mir doch kein Mensch. Alle sind der Meinung, Wien ist eine gut verwaltete Stadt. Sie glauben es auch nicht, aber der Herr Volksanwalt ist da und hat das geschrieben, also ich glaube, es ist nicht anzuzweifeln. Mein Freundeskreis glaubt das nicht. Die sind nämlich davon überzeugt – ich bin zum Teil auch davon überzeugt –, dass Wien eine gut verwaltete Stadt ist und dass es derartige Vorfälle einfach nicht geben kann. Es gibt sie aber jedes Jahr. 

Einem geistig schwerstbehinderten jungen Mann wird acht Jahre lang zu wenig Sozialhilfe ausbezahlt – man glaubt es kaum –, und zwar erhält er nur ein Viertel der Leistung, also doch sehr wenig, würde ich einmal sagen. Es ist schon klar, was jetzt kommt: Das Sozialreferat verweigert die Nachzahlung. Und was man jetzt noch dazusagen muss: Das Sozialreferat ist nicht einmal verpflichtet nachzuzahlen. Auch das stellt sich heraus, dass das rechtlich so nicht vorgesehen ist. Das heißt, er bekommt acht Jahre lang nur ein Viertel von dem, was ihm zusteht, ist ein schwerstbehinderter junger Mann, also sicher einer, der es mehr als braucht, und bekommt es nicht. Erst als die Volksanwaltschaft sich dann einschaltet und meint, man sollte zumindest eine teilweise Nachzahlung vorsehen, erfolgt eine Nachzahlung für drei Jahre. 

Meine Damen und Herren! Allein diese beiden Fälle, wären sie die einzigen, die da drinnen namhaft gemacht werden, würden schon genügen, um zu sagen: Da stimmt irgendetwas überhaupt nicht in den Sozialreferaten und in der Art und Weise, wie man dort mit den Menschen umgeht. Denn wir wissen ja, dass die wenigsten Menschen überhaupt zur Volksanwaltschaft finden. Es rufen bei mir im Büro ja viele an und bitten um Beratung oder bitten darum, dass ich ihnen sage, ob in bestimmten Fällen das Sozialreferat Recht hat oder nicht. Das heißt, die fragen mich. Das sind dann immer Leute, denen ich erstens einmal natürlich sage, was ich glaube, die ich aber auch zur Volksanwaltschaft weiterschicke. Aber es ist nicht so, dass alle SozialhilfeempfängerInnen dieses umfassende Wissen haben, dass man sich an die Volksanwaltschaft wenden kann. 

Das heißt, es ginge auch darum, die Volksanwaltschaft noch bekannter zu machen in Bevölkerungsgruppen, denen dieses Wissen nicht selbstverständlich zur Verfügung steht. Vielleicht wird das die künftige Stadträtin einmal ein bisserl auch in Angriff nehmen. 

Ich möchte ihnen noch einen Fall zur Kenntnis bringen, denn den habe ich auch wirklich tragisch gefunden. Da gibt es eine alleinerziehende Mutter von sechs Kindern. Der schwerstbehinderte Sohn stirbt im Jänner 1999, und ihre sehr prekäre finanzielle Situation zwingt sie jetzt, zum Sozialreferat zu gehen und um finanzielle Unterstützung für das Begräbnis zu bitten. Aber nicht, dass das Sozialreferat ein Einsehen hat, nein, es verlangt von der Frau, dass sie ihren geschiedenen Mann auf Unterhalt klagt. Sie macht das, sie fordert von ihrem Ex den Unterhalt ein, und am 20. September 2002 – Sie sehen also, vom Jänner 1999 bis zum September 2002 zieht viel Zeit ins Land – wird dieses Begehren abgewiesen, und die Frau muss Prozesskosten in der Höhe von 2 357 EUR ersetzen. Es ist der Volksanwaltschaft zu danken, dass die MA 12, also das Sozialreferat, diesen Schaden dann doch ersetzt hat.

Meine Damen und Herren! Ich denke mir, solche Sachen dürften eigentlich nicht passieren. Es muss irgendwie jetzt einmal eine Maßnahme gesetzt werden, die das Sozialreferat deutlich darauf hinweist, was geht und was nicht geht. Vielleicht handelt es sich auch um Schulungen, vielleicht handelt es sich um begleitende Maßnahmen. Ich weiß es wirklich nicht, aber es muss etwas geschehen, damit derartige Vorfälle sich nicht immer wieder wiederholen. 

Wir haben einen Herrn R – das sind immer so phantasievolle Abkürzungen –, der stellt einen Antrag auf Zuerkennung der Sozialhilfe, und zwar am 6. März 2000. Jetzt erspare ich Ihnen die vielen Gründe, die vom Sozialreferat namhaft gemacht werden, warum er das nicht kriegt. Ich lasse das jetzt einfach einmal weg und sage Ihnen nur, dass dreieinhalb Jahre später noch keine Entscheidung gefallen ist. Ja, wo leben wir überhaupt? Da fragt man sich ja langsam: Wo leben wir? Das ist so haarsträubend. Noch einmal: Wenn ich das meinen Freunden erzähle, die glauben es mir nicht. Denen drücke ich den Bericht der Volksanwaltschaft in die Hand und sage: Bitte, schau nach, es stimmt, es steht hier, das wirst du glauben. 

Also dreieinhalb Jahre später ist noch keine Entscheidung gefallen, und jetzt erst geht er zur Volksanwaltschaft. Der Herr R hat dann rückwirkend immerhin 10 000 EUR erhalten, also durchaus eine Menge Geld, würde ich einmal sagen, und die Volksanwaltschaft bittet dann wieder die Magistratsdirektion um eine Stellungnahme, und zwar auch, was die Dauer des Verfahrens anlangt. 

An dieser Stelle endet der Volksanwaltschaftsbericht. Es würde mich natürlich interessieren, wie diesbezüglich die Stellungnahme der Magistratsdirektion ausgesehen hat, ob das wirklich so ist, dass die Magistratsdirektion alles, was diese Sozialreferate da tun, in Schutz nimmt. 

Meine Damen und Herren! Es gibt da jetzt noch sehr viele Fälle, die aufgezählt sind, die ich nicht alle wiedergeben möchte. Auch im Behindertenbereich gibt es schwere Mängel zum Beispiel bei der Unterbringung erwachsener Autisten. Der Herr Abg Wagner schaut schon. Vielleicht sind die Mängel mittlerweile schon behoben. Ich meine jetzt nicht nur diese eine Wohngemeinschaft, sondern ich meine an sich die dringende Forderung und Bitte, dass man nämlich erwachsene Autisten nicht irgendwo in irgendwelche Wohngemeinschaften hineinsteckt, sondern da schon Spezialeinrichtungen notwendig wären, die auf diese spezielle Bedürfnislage eingehen. (Abg Kurt Wagner: Das geschieht ja!) Das würde mich sehr freuen. Ich freue mich über alles, was zur Zufriedenheit der Menschen gelöst wird an Problemen. Es würde mich sehr freuen, wenn Sie uns das dann auch berichten, Herr Abg Wagner. 

Oder es gibt den Hinweis der Volksanwaltschaft auf schwere Mängel in den Wiener Pflegeheimen. Na gut, das muss auch da drinnen stehen, aber das wissen wir ja alle längst und haben wir ja ausreichend diskutiert. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir so einen Bericht in die Hand bekommen, dann wissen wir, wie unendlich wichtig es ist, dass so eine Kontrolle stattfindet und dass überhaupt für Menschen die Möglichkeit besteht, Einspruch zu erheben – da fängt es schon an; Einspruchsmöglichkeiten müssen ja immer gewährleistet sein – oder auch eine Kontrolle in Bewegung zu setzen. 

Wenn wir uns jetzt, das alles wissend, in Erinnerung bringen, dass der Herr Volksanwalt ja schon des Öfteren eingemahnt und daran erinnert hat, dass er den Fonds Soziales Wien nicht gleichermaßen prüfen und kontrollieren kann und auch ein konkreter Vorschlag von Seiten der Volksanwaltschaft gemacht wurde, dann sind wir einmal mehr beim Fonds. Jetzt möchte ich nach dieser langen Diskussion, die wir hatten, daran erinnern und darauf hinweisen, dass auch der Volksanwalt in seinen Ausführungen zu diesem Bericht sowohl auf die zwei, drei Vorzüge hinweist, die man gemeinhin einer Ausgliederung unterstellt, die eine Ausgliederung haben soll, aber auch auf die zahlreichen negativen Auswirkungen hinweist, die das haben kann, und auch darauf hinweist, welche Probleme er bei der Ausgliederung in den Fonds sieht. Das ist alles auf Seite 28 ausgeführt. Ich lese es jetzt nicht mehr extra vor – das braucht ja nicht alles noch länger zu werden, und wir haben es oft diskutiert –, aber zusammenfassend möchte ich darauf hinweisen, dass es zur Ausgliederung auch von Seiten der Volksanwaltschaft eine kritische Stellungnahme gibt, die man in Betracht ziehen kann und sollte.

Meine Damen und Herren! In diesem Bericht der Volksanwaltschaft steht noch viel drinnen, und andere Abgeordnete werden sicher andere Bereiche in den Mittelpunkt stellen. Mir war der Sozialbereich besonders wichtig. Nachdem Peter Hacker noch im Raum ist, möchte ich gerne auch ihm ans Herz legen, diese Vorgangsweise der Sozialreferate in Hinkunft möglicherweise auch selbst in anderer Form zu kontrollieren und da Möglichkeiten einzuführen, wie man dem beikommen kann. Denn das ist wirklich eine Schande für Wien und sollte sich meiner Meinung nach aufhören. 

Meine Damen und Herren! Ich bringe jetzt abschließend auch noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, und zwar in meinem Namen, im Namen der Abg Sigrid Pilz und im Namen der Abg Ingrid Korosec von der ÖVP, was nämlich die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft betrifft. Wir haben da unterschiedliche Ansichten. Die SPÖ meint, das kann nur über den Bund laufen, über den Konvent laufen. Wir sind der Ansicht, Wien kann selbst dafür sorgen, dass der Volksanwalt den Fonds prüfen kann. Ich erspare Ihnen jetzt die Begründung. Der Beschlussantrag lautet ganz simpel:

"Der Landtag wolle beschließen: Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, die notwendigen Schritte zu unternehmen, damit sichergestellt wird, dass sich die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft auf die Tätigkeit des Fonds Soziales Wien erstreckt.

In formeller Hinsicht wünschen wir eine sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Meine Damen und Herren! Ich danke den wenigen Abgeordneten, die sich für den Bericht der Volksanwaltschaft interessieren, für ihre Aufmerksamkeit, und ich bedanke mich auch bei der Volksanwaltschaft für den ausdrucksstarken und guten Bericht. Ich hoffe, dass auch die Jahre 2004 und 2005 wieder von der Volksanwaltschaft kontrolliert werden können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist die Frau Abg Korosec. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Volksanwalt! Herr Dr Pacher! Meine sehr geehrten Damen und Herren! – Herr Präsident! Wir sollten jetzt eine Zweidrittelabstimmung machen, wie wir da in diesem Saal sind. (Abg Dr Sigrid Pilz: Genau!)

Meine Damen und Herren! Wir behandeln jetzt den 25. Bericht der Volksanwaltschaft, und ich muss sagen, ich finde es sehr traurig – und jetzt sage ich gar nicht, dass man uns, der Opposition, nicht zuhört –, dass der Bericht der Volksanwaltschaft, der einmal im Jahr hier präsentiert wird, so wenig Echo findet. Ich finde es traurig, wie wenig Wertschätzung Sie der Volksanwaltschaft, wie wenig Wertschätzung Sie damit auch den Volksanwälten und wie wenig Wertschätzung Sie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Volksanwaltschaft damit dokumentieren, dass sieben Abgeordnete der sozialistischen Fraktion hier in diesem Raum sitzen (Abg Gerhard Pfeiffer: Es sind nur sechs!), um den Volksanwaltschaftsbericht zu hören.

Ich habe schon gesagt, es ist der 25. Bericht, ein Vierteljahrhundert. Die Volksanwaltschaft verhilft den Bürgern sehr oft zu ihrem Recht. Es werden Missverständnisse aufgeklärt, Systemfehler aufgezeigt, Anregungen an die Stadtverwaltung gemacht, und oft werden – das möchte ich schon ausdrücklich als positiv betonen – gemeinsame Lösungen in Einzelfällen getroffen, Systemfehler aber werden sehr oft nicht gelöst. 

Ich möchte namens meiner Fraktion und auch in meinem eigenen Namen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Internen Revision danken, weil durch rasches Handeln und Einsatzbereitschaft vielen Bürgern geholfen werden kann. Es ist meiner Fraktion und mir natürlich ein besonderes Anliegen, der derzeitigen Vorsitzenden, die heute nicht hier ist, dem Herrn Volksanwalt Kostelka und dem Volksanwalt Mag Stadler für ihre wertvolle Arbeit zu danken, die sie im Interesse der Bürgerinnen und Bürger leisten. (Beifall bei der ÖVP sowie Beifall der amtsf StRin Mag Renate Brauner und des Abg Mag Andreas Schieder.)
Der Dank gilt aber selbstverständlich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Volksanwaltschaft. Ich weiß, wie engagiert und mit welch sozialer Kompetenz da Arbeit geleistet wird. 

Meine Damen und Herren! Berichte der Volksanwaltschaft sind Gradmesser für die Art und Weise, wie die Verwaltung mit den Bürgerinnen und Bürgern umgeht, denen sie dienen sollen. Das heißt, die Volksanwaltschaft ist tatsächlich ein Sprachrohr der Bürger. 

Damit komme ich zum Bericht. In Wien ist eine sozialdemokratische Alleinregierung, wo zwar Bgm Häupl in der Regierungserklärung Demut zugesagt hat, aber das Gegenteil der Fall ist. Sensibilität ist ein Fremdwort. Das zeigt sich auch im Bericht der Volksanwaltschaft. Das drückt die Stellungnahme der Landesregierung sehr, sehr deutlich aus. 

Die Volksanwaltschaft kritisiert seit Jahren. Ich komme auch auf den Sozialbereich zu sprechen. Ich werde mir die Fälle ersparen, aber diese Fälle, die Sie aufgezeigt, haben mich natürlich genauso berührt, weil manches einfach unfassbar ist. Das Traurige ist, dass seit Jahren – wie gesagt, da habe ich einen besonderen Einblick, weil ich eben jahrelang selbst als Volksanwältin tätig war – wie eine tibetanische Gebetsmühle die Sozialfälle aufgezeigt werden, die MA 12 auf Fehler und nötige Veränderungen und Verbesserungen hingewiesen wird. Dann wird immer zugesagt, ja, ja, das wird alles besser werden, aber im nächsten Jahr ist es mindestens genauso, wenn nicht sogar schlechter.

Wissen Sie, das ist es, wovon man so unangenehm berührt ist. Fehler können überall passieren – wo Menschen sind, da menschelt es –, aber der Wille zur Veränderung, zur Verbesserung, der ist bei Ihnen nicht zu erkennen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe gesagt, wie unsensibel man diesmal vorgegangen ist. Ich muss Ihnen da wirklich vorlesen, was die Landesregierung der Volksanwaltschaft schreibt. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Ich zitiere wörtlich: "Grundsätzlich ist jedoch festzustellen" – es geht um die Sozialfälle, wo natürlich von der Volksanwaltschaft die Kritik kommt –,"dass in den genannten Einzelfällen ein Verwaltungsstrafverfahren anhängig war beziehungsweise ist, in dessen Rahmen der Beschwerdeführer Rechtsmittel ergreifen kann. Daher kommt der Volksanwaltschaft keine Prüftätigkeit" – böse Volksanwaltschaft! – "nach Art 148a Abs 1 B-VG zu. Gemäß Art 148a Abs°2 B-VG ist zwar die Volksanwaltschaft berechtigt, von ihr vermutete Missstände in der Verwaltung von Amts wegen zu prüfen, nicht jedoch ist diese Einrichtung dazu da, das rechtsstaatliche Verfahren zu überlagern. In jenem Fall, wo die Volksanwaltschaft behauptet, die Verwaltung würde rechtswidrig handeln, war der Instanzenzug noch nicht ausgeschöpft." – Zitatende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Mehrheitsfraktion! Da zeigen Sie wieder einmal Ihre soziale Kompetenz. (Beifall bei der ÖVP.) Die ist nicht vorhanden. Ich habe Ihnen schon gestern gesagt, streichen Sie das Wort "sozial" aus Ihrem Parteinamen. 

Was heißt Rechtsmittel ausschöpfen? Menschen, die Sozialhilfe benötigen, sind bildungsmäßig oft überhaupt nicht in der Lage, Rechtsmittel auszuschöpfen. (Abg Mag Andreas Schieder: Aus Ihrem Parteinamen müssen Sie Volk, Partei und Österreich streichen!) Das ist ein sehr matter Zwischenruf gewesen, Herr Schieder. Das ist ja auch interessant: Wenn wir ein Thema besprechen, das sehr ernst ist und bei dem man eigentlich annehmen müsste, dass es Sie, wenn Sie sozial wären, zumindest zum Nachdenken angeregt würden, dann machen Sie irgendwelche Späßchen. Aber gut, das muss man auch zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage es noch einmal: Zur Volksanwaltschaft kommen viele Menschen, die die Rechtsmittel nicht ausschöpfen können, aber Sie wollen genau das. Sie wollen keine Kritik, Sie wollen Almosen vergeben, und niemand darf aufmucken.

Damit komme ich jetzt zum Fonds Soziales Wien. Die Stellungnahme der Volksanwaltschaft – das hat auch die Frau Jerusalem bereits gesagt – ist ja sehr eindeutig, und die Bürgernähe der sozialdemokratischen Alleinregierung ist auch sehr eindeutig.

Ich komme jetzt zum Herrn Bürgermeister. Was ist das Wort des Herrn Bürgermeisters wert? Aus der Fragestunde vom 26.11.2003, auch im Zusammenhang mit der Ausgliederung zum Fonds Soziales Wien, zitiere ich wörtlich: "Ich persönlich" – nämlich der Herr Bürgermeister – "würde die Prüftätigkeit der Volksanwaltschaft, wenn es rechtlich möglich ist, für durchaus wünschenswert halten." – Zitatende. 

Jetzt komme ich zu dem Antrag, der uns heute zugegangen ist. Herr Kollege Wagner, ich muss Ihnen ganz offen sagen, ich finde diesen Antrag putzig. Es ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag, in dem man sagt, der Wiener Landtag fordert den Fonds Soziales Wien auf, auch die Volksanwaltschaft bei ihrer Kontrolltätigkeit aktiv bestmöglich zu unterstützen. Ich verweise darauf, dass die Landesregierung der Volksanwaltschaft sogar einen Maulkorberlass gibt, der besagt: Eigentlich dürft ihr gar nicht prüfen! Und da will man erwarten in der Zukunft, dass die Volksanwaltschaft aktiv unterstützt wird, wenn es nicht mehr notwendig ist? Ja, glauben Sie, die Volksanwaltschaft ist ein Salzamt. Also ich finde, es ist ungeheuerlich, was Sie hier vorhaben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was heißt denn das? Wenn die Volksanwaltschaft brav ist, dann darf sie nachfragen, dann wird man auch Auskünfte geben. Aber wehe, man will etwas nicht sagen, dann zieht man sich aufs Formale zurück, zu Recht sogar, und sagt: Volksanwaltschaft, du darfst da nicht prüfen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Gesetzliche Grundlagen sind für Sie uninteressant!) Also, meine Damen und Herren, sehen Sie von solch durchsichtigen Anträgen ab! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Gesetzliche Grundlagen sind für Sie uninteressante Formalitäten! Das ist ein interessanter Standpunkt für eine ehemalige Volksanwältin!) 

Genau zu dem komme ich. Wir haben hier einen Antrag eingebracht, Frau Stadträtin, also die Frau Jerusalem hat ihn eingebracht und ich stehe auch auf dem Antrag. Die Volksanwaltschaft – und ich nehme an, Frau Stadträtin, Sie haben den Bericht der Volksanwaltschaft gelesen und Sie haben auch gelesen, was die Volksanwaltschaft zur Prüftätigkeit sagt – macht einen Vorschlag, der rechtlich auch geprüft ist, und genau diesen Vorschlag haben wir jetzt als Antrag eingebracht, nämlich dass nicht irgendwer – Magistrat oder Landesregierung – entscheiden darf oder kann: Was sage ich der Volksanwaltschaft? Denn an sich hat das ja eine ganz andere Qualität, Frau Stadträtin. Ich meine, da brauchen Sie wirklich nicht den Kopf zu schütteln. Ob ich etwas, wenn ich will sozusagen, einer Institution weitergebe oder ob ich gesetzlich verpflichtet bin, dass alle Akten auf den Tisch kommen, ob ich will oder nicht, das hat eine andere Qualität. Ich hoffe, dass Sie mir zumindest da zustimmen. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Und wer kann das Gesetz machen?) 

Die Volksanwaltschaft schlägt in ihrem Bericht vor, den § 139a der Wiener Stadtverfassung dahin gehend zu ändern (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine lächerliche Formalität für Sie!), dass sich deren Zuständigkeit auch auf den Fonds Soziales Wien erstreckt. Das wäre durchaus möglich, und dieser Antrag wurde eingebracht. 

Meine Damen und Herren! Ganz zum Schluss danke ich allen Mitarbeitern der Stadtverwaltung, weil ich weiß, dass trotz solcher Vorfälle, die natürlich geändert gehören – dafür sind aber nicht die Mitarbeiter verantwortlich, sondern dafür ist die Führung verantwortlich –, die überwiegende Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine sehr gute und engagierte ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Schmalenberg. 

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren von der Volksanwaltschaft! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir diskutieren heute über den Bericht der Volksanwaltschaft, und ich freue mich sehr, dass ich zu diesem Bericht Stellung nehmen darf. Ich glaube nämlich, dass die konstruktive, wohlmeinende Kontrolle von außen etwas ist, was sehr wichtig für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt ist. Der Volksanwalt, ein unabhängiger Berater, der die Anliegen der Wienerinnen und Wiener in einer fachlichen Weise aufnimmt und weitergibt, das ist eine wichtige und unverzichtbare Institution, und wir bedanken uns auch sehr herzlich für den vorliegenden Bericht. 

Ein wichtiger Teil dessen, was in diesem Bericht über den Bereich Gesundheit unter MA 15A abgehandelt wird, war bis vor wenigen Monaten noch MA 12 und daher im Sozialressort, geführt von der Frau VBgmin Laska. Die untersuchten Fälle fallen also in ihre Zuständigkeit. 

Seit Jänner ist das anders. Es gibt den Fonds Soziales Wien, und alle Sozialagenden sind ins Gesundheitsressort übersiedelt, aber nicht deswegen, weil das Gesundheitsressort zu klein wäre, sondern vielmehr deshalb, weil alle Reformversuche der Frau StRin Laska gescheitert sind und weil das Chaos perfekt war. Und dass im Sozialamt das Chaos herrscht, hat die Volksanwaltschaft schon früher einmal festgestellt. Das, was wir heute in diesem Bericht vorliegen haben, stellt offensichtlich eine ungebremste Fortsetzung dar. 

Die Tatsache, dass die Politik der Grete Laska durch Unfähigkeit und Unmenschlichkeit gekennzeichnet war, haben wir Freiheitlichen schon aufgezeigt in einer Sondersitzung zur Sozialpolitik in Wien, die wir im Jänner dieses Jahres einberufen haben. Wir haben diese Problematik dort schon sehr ausführlich thematisiert, und ich habe damals unser Verlangen nach dieser Sondersitzung des Gemeinderates begründet, wobei mir bis heute unverständlich ist, warum mir der Vorsitzende die mir zustehende Redezeit willkürlich von 40 auf 20 Minuten gekürzt hat. Als ich mir den Bericht der Volksanwaltschaft, der heute vorliegt, durchgelesen habe, da habe ich vieles von dem, was wir damals angesprochen haben, wieder gefunden: Die Wartezeiten bei der Sozialhilfe, die Probleme bei der Behindertenhilfe, die Wartezeiten bei der Mietbeihilfe, das Schlamassel beim Fahrtendienst. All diese Dinge finden sich in diesem Bericht. 

Zu Beginn des Kapitels Gesundheit stellt die Volksanwaltschaft in Bezug auf den Fonds Soziales Wien fest, dass die Ausgliederung kein Allheilmittel ist. Ich sehe das auch so, und ich befürchte, dass diese Ausgliederung zu weit geht, lassen Sie aber meinen Kollegen, Abg Barnet, diese Thematik genauer ausführen. Ich halte es jedenfalls für unbedingt erforderlich, dass die Volksanwaltschaft die Kontrollkompetenz in den Bereichen Behinderte, Wohnungslose, Senioren, Flüchtlingshilfe behält. Alles, was Sie jetzt im Nachhinein versuchen – ich spreche den Antrag der Kollegin Ramskogler an –, ist meiner Meinung nach Pfuschwerk, und wir hätten uns erwartet, dass das von Anfang an hätte berücksichtigt werden sollen. (Beifall bei der FPÖ.) Vertrauen ist nämlich gut, Kontrolle ist besser. Für uns Freiheitliche hätte die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft in diesen Bereichen niemals in Frage gestellt werden dürfen. 

Der Fall der Frau – ich möchte doch auf die Fälle im Einzelnen eingehen –, die damals 14 Monate lang keine Entscheidung über ihren Sozialhilfeantrag erhielt, obwohl die Rechtslage und die höchstgerichtliche Rechtsprechung völlig eindeutig sind, erscheint mir symptomatisch. Und es ist auch sicherlich nicht in Ordnung, wenn ein Verfahren über die Zuerkennung von Sozialhilfe fast vier Jahre dauert und dann nur auf Grund der Intervention der Volksanwaltschaft abgeschlossen wird. Die fehlende Transparenz behördlicher Entscheidungen, die Probleme mit der Mietbeihilfe oder der Fall der alleinerziehenden Mutter von sechs Kindern, die vom Sozialamt in einen Prozess hineingetrieben wird, den sie verliert, worauf ihr wieder Kosten erwachsen – wenn man diese Fälle liest, dann spürt man den Geist, dann spürt man die Kälte, die in diesem Ressort der StRin Laska geherrscht hat. 

Als ich die Geschichte mit der nichteingehaltenen Finanzierungszusage für den Verein, der autistische und anders behinderte Menschen betreut, gelesen habe, da ist mir wieder eingefallen und da ist mir wieder ganz klar und deutlich vor Augen gekommen, wie die Situation im Behindertenreferat in der Amtszeit der StRin Laska war, und ich möchte Ihnen das auch noch einmal in Erinnerung rufen. Das Referat Behindertenhilfe und Pflegegeld wurde vom Schottenring, wo ein behindertengerechter Aufzug vorhanden ist, in die Kendlerstraße übersiedelt. Die Folge waren massive Beschwerden von Vereinen, von Behindertenvertretern und auch von kritischen Bediensteten. Es soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass seit damals rund ein Drittel der Büroräume am Schottenring in bester Lage leer stehen. Ich darf aber an dieser Stelle aus einem der zahlreichen Schreiben zitieren. Ein Behindertenverein schreibt: 

"Die neuen Amtsräume liegen zwischen einem Umspannwerk, einem Militärlager und einer Sammelstelle für Sondermüll. Nicht einmal die Räume im Erdgeschoß sind zugänglich, in den 1. Stock, wo die Referate Fahrtendienst und Behindertenhilfe beheimatet sind, gelangt man nur über eine steile Freitreppe, die über keine rutschfesten Beläge verfügt. Die von der Behörde angekündigte Verbesserung besteht aus einer Videokamera mit einer Gegensprechanlage, mit der man bestenfalls amtliche Hilfe herbeiholen kann. Und das alles passiert im 21. Jahrhundert. Im Wiener Magistrat scheint die Zeit stehen geblieben zu sein. Wir Betroffenen fühlen uns, als hätte man uns ins 20. Jahrhundert zurückversetzt." 

Dieses Schreiben zeigt ganz deutlich, welche Wertigkeit diese Thematik für die damals Verantwortlichen hatte. Die Frau StRin Laska hat das alles recht wenig bekümmert, und als Behindertensprecherin der Wiener Freiheitlichen hoffe ich im Interesse der Betroffenen, dass sich jetzt vielleicht etwas verbessert für die behinderten Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte an dieser Stelle auch anmerken, dass es jahrelang keine einheitlichen Betreuungssätze im Behindertenbereich gab, obwohl nach meiner Kenntnis ein Fachmann ein Konzept fertiggestellt hatte. Dieser Fachmann, ein engagierter blinder Jurist, wurde vom vormaligen Abteilungsleiter, vom Stellvertreter und vom Fachbereichsleiter, der sich übrigens auch nach jahrelanger Untätigkeit schon wieder verabschiedet hat, so lange schikaniert, dass er sich veranlasst sah, den Dienst beim Magistrat der Stadt Wien zu kündigen. (Abg Kurt Wagner: Das ist ja nicht wahr!) Er ist nun im Sozialministerium mit offenen Armen empfangen worden, weil er eben ein exzellenter Fachmann ist. 

Im Übrigen – und das soll auch nicht verschwiegen werden – verstarb die vormalige Leiterin des Behindertenreferates. Dass sie vorher bekanntlich auf das Schlimmste gemobbt wurde, das hat auch Univ Prof Dr Karazman in einem Schreiben festgehalten. Nehmen Sie diese Vorfälle, Herr GR Wagner, doch bitte zur Kenntnis! (Abg Kurt Wagner: Sie kennen den Kollegen überhaupt nicht!) 

Ich hoffe nur, dass die neue Personalstadträtin – sie ist leider auch nicht anwesend – ihrer sozialen Verantwortung gegenüber den Mitarbeitern der Stadt Wien nachkommt und dass sie die Vorgänge in der MA 12 nunmehr ernsthaft überprüfen lässt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da fällt mir auch noch der Fall von einer Behindertenvertrauensperson ein. Der wurden nach Kritik an der Abteilungsleitung der MA°12 sämtliche Zulagen gestrichen. Man hat auch diesen Mann so lange schikaniert, dass er schwere gesundheitliche Schäden erlitt. Und das bei einer Behindertenvertrauensperson. Auch dieser Fall ist aktenkundig. 

Zum Schluss gestatten Sie mir noch ein Beispiel, das das ungute Bild der Zustände der MA 12 abrundet. Eine Mitarbeiterin der MA 12, die nicht einverstanden war mit der Art und Weise der Ausschreibung und Zuschlagsentscheidung bei der Sozialcard, weil nämlich sämtliche Ausschreibungsfristen umgangen wurden und weil sie auch aufgefordert wurde, anonyme Schreiben an das Kontrollamt nach Weisung des Stadtratbüros Laska zu versenden, trieb man durch schwere Schikanen bis zum Herzinfarkt. Auch das ist aktenkundig. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe jedenfalls versprochen, dass ich alles tun werde, um diese Vorfälle im Interesse der Betroffenen aufzuklären, und ich werde ganz sicher nicht lockerlassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auch – und da bin ich bei Ihnen, Herr Abg Wagner – auf die gemeine Behandlung von Mitarbeitern bei der WGW, die Missstände aufgezeigt haben und die dann vom Geschäftsführer zu Einzelverhören beordert wurden, möchte ich noch hinweisen. Sie, Herr Abg Wagner, haben sich dann noch bemüßigt gefühlt, eine Lobrede für den scheidenden Geschäftsführer in aller Freundschaft zu halten. Das finde ich entlarvend. 

Ich komme aber jetzt zurück zum Bericht der Volksanwaltschaft, der ja auch nicht gerade erfreulich ist. Interessant war für mich auch die Diskussion im Ausschuss. Ich halte diese Möglichkeit, mit dem Volksanwalt auch die Details zu diskutieren und eingehend erörtern zu können, für ganz besonders wertvoll. Ich finde es aber schade, dass diese Möglichkeit nicht immer Anspruch genommen wird, und ich finde es noch viel schlimmer, dass die Empfehlungen der Volksanwaltschaft nicht immer umgesetzt werden. Denn was nützt die Volksanwaltschaft, wenn die Verantwortlichen in dieser Stadt die Empfehlungen nicht umsetzen. Ich glaube, wir sollten alle ein Interesse daran haben, damit die mühevolle Arbeit, die Sie hier vorlegen, auch einen Nutzen für alle Wienerinnen und Wiener bringt. Positiv ist ja, dass den einzelnen Fällen, die Sie aufgreifen, zum Recht verholfen wird, aber es handelt sich eben um Einzelfälle, die nur die Spitze eines Eisberges darstellen. 

Ich bedanke mich noch einmal bei der Volksanwaltschaft für die wertvolle Arbeit und gebe namens der Freiheitlichen Partei die Hoffnung nicht auf, dass in dieser Stadt doch einmal konstruktive Kritik im Interesse der Wiener Bevölkerung umgesetzt werden wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Abg Kurt Wagner. 

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine Damen und Herren!

Nachdem ich mir eigentlich vorgenommen habe, zu einzelnen Punkten des Berichtes der Volksanwaltschaft zu reden, aber jetzt meine Vorrednerin hier einige Bemerkung getätigt hat, bleibt mir nichts anderes übrig, als dass ich hier auch ein bisschen dazu Stellung nehme. 

Liebe Frau Kollegin Schmalenberg! Wenn Sie da irgendwelche Schicksale aus Ihrem Hut zaubern, dann vermute ich – ich weiß es ja nicht, Sie haben keine Namen genannt –, dass Sie zwei Kollegen, zwei ehemalige Beschäftigte der MA 12 meinen, wovon einer einmal der Koordinator der ARGE Wohnplätze war und der andere, von dem Sie sagten, dass er blind ist, ein exzellenter Jurist. Da kann es sich nur um zwei Personen handeln, die ich persönlich sehr gut kenne und mit denen ich nach wie vor befreundet bin. Ich bin mir nicht sicher und ich glaube es auch nicht, dass Sie mit denen überhaupt geredet haben, denn alles das, was Sie hier argumentativ verwendet haben, stimmt für diese beiden Personen nicht. 

Bei dem einen ist es im Vorfeld bereits festgestanden, dass er sich beruflich verändert, und bei dem anderen, der sehr unkonventionell ist, wusste man auch, dass er, wenn er eine bestimmte Tätigkeit eine bestimmte Zeit lang ausgeübt hat, dann gerne wieder einmal etwas anderes macht. Und so ist es. 

Ich würde Sie bitten, wenn Sie etwas Konkretes meinen, dann sagen Sie Namen, denn dann kann ich Ihnen sagen, ob das stimmt oder nicht. Da ich die beiden kenne, würde ich bitten, dass Sie nicht hier von dieser Stelle aus die Unwahrheit sagen. 

Meine Damen und Herren! Wenn mir hier vorgeworfen wurde, dass ich einen Geschäftsführer, der Jahrzehnte im Bereich des Psychosozialen Dienstes und in einer Unterfunktion auch in den Wiener Geschützten Werkstätten tätig war, in die Pension verabschiedet hätte, dann stimmt das. Was nicht stimmt, ist: Sämtliche Anschuldigungen, die immer mit anonymen Briefen an bestimmte Stellen herangetragen wurden, konnten nie bewiesen werden, und erst im letzten Bericht, bei dem Sie persönlich sogar dabei waren, wo der Herr Kontrollamtsdirektor Rede und Antwort gestanden hat, hat Ihnen der gesagt, dass an den Vorwürfen nichts dran ist und sie mit nichts bewiesen werden können. Hören Sie bitte auf, hier etwas zu behaupten, was sowohl inhaltlich als auch fachlich nicht stimmt!

Und wenn es zu Ihrem persönlichen Stil gehört, jemandem, der jahrzehntelang im Behindertenbereich tätig war und gegen den nichts bewiesen ist, zu sagen, er kriegt von uns einen Fußtritt, wenn er in Pension geht, und sonst nichts, dann mag das Ihr persönlicher Stil sein, meiner ist es nicht. 

Zur Gepflogenheit und zum guten Benehmen gehört es auch, wenn ein Mensch in Pension geht und es gibt keine Anschuldigungen gegen ihn und keine strafrechtlichen Tatbestände, dass man sich bei dem auch für die Arbeit bedankt. Und das werde ich künftig auch machen, auch wenn es Ihnen persönlich nicht gefällt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Lieber Herr Volksanwalt! Verzeih mir bitte, Dr Kostelka, lieber Peter! Ich möchte mich vorweg und nicht erst zum Schluss namens meiner Fraktion für die geleistete Arbeit der Volksanwaltschaft bei dir, aber auch bei deiner Kollegin und bei deinem Kollegen bedanken, ebenso bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ohne die natürlich diese erfolgreiche Arbeit – was ich von dieser Stelle aus auch sagen möchte – nicht möglich gewesen wäre.

Gerade in der heutigen Zeit, wo viel zu wenig Zeit bleibt, um sich um die Sorgen und die Nöte von Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu kümmern, ist es wichtig, dass es die Institution der Volksanwaltschaft gibt, die oft auch sehr schmerzlich mit dem Finger auf Missstände hinweist und besondere Öffentlichkeitsarbeit betreibt. Ich glaube aber, dass das der Sache keinen Abbruch tun sollte, denn das ist in unserer heutigen Zeit ein ganz, ganz wichtiger Faktor.

Lieber Peter, ich bin bei dir fast immer dazu verleitet, dir in fast jedem Einzelfall auch persönlich Recht zu geben, Abbitte zu leisten und zu sagen, mea culpa. Ich glaube, gerade in einem Bereich wie der Gemeinde Wien, wo jährlich Hunderttausende zu uns kommen, Anträge stellen, von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorbildlich behandelt werden, kommt es leider auch immer wieder vor, dass es manchmal nicht so funktioniert, wie wir uns das vorstellen. Du machst uns dann darauf aufmerksam, dass manches natürlich nicht zum Regelfall werden darf, und wir bemühen uns redlich – ich sage das für meine Fraktion –, diese Missstände so schnell wie möglich abzustellen.

Ich möchte jetzt im Konkreten auf drei Fälle eingehen, die im Bericht der Volksanwaltschaft besonders genannt und hervorgehoben sind. 

Zum Ersten komme ich zu dem Punkt, was die Kritik bezüglich der Kontrolltätigkeit im Bereich des Fonds Soziales Wien anbelangt. Du warst leider bei der Diskussion vorher nicht dabei, wo wir namens unserer Fraktion – die Kollegin Ramskogler war es – einen Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht haben, der da lautet:

"Der Wiener Landtag fordert den Fonds Soziales Wien auf, auch die Volksanwaltschaft bei ihren Kontrolltätigkeiten aktiv und bestmöglich zu unterstützen. Zugleich richtet der Wiener Landtag an den Österreichischen Konvent zur Verfassungsreform den Appell, eine verfassungsrechtliche Bestimmung zu schaffen, die der Volksanwaltschaft jeweils auch dort Kontrollrechte einräumt, wo solche dem Rechnungshof eingeräumt werden."

Ich hoffe, mit dieser Bestimmung wird das möglich, und es ist jetzt der Bundesgesetzgeber gefordert. Er muss nur diesbezüglich einen Antrag vorlegen – meine Fraktion im Parlament wird sich dem sicherlich nicht versagen –, und damit wäre bereits eine solche gesetzliche Bestimmung geschaffen.

Meine Damen und Herren! Was ich aber hier diesbezüglich noch ganz besonders erwähnen möchte, ist dass es in Einzelfällen durchaus zu Missständen kommen kann, aber es gibt auch Missstände, die man aus der Situation heraus im Prinzip erklären kann, und wenn man sie erklärt, versteht man dann vielleicht manchmal auch die Hintergründe besser.

Ich habe diesbezüglich von einem Fall gelesen, der auf der Seite 39 steht: Nichteinhaltung einer Finanzierungszusage gegenüber einem Verein. Ich muss dazu sagen, ich kenne diesen Fall sehr genau, weil ich wochenlang persönlich damit betraut war und Gespräche, Verhandlungen geführt habe. Es ist ein Verein, der auch mit Autisten arbeitet, der am 6. Dezember 2002 eine Zusage der Magistratsabteilung 12 bezüglich Ausbaus von Plätzen im Bereich von Wohngemeinschaften und im Bereich der Arbeitsstruktur bekam. Diese Zusage wurde dann leider – und das war grundsätzlich ein Fehler – wieder zurückgenommen. Was ich dir aber berichten kann, ist dass sie – es ging hier insgesamt um drei Trägerorganisationen – letzten Endes die Zusage für die Subvention bekommen haben, die Werkstätten der genannten Organisation sind allerdings noch im Bau. Auf dem Subventionsschreiben dieser Organisation stehen acht Plätze, weil mit der MA 12 vereinbart wurde, in einem ersten Schritt um acht anzusuchen und sie erst nach Fertigstellung – das erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt – um weitere zehn aufzustocken. 

Also, lieber Herr Volksanwalt, dieses Problem, das heute hier noch offen scheint, ist in der Zwischenzeit formell erledigt.

Der zweite Bereich, der mir auch persönlich bekannt ist, ist die Wohnbetreuung von Menschen mit autistischen Störungen. Da muss man dazusagen, ich habe selber das Geschäft, das sich mit diesen Bereichen beschäftigt, 1995 übernommen, und da war mir dieser Fall bereits persönlich bekannt. Es ist insgesamt ein schwieriger Fall. Ich habe damals, noch 1995, mit der Österreichischen Autistenhilfe und den in Wien verantwortlichen Funktionsträgern gesprochen, die mir erklärt haben, es gibt hier immer wieder unterschiedliche Standpunkte zwischen den Betreibern von solchen Wohngemeinschaften und Unterbringungsmöglichkeiten und nahen Verwandten und Angehörigen.

Jetzt ist man von jeder Organisation und von jeder Seite her immer bemüht, nach Möglichkeit ein Einverständnis herzustellen und für beide Seiten das Bestmögliche zu tun. In diesem Fall war das leider nicht möglich. Was wir aber im Prinzip gemacht haben – wir haben uns darum wirklich sehr, sehr intensiv gekümmert –, war dass wir uns Gutachten erstellen ließen. Es gibt ein Gutachten, das ich heute sogar mithabe, das erst vor kurzem erstellt wurde, und zwar hat uns das Univ Prof Dr Ernst Berger erstellt. Es geht hier um diesen Fall, genau um die betreffende Person, deren Namen ich nicht nennen möchte. Da heißt es:

"Dieser Prozess wurde durch Fachdiskussionen und Publikationen und laufende Erfahrungen begleitet. Dies bildet die Grundlage der fachpolitischen Orientierung der Stadt Wien. Der letzte Abschnitt dieses Prozesses, die Übersiedlung schwer und mehrfach behinderter Menschen sowie geistig behinderter Menschen mit zusätzlich psychischen Krankheiten, wurde durch eine wissenschaftliche Evaluationsstudie begleitet, die klar zeigt, dass sowohl die Lebensqualität als auch die psychische Befindlichkeit der Klienten, die davor zum Teil jahrzehntelang in psychiatrischen Krankenhäusern lebten, durch den Prozess der Deinstitutionalisierung positiv beeinflusst wurde. Dieses Ergebnis stimmt mit den Erfahrungen in anderen europäischen Ländern überein. Insgesamt", meint Prof Berger, "kann somit auch in diesem Einzelfall festgesellt werden, dass die Angebote der Behindertenhilfe der Stadt Wien durch diese Prozesse der grundlegenden Umgestaltung eine wesentliche qualitative Verbesserung erfahren haben." 

Das Problem, das es hier gibt, ist dass es nicht die eigenen Eltern sind, die sich hier permanent beschweren, sondern eine nicht vertretungsbefugte Tante, die sich diesbezüglich bei uns im Prinzip schon seit Jahren beschwert, und an deren Seite eine selbsternannte Ombudsfrau steht, deren Namen ich auch nicht nennen möchte, die hier ebenfalls ständig Kritik übt. (Abg Erika Stubenvoll: 10°Jahre geht dieser Fall schon!) 

Wir haben schon mit mehreren Trägern gesprochen, aber all das führt in die Richtung, dass die betreffende Person von fast keiner Trägerorganisation mehr genommen wird. Wir können keinen privaten Träger zwingen, einen Klienten zu nehmen, was wir aber tun können, ist, uns immer dafür einzusetzen, dass es noch besser wird.

Insgesamt ist im Bereich der Autistenhilfe die Szene, auch die medizinische Fachszene, sehr zerstritten. Es gibt hier zwei Lehrmeinungen: Die einen sagen, eigene Wohngemeinschaften für Autisten seien der einzig richtige Weg. Diesem Beispiel folgt die deutsche Autistenszene. Es gibt aber darüber hinaus den skandinavischen Bereich, dem auch die meisten österreichischen Vertreter beitreten, die sagen: Nein, wir wollen diese Klienten eher in einer gemischten Szene betreuen und versorgen.

Du sollst nur wissen, dass wir auch hier am Ball sind und dass wir genau wissen, auch in Einzelfällen, worum es geht. 

Damit komme ich zum dritten Fall, der verbunden mit dem Fahrtendienst war und ist. Auch hier liegt mir ein Schreiben vor, und ich kenne den Antragsteller auch persönlich schon seit mehreren Jahren. Ich weiß, dass er auch immer wieder mit dem gleichen Problem kommt, nämlich mit den unterschiedlichen Subventionen, mit den unterschiedlichen Tarifen auch beim Fahrtendienst. 

Da muss man dazusagen, dass es hier auch unterschiedliche Anforderungsprofile gibt und wir uns bemüht haben und bemühen, diese sukzessive auf einen einheitlichen Status zu bringen. Das ist aber auf Grund der bestehenden Situation nicht anders möglich. Ich darf nur darauf hinweisen – da hat uns die Vorgängerin der Kollegin Schmalenberg, die Kollegin Schwarz-Klement, seinerzeit im Wiener Gemeinderat und Landtag immer wieder kritisiert –, dass es einen Anbieter im Fahrtendienst gab, der in Wien fast Monopolstellung hatte. Das hat dazu geführt, dass es sehr einheitliche Tarife gab, weil es die gleiche Firma gewesen ist. Das war aber insgesamt für den Fahrtendienst nicht gut, und wir sind froh, dass es jetzt mehrere Betreiber gibt, nur haben diese Betreiber unterschiedliche Strukturen und Overheadkosten. Sie sind auch unterschiedlich groß, und deshalb kommt es auch zu unterschiedlichen Tarifsätzen. Wir sind natürlich dran, auch eine einheitlichere Situation herbeizuführen, damit wir diesbezüglich zu einer Angleichung kommen. 

Was wir nicht versprechen können – du hast hier einen konkreten Fall, den ich mir auch im Detail angesehen habe –: Dieser Fall hätte mit dem Fahrtendienst gar nicht befördert werden können. Es ging hier um einen Dialysepatienten, und dieser Dialysepatient hätte den Krankentransportdienst anfordern müssen. Für so etwas ist der Fahrentendienst in Wien eigentlich gar nicht vorgesehen. 

Nichtsdestotrotz darf ich mich an dieser Stelle für die Missstände entschuldigen, die hier aufgetreten sind, aber eines muss man auch dazusagen: Wir werden eine Maximalleistung, wie manche es sich vorstellen, nicht zusammenbringen. Da waren sich alle Vertreter in der Behindertenorganisation einig. Entweder bauen wir den öffentlichen Verkehr so behindertengerecht aus, dass er für jeden Behinderten benützbar ist, dann werden wir uns beim Fahrtendienst etwas einschränken müssen, oder wir sagen, wir verzichten auf diese teuren Investitionen im Bereich des öffentlichen Verkehrs und verstärken den Fahrtendienst. Eine generelle Freigabe, also sowohl Fahrtendienst als auch Nachrüsten mit den neuen Geräten im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, damit diese alle zu 200 Prozent behindertengerecht sind, das wird sich auch die Gemeinde Wien kurzfristig nicht leisten können. 

Zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich mich aber noch einmal sehr herzlich für die Bemühungen der Volksanwaltschaft bedanken. Ich glaube, die Zusammenarbeit im Bereich der Gemeinde Wien und ihrer Organe mit der Volksanwaltschaft kann man durchaus als vorbildlich bezeichnen. Es ist das Verdienst des Volksanwaltes und seiner Mitarbeiter, dass hier zum Wohle aller Wienerinnen und Wiener beigetragen wird. Dafür möchte ich noch einmal sehr herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Herr Abg Fuchs.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren!

Ich möchte einmal danke sagen. Wir schätzen uns und auch die Bevölkerung schätzt sich, glaube ich, überglücklich, dass es solche Institutionen wie die Volksanwaltschaft gibt, an die man sich wenden kann. Die Volksanwaltschaft ist ein ganz wichtiges Instrument in der Demokratie, genauso wichtig, wie es die Gerichte sind, genauso wichtig, wie es zum Beispiel der Verfassungsgerichtshof ist. 

Ich freue mich daher – und ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, meine Damen und Herren, das hier zu sagen –, dass es heute schwarz auf weiß ist, dass die SPÖ eigentlich einen Verfassungsbruch gemacht hat oder machen wollte und dass sie eine Partei ist ohne Demokratiebewusstsein, ohne Bevölkerungsnähe. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich sage Ihnen, ich benütze die Gelegenheit deswegen, weil Sie zwei Dinge wollten: Sie wollten nicht zur Kenntnis nehmen, dass die Staatsbürgerschaft – und das ist nämlich das Wichtige – der Höhepunkt der Integration ist. Wer das nicht wahrhaben will, der soll zu Gericht gehen. Und das wurde heute im Gutachten bestätigt (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist kein Gutachten!), meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten und von den Grünen. Sie wollen aus parteitaktischen, aus wahltaktischen Überlegungen ausländischen EU-Nichtbürgern das aktive und passive Wahlrecht geben. (StRin Mag Maria Vassilakou: Es gibt keine Nichtbürger! Alle Menschen sind Bürger!)

Meine Damen und Herren! Lassen wir es dabei bewenden: Ich sehe noch die Situation vor mir, als Frau StRin Brauner gesagt hat: Das ist Demokratie! Wissen Sie, was Demokratie ist? Dieses Erkenntnis, das jetzt vollzogen worden ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Obwohl ich mich bei der Volksanwaltschaft bedankt habe, möchte ich ganz klar auch sagen, dass man Konsequenzen daraus ziehen muss und Beruhigungen vornehmen muss, dort, wo Anrainer besonders nervös werden, weil eben keine Konsequenzen gezogen werden.

Meine Damen und Herren! Wenn man diesen Bericht ansieht, so ist betreffend meinen Bereich, betreffend Wohnbereich und Stadterneuerungsbereich, eine Unmenge, eine Fülle von Dingen drinnen, auf die wir immer wieder hingewiesen haben. Ich möchte nur ein Beispiel herausnehmen, das sind diese Handymasten, die errichtet worden sind. Es wurde eine Mobilfunkanlage installiert, obwohl es Messungen des TÜV gegeben hat – Messungen des TÜV, bitte! –, die klar und deutlich ausgesagt haben, dass die freiwillige Begrenzung, die die Stadt Wien eingegangen ist, nämlich 10 Milliwatt per Quadratmeter, weit überschritten wird.

Meine Damen und Herren! Es ist überhaupt keine Frage, dass wir in unserer Zeit solche Handymasten brauchen, um die Versorgung wirtschaftlich und auch persönlich zu sichern. Aber es gehört zu einem bürger- und umweltfreundlichen Netzausbau dazu, sich mit den Ängsten auseinander zu setzen, die ich bereits angeführt habe. Und da die mobile Kommunikation nicht mehr wegzudenken ist, müssen natürlich auch Maßnahmen gesetzt werden, Maßnahmen für die Sicherung des Wirtschaftsstandortes, Maßnahmen für die Gesundheit. Und da glaube ich, dass in Zukunft der weitere Netzausbau primär an bestehenden Standorten gemacht werden soll und eine entsprechende Anpassung oder Regelung in Wien von den geeigneten Stellen in die Wege geleitet werden soll.

Um diese erforderliche Anzahl von Standorten für Antennenanlagen möglichst klein zu halten, ist die Stadt Wien aufgefordert, mehrfach genützte Standorte voll auszunützen, aber zu koordinieren, damit es zu keiner Überschreitung kommt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wie soll das gehen?) Oh ja, das geht. Ich werde Ihnen gleich sagen, wie das geht. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das geht überhaupt nicht! Sie kennen sich leider überhaupt nicht aus!) Ich kenne mich schon aus. Ich habe mich damit sehr viel beschäftigt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein, Sie kennen sich nicht aus!)

Um den Sorgen und Ängsten der Bevölkerung, Herr Kollege, nicht unnötig Nahrung zu geben, sollten Mobilfunkanlagen einmal prinzipiell auf Grundstücken von Schulen – ich weiß nicht, vielleicht sind Sie da anderer Meinung – und Kindergärten sowie auf den direkt angrenzenden Liegenschaften ausgeschlossen werden. Das wollen sie nicht. Ich will, dass das dort ausgeschlossen wird. Das sind nämlich Fakten. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein, Sie wollen das nicht! Sie haben dagegen gestimmt!) Herr Kollege, Sie sind ja nicht kritisiert, kritisiert ist ja die Stadt Wien, bitte. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber wenn wir einen Antrag machen, stimmen Sie dagegen!)

Die Stadt Wien ist aufgefordert, gemeinsam meines Erachtens mit den Netzbetreibern allgemeine Informationsmaßnahmen durchzuführen und dazu auch die stadteigenen Informationskanäle zu verwenden, um darüber zu informieren, dass nicht jede Durchflussstärke schädlich ist. Denn das, was Sie in einem fort machen, Herr Kollege, das ist Panikmache, und daher haben die Menschen auch Angst. Ich glaube, die Menschen gehören aufgeklärt, und da sollten Sie ansetzen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie wissen überhaupt nicht, was Sie wollen!)
Meine Damen und Herren! Reicht die allgemeine Information über den Netzausbau nicht aus, um bestehende Sorgen und Ängste abzubauen, so sind eben vor Ort Gespräche über geplante Baumaßnahmen mit der unmittelbar an einem Grundstück wohnenden Bevölkerung durchzuführen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Was soll da herauskommen?) Das wollen Sie auch nicht haben. Aber sehen Sie, es ist einfach notwendig, Aufklärung zu haben und zu reden und dann auch zu beweisen, dass durch die Installierung dieser Funkanlagen keine Überhöhung ist. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie haben keine Ahnung!)
Sehen Sie, wenn Sie das machen, dann nehmen Sie den Menschen auch die Ängste, aber Sie wollen Kapital daraus schlagen. Aber ich glaube, in unserer Stadt müssen wir gemeinsam für das Wohl der Menschen sorgen und eben diese Ängste nehmen. Nicht umsonst wird bekrittelt, dass man zu wenig Aufklärung gibt.

Meine Damen und Herren! Ich meine daher, dass es einen Verantwortlichen von der Stadt Wien geben muss, der eine Versachlichung dieser Diskussion gemeinsam mit den Fachleuten, mit den Mobilfunkherstellern, mit der Stadt Wien herbeiführt, und zwar auf wissenschaftlicher Basis. 

Eine solche Versachlichung der Diskussion zum Thema Mobilfunk und Gesundheit verlangt eben die ÖVP durch Stellungnahmen der neu eingerichteten wissenschaftlichen Basis Funk. Die gibt es bitte, dort kann man auch Stellungnahmen einholen, nur muss es gemacht werden. Dann werden wir sehen, ob das in Ordnung ist oder nicht in Ordnung ist. Wenn es nicht in Ordnung ist, wird es nicht dort errichtet, und wenn es in Ordnung ist, dann muss man das auch der Bevölkerung mitteilen. Gerade die Gemeinde Wien, meine Damen und Herren, als Standortgeber ist aufgefordert, eben mit gutem Beispiel voranzugehen.

Auf den von Wiener Wohnen verwalteten Wohnhäusern befanden sich, meine Damen und Herren, 2002 bereits 450 Antennenanlagen. Bei einer solchen Anlage ist das jetzt als Beispiel kritisiert worden, wo man sie errichtet hat, obwohl der TÜV festgestellt hat, dass es überschritten ist. 

Aber wir haben in Zukunft einen weiteren Netzausbau, der natürlich gesichert werden muss im Sinne des Wirtschaftsstandortes. Daher ist es besonders wichtig, sehr sensibel zu sein und genau Acht zu geben. Die ÖVP beantragt daher, dass Wiener Wohnen einen Teil der lukrierten Einnahmen, die für regelmäßige Kontrollmessungen der Mobilfunkanlagen hereinkommen, für allgemeine Informationsmaßnahmen verwendet, meine Damen und Herren, etwa im Ausmaß von 5 Prozent. 5 Prozent von den Geldern, die hereinkommen, sind zirka 75 000 EUR. Damit kann man eigentlich schon ein bisschen PR machen, da kann man schon aufklärend wirken, da kann man schon helfen. In diese Richtung sollte auch die Stadt Wien ein bisschen ihr Geld nützen, um der Bevölkerung mehr Informationen zu geben. 

Meine Damen und Herren! Die Einhaltung der Grenzwerte ist unbedingt notwendig, aber es soll keine Panik gemacht werden. Und diese Panik, die Sie generell machen, soll abgelehnt werden. Die ist verwerflich, weil sie den Menschen, der Wirtschaft, der Stadt und den Bewohnern in keiner Weise nützt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie haben keine Ahnung! Sie reden so einen Unsinn, Herr Kollege!) 

Ich möchte mich dafür bedanken, dass diese Beispiele gebracht werden, damit die Stadt auch in Zukunft Maßnahmen setzt, damit Überschreitungen verhindert werden, aber auch Ängste genommen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Frank.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Volksanwalt! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Heuer ist ein wesentliches Kapitel im Bericht des Volksanwaltes dem Spektrum der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gewidmet und da wiederum ganz speziell vielen Abtretungen ins öffentliche Gut. Ich möchte das jetzt an ein paar Beispielen einmal dingfest machen und dann daraus meine Schlüsse ziehen. 

Der Fall eins: Da führt jemand Beschwerde darüber, dass er völlig überraschend dazu verpflichtet worden sei, eine auf der gegenüberliegenden Straßenseite befindliche Fläche zu erwerben und anschließend ins öffentliche Gut abzutreten. Und weiter heißt es, dass ihm der zuständige Stadtrat mitgeteilt habe, dass er im Ausmaß der von der Stadt unentgeltlich zurückzustellenden Fläche Grund erwerben und anschließend kostenlos ins öffentliche Gut abtreten müsse. Eine Fläche, die verkehrsmäßig bereits ausgebaut und als Privatanlage der Stadt Wien ausgewiesen ist. 

Und jetzt einmal ganz ehrlich: Kennt sich irgendjemand aus, was dieser Bürger tatsächlich tun muss? Eine "von der Stadt unentgeltlich zurückzustellende Fläche erwerben und anschließend kostenlos ins öffentliche Gut abtreten". Das heißt, die Stadt müsste dem Bürger eine Fläche unentgeltlich zur Verfügung stellen, und damit sie das tun kann, muss der Bürger das zuerst von der Stadt Wien kaufen. 

Also abgesehen davon, dass in diesem Fall ein völlig außer Verhältnis stehender Anteil seines Bauplatzes unentgeltlich hätte abgetreten werden müssen, war der Fall sachlich nicht gerechtfertigt und daher auch Gegenstand der Untersuchung durch die Volksanwaltschaft. 

Ich möchte die Umstände nicht näher beleuchten, denn es kann sie jeder im Bericht nachlesen, aber die Volksanwaltschaft kommt zu dem Schluss, dass es nicht im Sinne des Gesetzes sein kann, dass die Anlieger zuerst diese kostenlos an sie zurückzustellende Fläche käuflich erwerben müssen. 

Für mich sind in diesem Fall zwei Probleme von Bedeutung: 

Erstens: Gerade, wenn es um Abtretungen geht, ist durch die Vielzahl der verschiedenen Arten – wie etwa Rückstellung, Abtretung, Privateinlage mit oder ohne Entschädigung und so weiter – die Sachlage für den Normalbürger nicht mehr durchschaubar. Er muss der Behörde vertrauen. Das heißt aber auch, dass er ihr damit auf Gedeih und Verderb ausgeliefert ist. 

Zweitens: Die Volksanwaltschaft zitiert hier lediglich Gesetze und kommt dann zu dem jeweiligen Schluss. Das heißt aber auch, dass es durchaus im Ermessen der Beamten der Stadt Wien wäre, ja meiner Meinung nach sogar deren Aufgabe, gemäß Gesetz dem Bürger sein Recht zukommen zu lassen, was aber leider nicht passiert. Ganz im Gegenteil, man hofft darauf, dass sich ohnehin kaum jemand beschwert, und durch Untätigkeit seitens der Stadt Wien wartet man darauf, dass der Betroffene, der sich nicht auskennt, aufgibt.

Ich sehe das dann auch völlig anders als die Frau Abg Ramskogler, die gemeint hat, die Volksanwaltschaft ist eben dazu da, dem Bürger dann zu seinem Recht zu verhelfen. Ich glaube, dass in erster Linie die Stadt Wien und deren Beamte dazu da sein sollen, dem Bürger sein Recht zu erwirken und nicht darauf zu warten, ob dieser Betroffene zum Volksanwalt geht und erst dann sein Recht zugesprochen bekommt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zudem ist gerade die Angelegenheit im Zusammenhang mit den Abtretungen eine derart komplizierte Materie, dass der Durchschnittsbürger hier keinen Überblick hat. Ich ersuche daher alle von den zuständigen Fraktionen, noch einmal zu überlegen, inwieweit man hier entsprechend den Vorschlägen der Volksanwaltschaft all diese Abtretungsformalitäten vereinfachen kann, damit auch Nichtfachleute sie verstehen können. 

Der Fall zwei: Hier war es noch viel schlimmer, da hier von einem Exbauplatz 55,12 Prozent der Fläche hätten abgetreten werden sollen und sich die Stadt Wien schlichtweg weigerte, für den über 30 Prozent hinausgehenden Anteil Entschädigung zu leisten, und das, obwohl im § 17 der Bauordnung festgelegt ist, dass bis maximal 30 Prozent des Bauplatzes unentgeltlich abzutreten sind. Und obwohl es dieses Gesetz gibt, ist man nicht bereit, es zu vollziehen und dem Bürger nicht etwas zu schenken, sondern ihm einfach sein Recht angedeihen zu lassen. Dass man da von Volks- und Bürgernähe sprechen soll, sehe ich nicht. 

Es ist überhaupt in diesen Fällen erkennbar, dass man relativ rasch – und das muss ich jetzt leider sagen – die gesetzwidrigen Vorschriften durchführt, aber dann bei Einsprüchen Jahre vergehen lässt und sogar die Volksanwaltschaft bemüht werden muss, damit der Bürger zu seinem Recht kommt. Die Auffassung der Freiheitlichen ist dies nicht. 

Der Fall drei – und das ist jetzt sowieso filmreif –: In einer Wohnhausanlage hat jemand die Vorgartenregelung dazu benützt, den Vorgarten nicht entsprechend den Bebauungsbestimmungen zwingend gärtnerisch zu gestalten, sondern man hat ihn als Abstellplatz benützt, und zwar als Abstellplatz für mehr als 15 Autos, Mopeds, Anhänger, mehr als 100 Autoreifen und so weiter und dort eine Kfz-Werkstätte betrieben, die Lärm und Gestank verbreitet. 

Obwohl der Magistratsabteilung 37 dieser Missstand seit Mai 1992 bekannt war, hat sie einfach nicht reagiert. Sie hat auch verabsäumt zu überprüfen, ob im Wohngebiet die Nutzung von Räumen für Montagezwecke überhaupt zulässig ist. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat festgestellt, dass im Sinne der Bauordnung von Wien – und Wien war ja schließlich der Gesetzgeber für die Bauordnung – dies auch dann nicht zulässig wäre, wenn es zu keinerlei Beeinträchtigungen komme würde. Hier sind es immerhin Lärm und Gestank. 

Wie reagieren jetzt die zuständigen Behörden? Sie lassen das Grundstück räumen? Weit gefehlt! Nein, es wird ein Bescheid folgenden Inhalts erlassen: Die Raumteilung und Raumwidmung im gesamten Bereich des Hauses wird so abgeändert, dass anstelle der bestehenden Wohnung ein Büroraum mit zugeordneten Lagerräumen entstand und somit das Wohnhaus zu einem Büro- und Geschäftshaus umgebaut wurde. Auch an eine Umwidmung in gemischtes Baugebiet wurde gedacht, und das, obwohl im Stadterneuerungsplan 1994 vorgesehen war, eine Attraktivierung des Planungsgebietes als Wohn- und Lebensraum zu schaffen, was aber durch diese gemischte Baugebietswidmung nicht mehr gegeben wäre. 

Wieder einmal haben wir es hier – und ich nenne das jetzt bewusst so – mit einer Freunderl-Anlass-Widmung zu tun. Anders kann es doch nicht erklärt werden, dass man zuerst nahezu 10°Jahre untätig ist und dann als der Weisheit letzter Schluss eine Umwidmung im Sinne dessen durchführen will, der gegen das Gesetz verstößt. 

Das kann und darf keine gültige Rechtsauffassung der zuständigen Amtsstellen sein, und wir lehnen so eine Vorgehensweise aufs Schärfste ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Es gab noch eine Menge von Fällen, wie etwa den Auftrag zur Gehsteigherstellung ohne vorherige Ermittlung vor Ort, wo es zu erheblichen Kosten gekommen wäre, hätte nicht ein couragierter Bürger sich an die Volksanwaltschaft gewandt. Denn zuerst gab es eine Vorschreibung zur Gehsteigherstellung. 1997. Dann eine Feststellung, dass der Gehsteig in Ordnung ist. 1998. Dann eine Vorschreibung einer anderen Magistratsdienststelle im Jahre 2001, dass der Gehsteig in einem sicherheitsgefährlichen Zustand ist und noch kein bauordnungsmäßiger Gehsteig – das war dann im Jahr 2002 – hergestellt wurde. Dann gab es einen Schriftverkehr, ebenfalls im Jahr 2002, dass noch keine definitive Stellungnahme möglich ist. Und letztlich das Ergebnis im Jahr 2003: Es gibt einen trittsicheren Gehsteig, und es muss, entgegen früherer Vorschreibungen, kein neuer errichtet werden.

Auch diese Beschwerde dauerte Jahre, und es war letztlich die Volksanwaltschaft, die sie zu einem günstigen Ende führte.

Ich frage mich aber, was das die Stadt Wien kostet, wenn hier jahrelang Schriftverkehr geführt wird, Magistratsdienststellen mit der Herstellung von Gehsteigen befasst werden, die sich letztlich als voll funktionsfähig herausstellen. Keinerlei Überprüfung vor Ort, wie der tatsächliche Zustand ist. Auch hier kann man deutlich sehen, dass sich eine immer stärker um sich greifende Mentalität breit macht: Die SPÖ sagt, was der Bürger zu tun hat, und Einsprüche werden nicht geduldet. Der Bürger zahlt.

Vielleicht will man aber auch durch Untätigkeit und verzögerte Vorgehensweise den Bürger einfach nur mürbe machen. Oder wie erklären Sie sich, dass in einem anderen Fall Beschwerdeführer, denen letztlich Recht gegeben wurde, mit den Kommissionsgebühren belastet werden sollen? 

Untätigkeit bei einer 30 Jahre alten Gaskombitherme. Worauf wollte man hier warten? Dass alles in die Luft fliegt? Zugegeben, es wurde dann rasch reagiert, aber auch erst nach Einschreiten der Volksanwaltschaft, nicht aus Notwendigkeit und schon gar nicht zum Wohle des Bürgers.

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, doch einmal die unzähligen Bürgerservicestellen dazu zu benutzen, für den Bürger da zu sein, ihn in seinen Anliegen zu unterstützen und nicht zu hoffen, dass die Bürger, wenn man ihnen lange genug das Recht verweigert, resignieren und aufgeben.

Aus diesem Volksanwaltschaftsbericht ist deutlich herauszulesen, dass es oftmals zu Schwierigkeiten kam, die durch Untätigkeit der Beamtenschaft zustande gekommen sind. Ich möchte hier nicht alle in einen Topf werfen, denn im Verhältnis zur Gesamtzahl der Erledigungen ist hier Gott sei Dank nur ein sehr geringer Teil von der Volksanwaltschaft beanstandet worden. Entstanden ist dies aber auch durch fehlende Kontrolle, was wir ohnehin schon immer bemängelt haben. Trotzdem entsteht der Eindruck, dass der Bürger nicht immer ernst genommen wird, und es ist nicht selbstverständlich, dass das geforderte Recht auch zuerkannt wird.

Ich bedanke mich bei der Volksanwaltschaft, die auch diesmal wieder darauf verwiesen hat, dass das eine oder andere schon mehrmals eingemahnt und nicht umgesetzt worden ist. Trotzdem ist ihr Engagement bewundernswert und oftmals für die Bürger dieser Stadt die letzte Hoffnung auf Zuerkennung ihres Rechts. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist der Abg Schieder.

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Volksanwalt!

Ich möchte auch einen Fall herausgreifen aus diesem Volksanwaltsbericht, bei dem man jedes Mal, wenn er einem zugestellt wird, als verantwortliches Organ der Stadt natürlich schaut, wie dick er diesmal ist, und wo man sich auch immer wieder freut, dass er eigentlich nicht sehr dick ist, was zeigt, dass es nicht sehr viele Beschwerden und nicht allzu viel Schwerwiegendes gegeben hat. Ich greife aus dem Bereich, der meine Ausschüsse betrifft, den Fall der Kombitherme heraus, wo – auch im Fernsehen zu sehen – aufgezeigt wurde, dass hier vielleicht wirklich eine Regelung exekutiert wurde, die im Detailfall dann recht hart war. Da ist jemand in eine Wohnung eingezogen, wo die Therme schon 40 Jahre alt war, und die ist dann auch prompt im darauffolgenden Winter kaputtgegangen. Wiener Wohnen als verantwortliche Hausverwaltung hat sich letztendlich auch sofort bereit erklärt, diese Therme auszutauschen und eine neue zur Verfügung zu stellen, was auch der Kategorieausstattung der Wohnung entsprochen hat und was zum Glück auch im Organisations- und Betriebsselbstverständnis von Wiener Wohnen eben eine Selbstverständlichkeit ist. 

Ich denke, bei einer Hausverwaltung, die 220 000 Wohnungen verwaltet, kann es schon sein, dass in einigen Bereichen solche Sachen vorkommen. Da ist es gut, dass reagiert wird. Ich kenne – und ich bin im Mietenbereich und im Wohnbereich aktiv – sonst eigentlich keine Hausverwaltung, keine private Hausverwaltung, die in dieser Art und Weise auf die Wünsche ihrer Mieter eingeht. Es gibt auch sonst keine private Hausverwaltung, über die man sich beim Volksanwalt beschweren kann. So gesehen auch das ein Asset, was Wiener Wohnen betrifft.

Zuerst schaut man sich natürlich die Fälle aus seinem Ausschuss an, und es freut mich, dass sehr oft die Endformulierungen, die dann in den Berichten zu finden sind, eben lauten: "Weitere Veranlassungen waren damit nicht erforderlich." "Das rasche und unbürokratische Agieren der zuständigen Sachbearbeiterin, der Magistratsdirektion, der Stadt Wien, Interne Revision und Personalressourcensteuerung, sei an dieser Stelle ausdrücklich hervorgehoben." "Dieser Anregung ist in der Zwischenzeit Folge geleistet worden. Weitere Veranlassungen waren nicht erforderlich." – Diese Schlusssätze liest man natürlich bei Volksanwaltschaftsberichten besonders gern. Sie zeigen aber auch, dass die Stadtverwaltung bereit ist, die Anregungen der Volksanwaltschaft so weit wie möglich aufzunehmen, sie entgegenzunehmen und eben auch in die Realität umzusetzen. 

Ich möchte auch betonen, dass die Zitate, die ich jetzt hier hervorgehoben habe, aus dem Bereich der Frau Volksanwältin Bauer entstammen, mit der wir auch bei uns im zuständigen Ausschuss diskutiert haben, wobei sie ausdrücklich auch die gute Zusammenarbeit hervorgehoben hat. Was nicht heißen soll, dass es keine Missstände gibt, die sie aufzudecken hatte, aber wo letztendlich zur Lösung dieser Missstände eben der Weg der guten Zusammenarbeit beschritten wurde. 

Ich möchte aber auch erwähnen, dass die Kontrollarbeit für eine Stadtverwaltung selbst natürlich wichtig ist. Und da gibt es dieses Dreigestirn Kontrollamt, Volksanwaltschaft und auch den Rechnungshof. Hier schmerzt es mich schon, dass wir in den letzten Tagen eine extreme politische Farce der Bestellung beim Rechnungshof hatten, eine miese politische Packelei im Vorfeld, bei der die ÖVP sich dazu hergegeben hat, ihr so groß gespieltes Kontrollwerk absolut zu verkaufen. Sie hat einem FPÖ-Klubsekretär zugestimmt, nur damit die Regierung nicht komplett zerbricht und Wolfgang Schüssel weiterhin Bundeskanzler sein kann. Das ist unerhört und das ist schändlich für die gesamte Kontrollarbeit in Österreich! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Da kann die Wiener Partei nichts dafür! Sie haben bei der Bundespartei kein Gehör gefunden! – Abg Georg Fuchs: Peter Kostelka war auch einmal Klubsekretär.) Das werde ich Ihnen dann auch noch kurz erläutern. Gut, dass Sie mich darauf ansprechen, dann vergesse ich es auch nicht. 

Ich glaube, dass für die Kontrollarbeit auch die Öffentlichkeit wichtig ist, und möchte erstens einmal Peter Kostelka gratulieren, dass es ihm gelungen ist, auch wieder diese Fernsehsendung "Ein Fall für den Volksanwalt" einzuführen. Man sieht es ja auch, wenn man sich die Beschwerdestatistik anschaut. Waren es vorher über 400 Fälle, so ist diese Zahl mit Einführung der Sendung im Jahr 2002 auf 771 gestiegen und betrug im Berichtszeitraum 705. Das ist gut so, denn das zeigt auch, dass die Leute sich verstärkt an die Institution wenden. 

Was aber natürlich für einen Stadtpolitiker wichtig ist, ist nicht nur, wie viele Leute sich an den Volksanwalt wenden, sondern auch: Wie viele diese Beschwerden sind berechtigt, sind echte Beanstandungen, sind Fehler der Verwaltung? Es sind 55 von 705 Beschwerden, das heißt, heiße 7,8 Prozent. Und das halte ich für wichtig, dass wir hier einen Wert haben, der weit unter 10 Pro-zent liegt, vor allem wenn man bedenkt, wie groß die Stadtverwaltung ist und wie viele Bereiche es hier gibt. Ich habe schon erwähnt, es sind 220 000 Wohnungen zu verwalten und all die anderen Bereiche der Stadt. Das ist riesig. So gesehen ergibt sich ein gutes Zeugnis für die Stadt. Ich möchte aber nicht verhehlen, dass jeder einzelne Fall individuell natürlich schwerwiegend ist, tragisch ist und dass es auch wichtig ist, dass er aufgezeigt wird. Aber es zeigt auch eben, dass im Großen und Ganzen, im sehr Großen und sehr Ganzen die Stadt auch gut funktioniert. 

Ich möchte aber auch noch kurz das Amtsverständnis eines Volksanwaltes hervorheben, und da wird mir höchstwahrscheinlich ... Na, ist ja egal, wer mir höchstwahrscheinlich zustimmt, sondern ich möchte einmal betonen: Alle Volksanwälte waren immer in ihrer Geschichte Politiker und sind ja auch durch die politischen Gremien gewählt worden. Das ist nichts Schlechtes, das ist etwas Neutrales für mich. Das Wichtige ist: Was tut man dann, wenn man Volksanwalt ist? Und das Entscheidende ist, dass man mit der Wahl zum Volksanwalt seine Parteibrille ablegt und gut versperrt, sodass sie nicht die Sicht auf die Probleme zerstört. Ich glaube, dass das in der Vergangenheit die Volksanwälte immer sehr gut gemacht haben, und ich glaube auch, dass es die jetzigen Volksanwälte sehr gut machen, und ich hatte auch immer den Eindruck, dass das die Frau Korosec in ihrer Zeit als Volksanwältin auch immer so gehandhabt hat. Ich halte es auch für richtig, dass man sich nachher die Parteibrille wieder aufsetzten kann und wieder in die Politik zurückgehen kann. 

Das Amtsverständnis und die Amtsausführung ist hier entscheidend. Ich möchte schon betonen und ausdrücklich auch bezüglich des Herrn Kostelka und auch der Frau Bauer hervorheben, dass es hier nie zu solchen parteipolitischen Manövern, Ansichten oder sonst was gekommen ist. Was mich allerdings die letzten Tage stört, ist dass die überparteiliche Institution Volksanwaltschaft Gefahr läuft, Schaden zu nehmen, da nämlich einer der drei Volksanwälte sich inzwischen als FPÖ-Haudegen profilieren will und damit die Überparteilichkeit der Volksanwaltschaft komplett zerstört. 

Ich halte es für extrem gefährlich, dass Volksanwalt Stadler seine parteipolitischen Interna in einer derart radikalen und vehementen Sprache und Art und Weise vollzieht, und ich frage mich schon, ob sich ein hilfesuchender Bürger dann in der Vertraulichkeit wirklich wohl aufgehoben fühlt, wenn er an den Herrn Stadler gerät. Wir wissen ja, dass man sich nicht aussuchen kann, zu welchem Volksanwalt man geht, sondern dass es da eine Geschäftseinteilung gibt, wer wofür zuständig ist. 

Ich finde wirklich, dass es auch hierüber eine Diskussion geben muss, ob dieses parteipolitische Verhalten vereinbar ist mit der Funktion eines Volksanwaltes. Das Interne der FPÖ ist mir überhaupt kein Anliegen, daran habe ich kein Interesse, wohl aber an der Volksanwaltschaft. Daher finde ich, der Herr Stadler sollte auch angesichts dessen, wie er sich als FPÖ-Haudegen geriert, eigentlich überlegen, ob das noch vereinbar ist mit seiner überparteilichen, vertrauensbildenden Aufgabe als Volks-anwalt, die er eigentlich hätte.

Ich möchte aber jetzt abschließend – auch um nicht allzu lange zu werden – der Volksanwaltschaft, allen drei Volksanwälten und vor allem auch den vielen Mitarbeitern in der Volksanwaltschaft für ihre Aufgabe danken. Es ist nicht angenehm für eine Verwaltung, wenn jemand den Finger auf wunde Stellen legt, aber da uns das Wohl der Wienerinnen und Wiener am Herzen liegt, wissen wir, dass sie das auch brauchen. Wir wissen auch, dass wir dadurch Anregungen bekommen, die wir dann gerne umsetzen zum Wohle der Wienerinnen und Wiener. Wenn sich dabei vor allem herausstellt, dass ein Großteil der Stadtverwaltung gut funktioniert, dann ist es auch gut. Ich möchte Ihnen wirklich danken für Ihre Tätigkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist der Abg Barnet. 

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren!

Herr Volksanwalt! Ich wollte Sie anlässlich dieses Berichts eigentlich nur loben. Nach dem, was mein Vorredner, Herr Abg Schieder, gesagt hat, fällt mir das schwer, daher – Sie können sich dann bei ihm bedanken – muss ich doch auch noch ein paar Worte über das sagen, dass Ihre Amtsführung nicht in allen Punkten – auch aus meiner Sicht – so befriedigend ist, auch wenn es mit diesem Bericht nicht unmittelbar zusammenhängt. Da möchte ich dann ausdrücklich darauf zurückkommen. 

Aber, Kollege Schieder, weil Sie das angesprochen haben hinsichtlich der Frage, was ein Volksanwalt davor alles gewesen sein kann, Parteifunktionen, oder in Richtung auf die ÖVP und den Rechnungshofpräsidenten: Soweit ich mich erinnern kann – aber das ist ja nichts Negatives, das ist an sich etwas Gutes; die Zugehörigkeit zu einer Partei soll nicht Grund dafür sein, dass man was wird, sie soll das aber auch nicht ausschließen –, also wenn ich mich richtig erinnere – ich hoffe, ich bin da vollständig informiert –, war der Herr Volksanwalt Klubsekretär der SPÖ irgendwann einmal, war Staatssekretär in der Regierung, war Klubobmann der SPÖ und ist jetzt Volksanwalt. In dieser Eigenschaft – und damit bin ich jetzt wieder bei ihm und auch beim Sozialbereich – hat er sich natürlich auch mit Bereichen zu beschäftigen, die aus jener Zeit, für die er politisch verantwortlich ist, noch bis heute hineinwirken. 

Ich sage Ihnen so ein Beispiel: Die Aberkennung der beitragsfreien Ersatzzeiten für die frühzeitige Alterspension wegen langer Versicherungsdauer für Angehörige, die irgendeine Art von Präsenzdienst geleistet haben. Abgeschafft mit dem Budgetbegleitgesetz 1996 unter sozialdemokratische Beteiligung, auch mit der Stimme des Herrn Volksanwaltes, damals als Klubobmann. Heute als Volksanwalt kritisiert er in einer der letzten Sendungen genau diesen Zustand und sagt, was es für eine Ungeheuerlichkeit ist, dass diese armen Burschen, die den Dienst fürs Vaterland geleistet haben, jetzt keine Zeiten haben, die sie für die Pension berechtigen. 

Man könnte das natürlich über jeden sagen: Was war da früher, was war seine Vollziehungsverantwortung, was ist heute seine Verantwortung? Das tun wir aber nicht. (Abg Harry Kopietz: Wir reden ja nicht darüber, was früher war!) Oh ja, der Kollege Schieder hat das in Anspielung auf andere Volksanwälte und ihr Verhalten getan. (Abg Harry Kopietz: Über ihr Verhalten als Volksanwälte, während sie Volksanwälte sind!) Damit will ich mich aber nicht beschäftigen, das ist heute nicht der Gegenstand, sondern etwas anderes. 

Ich komme zum Bericht und zum Herrn Volksanwalt und lobe ihn in diesem Zusammenhang jetzt ausdrücklich, denn er hat – und das ist korrekt – in der Prüfung ... (Abg Harry Kopietz: Wollen Sie es so wie der Haider oder so wie der Stadler haben?) Da brauche ich gar nichts dazu zu sagen. Jeder weiß, was ich dazu denke, und ich brauche es Ihnen nicht zu erklären. (Abg Mag Andreas Schieder: Trauen Sie sich!) Sie können es nachlesen, was ich schon zum Volksanwalt Stadler gesagt habe, und das wird Sie vielleicht erfreuen. 

Zum Herrn Volksanwalt und seinem Bericht kommend ... (Abg Christian Oxonitsch: Wir wollen es aber gerne hören!) Ich weiß, dass euch das nicht freut, was in dem Bericht drinnen steht, aber ihr braucht euch jetzt nicht so aufregen. (Abg Christian Oxonitsch: Wir regen uns nicht auf!) Herr Volksanwalt, Sie haben Ihre ehemalige Parteifunktion eindeutig getrennt von Ihrer Kontrollaufgabe, und Sie haben der Stadt Wien, ihrer Vollziehung, und ihrer politischen Führung in diesen Punkten hier kein gutes Zeugnis ausgestellt. Wenn der Kollege Schieder meint, er könne das daran festmachen, dass der Bericht nicht dick sei, dann sage ich: Ja, kann sein, aber entscheidend ist ja nicht, wie dick er ist, sondern was drinnen steht. Und das, was drinnen steht, ist kein Grund zur Freude für die sozialdemokratische Führung dieser Stadt und kein Grund zur Freude für die Vollziehung, die in ihrer Hand liegt. 

Ich brauche hier bei einigen dieser Punkte teilweise nur die Überschriften vorzulesen. Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, Überschrift auf Seite 29: "Rechtswidrige Aussetzung des Verfahrens auf Zuerkennung von Sozialhilfe" – rechtswidrig sagt er – "in Form von re-gelmäßigen Dauerleistungen". Und dann geht es dahin. Eine Empfehlung der Volksanwaltschaft lautet, entsprechende Durchführungsbestimmungen so zu gestalten, wie es im Gesetz drinnen steht, damit nämlich nicht – ich zitiere – "das Wiener Sozialhilfegesetz aufs Gröblichste verletzt wird". 

Oder nächste Überschrift: "Lange Dauer bei der Zuerkennung von Sozialhilfeleistungen", mehr als die sechs Monate, die verwaltungsrechtlich vorgesehen sind. 

Oder: "Fehlende Transparenz behördlicher Entscheidungen" – da geht es dahin mit Verweis auf die Rechtslage; ich lese wieder nur die Überschriften –, "die für sich allein keine ausreichende Bescheidbegründung sind". Also nicht einmal die Formalvorschriften kann man einhalten, wenn man schon materiell danebenliegt. 

"Gleichheitsgrundsatz gebietet substanzielle Bescheidbegründungen", ein Grundprinzip der Bundesverfassung, das in der Wiener Stadtverwaltung verloren geht. 

Und, Kollege Schieder, der größte Mangel – er bezeichnet ihn auch so –: "Schwere Pflegemängel in Wiener Pflegeheimen". Schwere Pflegemängel, sagt er. 

Ich sage das deswegen, weil sich das anders liest als in dem Bericht, den uns die sozialdemokratische Mehrheit morgen im Zusammenhang mit der U‑Kommission Lainz präsentieren will. Da ist nämlich keine Rede von schweren Pflegemängeln, sondern da sind es Einzelfälle, bedauerlich, nicht zu verallgemeinern, und ich weiß nicht, was alles. Was sagt der Volksanwalt? Er sagt es ganz anders, er sagt "schwere Pflegemängel".

Ich muss mir jetzt die Mühe machen, Ihnen das teilweise vorzulesen, denn Sie haben diesen Bericht offenbar nicht gelesen, Sie kennen ihn gar nicht. Sie sagen, da bin ich aber froh, der ist nicht dick, aber Sie schauen gar nicht, was substanziell drinnen steht. Was sagt Ihnen denn der Volksanwalt? Was richtet er Ihnen denn aus? Er sagt, das Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft bestätigt Pflegemängel. Ein Beispiel: 

"Diese Prüfungsverfahren haben allerdings auch gezeigt, dass die Vollzugspraxis nach Feststellung solcher Pflegemängel nicht" – hören Sie zu! – "den gesetzlichen Vorgaben entspricht. Die Aufsichtsbehörde hat nämlich gemäß § 23 Abs 3 Wiener Sozialhilfegesetz Pflegeheime und Wohnheime periodisch zu überprüfen und den Rechtsträgern der Heime mit Bescheid die Behebung festgestellter Mängel unter Setzung einer angemessenen Frist aufzutragen." Dann geht es weiter, er erläutert das, und dann sagt er, dass sich die zuständige Magistratsabteilung, die MA 47, nicht daran gehalten hat. 

Das haben wir alles in der U‑Kommission Lainz diskutiert. Wir haben dort festgestellt, dass die zuständige Behörde, die Magistratsabteilung 47, das Gesetz nicht vollzogen hat. Der Behördenleiter hat das in der U‑Kom-mission auch zugegeben. Und wie liest sich das im Mehrheitsbericht der Sozialdemokratie zur U‑Kommis-sion? Da kommt es verschönernd dargestellt vor, aber es gibt keine Konsequenz daraus. Da gibt es nicht die Rechtsfragen, die zu beleuchten sind, die da heißen: Was ist denn die Konsequenz daraus, dass eine Behörde das Gesetz nicht vollzogen hat? 

Was ist die Konsequenz daraus, dass eine Behörde das Gesetz nicht so vollzogen hat? – Das verschweigt uns die Sozialdemokratie, obwohl der Volksanwalt in seinem Bericht alles deutlich darlegt. Er sagt nämlich, "eine solche Vorgangsweise" – ich muss es Ihnen wieder vorlesen, Herr Kollege Schieder, Sie können den Bericht nicht gelesen haben – "ist zudem unter Bedachtnahme auf das Rechtsstaatprinzip" – das haben Sie einmal ge-lernt – "verfassungsrechtlich bedenklich, weil die Aufsichtsbehörde die gesetzlich vorgesehene Rechtsaktform nicht verwendet" – Sie haben nämlich das Gesetz nicht vollständig vollzogen, Sie haben nur so Vereinbarungen getroffen (Zwischenruf des Abg Mag Andreas Schieder.); Sie haben es eh gelesen, na wunderbar –, "wodurch 
das verfassungsgesetzlich zwingend vorgeschriebene Rechtsschutzsystem suspendiert wird." 

Und daran knüpfen sich natürlich wieder eine Vielzahl von Fragen. Es stellt sich die Frage: Wie ist denn das zu ahnden, wenn die Behörde – und der Behördenleiter hat es in der U‑Kommission zugegeben – wissentlich ein Gesetz nicht vollzieht? Wo war denn da der Rest der Stadtverwaltung? Wo war da die Stadtpolitik? Was hat die getan? Nichts hat sie getan. Was steht im Bericht? Im Bericht steht, Disziplinarverfahren wurden eingeleitet. Ja, aber welche? 

Wissen Sie, welches Disziplinarverfahren vielleicht eingeleitet wurde? Eines gegen den Leiter dieser Behörde – ich erspare mir jetzt den Namen, denn da respektiere ich den Datenschutz –, weil er das Gesetz nicht vollzogen hat. Aber nicht, weil es dem Magistrat selber zur Kenntnis gekommen ist, nicht, weil Sie reagiert haben auf Grund des Berichtes des Volksanwaltes, nicht, weil Sie reagiert haben auf Grund der Feststellungen anlässlich der Prüfung durch das Kontrollamt, sondern auf ein Schreiben von mir an den Herrn Bürgermeister, der es dann an den Magistratsdirektor weitergegeben hat. Erst daraufhin wurde das Disziplinarverfahren eingeleitet und nicht davor. Und das ist ein schwerer Behördenmangel im Bereich der Vollziehung der Stadt Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine Behörde, Herr Kollege Schieder, Sie wissen das, ist verpflichtet, einen solchen Missstand anlässlich einer Prüfung zu melden. Sie hat disziplinäre Konsequenzen zu überprüfen, und zwar von selber, nicht erst auf Aufforderung. Das hätte die Magistratsdirektion tun müssen mit Kenntnisnahme des Kontrollamtsberichtes, mit Kenntnisnahme des Volksanwaltschaftsberichtes. Sie hätte darüber hinaus die Frage zu prüfen gehabt, ob es strafrechtlich relevant ist, ob das das Tatbild des § 302 StGB erfüllt – ich brauche es Ihnen nicht vorzulesen, Sie wissen das –, den Amtsmissbrauch. 

Ich warte darauf, ob die Disziplinarbehörde das jetzt tun wird, ob sie ihrer gesetzlichen Pflicht nachkommen wird. Tut sie es nicht, fühlen sich andere dazu gezwungen. Als Mitglied der U‑Kommission – Sie wissen das auch – ist man Behörde nach dem AVG, und wenn andere Behörden nicht tätig werden, ist es die Pflicht der Mitglieder der U‑Kommission, als Behörde tätig zu werden und dann von sich aus die Sachverhaltsdarstellung bei der StA einzubringen. 

Seit es darüber hinaus den Toten in Lainz gegeben hat, ist klar, dass das Tatbild des § 302 StGB, Amtsmissbrauch, erfüllt ist, denn der Leiter der damals zuständigen Magistratsabteilung, der mehrfach zugegeben hat, wissentlich das Gesetz nicht vollzogen zu haben, hat dabei in Kauf genommen, dass Menschen zu Schaden kommen können. Und diese Rechtsfrage, Kollege Schieder, die wird noch zu klären sein. Da kann sich die Sozialdemokratie auch nicht mit dem Mehrheitsbericht, den sie morgen zur U‑Kommission abgeben wird, herumschwindeln. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein anderer vom Volksanwalt aufgezeigter Problemkreis ist der Fonds Soziales Wien. Die Feststellungen hiezu sind heute in Teilen schon angesprochen worden, aber es geht bei ihm natürlich um die Frage: Ausgliederung – ist das ein Allheilmittel? Und er sagt, nein. Er spricht auch davon, dass es sich um eingeschränkte parlamentarische Kontrolle handeln würde und um das Entstehen grauer Finanzschuld. Ich bin auf den Antrag der Kollegin Ramskogler zum Tagesordnungspunkt 11 in diesem Zusammenhang heute schon eingegangen, aber beim nochmaligen Durchlesen des Volksanwaltschaftsberichtes stelle ich sogar fest, dass der Volksanwalt eins zu eins meine Rechtsmeinung teilt – oder ich umgekehrt eigentlich seine teilen muss; er ist der dazu Berufenere –, indem er nämlich sagt, dass es die Stadtverfassung und die Bundesverfassung zulassen würden, eine entsprechende landesverfassungsrechtliche Absicherung der Kontrolltätigkeit der Volksanwaltschaft einzurichten und dass nicht, so wie Sie in Ihrem Antrag intendieren, eine bundesverfassungsgesetzliche Änderung im Bereich des Art 148i B-VG notwendig ist. Ich lese Ihnen das jetzt wieder vor. Er schreibt nämlich: "Da die nähere Ausgestaltung von Verwaltungskontrolle auf dieser Ebene grundsätzlich beim Landesverfassungsgesetzgeber liegt und keinen Verstoß gegen bundesverfassungsgesetzliche Rahmenbedingungen im Sinne des Art 148i Abs 1 B-VG darstellen kann". 

Das ist also das, was ich Ihnen vor zirka eineinhalb Stunden schon einmal gesagt habe, weshalb ich Ihnen ausrichten muss: Dieser Resolutionsantrag, Kollegin Ramskogler und GenossInnen, ist nicht notwendig. Es wäre ein Leichtes für Sie, eine Änderung der Stadtverfassung herbeizuführen, so wie es der Volksanwalt anregt, und den Fonds Soziales Wien unter eine entsprechende parlamentarische Kontrolle zu stellen. 

Im Zusammenhang mit der Frage der Ausgliederungen noch ein Satz an die Sozialdemokratie, weil Sie sich immer, obwohl es eigentlich nicht die Kompetenz ist, mit der Bundesregierung beschäftigen. Ich habe in der Stadtverfassung nachgeschaut. Das Land Wien hat nur zwei verfassungsrechtliche Kompetenzen, die Bundesregierung oder eigentlich den Bundesgesetzgeber zu kontrollieren, das ist nämlich bei der Anfechtung von Bundesgesetzen vor dem Verfassungsgerichtshof. Dieses Recht steht dem Landtag zu oder einem Drittel der Mitglieder des Landtages, sofern es das Landesverfassungsgesetz festgelegt hat, oder der Landesregierung. Von einer dieser Maßnahmen haben Sie beim Asylgesetz Gebrauch gemacht, aber sonst brauchen Sie sich nicht immer mit der Bundesregierung zu beschäftigen, Sie könnten sich mit sich selbst beschäftigen. 

Gerade bei den Ausgliederungen, wo ich von der Sozialdemokratie immer Kritik höre – oje, jetzt verkauft die Bundesregierung das ganze österreichische Wasser, und ich weiß nicht, was ich da alles schon gehört habe, was diese Bundesregierung macht –, wäre diese Frage eigentlich auch im Sozialbereich zu stellen. Ist das ein Ausverkauf, wenn Sie in den Fonds Soziales Wien ausgliedern? Ist das ein Herausnehmen aus der Verantwortung? Diese Fragen stellen sich gerade auch im Sinne der gestrigen Argumentation. Sie sagen, bei der Integration ist das so wichtig, da holen wir es vom Fonds wieder zurück in die Magistratsabteilung 17, aber beim Sozialbereich, da ist es uns so unwichtig, da kommt es weg vom Magistrat, da kommt es in einen undurchschaubaren Fonds Soziales Wien. Das ist eine Kritik, die auch der Herr Volksanwalt an Sie gerichtet hat und der ich mich nur vollinhaltlich anschließen kann, und diese Kritik sollten Sie bedenken. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist ein zweites Mal der Herr Abg Fuchs.

Es passt nur jetzt, bitte mich nicht misszuverstehen. In der Diskussion gibt es natürlich eine Situation, wo man auch manchmal - und ich weiß, wovon ich spreche - eine Wortwahl trifft, die bei einer näheren Betrachtung dann nicht immer ganz hält. Ich würde also den Vorschlag machen, dass man auf den Begriff "Verfassungsbruch", dass er gemacht wird, genauso wie auf der bundesparlamentarischen Ebene verzichtet. Wir alle wissen, dass die gesetzgebenden Körperschaften sowohl im Parlament wie in den Landtagen gelegentlich Gesetze beschließen, die dann auf Grund eines Einspruchs des Verfassungsgerichtshofs nicht halten oder geändert werden müssen, aber das ist noch kein bewusster Verfassungsbruch. 

In dem Fall wollte ich das zumindest in Erinnerung rufen, dass wir bei unserer Wortwahl ein bisschen vorsichtiger sind.

Der Herr Abg Fuchs hat das Wort.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich werde es sehr kurz machen. Ich möchte im Sinne meiner vergangenen Wortmeldung betreffend die Maßnahmen zum koordinierten und bürgernahen und umweltfreundlichen UMTS-Netzausbau einen Beschlussantrag gemeinsam mit meinem Kollegen Klucsarits einbringen und ich ersuche um Zuweisung an den Gemeinderatsauschuss Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, an die Geschäftsgruppe Umwelt und an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ja, jetzt hat sich der Herr Volksanwalt Dr Peter Kostelka zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Volksanwalt Dr Peter Kostelka: Danke vielmals. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Ich darf nur zu einigen der angezogenen Probleme aus meiner Sicht Stellung nehmen. In vielen Fällen ist ja durchaus akzeptiert worden, was die Volksanwaltschaft in diesem Zusammenhang gesagt hat und in ihrem Bericht schriftlich ausgeführt hat.

Lassen Sie mich fürs Erste feststellen, dass es aus meiner Sicht durchaus befriedigend ist, wie wir miteinander die Diskussionen führen. Das ist bedauerlicherweise nicht in allen Landtagen so und auch nicht im Nationalrat, weil wir bei Ihnen in den Ausschüssen, in den Fachausschüssen auch die inhaltliche Diskussion führen können und das ist eine sehr befriedigende Situation. Im Nationalrat gibt es zwar auch Ausschussberatungen, aber da wird vom Sozialbereich bis zum Justizbereich, von der Verteidigung bis zu Fragen der Infrastruktur alles im Verfassungsausschuss abgehandelt.

Lassen Sie mich daher fürs Erste einmal feststellen, dass es im Zusammenhang mit der Sozialhilfe und mit den dort festgestellten Verzögerungen der Entscheidungen eine offensichtliche Besserung gibt, was auch damit zusammenhängt, dass es hier in der Terminverwaltung eine Änderung gegeben hat. Aus unserer Sicht ist zumindest eine Tendenz zur Besserung feststellbar, seitdem die neue, auch computerunterstützte Verwaltung stattfindet.

Noch viel schlimmer waren die Probleme im Zusammenhang mit dem Pflegegeld. Auch hier ist auf Grund einer besseren EDV-Ausstattung offensichtlich eine Besserung eingetreten.

Frau Abg Jerusalem, das, was Sie in diesem Zusammenhang festgestellt haben, war durchaus richtig, auch wenn man hinzufügen muss, dass jemand, nämlich die Frau, die Sie da angesprochen haben, zuerst auf den Klagsweg verwiesen worden ist und daraufhin die Antragstellung eines Pensionsantrags erfolgte. In der Zwischenzeit wurde zwar Sozialhilfe gezahlt, aber nur von Monat zu Monat und das, was nicht erfolgt ist, war eine Dauerleistung, was natürlich eine Frage von mangelnder Sicherheit in diesem Zusammenhang ist.

Von mehreren Abgeordneten wurde die Versorgung der Autisten angesprochen. Hier ist richtig, dass es in Europa unterschiedliche Schulen gibt, dass aber auch das zitierte Gutachten, wobei ich mich dafür bedanken muss, dass es in Teilen die Stadt Wien gezahlt hat, weil die Volksanwaltschaft dazu nicht in der Lage gewesen wäre, deutlich macht, dass eine spezifische Betreuung von Autisten in entsprechenden Einrichtungen mit entsprechender Ausbildung notwendig wäre und in diesem Zusammenhang eine Regelung wohl absehbar notwendig ist. 

Ich darf auch im Zusammenhang mit anderen Behindertenbereichen feststellen, dass es nicht sonderlich befriedigend war, Abg Wagner hat es gesagt, wenn zuerst eine Förderung zugesagt wird, der Verein dann entsprechende Aufwendungen macht, um nachher festzustellen, dass für ein Jahr die Förderung zwar gezahlt wurde, aber in den nachfolgenden Entscheidungen dann nicht mehr mit einer Förderung zu rechnen war.

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich auch noch ein Wort zu den Ausgliederungen sagen. Das ist ja mehrfach angesprochen worden und ist auch in den letzten Wochen ein wesentlicher Punkt der Auseinandersetzungen zwischen der Volksanwaltschaft und Teilen der Stadt Wien gewesen. 

Es ist unzweifelhaft so, dass zwischen dem Entwurf 6. Mai und jenem, der datiert ist mit 16. Mai, aus unserer Sicht eine wesentliche Verbesserung eingetreten ist. Das ist auch nachvollziehbar beispielsweise in den Vorblättern, wo ausdrücklich von Beleihungen des Fonds Soziales Wien in der älteren Fassung des Entwurfs zu lesen ist und in dem jüngeren, nämlich jenem vom 16. Mai, nur mehr von der Betrauung in bestimmten Einzelfällen die Rede ist.

In diesem Zusammenhang ist auch befriedigend, dass es einen Weisungszusammenhang zwischen der Verwaltung und den behördlichen Entscheidungen gibt und dass die behördlichen Entscheidungen bei der öffentlichen Verwaltung verbleiben und dass es darüber hinaus auch Aufsichtsrechte gibt, die gerade in jüngsten Diskussionen auch Wohn- und Pflegeheime miteinbeziehen.

Aus meiner Sicht muss ich Ihnen natürlich schon mit aller Deutlichkeit sagen, dass die Entschließung, so wie sie gefasst werden soll, dass nämlich der Fonds Soziales Wien aktiv und bestmöglich die Volksanwaltschaft unterstützen soll, ein erster Fingerzeig in die richtige Richtung ist. Das, was natürlich die Volksanwaltschaft in diesem Zusammenhang anstreben muss, ist ein Recht auf Informationen so wie wir es nach Art 148 B-VG folgende in allen Bereichen der Verwaltung haben. Ich sage Ihnen ganz offen, wir werden sehen, wie weit uns ihre Entschließung bringt. Es ist möglich, dass wir das Ziel auf diese Art und Weise erreichen; wenn nicht, dann werden Sie das mit absoluter Sicherheit im nächsten Bericht der Volksanwaltschaft lesen.

Wir bedauern, dass der aus unserer Sicht mögliche Weg einer sowohl einfachgesetzlichen wie auch landesverfassungsgesetzlichen Regelung in diesem Zusammenhang nicht gegangen wurde.

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich auch hinzufügen, dass offensichtliche Besserungen das Handbuch der Soziahilfe gebracht hat, dass aber auch in diesem Zusammenhang eine weitere Verrechtlichung sicherlich sinnvoll und auch notwendig erscheint.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Abg Barnet und Herr Abg Schieder, lassen Sie mich abschließend ein paar Feststellungen zu den von Ihnen getroffenen aktuellen Diskussionen treffen.

Es ist sicherlich so, dass als Volksanwaltschaft die Aufgabe wahrzunehmen ist, die Fakten zu prüfen, insbesondere aus rechtsstaatlicher Sicht und aus Sicht des Bürgers und dass man hier die Dinge zweifelsfrei beim Namen zu nennen hat. Das, wozu der Volksanwalt verpflichtet ist, ist Fakten zu nennen, sie den gesetzgebenden Körperschaften vorzulegen und Voraussetzungen für deren Entscheidungen zu schaffen. Unsere Tätigkeit ist daher sicherlich politisch, aber nicht parteipolitisch und jede Verpolitisierung unserer Tätigkeit, unserer Aussagen hat zumindest zur Konsequenz, dass manches von dem, was wir sagen, die Tendenz hat, hinterfragt zu werden. 

Ich darf Ihnen die Frage stellen, ob Sie wirklich der Meinung sind, dass das, was ich hier gesagt habe und das, was ich geschrieben habe, ich in der Lage gewesen wäre zu schreiben und zu sagen, wenn ich in drei Tagen in einer sehr pointierten Weise für den Bundesparteivorsitzenden-Stellvertreter der Partei, der ich nach wie vor angehöre, kandidieren würde?

Ich bin daher der Auffassung, dass im Sinne einer Glaubwürdigkeit unserer Argumentation, auch unserer Prüfungstätigkeit, eine Zurückhaltung angebracht ist und lassen Sie mich auch noch hinzufügen, dass das eine Verpflichtung ist, die sich aus der politischen Courtoisie und auch aus dem Geist der Verfassung ergibt. Die Verfassung selbst verbietet das natürlich nicht. Ich glaube aber, dass ein Volksanwalt durchaus wissen muss und wissen soll, dass er, aber auch ein Beamter, nicht alles tun darf, was die Verfassung nicht ausdrücklich verbietet.

Ich darf in diesem Zusammenhang für die Aufmerksamkeit und dem Abg Stürzenbecher für die Ermöglichung einer korrekten parlamentarischen Kleidung danken. (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herzlichen Dank für Ihren Beitrag, Herr Volksanwalt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Ein Beschlussantrag, eingebracht von den Abgen Jerusalem, Pilz und Korosec betreffend Zuständigkeit der Volksanwaltschaft. Hier wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Beschlussantrag der ÖVP-Abgen Fuchs und Klucsarits betreffend UMTS-Netzausbau in Wien. Hier wurde die Zuweisung an die Geschäftsgruppe für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, an die Geschäftsgruppe Umwelt sowie an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. 

Wer mit dieser Zuweisung einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit; ist so angenommen.

Ich darf mich herzlich von dir, lieber Herr Volksanwalt, verabschieden. Wir danken, dass du so lange bei uns ausgeharrt hast und auch von der Stimmung in diesem Saal ein bisschen mitbekommen hast. Viel Erfolg für deine weitere Arbeit! (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN.)
Es gelangt nun die Postnummer 1 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich des Mitglieds des Landtags, Herrn Abg Georg Fuchs. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Abg Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Als Vorsitzende des Unvereinbarkeitsausschusses darf ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Herr Landtagsabgeordneter Georg Fuchs meldete zeitgerecht mit Schreiben vom 26.3.2004 seine Tätigkeit als Geschäftsführer der WCM Kommunikationsagentur GmbH. 

Gemäß § 4 Abs 1 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 in Verbindung mit § 129b Abs 1 der Wiener Stadtverfassung ist für die Ausübung dieser Tätigkeit die Zustimmung des Wiener Landtags nach Vorbereitung im Unvereinbarkeitsausschuss notwendig. 

Im Ausschuss wurde dem Antrag einstimmig die Zustimmung erteilt. Daher ersuche ich Sie auch im Landtag um Zustimmung gemäß § 8 in Verbindung mit § 4 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983, Bundesgesetzblatt Nummer 330. - Danke.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Garagengesetz geändert werden. 

Berichterstatter hiezu ist jetzt der Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Es sind diesem Gesetz viele Diskussionen auch mit den Interessensvertretungen vorangegangen. Besonders engagiert hat sich bei dieser Diskussion die Frau Präsidentin. Auch dafür möchte ich herzlich danken und ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Gemäß §°30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? 

Das ist nicht der Fall, ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. (Abg Günter Kenesei: Nein! Sie ist nicht da!) 

Sie ist nicht da? (Abg Günter Kenesei: Umgemeldet!) Umgemeldet! Oh, ich habe das nicht verzeichnet. Bitte, Herr Abg Kenesei. Entschuldigen Sie, das war bei mir nicht verzeichnet. (Abg Günter Kenesei: Kein Problem!)

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bei dieser Vorlage der Änderung der Bauordnung ist vorerst einmal ein erster Schritt gelungen, tatsächlich behindertendiskriminierende Bestimmungen so weit abzuändern und die Bauordnung so weit abzuändern, dass heute hier mit dieser Beschlussfassung wirklich eine wesentliche Verbesserung stattfindet. 

Der zweite Schritt, nämlich die Umsetzung dieses Beschlusses, wird schon um einiges schwieriger werden. Faktum ist, dass natürlich sehr viel im Bestand derzeit gegeben ist und erst in der Folge bei langem Betrieb und bei Abänderungen und bei Veränderungen diese Bestimmungen der Bauordnung dann auch tatsächlich greifen werden. Ein wichtiger Punkt ist aber, dass einfach sowohl im Bewusstsein derer, die Bauwerke errichten, als auch im Bewusstsein derer, die diese Bauwerke nutzen, einfach das Gefühl dafür entsteht, dass behindertendiskriminierende Maßnahmen abgeschafft gehören beziehungsweise Bestimmungen umgesetzt gehören, die diese Diskriminierung hintan halten.

Wichtig wird es aber sein - das ist jetzt der wesentliche Punkt - auch in anderen Gesetzesmaterien eine dementsprechende Rechtsbereinigung herbeizuführen, dass eben solche behindertendiskriminierenden Bestimmungen aus den Gesetzestexten verschwinden.

Aus diesem Grund bringen wir gemeinsam mit der Frau Präsidentin Stubenvoll einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der darauf abzielt: 

„Der Landtag wolle beschließen, die/der zuständi-
ge Stadträtin/Stadtrat möge dafür Sorge tragen, dass 
die Ergebnisse des Arbeitskreises Rechtsbereinigung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen aufgenommen und eine raschest mögliche Umsetzung der Erkenntnisse angestrebt wird.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Ich möchte aber, weil wir heute bei der Bauordnung sind, noch einen zweiten wichtigen Punkt ansprechen, der in den letzten Wochen und Monaten immer wieder für Diskussionen gesorgt hat, und zwar betrifft das die Spielplätze in unserer Stadt, die beim Neubau von Wohnhausanlagen errichtet werden.

Der § 90 Abs 6 der Bauordnung schreibt bei der Errichtung von Wohngebäuden ab einer bestimmten Wohnungsanzahl die verpflichtende Herstellung von Spielplätzen vor. Diese Bestimmung wird allerdings leider immer öfter durch die Aufteilung von großen Bauplätzen in kleinere Einheiten, die dann natürlich auch weniger Wohneinheiten pro neuer Parzelle mit sich bringen, umgangen. Die Lösung eines solchen Problems, nämlich diese Umgehung der Verpflichtung der Errichtung der Spielplätze, kann nur dahin gehen, dass eben bei größeren Bauprojekten hinsichtlich der Grenzen, ob, wieviele und welche Art von Kinder- und Jugendspielplätzen errichtet werden müssen, die Gesamtanzahl der geplanten Wohnungen des Bauprojekts herangezogen wird, ungeachtet der Anzahl der handelnden BauträgerInnen und nicht mehr nur die jeweils kleine, einzelne Bauplätze betreffende Wohnungsanzahl.

Also, Herr StR Faymann, Sie wissen ganz genau, auch nach vielen Lokalaugenscheinen, was damit gemeint ist: Der fehlende Jugendspielplatz in der Wohnhausanlage City X Schmidtstahlwerke, die vielen kleinen mosaiksteinartigen Kleinkinderspielplätze, die irgendwie hingestreut quer durch die Anlage verteilt sind und nicht wirklich etwas an Qualität der Kinderspielplätze bringt. Die Problematik der Kleinkinderspielplätze und Kinderspielplätze im Bereich Wienerbergcity, wo aufgrund verschiedener Umstände es halt so weit gekommen ist, dass die Kleinkinderspielplätze im 4. Stock eines Bauteils untergebracht sind. Ich glaube, die Bewohner und Bewohnerinnen dieser Anlage haben sich etwas anderes vorgestellt, als ihnen in den Prospekten der Kleinkinderspielplatz angekündigt wurde, als dass jetzt im 4. Stock ein Raum zur Verfügung gestellt wird. Oder der derzeit noch immer fehlende - und jetzt ist man heftig auf der Suche, wo es einen Platz geben könnte - Jugendspielplatz bei der neu entstehenden Wohnhausanlage Monte Laa. 

Überall dort ist genau das gemacht worden, nämlich kleine Einheiten mit kleinen Parzellen, wo die Wohnungszahl dann derartig gering gewesen ist, dass wir einen großen Wurf für ein gesamtes Konzept und für einen dementsprechend großen Kinderspielplatz und vor allem Jugendspielplatz nicht haben, denn die Altersgruppe der 8- bis 13-, 14-Jährigen wird bei diesen neuen Bauteilen absolut außer Acht gelassen. 

Der § 69 Abs 1 lit°p normiert nämlich, dass unter bestimmten sehr weit gefassten Umständen die Verpflichtung einer Herstellung von Spielplätzen bei der Ausführung von Wohngebäuden überhaupt entfallen kann. Es hat sich nämlich leider diese unwesentliche Abänderung einer Bebauungsbestimmung eingebürgert. Ich finde es ja spannend, dass in einer Stadt wie Wien Kinder und Kinderspielplätze und Jugendspielplätze als „unwesentlich“ eingestuft werden. Das zeigt, wie der Umgang der Verantwortlichen in dieser Stadt mit Kindern und Jugendlichen tatsächlich stattfindet. Stadt findet dort nicht statt, sondern man ist ein unwesentliches Anhängsel, das vielleicht einen Platz findet und wenn es keinen gibt, dann haben sie Pech gehabt. Dann wird eine Sonderlösung gefunden oder man lässt einfach den Spielplatz weg. 

Aus diesem Grund gibt es gemeinsam mit der Kollegin Claudia Sommer-Smolik und mir einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der wie folgt lautet: 

„Der Landtag wolle beschließen, der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge eine Novelle des Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuches Bauordnung für Wien dergestalt vorlegen, dass 

Erstens bei Wohnbauprojekten hinsichtlich der Grenzen, ob, wieviele und welche Art von Kinder- und Jugendspielplätzen errichtet werden müssen, die Gesamtanzahl der geplanten Wohnungen des gesamten Bauprojekts herangezogen werden, ungeachtet der Anzahl der handelnden Bauträger und nicht mehr nur die jeweils kleine, einzelne Bauplätze betreffende Wohnungsanzahl und zweitens, dass weiters der ersatzlose Entfall von Spielplätzen bei Wohnbauprojekten keine unwesentliche Abweichung der Bebauungsvorschriften mehr darstellt. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.“

Ich appelliere an Sie, diesen Antrag tatsächlich ernst zu nehmen, ihn nicht so wie viele andere Anträge hier im Haus zu behandeln und mit einer 08/15-Antwort zu versehen, sondern es ist uns wirklich ein Anliegen und ein vehementes Bestreben, eine Qualität in den Wohnbau wieder zu bekommen wie er zu Zeiten einer Per-Albin-Hansson Siedlung, einer Großfeldsiedlung gang und gäbe gewesen ist. Wenn man sich dort anschaut, wie viele Freiflächen, wie viele Möglichkeiten die Kinder und Jugendlichen zwischen den Wohnblöcken haben und damals hat man die Hände über dem Kopf zusammengeschlagen und gesagt: „Um Gottes willen, was werden das für Siedlungen!“ Also Kinder von der Wienerbergcity, vom Monte Laa und von den Schmidtstahlwerken wären über die Möglichkeiten begeistert, die Kinder seinerzeit und jetzt noch in Siedlungen wie der Per-Albin-Hansson Siedlung, der Großfeldsiedlung und auch am Rennbahnweg, am viel gescholtenen Rennbahnweg, vorfinden, nämlich Wiesen, Freiflächen und Möglichkeiten, sich zu entfalten ohne in einem permanenten Konflikt mit anderen Interessen und mit Erwachsenen zu stehen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Was eine Generation vor uns unter schwierigen Bedingungen im Wohnbau zu Stande gebracht hat, werden wir doch heute im Jahr 2004 und folgende mit einer Leichtigkeit schaffen können, wenn wir das wollen! - Danke schön.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Fuchs. Ich erteile es ihm. 

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, wir sollten einmal all jenen danken, die die Initiative ergriffen haben, dass vor allem behindertengerechte Wohnungen geschaffen werden, dass Barrieren beseitigt werden und da möchte ich daran erinnern, dass es der GR KARL gewesen ist, der ein volles Engagement gehabt hat, um hier für die Behinderten ein Wohnumfeld zu schaffen, das sie in vielen Bereichen aus der Isolation herausführt. 

Wir haben die Barrierefreiheit bereits in der Bauordnungsnovelle und in der Techniknovelle geregelt und jetzt auch hier, nachdem die EU auch diesen Gesetzesentwurf geprüft hat. Ich bin sehr froh, dass dieser jetzt zum Beschluss kommt. 

Ich möchte ganz kurz einige Dinge aufzählen wie die Verpflichtung zur Errichtung von Aufzügen und zwar ab dem zweiten Geschoß. Früher war das dritte und vierte Geschoß verpflichtend. Das ist ganz wichtig. Die Aufzugseinbauten gibt es auch dann, wenn die Baufluchtlinie überschritten wird, Gemeinschafts- und Infrastrukturräume der Hauseingänge Barriere machen, wobei ich sage, was nutzt das alles barrierefrei, hier hat man scheinbar etwas vergessen. Man muss darüber nachdenken, wie man natürlich auch schauen kann, dass sich das Tor öffnet. Wenn so mancher das Tor nicht öffnen kann, dann braucht er ein entsprechendes Tableau, das entsprechend niedrig ist, wo er ein geöffnetes Tor erhält. Das heißt, hier in diese Richtung sollte bei der nächsten Novellierung die Barrierefreiheit weitergehen. 

Die Beherbergungsstätten und Heime: Je 50 Unter-künfte ein weiteres barrierefreies Zimmer. Die ausreichende Anzahl - wenn wir schon bei den Spielplätzen sind - von Spielgeräten. Das ist ganz wichtig, die ausreichende Anzahl von barrierefreien Spielgeräten. Wir wollen diese Kinder integrieren. 

Wenn der Herr Kollege Kenesei hier einen Antrag eingebracht hat, so muss ich sagen: Jawohl, es müssen geeignete Jugend- und Kinderspielplätze geschaffen werden. Sie müssen errichtet werden, aber natürlich muss man auch dazu sagen, dass in vielen Bereichen ein gesamter Spielplatz auf einmal nicht möglich ist. Es ist nicht möglich, auf 500 Quadratmetern einen Spielplatz zu errichten. Das heißt, es ist oft nur möglich, diesen Spielplatz dann geteilt zu machen. Es wäre nicht in Ordnung, diese Fläche dann einfach ohne Spielplatz zu lassen. Wir wollen einen Spielplatz, aber es wird in manchen Bereichen sehr, sehr schwierig sein.

Wir werden diesem Antrag die Zustimmung geben, weil wir das im Ausschuss noch diskutieren müssen. Er soll nicht als „nicht durchführbar“ abgelehnt werden. Es soll diskutiert werden und die eine oder andere Regelung daraus geschaffen werden. 

Bauen ohne Barrieren heißt eben für Menschen bauen, menschengerecht bauen, gerade in einer Zeit, wo wir 20 Prozent ältere Bevölkerung haben und im Jahr 2035 werden wir 38 Prozent haben und nicht alle sind sehr rüstig. Rüstig wünschen wir, dass sie alle sind, aber man muss Vorkehrung treffen. Diese Vorkehrungen kann man nicht erst dann treffen, wenn sie alt sind, sondern sie müssen schon vorher getroffen werden. Daher müssen wir sukzessive daran gehen und im Neubaubereich diese Grundlage einmal schaffen, aber auch in Zukunft dann im Sanierungsbereich. Wir helfen mit dieser Novelle den Menschen aus der Isolation. Ich habe das bereits gesagt. 

Was mir noch wichtig erscheint, es gehört zwar nicht in die Bauordnungsnovelle hinein, das ist natürlich auch im Bereich der Öffentlichkeit. Wir haben viel zu wenig WC‑Anlagen, die behindertengerecht sind. Ich nehme nur meinen Bezirk her mit 165 000 Einwohnern. Ich habe mir das ausdrucken lassen, weil ich es nicht glauben wollte. Es gibt zwar im Bereich der WIG 5 öffentliche WC‑Anlagen für Behinderte und in ganz Favoriten eine einzige Anlage in der U1-Station am Keplerplatz! Hier sollte man, wenn man schon Barrieren beseitigt, auch in dem Bereich etwas tun. Ich glaube einfach, dass man dort, wo Menschen zusammenkommen, bei Märkten zusammenkommen, nicht nur Zugänge zu den U‑Bahn-Stationen behindertengerecht macht, das wird vollzogen, das ist gut so, aber dass wir natürlich auch diese wichtigen Infrastruktureinrichtungen, die wir alle benötigen und die auch die Behinderten benötigen, hier behindertengerecht einrichten.

In dem Sinne ist es ein gutes Gesetz. Ich freue mich, dass dieses Gesetz da ist. Ich danke noch einmal meinem Kollegen GR KARL, dass er dieses Engagement so gehabt hat, dass dieses Gesetz zu Stande gekommen ist, weil es nicht leicht war, das in allen Bereichen durchzubekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing Wolfram. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Uns liegt nun der Entwurf über die Änderung der Wiener Bauordnung Kapitel Wiener Garagengesetz vor. Ich kann nur sagen: Spät kam er, aber kam und wir haben ihn jetzt. Gott sei Dank!

Wir haben seinerzeit in einem Beschlussantrag am 19. Mai bei Ihnen, Herr Stadtrat, barrierefreie Einrichtungen in den Wohnhausanlagen gefordert. Jetzt haben wir mit der Novellierung dieser Bauordnung die Möglichkeit, das auch zu realisieren. 

Wir haben damals festgestellt, dass auch immer mehr ältere Leute in Wien leben, 250 000 Personen, die älter als 65 sind, die auch immer mehr und mehr die Pflege in den eigenen Wohnungen wünschen und da ist das barrierefreie Wohnen oder aber auch barrierefreie Anlagen in Arbeitsstätten und öffentlichen Gebäuden äußerst gewünscht.

Ich hätte nur eine kleine Bemerkung und zwar zu dem Punkt 16, § 106a Abs 1, anzubringen, wo es lautet: „Gebäude mit Aufenthaltsräumen müssen so ausgeführt werden, dass sie für behinderte Menschen gefahrlos und barrierefrei zugänglich und benutzbar sind.“ Dann wird das runterspezifiziert, wofür das alles gilt, also für Sportflächen, Kirchen, Bürogebäude, Veranstaltungen, Montagehallen, Lagerhallen, Werkstätten. 

Herr Stadtrat! Ich bitte Sie, da es ja nur ein Entwurf ist, auch Schulen und Kindergärten in diesen Punkt einzufügen, denn wenn wir uns unsere öffentlichen Schulen anschauen, so sind sie wahrlich barrierebehindernd und von Aufzügen, außer in modernen Gebäuden, ist leider überhaupt nicht zu reden.

Dass natürlich solche strengen Maßnahmen für Behinderte und eigentlich soll es nur für Behinderte sein, Geld kosten, viel Geld kosten, muss uns schon klar werden. Die Bauträger werden das halt zahlen müssen. 

Es ist klar, dass das barrierefreie und das in der Bauordnung verankerte Leben für Behinderte eine Steigerung der Lebensqualität darstellt. Darum werden wir dieser Novellierung, Herr Stadtrat, zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hora. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, gerade die Änderung der Bauordnung und die Zustimmung durch alle Fraktionen hat gezeigt, dass bereits ein Problembewusstsein geschaffen wurde, das bis vor einigen Jahren in dieser Stadt oder bei vielen Menschen vermutlich noch nicht vorhanden war.

Ich habe mir hier erlaubt, von der Ausstellung „Barrierefreie Stadt ohne Hindernisse“ – ich nehme an, viele der Abgeordneten haben die Gelegenheit genutzt, diese Ausstellung zu besuchen und auch dort die Hinweise zu bekommen, was alles unter Barriere fällt – dieses Metermaß mitzubringen. Dieses Metermaß zeigt eindeutig: 3 Zentimeter können für manche Menschen unüberbrückbar sein, für eine andere Gruppe können aber gerade diese 3 Zentimeter ganz wichtig als Orientierungshilfe sein. Ich spreche auf der einen Seite von den Rollstuhlfahrern, ich spreche auf der anderen Seite von den Sehbehinderten.

Ich glaube, dass jetzt erstmals mit dieser Novelle es möglich geworden ist, dass ein Verantwortlicher für den Neubau, für die Plangestaltung definitiv festgestellt wurde, nämlich der Planverfasser. Ich habe mir auch die Mühe gemacht, das Bautechnikgesetz in Oberösterreich, das immer wieder angezogen wird und als sehr vorbildlich gilt, mit unserer Bauordnung zu vergleichen und es hat sich gezeigt, dass wir mit dieser Gesetzeswerdung einen wesentlichen Meilenstein für ganz Österreich, glaube ich, setzen und ich nehme an, dass da sicher einige andere Bundesländer nachfolgen werden. 

Erlauben Sie mir, nur einige Punkte anzuführen. Es wurde ja heute schon gesagt, dass zum Beispiel alle Sozialräume wie Müllräume, Saunaräume, Gemeinschaftsräume, Fahrradabstellräume, Kinderwagenräume, in Zukunft barrierefrei zu begehen werden sein müssen, ein wesentlicher Unterschied zu heute. Man hat zwar auf Barrierefreiheit auch einen gewissen Wert gelegt, aber gerade bei diesen Sozialräumen ist es immer wieder vorgekommen, dass gerade diese von Menschen mit Behinderung, aber auch von älteren Menschen oder von Menschen mit Gehbehinderung und auch von Müttern mit Kindern nur durch Überwindung von Stiegen, von Stufen zu erreichen waren.

Ich glaube, hier wurde auch von einem meiner Vorredner ein wichtiger Punkt angesprochen und das sind die Eingangstore. Es kommt immer wieder vor, dass gerade dort eine Problematik entsteht, dass zwar die Eingangstore vorhanden sind, sehr schön sind, aber sie müssen überwunden werden. Sie müssen auch von Menschen überwunden werden, die keine besondere Kraft haben. Und ich glaube, dass im Gesetz drinnen steht, Eingangstore müssen händisch stets leicht zu öffnen sein, dass eine dementsprechende Passage in dem Gesetzestext drinnen ist, dass also von dieser Seite her die Behinderung weg ist. Ich nehme an, jeder kennt dieses Beispiel, wo ein Eingangstor in der Richtung geändert wurde und plötzlich war der Wind der, der dieses Tor nicht mehr öffnen hat lassen. Ich glaube aber, dass mit dieser Gesetzestextstelle Derartiges verhindert werden kann. Sie wissen ja, dass es auch technische Hilfen gibt, wo auch die Stadt Wien dementsprechende Unterstützung gibt. Ich selber habe in der Leopoldstadt ein entsprechendes Projekt begleiten dürfen, wo wir auch bei der Finanzierung durch Sponsoring mitgeholfen haben, genau jenen Menschen zu helfen, die mit einem Eingangstor solche Überwindungsschwierigkeiten hatten, damit sie die nicht haben, weil das Tor in Zukunft elektronisch gesteuert wird. 

Aber es geht auch weiter, auch bei verschiedenen Dingen innerhalb des Wohnungsverbands, dass zum Beispiel Türen, die ins Freie führen, nur mehr 2cm-Staffel haben dürfen, auch wieder dass diese Barriere dementsprechend kleiner geworden ist. 

Für Rollstuhlfahrer ganz wichtig sind die Drehmomente in den Gängen. Auch hier wurden jene Mindestmaße genommen, die in der ÖNORM 1600 - und erlauben Sie mir diesen Sidestep - angeführt wurden. Wir haben aber die ÖNORM mit Absicht nicht dezidiert in das Gesetz hineingeschrieben, sondern wir haben die Werte der ÖNORM hineingeschrieben, was wesentlich besser ist, weil die ÖNORM verändert werden kann, ein Wert im Gesetz aber hier durch dieses Haus geändert werden muss. Ich glaube, da haben wir sicher eine sichere Seite, wenn die Bautechnik vielleicht wieder einen anderen Weg gehen würde. 

Der Kollege Fuchs hat natürlich auch wirtschaftliche Auswirkungen erwähnt. Selbstverständlich. Also in Zukunft Aufzugseinbauten ab der dritten Geschoßebene, also zwei dürfen sein, dritter Stock, oder wenn es auch nur ein Keller ist, wird in Zukunft mit einem Aufzug verbunden. Das ist eine wesentliche Erleichterung, aber das hat auch Folgekosten. Wir ersparen uns in Zukunft durch diese Bauordnungsnovelle die Notwendigkeit, dass wenn in einem Haus Umbauten vorgenommen werden, dann zusätzlich noch Umbauten vorgenommen werden müssen. 

Ich glaube, eine Bemerkung möchte ich mir noch erlauben. Diese Gesetzesvorlage wurde im Unterausschuss der gemeinderätlichen Behindertenkommission beraten und erarbeitet. Es wurde heute von der Freiheitlichen Partei zwar wieder ein bisschen Kritik laut, dass es lange gedauert hat. Es hat lange gedauert, aber ich hätte mich auch gefreut, wenn ich die Vertreter der FPÖ dort sehr aktiv gesehen hätte. Das war nicht der Fall, aber ich sehe, dass Sie mit dem Endprodukt zufrieden sind und dem Endprodukt auch zustimmen.

Eines möchte ich aber hier sicher ganz besonders erwähnen: Dem Herrn Gemeinderat außer Dienst Franz KARL - er ist nicht mehr in Ihrer Fraktion vertreten - kann ich von meiner Warte aus nur das beste Zeugnis ausstellen. Es war eine sehr konstruktive Zusammenarbeit, die mit den diversen Behindertenverbänden, Vereinigungen, auch mit einzelnen Behinderten geführt wurde und ich glaube, dass diese Wertschöpfung, die wir heute durch dieses Gesetz dann beschließen, auch die längere Periode, bis dieses Gesetz zu Stande gekommen ist, doch rechtfertigt. 

Bedanken möchte ich mich auch ganz herzlich beim Herrn Mag Pauer von der MA 64, der mitten im Arbeitskreis die Leitung der MA 64 übernommen hat und der natürlich dementsprechend von uns instruiert und informiert wurde und an sämtlichen Diskussionen teilnahm. Er hatte sich sehr rasch in die Materie eingearbeitet, auch in einem ganz wichtigen Punkt, nämlich in das Bewusstsein, was es bedeutet, eine Barriere vorzufinden. 

Aber einen Mann, glaube ich, darf ich hier in diesem Haus nicht unerwähnt lassen. Es ist - ich glaube, alle Mandatare kennen ihn, auch auf Bezirksebene und hier im Haus sicherlich auch - der Herr Ing Peter Groiss. Der Herr Ing Groiss ist der Leiter der Fachstelle und geht demnächst in Pension. Ich glaube, er hat einen sehr wesentlichen Anteil daran, dass uns viele Dinge bewusst wurden. Er arbeitet ja ganz intensiv mit den Bezirken, aber auch mit allen anderen Mandataren zusammen und zeigt auch den Planern, wie derartige Probleme zu lösen sind, wie solche Lösungsvorschläge ausschauen. Ich möchte mich hier an dieser Stelle ganz besonders beim Peter bedanken. Ich habe ihn leider nicht gesehen, aber ich werde das sicher auch noch persönlich tun. 

Ich komme zum Schluss und habe noch eine Bitte an Sie: Wir alle müssten bewusst durch unsere Stadt gehen, durch unser schönes Wien, um eben die Barrieren festzustellen und auch aufzuzeigen. Ich stelle immer wieder fest, dass durch Nichtwissen oder Nichtbeachten die eine oder andere Barriere aufgebaut wird. Ich denke nur an verschiedene Baustelleneinrichtungen, wo behinderte und ältere Menschen, aber auch Mütter mit Kindern Barrieren aufgebaut bekommen. Da liegt es, glaube ich, an uns persönlich, dieses Bewusstsein zu schaffen, dass man derartige Hindernisse in Zukunft nicht mehr hat. 

Ich bedanke mich namens meiner Fraktion für die gute Zusammenarbeit im Unterausschuss und danke für Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Frank.

Abg Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich möchte es zwar nicht lange machen, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat, aber ich kann diesen Vorwurf des Herrn Abg Hora nicht auf mir und auf unserer Fraktion sitzen lassen, dass er sich gefreut hätte, hätten die Freiheitlichen mehr eingebracht.

Also ich glaube, wir haben gerade, was alternative Wohnformen und auch Wohnformen für generationenübergreifend und barrierefrei betrifft, wirklich sehr viel gemacht. (Abg Godwin Schuster: Er hat ja vom Unterausschuss gesprochen!) Ich erinnere jetzt noch an die Enquete der Frau StRin Landauer, wo hier ein spezieller Bereich - und es waren ja auch Vertreter Ihrer Fraktion dabei - sich ausschließlich dem Thema Wohnen und barrierefreies Wohnen gewidmet haben. 

Wir haben letztes Mal einen Beschlussantrag eingebracht. Meine letzte Rede ging ausschließlich um barrierefreies Wohnen und unsere Kollegen im Geriatrieausschuss haben da sicherlich auch eine Menge dazu beitragen, sodass ich diesen Vorwurf wirklich nicht gerne auf mir sitzen lasse. Und weil Sie gesagt haben, dass es jetzt für Österreich sehr fortschrittlich ist. Das ist richtig, nur ist es so, in Deutschland gibt es gerade diese Formen, die wir jetzt machen, schon seit vielen Jahren und es war auch schon zwingend notwendig, dass etwas geschehen ist. Aber ich wollte das wirklich nicht auf uns sitzen lassen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, der Kollege Hora hat nur die Teilnahme im Unterausschuss angesprochen und jetzt nicht prinzipiell alles Bemühen in Frage gestellt, sondern nur den Unterausschuss, in dem viele, viele Stunden verbracht wurden, wofür ich auch dem Abg Hora sehr dankbar bin, weil er dort auch viele Stunden verbracht und diskutiert hat. Das zeigt insgesamt, dass es ein Gesetz ist, das, wenn auch nach längerer Diskussion, eine breite Übereinstimmung gebracht hat. Lassen Sie mich daher allen dafür danken. 

Ich möchte einen einzigen Punkt erwähnen, den des Kollegen Kenesei, der°... ich weiß nicht, ob er jetzt da ist. Jedenfalls hat er ihn zu der Frage der Freiflächen für Kinder eingebracht. Nun ist es richtig, dass im Wohnbau Freiflächen für Kinder oder Jugendspielplätze oder größere zusammenhängende Areale wünschenswert sind. Es gibt natürlich einen Unterschied zu den 50er, 60er oder auch 70er Jahren, die angesprochen wurden. Die Quadratmeter, die heute der Bevölkerung an Wohnraum pro Person durchschnittlich zur Verfügung stehen, sind in derselben Stadt mit nahezu denselben Grenzen doppelt so viel. Der Unterschied ist natürlich, dass eine florierende wirtschaftliche Stadt wie Wien mit dem Ausbau der U-Bahn und vieler anderer wertsteigender Maßnahmen den Grundstückspreis in einem Ausmaß hinaufgebracht hat, dass die schwierigste Fragestellung nicht die ist, was wünschenswert wäre, sondern wer es bezahlen soll. Und Freiflächen oder Felder, wie ich sie auch noch aus meiner Kindheit in Erinnerung habe, haben heute Werte und Kosten, die die Menschen, die heute Wohnungen suchen, sicher nicht bezahlen könnten. Nun, auch Bauträger und deren wirtschaftliche Entwicklung ist nicht so, dass man da von großen Gewinnen sprechen könnte. Daher ist die Allgemeinheit, die ebenfalls in Budgethaushalten zu denken hat, die diese großen wünschenswerten Sprünge nicht zulassen, gezwungen, einen Kompromiss zwischen dem, was sich Menschen leisten können und dem, was wünschenswert ist, zu finden. Dieses Ringen um diese Kompromisse für alles Wünschenswerte - das der Bevölkerung und insbesondere der Entwicklung in unserer Stadt für Kinder oder Jugendliche zur Verfügung zu stellen ist - muss auf der anderen Seite die Leistbarkeit beinhalten und ist nicht mit einem Beschluss- und Resolutionsantrag aus der Welt zu schaffen, sondern das ist härtere Arbeit als einmal die Hand zu heben! 

Daher bitte ich auch auf diesem harten Weg um diese breite gemeinsame Zusammenarbeit, die zumindest in jenen Punkten, die heute zur Beschlussfassung vorliegen, gelungen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Ich möchte auch dir, Werner, für die Bereitschaft, uns bei dieser Gesetzesvorlage zu helfen und auch deinem Mitarbeiter Dr Ostermayer noch ein herzliches „Danke schön“ anfügen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich sehe hier die Einstimmigkeit. Das Gesetz ist somit in Erster Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Ein Antrag, eingebracht von SPÖ und GRÜNE betreffend Rechtsbereinigung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen. Hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch einstimmig so angenommen.

Wir kommen zum Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Spielplätze in der Wiener Bauordnung. Hier wurde die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. 

Wer mit der Zuweisung einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch das ist einstimmig zugewiesen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. – Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in Zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Einhebung einer Abgabe von den in Wien stattfindenden freiwilligen öffentlichen Versteigerungen, Versteigerungsabgabegesetz, aufgehoben wird. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Abg Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten. (Abg Franz Ekkamp: Es gibt ja keine Wortmeldung!)

Ach ja, wir haben keine Wortmeldung. Bitte wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in Erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in Zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die MitarbeiterInnenvorsorge für Bedienstete der Gemeinde Wien, Wiener MitarbeiterInnenvorsorgegesetz, mit dem die Besoldungsordnung 1994 - 24. Novelle - und die Vertragsbedienstetenordnung 1995 -20. Novelle - geändert werden. 

Berichterstatterin ist die Frau amtsf StRin Mag Brauner. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Diskussion und Beschlussfassung der schon beschriebenen Novellen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt ebenfalls hier keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in Erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in Erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Somit ist das Gesetz auch in Zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir hätten jetzt noch 5 Minuten bis 16 Uhr. 

Darf ich Ihr Einverständnis voraussetzen, dass wir nun zu dem Verlangen kommen, das von den Abgen Strache und Barnet eingebracht wurde oder gibt es wegen der 5 Minuten irgendwelche Einwände? - Das ist nicht der Fall. 

Es geht um den an den Herrn Landeshauptmann gerichteten Dringlichen Antrag betreffend prostituierte Asylwerber gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung und ich frage: Wird die Verlesung gewünscht? (Abge Heinz-Christian Strache und Mag Hilmar Kabas: Nein!) 

Das ist nicht der Fall oder vielleicht doch, damit alle wissen, worum es geht? (Abge Günther Barnet und Dr Helmut GÜNTHER: Nein, nein!) Gut. 

Ich sehe daher von der Verlesung ab und gebe nun für die folgende Begründung des Verlangens auf Dringliche Behandlung dieses Antrags dem Herrn Abg Strache das Wort. Ich mache ihn darauf aufmerksam, dass gemäß § 38 der Geschäftsordnung seine Redezeit 20 Mi-nuten beträgt. Bitte, Herr Abg Strache. 

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben seit gut zwei Monaten eine Entwicklung in Wien zu beobachten, die sehr besorgniserregend ist und aus folgenden Gründen besorgniserregend ist, nämlich aus asylpolitischen Gründen und aus menschenrechtlichen Gründen, die justizpolitisch, sicherheitspolitisch und auch frauenrechtlich für uns einen wirklichen Skandal der Sonderklasse darstellt, dass das in dieser Stadt und in diesem Land, nämlich in Wien, stattfinden kann. 

Wir haben eine Situation, wo in unserer Stadt Asylanten, sprich Asylantinnen, als Prostituierte tätig sein können, tätig sein dürfen, weil man ihnen in dieser Stadt die Genehmigung im Zusammenspiel mit Polizeidirektion Wien und Magistratsabteilung dafür gibt. Wir haben eine Situation, wo Asylantinnen ein Taggeld von 20 EUR be-kommen und laut Asylgesetzgebung keiner gewerblichen Tätigkeit nachgehen dürften, die aber hier in dieser Stadt durch den Bescheid der Polizeidirektion Wien und in dem Fall der Magistratsabteilung einen legalen Status erhalten haben und ich sage, der Sachverhalt ist ein wirklich unglaublicher. 

Man glaubt es gar nicht, wenn man es nicht wüsste, man traut ja seinen Augen und Ohren nicht, wenn man das heute hört und hören muss. Wie kann es sein, dass Asylwerberinnen gleich nach der Einreise nach Österreich auf dem Strich landen können? Die Frage muss man sich jetzt stellen.

Es ist so, dass jetzt offensichtlich die organisierte Kriminalität in dieser Stadt darangegangen ist, diese Lücke, die in dieser Stadt möglich ist, zu nützen, wenn man Asylwerberinnen zur Kontrollstelle für Prostituierte in den 1. Wiener Gemeindebezirk schickt - nämlich am Deutschmeisterplatz -, wo die Verwaltungsdienststelle der Bundespolizeidirektion Wien ist und der Bescheid zur Ausübung der Prostitution ihnen einmal übergeben wird, sie dann in der Folge zur MA 15 gehen, dort die grüne Karte, den grünen Deckel, sozusagen die Gesundenuntersuchung, die Legitimation auch von dort dafür erhalten und so nebenbei noch die 20 EUR Taggeld bekommen. Aber in Wirklichkeit - und davon bin ich überzeugt - sind sie nicht frei in ihrer Entscheidung, das zu tun, sondern werden oftmals auch gezwungen, das zu tun.

Ich sage: Wo liegt die Ursache für diesen politischen Wahnsinn, der sich in dieser Stadt abspielt? - Es gibt zum einen fremden- und asylrechtliche Bestimmungen, wobei es offensichtlich hier in Wien keine ausreichende Normierung dafür gibt, dass man, wenn man den Asylwerberstatus hat, nicht dem Gewerbe der Prostitution nachgehen darf. Das dürfte offensichtlich die Lücke sein, die man hier möglich gemacht hat oder die möglich ist. Es gibt im Wiener Prostitutionsgesetz Ausschlussgründe, wonach man nicht dieser Tätigkeit nachgehen darf, das wissen wir; die Ausschlussgründe sind: Minderjährigkeit, Entmündigung, gesundheitliche Bedenken. Aber offensichtlich ist es in Wien so - ich denke, das ist im österreichischen Bundesgebiet einmalig, das wird in den anderen Bundesländern nicht so gehandhabt, das dürfte eine einmalige Situation in Wien sein -, dass Asylwerberinnen sehr wohl diesem Gewerbe nachgehen dürfen. 

Ich sage das jetzt vielleicht auch ein bisschen provokant und zynisch, aber es macht auch ein bisschen den Eindruck, als würde die Gemeinde Wien hier den Zuhälter spielen, indem sie das möglich macht. (Abg Johann Driemer: Was? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich sage das auch ganz bewusst zynisch: Es macht den Eindruck, als würde man der organisierten Kriminalität in dieser Stadt ein weiteres Tor öffnen, neben dem Drogenmarkt, der heute schon in Wien vorhanden ist - wobei alle Mitarbeiter, alle Experten aus dem Innenministerium sagen: Der Drogenmarkt ist in dieser Stadt zu über 80 Prozent in schwarzafrikanischer Hand; das sagen die Experten aus dem Innenministerium -, und man jetzt hergeht und ein weiteres Feld aufmacht, wobei die Mitarbeiter der MA 15, die Mitarbeiter der Polizeidirektion entsetzt sind, dass tagtäglich angeblich 50 bis 70 neue Asylwerberinnen kommen sollen, um das zu beantragen, und in ganz Wien 1 500 Asylantinnen tätig sein sollen, nämlich dem Gewerbe nachzugehen, am Strich zu stehen. 

Das ist genau der Irrsinn ... (Abg Godwin Schuster: Wer sagt Ihnen das?) Das sagen die Mitarbeiter, das sagen die Behördenmitarbeiter, das sagen die betroffenen Damen, die in diesem Bereich letztlich auch in eine große Konfliktsituation geraten. (Zwischenruf des Abg Mag Christoph Chorherr.) Das ist wirklich etwas, worüber ich sage, diese Lücke, die man in Wien offensichtlich von den Verantwortlichen her seit längerer Zeit kennt - aber bewusst in Kauf nimmt, es offensichtlich auch bewusst weiterbetreibt und möglich macht -, ist für mich die Unglaublichkeit.

Wir haben heute Fakten auf dem Tisch liegen - und das wird uns noch weiter beschäftigen -, dass die Drogenmafia offensichtlich über Taxikonzessionen ganz gezielt mit Taxifahrern permanent in den Bereichen, in denen die Asylantinnen als Prostituierte tätig sind, unterwegs ist und dass nach jedem Kunden vor Ort das Geld sofort abkassiert wird. (Abg Godwin Schuster: Haben Sie einen Beleg?) Es gibt vielfach Zeugen, die sich auch bereit erklären werden, vor Gericht auszusagen. (Abg Godwin Schuster: Diese Vorwürfe habe ich alle ...!) Diese Vorwürfe liegen auf dem Tisch, und ich sage, das ist eine explosive Mischung, eine explosive Mischung der stärksten kriminellen Bedrohungsfelder, die in dieser Stadt vorhanden sind, auf die wir sofort reagieren müssen und sofort etwas ändern müssen.

Die Mitarbeiter sind es, die hier wirklich auch sagen, dass es zu Gewaltexzessen kommt, wobei untereinander Bedrohungen stattfinden, Terror stattfindet, es zu schweren Verletzungen kommt, zu Vertreibungsprozessen kommt - das ist all das, was wir im Auge haben müssen - und auch zu gesundheitlicher Gefährdung kommt, weil dieser Deckel auch weiterwandert an illegal in der Stadt befindliche Menschen. Das ist das, was viele Zeugenbeobachtungen auf den Weg mitgeben, wo es auch dazu kommt, dass es zu Niedrigstpreisen ohne Verhütung kommt, dass das ohne Verhütung angeboten wird und in Wirklichkeit davon auszugehen ist, dass wir vor einem wirklichen gesundheitspolitischen Problem stehen.

Ich sage, es ist eine Verantwortung, hier tätig zu werden. Es ist eine Verantwortung, hier tätig zu werden, wo man erleben muss, dass es im Rotlichtmilieu in Wien durch diese Handhabung, wie sie in dieser Stadt gelebt wird, auch zu einem Kriegszustand gekommen ist. Das muss man sehen, und das darf man nicht wegschieben. Da muss man Verantwortung leben, gegenüber diesem Aggressionsgrad, der vorhanden ist, dieser geballten organisierten Kriminalität, die ein neues Feld aufgemacht bekommen hat, wo sie arme Frauen, Asylwerberinnen unter Druck setzen und zwangsweise in diese Bereiche führen kann. Das spielt sich hier ab! Das muss man verhindern, und dem muss man so rasch wie möglich einen Riegel vorschieben. Das ist auch unser Ansatz, sodass wir heute diesen Dringlichen Antrag eingebracht haben.

Wir wollen, dass man die Augen nicht davor verschließt. Wir wollen, dass die landesgesetzliche Lage in diesem Bereich sofort nachjustiert wird, um dem einen Riegel vorzuschieben, um dort weitere Entwicklungen und Auswüchse zu verhindern. Das kann, glaube ich, nur im Interesse aller Beteiligten hier in diesem Haus sein, und das hat nichts damit zu tun, woher jemand kommt. Das hat mit organisierter Kriminalität zu tun, das hat mit Gesetzen zu tun, denen wir folgen sollten, das hat damit zu tun, dass wir gesundheitspolitische Verantwortung haben, das hat damit zu tun, dass wir auch vor allen Dingen Verantwortung für Asylwerberinnen haben, die in diesem Bereich in eine Zwangssituation geführt werden.

Deshalb hoffe ich, dass man nicht - wie es immer wieder reflexartig und sehr eindimensional auch in diesem Haus geschieht - anschließend hier herausgehen wird und schon wieder nur polemisch versuchen wird, das beiseite zu schieben und schon wieder ganz andere Gründe vorzuschieben, die wir hier angeblich haben, die wir aber sehr wohl nicht haben, weil ich ja gerade auch die Argumente geliefert habe, die uns heute dazu veranlasst haben, dieses Problem auf die Tagesordnung zu bringen und eine konkrete Veränderung zu ermöglichen.

Es ist in Wirklichkeit nicht mehr dazu zu sagen, als dass der Mädchenhandel und der Frauenhandel mit Asylwerberinnen in dieser Stadt raschest zu beenden ist und dass alle Stellen, auch der Bund, aufgefordert sind, die Unklarheiten oder die Rechtsauslegungen, die in den diversen Bereichen und Behörden vielleicht unterschiedlich sind, gemeinsam so schnell wie möglich zu lösen. Ich glaube, wir sollten jetzt ein Signal setzen, dass wir das nicht wollen und dass wir diese Situation wirklich in den Griff bekommen wollen.

Ich glaube auch, hier herzugehen und jetzt nur die Verantwortlichkeiten oder Verantwortungen abzuschieben, ist zu wenig. Die Verantwortlichkeiten liegen bei der Bundespolizeidirektion Wien, keine Frage, aber auch bei der Magistratsabteilung. Die Magistratsabteilung hätte unserer Meinung nach genauso die Verantwortung gehabt, spätestens bei der Gesundenuntersuchung, das zu hinterfragen, ob es auch wirklich der gesetzlichen Situation entspricht. Wir sagen, es entspricht ihr nicht. Vielleicht gibt es andere Rechtsauslegungen, das mag sein, aber dann sollten wir dafür Sorge tragen, dass es nicht zu falschen Rechtsauslegungen kommen kann, und das für die Zukunft auch sicherstellen. 

Der Mädchenhandel und die organisierte Kriminalität darf in dieser Chance nicht den Boden und den Humus aufbereitet bekommen. Wenn man erkennt, dass es Fehlentwicklungen und Lücken gibt, dann muss man diese schließen. Ich sage, der Herr Landeshauptmann und die regierende Partei in diesem Haus sind aufgefordert, hier auch zu handeln und das nicht wegzuwischen oder es wieder klein zu reden. Terror, Drohungen, Gewalt, schwere Verletzungen, Morddrohungen sind heute an der Tagesordnung!

Die Drogenmafia darf in dieser Stadt nicht die Chance haben, auch noch anderer Felder zu bedienen. Man muss ihr im Drogenbereich den Boden unter den Füßen wegziehen, aber man muss ihr gerade auch im Bereich der Zwangsprostitution, die sich in dieser Stadt abspielt, den Boden entziehen. Dazu fordern wir Sie heute auf, und wir hoffen, dass es auch die Einsicht und die Verantwortung in diesem Haus gibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrages hat sich Herr Abg Josef Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich darauf aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! 

Dieser Dringliche Antrag der FPÖ zur ausufernden illegalen Prostitution in Wien ist deshalb notwendig, weil sich die Wiener Bevölkerung eigentlich von der vor kurzem verabschiedeten Novelle zum Prostitutionsgesetz mehr erwartet hat und Abhilfe erwartet hat für Situationen, die in manchen Grätzeln und Gebieten schon so ausufern, dass dort wirklich Hilfeschreie an alle Fraktionen losgehen und dass sich die Bevölkerung zum Teil überlegt, ein Wohnviertel zu verlassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich denke, dass das eine Situation ist, in welcher der Wiener Gesetzgeber, der Landtag, nicht wegschauen darf, auch nicht, wie in vielen anderen Fällen, immer wieder nur an den Bund, an die Bundesregierung erinnert, sondern alles daransetzen müsste, dass wir in Wien dieses Problem in den Griff bekommen. Wir sollten es in den Griff bekommen, weil wir den Schutz von Frauen und von Jugendlichen ernst nehmen sollten und weil wir alles tun sollten, um hier Familien, Jugend, Kinder vor dieser Entwicklung zu schützen.

Wir sollten schauen, dass wir in unserer Verantwortung die legal tätigen Prostituierten, die sicherlich auch eine ganz wesentliche Rolle, eine wichtige Rolle in der Gesellschaft haben, vor einer Entwicklung schützen, wie sie in den letzten Monaten - eigentlich schon vor Jahren, nur eben schleichender - begonnen hat und jetzt in dieser Art und Weise zum Vorschein gekommen ist, mit Macht eingetreten ist, dass wir hier auch jene in Schutz nehmen und ihnen Hilfestellungen bieten, die, ob verschuldet oder unverschuldet, aus welchen Gründen immer, der Prostitution nachgehen, nachgehen müssen, die es aber freiwillig tun und nicht dazu gezwungen werden. Ich meine, dass wir auch diesen Personengruppen gegenüber eine Verantwortung haben.

Wenn wir uns die jüngste Entwicklung anschauen, dann fürchten wir auch, dass es massive Auswirkungen auf die Gesundheit unserer Bevölkerung hat. Denn das, was sich derzeit in Wien im Bereich der illegalen Prostitution abspielt, ist eine große Gefahr, nicht nur für jene, die Prostituierte aufsuchen, sondern natürlich auch im Hinblick auf die Ansteckung von Familien und legal tätigen Prostituierten.

Wenn man sich die Zahlen ein bisschen vor Augen führt, weiß man, dass in Wien 500 bis 600 legal tätige Prostituierte unterwegs sind und dass die illegale Tätigkeit von Prostituierten laut Schätzungen zwischen 6 000 und 10 000 liegt. Ich möchte nicht übertreiben, es ist schlimm genug, wenn es 6 000 sind. Illegale Prostituierte, das bedeutet Prostituierte, die sich keiner Kontrolluntersuchung unterziehen, Prostituierte, die in Verbotszonen unterwegs sind, Prostituierte, die oftmals gezwungen werden, hierher nach Österreich gebracht wurden mit dem Versprechen, dass sie als Bardamen, als Serviererinnen und sonst etwas tätig sind.

Wir als Landesgesetzgeber und als Stadt Wien schauen dann eigentlich zu, schütteln den Kopf, sagen: Ja, jetzt haben wir ohnehin eine Novelle zum Prostitutionsgesetz verabschiedet, es ist so, und verweisen auf die Polizei. Es ist nicht ausreichend, wenn wir hier zwischen Magistrat der Stadt Wien und Polizei den Pingpongball spielen. 

Ich habe Belege genug und kenne das wie jeder, der sich mit dieser Materie beschäftigt. Glauben Sie mir, ich mache das seit vielen Jahren, seit über einem Jahrzehnt, weil wir in der Leopoldstadt - und ich bin Leopoldstädter Mandatar - ein besonders gravierendes Problem im Stuwerviertel haben. Das habe nicht nur ich erkannt, das hat nicht nur die freiheitliche Fraktion erkannt, dazu gibt es auch Anfragen von sozialistischen Abgeordneten an sozialistische Innenminister, Löschnak zum Beispiel, wo das bestätigt wird. 

Da gibt es dann auch immer schöne, große Berichte wie in der "Kronen Zeitung" schon 1993: Alarmierende Studie, Kriminalität im Stuwerviertel explodiert, mit Foto des Innenministers, worin alles zugegeben wird. Sie sehen das, wenn Sie sich gewisse Aktionen anschauen, wenn die Polizei über massive Aufforderung der Bürger oder von Politikern wieder einmal tätig wird und eine Aktion startet. Lesen und hören Sie dann die Berichte darüber, was dort alles aufgefunden wurde!

Ich möchte Ihnen nur ein paar Zahlen nennen, dass Sie auch die Dramatik verstehen, weil das vielleicht nicht allen bekannt ist und man so wegschaut. In vier Monaten, von Juni bis September, gab es anhand einer Aktion im Stuwerviertel allein in einem Grätzel, in dem die Sicherheitsbeamten des Bezirkspolizeikommissariates un-terwegs waren, insgesamt 453 Prostituierte, die wegen Übertretung nach dem Geschlechtskrankheitengesetz, dem Wiener Prostitutionsgesetz und dem Aidsgesetz angezeigt wurden. In vier Monaten 453 Anzeigen wegen dieser Delikte, und wegen Missachtung des Suchtgiftgesetzes, das natürlich in der jüngsten Zeit, in den vergangenen Jahren eine immer bedeutendere Rolle in der Frage der illegalen Prostitution spielt!

Sie schütteln den Kopf, Herr Abg Schuster. Aber es ist schon so, dass sehr viele von der Prostitution zu den Drogen oder von den Drogen zur ... (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) Zustimmend genickt, danke! (Abg Godwin Schuster: Ich habe höhere Zahlen!) Bitte, was haben Sie, höhere? (Abg Godwin Schuster: Ich habe höhere Zahlen!) Höhere Zahlen für die vier Monate? (Abg Godwin Schuster: Für einen Monat!) 

Wenn Sie noch höhere Zahlen haben, dann bestätigen Sie das, was ich sage! Ich bin ja nicht derjenige, der immer als Übertreibender hingestellt werden möchte, der dann mit Zahlen operiert, die nicht stimmen. Das sind offizielle Daten, die vom Innenminister aufgrund einer Anfrage im Parlament an Herrn Parlamentspräsidenten Fischer gegeben wurden. Die Anfrage hatte damals ein SPÖ-Mandatar gestellt. Natürlich gibt es auch höhere Zahlen und noch dramatischere Zahlen, aber ich glaube, allein das zeigt schon, wie dramatisch diese Situation ist. Und sie hat sich nicht verbessert, bitte! Das ist eine Situation, die sich von Monat zu Monat verschlimmert.

Daher meine ich, es ist an der Zeit, etwas zu tun, sosehr wir auch alle mitgearbeitet haben an der Novelle zum Prostitutionsgesetz und dazu unsere Vorstellungen und Wünsche eingebracht haben. Sie sind nicht ganz erfüllt worden, sage ich wehmütig dazu, und vielleicht ist das nicht allein der Grund, warum es jetzt zu wenig ist. Aber nun müssen wir darüber nachdenken, wie wir Verbesserungen schaffen, für die Wohnbevölkerung, aber auch für die betroffenen Damen des horizontalen Gewerbes, die nicht illegal arbeiten, sondern die legal arbeiten.

Ich möchte Ihnen nun auch die zweite Zahl nennen: 134 Personen wurden festgenommen. Wenn man also sieht, um welche Personenanzahl es da geht, dann erkennt man schon ein bisschen, wie dramatisch in Wahrheit die Situation ist. 

Ich weiß schon, man kann nicht tägliche Kontrollen von der Polizei fordern, es kann auch die Polizei nicht täglich kontrollieren. Aber das große Problem ist, dass die Bundespolizeidirektion Wien - grundsätzlich ist ja der Magistrat für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und der Ordnung zuständig, übertragen an die Bundespolizeidirektion - dies vor langer Zeit gesagt hat, und jetzt hören wir es neuerlich: Es tut uns Leid, mit dem vorhandenen Instrumentarium des Wiener Prostitutionsgesetzes haben wir nicht das ausreichende Instrument, um der Situation wirklich Herr zu werden. 

Sie haben das schon viele Jahre vorher ... (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) Das sagt die Polizei. Natürlich, Sie haben ja gute Kontakte. Wahrscheinlich hat man es Ihnen nie gesagt, weil man Ihnen nicht zugetraut hat, dass sie hier Verbesserungen für die Bevölkerung erreichen wollen. (Heiterkeit des Abg Godwin Schuster.) Daher hat man vielleicht auch seitens der Polizei das an die Oppositionspolitiker herangebracht. 

Wenn Sie es nicht glauben, dann werde ich Ihnen hier vielleicht auch ein Brieferl des Herrn Innenministers - es ist ein sozialistischer Innenminister - vorlesen, die Beantwortung eines Schreibens von mir in meiner Funktion damals noch als Bezirksvorsteher-Stellvertreter in der Leopoldstadt, worin ein Bedauern zum Ausdruck kommt. Er sagt es nicht bedauernd, aber er stellt ganz einfach fest: "Das Wiener Prostitutionsgesetz sieht einen Primärarrest nicht vor" - gut, das ist eine Feststellung des Herrn Innenministers. (Abg Godwin Schuster: Welches Jahr war das?) Das war April 1995. Es sieht ja heute noch keinen Primärarrest vor, Herr Kollege Schuster, bedauerlicherweise!

Es gab dazu einen Initiativantrag - und da gibt es viele Initiativanträge, viele Anfragen, viele Anträge der Freiheitlichen hier im Landtag, im Gemeinderat und so weiter -, es gab einen Initiativantrag vom 29. Juni 1995 der freiheitlichen Fraktion hier im Landtag, worin genau das angesprochen wird, was der Herr Innenminister hier - in Klammer - bedauernd feststellt, dass es keinen Primärarrest bei Vergehen gegen das Prostitutionsgesetz gibt. Da haben wir in einem Initiativantrag klar gefordert, dass bei den Personen, die von der Ausübung der Prostitution auszuschließen sind, ein dritter Punkt aufgenommen wird. Es ging darum, dass wir gesagt haben: "Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen, es sei denn, sie hielten sich bereits seit zwei Jahren rechtmäßig in Österreich auf.“ Das wäre ein Kompromiss gewesen, mit dem man sagt: Man vermeidet den Prostitutionstourismus, den Tagestourismus, dass Leute kurz kommen ...

Was meinen Sie mit Zeichensprache? (Abg Marianne Klicka: Passt!) Passt, gut, Sie stimmen also zu! Warum haben Sie damals nicht zugestimmt? Meine Frage ist, wenn wir das heute ansprechen und Sie jetzt zustimmend nicken, dann könnten wir ja im nächsten Landtag einen gemeinsamen Antrag in der Richtung einbringen und versuchen, der Polizei doch noch ein bisschen mehr an Möglichkeiten zu geben, um damit die Situation, die wir ja alle bedauern - ich kann mir nicht vorstellen, dass die SPÖ-Fraktion mit der Situation, die derzeit herrscht, zufrieden ist -, zu verbessern im Sinne dessen, was wir gemeinsam wollen: Verbesserungen für die betroffenen Personen, und zwar alle betroffenen Personen.

Ich schließe aber Verbesserungen für jene Personen aus, die hier illegal der Prostitution nachgehen, die hier Kriminalität und organisierte Kriminalität betreiben, indem Sie Frauen und Mädchen ausnützen, sie hier hereinbringen. Das schließe ich aus! Da werden wir nicht mitgehen, werden wir nicht gemeinsam eine Linie finden, aber wir sollten versuchen, für die betroffene Wohnbevölkerung und für die betroffenen Prostituierten Lösungen zu finden, die es uns erlauben, in Zukunft auch der Wohnbevölkerung wieder in die Augen schauen zu können. Derzeit müssen wir uns genieren für die Zustände, die in Wien herrschen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Abg Schuster, weil Sie ja sicherlich in dem Bereich - und das unterstelle ich Ihnen jetzt positiv - auch froh wären, wenn wir hier bessere Maßnahmen finden: Es ist leider Gottes so, dass die SPÖ trotz vieler Versprechungen - Sie kennen die Entwicklung, wir haben sie hier auch schon debattiert, vor Wahlen und so weiter, an Wohnbevölkerung - bei der Novelle zum Prostitutionsgesetz letzten Endes umgefallen ist, weil ein ganz wesentlicher Punkt von uns drinnen war, nämlich die Forderung, eine Möglichkeit dafür zu schaffen, im Rahmen des Prostitutionsgesetzes auch gegen Freier vorzugehen. Sie haben das vor der Wahl versprochen, es gibt Dokumente und Aussagen genug - ich erspare es mir jetzt, weil ich nicht die Zeit habe, Ihnen die Zeitungsartikel vorzulesen -, Sie sind dann letzten Endes kurz vor Gesetzeswerdung umgefallen und haben eine ganz weiche Situation aufgenommen, nicht im Prostitutionsgesetzes, wo es hingehört, sondern im Wiener Sicherheitsgesetz.

Aber das ist nicht ausreichend. Denn dort, wo sich jemand belästigt fühlt, ist derjenige ja bisher auch schon, wenn es eine starke Belästigung war, in irgendeiner Form an die Polizei herangetreten. Nur wissen wir genau, wie wenig das in Wahrheit wirkt. Es wäre eine viel bessere Methode gewesen, diesen illegalen Straßenstrich - und um den geht es ja in erster Linie - in den Griff zu bekommen, wenn wir Möglichkeiten in der Prostitutionsgesetz-Novelle geschaffen hätten, wirklich auch gegen Freier vorzugehen, die stundenlang im Kreis fahren, die Jugendliche vor Schulen abwarten und ansprechen, die Kinder ins Auto locken wollen, die Hausfrauen am Weg vom Markt nach Hause belästigen. Das wäre eine Situation gewesen, in der Sie Nägel mit Köpfen gemacht hätten. Nur haben Sie darauf verzichtet, weil Ihnen andere Werte offensichtlich mehr wert waren. 

Sie haben ja auch die Kontakte. Wenn Sie hier meinen oder schon im Vorfeld die Äußerung gefallen ist, dass wir uns hier dieses Themas annehmen, weil es da plötzlich um Schwarzafrikaner geht, dann ist nicht das die Ursache, sondern es ist nur eine sichtbare Entwicklung, an der wir eines erkennen: Wenn wir jetzt nichts tun, dann kommen alle unter die Räder, nicht nur die Wohnbevölkerung, sondern auch jene, die hier anständig und ordentlich mit dem Thema umgehen.

Sie haben sicherlich bemerkt und auch die Zahlen gelesen, wie viele Anträge derzeit gestellt werden, wie viele Schwarzafrikaner, die sich im Asylrecht hier bei uns befinden, plötzlich ganz legal der Prostitution nachgehen. Das betrifft auch Wohnviertel wie das Stuwerviertel, sage ich Ihnen. Schauen Sie sich einmal an, wie viele Schwarzafrikaner Sie dort plötzlich auf der Straße sehen, untertags, in der Nacht, wann immer, und was sie eindeutig tun. Es gibt auch Berichte von wesentlichen, maßgeblichen Leuten, die im Bereich der Gesundheitsbehörde arbeiten oder im Bereich der Streetworker tätig sind, die das alles bestätigen können, die auch mit den betroffenen Damen reden, aber auch mit den Kunden reden, die versuchen, den Kunden klarzumachen, sie sollten besser nicht mehr in dieses Gebiet fahren und nicht mehr illegale Prostituierte ansprechen. Es ist also ein Problem, das nicht bestreitbar ist, und wir müssen eine Lösung finden. 

Jetzt frage ich Sie: Wie ist es denkbar, oder wie erklären Sie einer betroffenen Bewohnerin, einem betroffenen Bewohner, einer betroffenen Jugendlichen, dass es in Wien möglich ist, dass illegal im Land Aufhältige - und jetzt rede ich nicht von den Asylanten, dafür müssen wir noch eine Lösung finden -, aber es gibt auch eine Reihe von illegal im Land Befindlichen, wo die Bundespolizeidirektion die Bestätigung ausstellt, die man braucht, damit man später die Untersuchungskarte bekommt, weil die MA 15, die Behörde, den legalen Aufenthalt nicht prüft ... (Abg Godwin Schuster: Da war das ein Irrtum!) 

Das ist kein Irrtum. (Abg Godwin Schuster: Totaler Irrtum!) Sie sagen, es ist ein Irrtum. Auch dafür gibt es ja Belege und Bedauern seitens hoher Persönlichkeiten. (Abg Godwin Schuster: Bitte! Das wäre interessant!) Ich weiß schon, der frühere Gesundheitsstadtrat Rieder hat, als er damals dafür zuständig war, auch geschrieben, er geht davon aus, dass jemand, der zur Polizei geht, um die Bestätigung zu bekommen, damit er dann bei der MA 15 die Kontrollkarte bekommt, von der Polizei so eine Bestätigung nicht bekommt. Wir haben jedenfalls eindeutige Hinweise, dass hier auch illegal im Land Befindliche offiziell zu dieser Kontrollkarte kommen. Wenn Sie sagen, dass das nicht stimmt, werden wir Ihnen dafür auch noch Belege vorlegen.

Ich glaube nur, man muss irgendwann die Situation erkennen, wie sie ist, wenn ich auf der einen Seite mit Gesetzesbestimmungen so lax umgehe, wegschaue und mich dann auf die Polizei herausrede. Das ist Kollegin Wehsely, die ich sonst sehr schätze, und ich hoffe, dass sie dann in der Funktion als Stadträtin das Thema vielleicht ein bisschen ernster nimmt, als sie das in der Vergangenheit getan hat, weil sie gemeint hat, das ist ein Wahlkampf-Gag, die Freiheitlichen machen schon wieder einen Wirbel wegen der Prostitution - vor einem Jahr noch, kurz vor Gesetzeswerdung der Novelle. Das verstehe ich nicht! 

Denn die Hilflosigkeit der SPÖ in dieser Frage, Herr Abg Schuster, hat sich nicht nur bei einer sehr lax ausformulierten Gesetzesnovelle zum Prostitutionsgesetz bewiesen, sondern auch in der Haltung, dass wir seit 10°Jahren dem Versprechen der SPÖ nachlaufen, hier Verbesserungen herbeizuführen. Die Hilflosigkeit - Herr Kollege Schuster, das werden Sie jetzt vielleicht nicht gerne hören, aber es ist so - ist Ihr Justizsprecher im Parlament! (Heiterkeit des Abg Godwin Schuster.) Das ist nicht einer, der sich im Justizbereich nicht auskennt, Ihr Herr Dr Jarolim. Sie kennen seine Aussagen - ja, jetzt wollen Sie mich unterbrechen, weil meine Zeit gleich aus ist, damit ich diese peinliche Aussage nicht mehr zitieren kann. (Abg Godwin Schuster: Nein, gar nicht!) Ich sage es trotzdem noch. (Abg Godwin Schuster: Ja, bitte!) 

Ihr Justizsprecher Dr Jarolim hat im Parlament zur ernsten Frage der Situation von illegaler Prostitution in Wien und insbesondere zum Stuwerviertel - denn dazu hat er sich auch als Leopoldstädter Mandatar geäußert - keine andere Idee - das verkauft er aber dann in den Medien und im Internet, und das gibt es dokumentiert auch in Zeitungen -, als zu sagen, er hat eine Initiative Stuwerviertel mit Unterstützung des Herrn Bezirksvorstehers oder der Bezirksvertretung gegründet, die einen neuen Anlauf zur Lösung des Problems gestartet hat. Einen neuen Anlauf - das war im Oktober 2001!

Er schreibt noch erwartungsvoll dazu: "mit innovativen Überlegungen". Wissen Sie, was die innovative Überlegung war? - Er hat nicht daran gedacht zu sagen, ändern wir die Gesetze, verschärfen wir die Gesetze, geben wir den ausstiegswilligen Prostituierten mehr Möglichkeiten, wieder in einer normalen Gesellschaft unterzukommen, schauen wir, dass wir illegale Prostitution und Menschenhandel zurückdrängen. Das alles hätte er als Justizsprecher sagen können. Nein, er hat die "innovative" Idee gehabt, eine Petition an den Lhptm Pröll zu richten, wonach Herr Lhptm Pröll Folgendes veranlassen soll: Er solle mit seinen Niederösterreichern auf seine Niederösterreicher einwirken, von der Belästigung der Bevölkerung im Stuwerviertel abzulassen. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn das Ihre Politik ist, Ihre Maßnahmen zur Bekämpfung illegaler Prostitution und zur Sicherung der Gesundheit von Wienerinnen, Wienern und Betroffenen hier in diesem Bundesland sind, und wenn das Ihr Justizsprecher im Parlament sagt, dann ist das der Beweis, dass Sie zu dieser Problematik völlig versagt haben und endlich Maßnahmen ergreifen sollten. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es fällt mir schwer, nach meinen zwei Vorrednern die Debatte über dieses sensible Thema möglichst emotionslos und sachlich zu führen. Ich werde trotzdem versuchen, auf dem Boden der Tatsachen und nicht auf dem Boden pauschaler Verunglimpfungen zu bleiben. (StRin Karin Landauer: So wie wir!)
Die Wiener GRÜNEN werden den Dringlichen Antrag der FPÖ selbstverständlich ablehnen, nicht nur deshalb, weil er sich unserer Meinung nach an einen falschen Adressaten richtet. Der Antrag ist das Ergebnis einer völlig verfehlten Integrations- und Asylpolitik der Bundesregierung, und auch an diese ist er zu richten. (Heiterkeit der Abg Mag Heidemarie Unterreiner.) Der Antrag spricht ja vor allem davon, was bundesgesetzlich alles getan werden muss. Noch ist die FPÖ in der Bundesregierung vertreten - ich betone: Noch! (Abg Kurth-Bodo Blind: Für was sind denn Sie?) -, und ich freue mich darauf und hoffe sehr, dass sie das nicht mehr lange sein wird und dass sie immer weniger Einfluss sowohl im Bund als auch in Wien hat. Das kann dieser Stadt nur gut tun. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. - Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Wozu sind wir hier? Wozu sitzen wir hier?)
Ich möchte mich auch verwahren gegen die Pauschalierungen und gegen den Rassismus, den Sie, Herr GR Strache und Herr GR Wagner, in Ihrer Sprache sowohl im Text als auch in Ihren Reden angewandt haben. Es ist ziemlich ungeheuerlich, was hier alles an Hetze gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen in Wien vorgetragen wurde. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Das stimmt ja gar nicht! - Zwischenruf des Abg Heinz-Christian Strache.) Pauschale Kriminalisierung von Sexarbeiterinnen, Asylbewerberinnen, die Sie zum Teil immer noch Asylantinnen nennen - wirklich eine Beschimpfung (Abg Heinz-Christian Strache: Sie unterstützen offensichtlich Mafia! Die organisierte Kriminalität ist Ihnen ein Anliegen!), wird als Beschimpfung wahrgenommen -, pauschale Kriminalisierung von SchwarzafrikanerInnen, die Gleichsetzung in einem Satz von SchwarzafrikanerInnen mit Drogen, mit Sexarbeit, mit Kriminalität (Abg Heinz-Christian Strache: Die organisierte Kriminalität schützen Sie! Das ist die Politik der GRÜNEN! Das ist traurig!), das ist gelebter sprachlicher Rassismus im Text Ihres Antrags und in Ihren Reden. (Abg Heinz-Christian Strache: Sie unterstützen die organisierte Kriminalität in dieser Stadt! Das ist der eigentliche Rassismus! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Wir weisen das zurück. Es zeigt, dass es Ihnen keineswegs um eine sachliche Diskussion über die Bekämpfung der organisierten Kriminalität geht, auch nicht um faire Regelungen für Sexarbeiterinnen, sondern um pauschale Diffamierungen und eine Hetze auch gegen Frauen. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Bin schon neugierig auf Ihre Lösung!)
Denn ich will Ihnen schon etwas sagen, Herr Abg Strache. Wenn ich von Ihnen hier "Frauenpolitik" höre, dann ist das ja leider nicht lachhaft, weil mir nicht zum Lachen ist. (Abg Heinz-Christian Strache: Frauen haben für Sie offensichtlich keinen Wert!) Denn eine Partei, deren Landeshauptmann öffentlich die neue Justizministerin "Boxenluder" nennen darf, hat jeglichen Anspruch, über Frauenpolitik zu reden, vollkommen verloren. (Abg Heinz-Christian Strache: Wo haben Frauen für Sie einen Wert? Dort, wo Frauen Ihre Hilfe brauchen, versagen Sie!) Das ist eine Schande, und dass Sie nicht rot werden - nein, "rot" ist der falsche Ausdruck -, wenn Sie das hier vertreten, ist ungeheuerlich! (Abg Heinz-Christian Strache: Was ist die Schande? Ihre Schande ist, dass Sie die Frauen dieser Stadt im Stich lassen! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Ich komme jetzt auf den Boden der Tatsachen zurück und möchte sachlich in die Diskussion einsteigen (Abg Dr Herbert Madejski: Wo waren Sie bis jetzt?), damit beginnend, dass wir GRÜNE selbstverständlich keine rechtlich ungeklärte Situation in Wien sehen. Wir sehen eine rechtlich geklärte Situation. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist absurd!) Selbstverständlich - das hat auch die Bundespolizeidirektion richtigerweise festgestellt - dürfen Asylwerberinnen der Tätigkeit der Sexarbeit nachgehen. Selbstverständlich - und das ist kein Skandal, bitte, sondern das ist geltendes Recht und gut so - sollen sich Sexarbeiterinnen melden und Gesundheitskontrollen vornehmen. 

Es wäre vollkommen absurd, verbieten zu wollen, dass Asylwerberinnen Sexarbeit nachgehen. Wir schieben doch dadurch die Frauen noch weiter in die Illegalität. Wir lösen so gerade das Problem nicht, das Sie ansprechen. Weder das gesundheitspolitische Problem noch das Sicherheitsproblem, bitte, lösen wir damit, indem wir weiter kriminalisieren, abschieben, wegschieben, ja nicht anschauen. Glauben Sie denn, dass diese Frauen dann nicht der Sexarbeit nachgehen? Wie naiv! (Abg Heinz-Christian Strache: Zahlt Ihnen jemand was, dass Sie das sagen?) Was setze ich mich mit Ihnen da überhaupt auseinander, das ist ja lachhaft! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Heinz-Christian Strache: Zahlt Ihnen jemand was?)
Wir wollen, dass sich möglichst viele Sexarbeiterinnen melden und registrieren. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Die werden ja ausgebeutet!) Wir würden uns zwar andere Umstände wünschen, wir haben das ja schon eingehend im Zuge der Novellierung des Prostitutionsgesetzes diskutiert. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Haben Sie mit denen gesprochen? Kennen Sie das Problem?) Wir hätten uns allerdings andere Umstände gewünscht, nämlich dass sich Sexarbeiterinnen nicht bei der Polizei melden müssen, sondern, wie zum Beispiel die Stadt Salzburg es vornimmt, bei Beamten und Beamtinnen beim Magistrat, um nicht von vornherein kriminalisiert zu werden. Wir würden uns auch erleichterte Bedingungen für die Gesundheitskontrolle wünschen. Aber, noch einmal: Auch wir haben das Interesse, möglichst viele Sexarbeiterinnen aus der Illegalität zu holen und sie nicht in eine rechtliche Grauzone - wo sie jetzt nicht sind, bitte! - abzuschieben.

Was Sie fordern, nämlich dass Asylwerberinnen keiner Tätigkeit nachgehen sollen, der Sexarbeit nicht nachgehen sollen, ist auch integrationspolitischer und asylpolitischer Humbug. Aber das brauche ich hier gar nicht näher zu erläutern. (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist eine tolle Karriereentwicklung! Sie fördern, dass Frauen gezwungen werden, Prostitutionsarbeit zu leisten!) Wir haben ja von der Freiheitlichen Partei nichts anderes erwartet. (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist ja frauenfeindlich! Das ist ja frauenfeindlichst, was Sie hier tun!) Den Arbeitsmarkt für Asylwerberinnen zu sperren und gleichzeitig zu verhindern, dass Asylwerberinnen arbeiten dürfen, ist absolut der falsche Weg, die falsche Politik. 

Wir GRÜNE kämpfen dafür - seit Jahren als einzige Partei, die das fordert -, dass jeder und jede, die in diesem Land Aufenthalt hat, legal Aufenthalt hat, auch arbeiten darf, auch einer Tätigkeit nachgehen darf, einer Beschäftigung, einer selbstständigen oder unselbstständigen Beschäftigung oder der Beschäftigung als Sexarbeiterin. Wir würden uns ja wünschen, dass Sexarbeit - wie in vielen anderen Ländern Europas - endlich als Arbeit und Gewerbe anerkannt wird, damit eben die Frauen, die in der Sexarbeit tätig sind, hier auch Arbeits- und Sozialrechte haben und hier nicht illegal Tätigkeiten verrichten müssen, die kein erfreuliches Phänomen sind. Natürlich ist Sexarbeit - das will ich an dieser Stelle auch betonen - kein erfreuliches Phänomen. Aber zu glauben, man kommt hier mit Verboten weiter, ist wohl Schwachsinn. Entschuldigen Sie, ich muss das wirklich sagen: Das ist sowohl frauenpolitischer als auch integrationspolitischer Schwachsinn.

Wir GRÜNE kämpfen dafür, dass alle Menschen, die hier leben, auch arbeiten dürfen. (Abg Heinz-Christian Strache: Auch gezwungen werden können!) Für uns beginnt Integrationspolitik nicht erst mit dem Abschluss des Asylverfahrens, sondern schon bei der Einreise. Wir sind dafür, dass Asylbewerberinnen schon innerhalb des laufenden Asylverfahrens einer sinnvollen Tätigkeit nachgehen können. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Was ist da sinnvoll?) Nur so ist ein menschenwürdiges Dasein, auch ein selbstbestimmtes Dasein möglich. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Was Sie da reden!) 

Wir wollen auch nicht, dass, wie soll ich sagen, selbsterhaltungswillige und selbsterhaltungsfähige Menschen - ich sage das jetzt auch an die Adresse der Sozialdemokratie, die sich bei diesem Thema immer schwer getan hat (Abg Heinz-Christian Strache: ... von der organisierten Kriminalität das Geld gleich abgenommen wird! Das ist für Sie ...!), und ich freue mich über den Sinneswandel der Gewerkschaft vor kurzem in dieser Frage, die jetzt auch auf den Kurs eingeschwenkt ist, endlich zu erkennen, dass Asylwerberinnen einer Beschäftigung nachgehen sollen. Seit 1. Mai 2004 ist das eigentlich rechtlich möglich, das AusländerInnenbeschäftigungsgesetz wurde geändert, AsylwerberInnen dürfen einer Beschäftigung nachgehen. Allerdings wurde dies leider sofort wieder abgeändert durch einen Erlass von Wirtschafts- und Arbeitsminister Bartenstein, der diese Möglichkeit auf Ernte- und Saisonarbeiter und ‑arbeiterinnen einschränkt. Wir begrüßen, dass es im Bundesrecht jetzt prinzipiell die Möglichkeit gibt, dass Asylbewerberinnen arbeiten dürfen, und möchten dieses Recht natürlich weitestgehend ausweiten. 

Noch ein Satz dazu, warum ich glaube, dass es Ihnen überhaupt nicht um die Bekämpfung der so genannten organisierten Kriminalität geht. (Abg Heinz-Christian Strache: Ihnen! Ihnen! Sie haben ja das Wort für die organisierte Kriminalität geführt!) Alles, was Sie heute an Tatbeständen angesprochen haben, ist bereits und längst - ob ausreichend oder nicht, das lässt sich diskutieren - im Strafgesetzbuch geregelt. Sowohl Zuhälterei ist geregelt als auch Menschenhandel, Frauenhandel, Förderung von Prostitution - es ist alles geregelt (Ruf bei der FPÖ: Ist eh alles bestens!), es stehen zum Teil Freiheitsstrafen bis zu 10°Jahren an. 

Jetzt kann man darüber diskutieren, ob diese Strafen hoch genug sind oder nicht. Ich nehme an, Sie gehören einer Partei an, die da gerne die Strafen im Sinn von Law and Order möglichst hoch haben will, möglichst hinaufsetzen will. (Abg Kurth-Bodo Blind: Wie man sich irren kann!) Wir wissen aber auch, dass das Problem durch hohe Strafen nicht gelöst wird. Das Problem sind nicht die Strafen, sondern das Problem ist das, dass in der Praxis die Strafen eigentlich nie bis zum Höchstmaß ausgeschöpft werden, weil gerade bei Prostitution und bei Frauen- und Menschenhandel die Beweisführung oft eine sehr schwierige ist. Ich sage Ihnen, warum die Beweisführung eine schwierige ist: Weil es kaum einen Opferschutz gibt, weil es kaum einen Schutz gibt für jene Frauen, die aussagen wollen gegen Menschenhändler, gegen Zuhälter. Da sollte man eigentlich ansetzen. 

Ich würde mir wünschen (Abg Heinz-Christian 
Strache: Dass Sie als GRÜNE ...!), dass wir, wenn wir von Bekämpfung der organisierten Kriminalität sprechen, doch auch den Opferschutz endlich verbessern. Das sind langjährige Forderungen auch der NGOs, die in diesem Bereich arbeiten. Davon habe ich heute von Ihnen leider nichts gehört, was wieder einmal zeigt, dass es Ihnen darum gar nicht geht. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Günther Barnet: Es waren ja auch noch nicht alle von uns dran!)
Wir GRÜNE sehen auch Handlungsbedarf bei der Sexarbeit, aber natürlich einen vollkommen anderen als die Freiheitlichen. Wir sehen Handlungsbedarf zur Verbesserung der Lage der Sexarbeiter und Sexarbeiterinnen. Deshalb bringen wir auch einen Antrag ein betreffend Ausbau niederschwelliger Beratungseinrichtungen für Frauen und Männer in der Sexarbeit. 

Sie wissen, die Zahl der Sexarbeiter und Sexarbeiterinnen ist in den letzten Jahren sprunghaft angestiegen, aber der Ausbau der niederschwelligen Beratungseinrichtungen hat nicht mit diesem Anstieg der Sexarbeiterinnen Schritt gehalten. Wir sehen aber, dass jene Beratungseinrichtungen, die es gibt - beispielsweise die Beratungseinrichtung Sila im 15. Bezirk, aber auch viele andere - sehr erfolgreich arbeiten und sehr wichtig sind für Beratung und Betreuung, für die Hilfestellung der Frauen in Not in dieser Stadt.

Wir stellen daher den Beschlussantrag:

"Der Landtag wolle beschließen: Das zuständige Mitglied der Landsregierung, die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, möge für den Ausbau niederschwelliger Beratungs- und Betreuungsangebote für Frauen und Männer in der Sexarbeit sorgen. Des Weiteren sollen Maßnahmen ergriffen werden, die Frauen unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem Aufenthaltsstatus in ihrer Unabhängigkeit und Würde stärken und die einen umfassenden Schutz vor Ausbeutung bieten sowie die Rechte von Opfern von organisierter Kriminalität stärken. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales." (Beifall bei den GRÜNEN.)

Lassen sie mich noch ein Letztes sagen, und zwar, dass ich mit Bedauern zur Kenntnis nehme, dass es im Bereich der Sexarbeit jetzt doch, zumindest auf Bezirksebene, eine rot-blaue Allianz zu geben scheint. Ich finde das sehr bedauerlich, gerade in der Frage. (Abg Günther Barnet: Schon wieder! Aber ohne Geschäft!) Im 15. Wie-ner Gemeindebezirk wurde am 17. Juni auf Druck der Freiheitlichen Partei einem Antrag zugestimmt, der folgendermaßen lautet. (StRin Karin Landauer: Gott sei Dank!) Ich lasse den Anfang weg, aber der wichtigste Satz lautet: "Die Mitglieder der Bezirksvertretung bekennen sich dazu, dass die Interessen der Wohnbevölkerung gegenüber jenen der Prostituierten Vorrang haben." (StRin Karin Landauer: Gott sei Dank!)
Was das heißt, sehen wir in der Praxis, nämlich Verbotszonen, Illegalisierungen und zum Teil weiterer Abbau der Beratungseinrichtungen für Frauen. (Abg Heinz-Christian Strache: Schutz der Bevölkerung, das ist wirklich was Schlechtes! Das ist wirklich was Schlechtes, die Bevölkerung zu schützen!) Denn auch das Weiterbestehen von Sila ist leider keineswegs gesichert. Ich nehme das mit Bedauern zur Kenntnis. (Abg Heinz-Christian Strache: So was Frauenfeindliches und Bevölkerungsfeindliches habe ich überhaupt noch nicht erlebt!) Vielleicht möchten auch Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, heute dazu Stellung nehmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen sie mich grundsätzlich sagen, dass wir seitens der Volkspartei gegen jede Art illegaler Tätigkeit sind und dass wir auch der Meinung sind, dass die Bevölkerung optimal und mit allen vorhandenen Mitteln gegen illegale Tätigkeit geschützt werden muss. (Beifall bei der ÖVP.) 

In diesem Sinne sind wir auch - und das muss ich einmal klar und deutlich sagen - für Law and Order und verwahren uns dagegen, dass dieser Begriff ständig in den Schmutz gezogen wird. Denn das Gegenteil davon heißt ja Illegalität und Unordnung. Wenn jemand ununterbrochen versucht, Law and Order in seinem ordentlichen sprachlichen, semantischen Inhalt in den Schmutz zu ziehen, dann muss er dahinter irgendeine Absicht haben, die wir auf gar keinen Fall begrüßen können. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Wir werden dem Dringlichen Antrag der Freiheitlichen Partei nicht beitreten (Abg Günther Barnet: Oje!), und ich begründe das auch gleich wie folgt. (Abg Heinz-Christian Strache: Das sind schon wieder Wermutstropfen: Ja, aber! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Der Wahrheitsgehalt der Begründung dieses Antrages ist für uns nicht nachvollziehbar, weder die Anzahl der genannten legal tätigen schwarzafrikanischen Prostituierten, die in Ihrem Antrag angeführt ist, nämlich 1 500, noch die gesetzliche Lücke - ich nehme an, darüber werden wir noch etwas von Ihnen hören; wir glauben, dass die Gesetze zurzeit keine Lücke in dieser Art und Weise aufweisen - noch die Vermengung von illegaler und legaler Ausübung der Prostitution, die hier ständig vorgenommen wird, um eigentlich einen Tatbestand zu schaffen, der so nicht gegeben ist. 

Wir wollen daher auch dem ersten Absatz ihres Antrages nicht zustimmen, den Herrn Bürgermeister zu beauftragen (Abg Kurth-Bodo Blind: Landeshauptmann!) - Landeshauptmann - mit Verhandlungen um den korrekten Vollzug durch die Bundesbehörden. Wir sind der Auffassung, dass die Bundesbehörden den Vollzug korrekt machen (Beifall bei der ÖVP.), insbesondere das Innenministerium (Abg Heinz-Christian Strache: Leider nicht!), sowohl was die illegale Prostitution als auch was den Drogenhandel betrifft. (Abg Heinz-Christian Strache: Da gibt es ein Zusammenspiel!) Die 2 000 aufgegriffenen Drogendealer des letzten Jahres sollten eigentlich Beweis genug dafür sein, wie ernst es die Bundespolizei mit der Bekämpfung der Illegalität auf diesem Gebiet meint. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wollen dem zweiten Absatz ihres Antrages ebenfalls nicht beitreten, in dem nebulos die Aufforderung an sich zuständig fühlende Mitglieder der Landesregierung formuliert wird, sich ... (Abg Günther Barnet: Nein, an die zuständigen! Weil es mehrere sind!) An die zuständigen, aha - aber offensichtlich ist Ihnen nicht ganz klar, wer das in dem Fall ist. (Abg Günther Barnet: Mehrere!) Also an die sich zuständig fühlenden Mitglieder der Landesregierung - denn wenn wir einem Antrag dieser Art beitreten, dann hat er aus meiner Sicht und aus unserer Sicht einen klaren Auftrag zu haben, und er hat auch zu beinhalten, was Sie wirklich wollen. Das geht daraus nicht hervor, sie sollen sozusagen irgendwie tätig werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von den Freiheitlichen! Ich hätte mir erhofft, dass Sie, wenn es um die Bundespolizeidirektion Wien geht, wenn es um das Innenministerium geht, wenn es um das Ressort eines Koalitionspartners geht, mit uns davor gesprochen hätten und dass Sie hier nicht diese Art und Weise der Vorgangsweise gewählt hätten, die wir absolut ablehnen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Günther Barnet: Wir nehmen uns nur ein Vorbild an der ÖVP! Die redet mit uns auch nicht!)
Lassen sie mich daher am Ende noch einmal Folgendes sagen: (Abg Günther Barnet: Derweil sind wir noch nicht der vierte Bund der ÖVP! Das werden wir auch nicht werden!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, grundsätzlich ist die ÖVP gegen jede Art illegaler Tätigkeit! (Abg Günther Barnet: Oder auch nicht der fünfte Zwerg!) Ich kehre damit zum Beginn meiner Rede zurück: Grundsätzlich sind wir der Meinung, dass die Bevölkerung optimal und mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln geschützt werden muss. - Leider bleibt jetzt Ihr Applaus aus, der am Anfang da war.

Wir sind dafür, dass Law and Order wieder Begriffe sind, die wir aufrechterhalten, und wir lehnen Ihren Antrag aus diesem Grunde ab, denn er wird weder Law noch Order dienen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Weil er nicht von euch ist!) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Schuster. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Landauer, Sie brauchen keine Sorgen zu haben. Es wird nichts Unredliches passieren, weil ich meine, dass die Art und Weise, wie man ein derartiges Thema in die Öffentlichkeit trägt, unredlich genug ist. (StRin Karin Landauer: Sie brauchen gar nichts zu tragen!) Daher meine ich, dass wir zumindest hier in diesem Haus in einer Form diskutieren sollen, die dieser Form von öffentlicher Darstellung wirklich etwas zuwiderläuft. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Sie müssen die ÖVP fragen ...! - Abg Günther Barnet: Zu dieser Form würde auch gehören, dass irgendeine Art von Regierungsmitglied sich da verantwortlich fühlt! Das fehlt aber! Nicht, dass sie einem wirklich abgehen ...!) 

Günther Barnet, du kommst ja sofort nach mir dran. Du kannst all das sagen, was du willst. (Abg Günther Barnet: Ich mache einmal jene Zwischenrufe, die sonst von der SPÖ hier kommen!) 

Das Thema ist mir ja bekannt. Ich bin vor einigen Wochen damit konfrontiert worden - was offensichtlich auch Auslöser bei der FPÖ war -, dass es in manchen Teilen dieser Stadt ein verstärktes Auftreten von aus Afrika kommenden Frauen gibt, die der Prostitution nachgehen. Das hat mich dazu veranlasst, dass ich mich natürlich bei all den Stellen, die hiefür wirklich kompetent sind, erkundigt habe und versucht habe, dem nachzugehen, was die Ursache ist. Da sehen Sie, wo zwischen uns beiden im Großen und Ganzen der Unterschied ist. Ich habe versucht, mich wirklich in die Materie hineinzuknien und Lösungen zu finden, die menschenwürdig sind. Sie haben Menschen verwendet, um in der Öffentlichkeit Politik zu machen, und zwar in polemischster Art, ohne sich mit der Materie tatsächlich auseinander zu setzen. (Abg Günther Barnet: Na geh!) 

Und zwar aus folgendem Grund: Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, ich habe es ja in einer Presseaussendung geschrieben und habe dann auch die Journalisten, die mich gefragt haben, gebeten: Bitte, spielen wir es nicht so hoch! Kollege Strache möchte es hochspielen (Abg Heinz-Christian Strache: Da ist nichts hochgespielt!), denn immer dann, wenn die FPÖ andere Themen nicht hat und wenn ihre Meinungsumfragen am Boden sind - und ich wünsche Ihnen, dass sie am Boden bleiben (Abg Heinz-Christian Strache: Das schaffen wir schon! Wünschen Sie es sich!) -, kommen Sie mit Menschenhatz in die Öffentlichkeit. Das ist es, was wirklich das Miese an Ihrer Politik ist! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg Heinz-Christian Strache: Das ist genau der Reflex!)
Daher sage ich Ihnen, wir hatten, glaube ich, vor mehr als sieben Jahren - ich kann mich noch erinnern, weil StR Hatzl damals im Bereich seines Ressorts für diese Thematik zuständig war - einen Arbeitskreis gehabt, und wir hatten damals Konsens erzielt. Konsens wurde auch mit den Vertretern der FPÖ erzielt; ich kann mich an zwei namentlich erinnern und möchte sie auch hier nennen, weil es nichts Schlechtes ist. Nämlich der Kollege Herzog und der Kollege GÜNTHER waren in diesem Arbeitskreis, in dem wir alle gesagt haben: Die Volksgesundheit ist uns so wichtig, dass sie über allem steht, und daher ersuchen wir, die MA 15, jede Person, die, egal ob legal oder illegal, der Prostitution nachgeht, sich auch der Einrichtung zu bedienen, nämlich der MA 15 (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Damals war auch die Diskussion, das weiterzuleiten an die Fremdenpolizei! Das hat es nicht mehr gegeben!) - nein, nein -, sich auch der MA 15 zu bedienen, damit hier optimale Gesundheitsvorsorge getroffen wird. 

Lieber Kollege GÜNTHER, wenn eine Illegale ersucht wird, auch im Interesse der Volksgesundheit die MA 15 zu kontaktieren (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist nichts Schlechtes!), regelmäßig zur Untersuchung zu gehen: Was glaubst du, wie lange die, wenn man es sofort der Polizei meldet, dann noch hingeht? Wer, glaubt ihr, würde dann dort hingehen? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich sage hier, weil ich mir diese Zahlen geholt habe, es ist wichtig gewesen, dass wir es damals so gemacht haben. (StRin Karin Landauer: ... keine Sexarbeiterinnen!) Da sieht man auch diesen Anstieg. Ich bringe jetzt einige Zahlen, damit dieses Zahlengerüst, das in dem Antrag in der Begründung steht, etwas relativiert wird.

Bei der MA 15 waren im Jahr°2000 1 581 Personen, die sich untersuchen ließen, in einer Regelmäßigkeit untersuchen ließen. Jetzt mache ich ein wenig einen Zwischenstopp, weil das heurige Jahr noch nicht so weit fortgeschritten ist. Im Jahr 2003 waren es 2 550 Perso-nen, die sich regelmäßig untersuchen ließen. (Abg Heinz-Christian Strache: Asylantinnen, die gleich nach Ankunft auf dem Strich landen! Weil sie von der organisierten Kriminalität dazu gezwungen werden!) 2 550 Per-sonen - ich rede von den Prostituierten. 

Es waren im Jahr 2000 insgesamt 96 300 Einzel-
untersuchungen, das heißt Personen, die sich dort 
regelmäßig untersuchen ließen. Das kann man dann genau durchrechnen. Im Jahr 2003 waren es bereits 114 800 Einzeluntersuchungen in einem Jahr. Das heißt, hier ist ein rasantes Ansteigen feststellbar. Ich sage dazu, ich bin nicht unglücklich darüber, weil immer mehr Menschen auch auf die Gesundheit insgesamt achten. Ich begrüße das, weil das damals auch unsere Intention war.

Gleichzeitig wurden der MA 15 Personen vorgestellt, nämlich von der Polizei vorgeladen: Die so genannten illegal Aufgegriffenen, bei denen es in der Tat eine enorme Steigerung gab. Im Jahr 2000 waren es 530 - ich runde jetzt jeweils auf oder ab -, und im Jahr 2003 waren es bereits 1 283. Und zum Kollegen Wagner diese Zahl: Allein im Juni waren es 274 - damit wir diese Zahlen halbwegs richtig haben. 

Zweite Aussage zur Begründung: Sie sprechen in Ihrem Antrag von 1 500 Personen. Wissen Sie, wie viele Asylwerber in der Tat - aufgrund einer Mitteilung der Polizeidirektion - der Prostitution nachgehen? Hier wird nicht unterschieden zwischen Herkunftsländern, sondern insgesamt: 99! (Abg Heinz-Christian Strache: Da sind aber die Behördeninformanten von völlig anderen Zahlen beseelt!) Auf das Gewirr in Ihrem Gedankenkonstrukt möchte ich nicht eingehen. 99, nicht 1 500! (Abg Heinz-Christian Strache: Schauen Sie im Deckel, 50 bis 70 Damen täglich! Da müssen Sie hinschauen auf den Deutschmeisterplatz!)
Es wird auch berichtet, dass es im 15. Bezirk 80 Per-sonen gibt, die der Prostitution nachgehen und namentlich erfasst sind. Das heißt nicht, dass sie regelmäßig dort sind (Zwischenruf des Abg Heinz-Christian Strache), aber im Bereich der Grenzgasse sind 80 namentlich erfasst, die einen Deckel haben und dort eben der Prostitution nachgehen. - Das wollte ich zu Ihrem Zahlengerüst sagen. 

Was mich persönlich aber noch mehr verärgert hat als die Unrichtigkeit Ihrer Darstellung, ist die Tatsache, die Sie auch hier etwas umschrieben wiederholt haben - nur die Botschaft kommt dann ja immer anders rüber -, nämlich: Die Gemeinde Wien spielt Zuhälter. Wissen Sie, was Zuhälterei ist? - Sie unterstellen dem Magistrat, der Stadt, der Gemeinde Wien ein kriminelles Delikt! Mutig - das sagen Sie nur im Schutze Ihres Mantels der Immunität; Sie sagen dann "offensichtlich" dazu, weil Sie sich absichern wollen. Das sind Sager, die in der Öffentlichkeit ganz einfach anders wahrgenommen werden. (Abg Heinz-Christian Strache: Genau das ist der Eindruck!)
Sie sagen zusätzlich noch, der organisierten Kriminalität wird wissend Tür und Tor geöffnet. (Abg Heinz-Christian Strache: Durch Ihr Verhalten bestätigen Sie das irgendwo!) Sie wissen, was diese Vorwürfe bedeuten, und ich würde Sie wirklich ersuchen, wenn Sie einen Funken Anstand haben, dass Sie zumindest in diesem Haus derartige Vorwürfe zurücknehmen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Heinz-Christian Strache: Dann müssten Sie aber Ihr Verhalten ändern! Das tun Sie nicht! Sie lassen es zu!) 

Ich sage Ihnen hier aus tiefster persönlicher Überzeugung: Frauenhandel, Menschenhandel, Kinderhandel ist das, was zuwiderst ist. Dem sagen wir den Kampf an, wo immer wir nur die Möglichkeit haben! (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist möglich in dieser Stadt! Leider! Leider in dieser Stadt möglich! Leider Tatsache in dieser Stadt! Schlecht!) 

Die Intention unseres Prostitutionsgesetzes ging genau in diese Richtung, wir haben das ja auch gemeinsam diskutiert. Ich sage Ihnen, dass die Vertreter im Ausschuss, als wir das diskutiert haben, ein anderes Klima geschaffen haben, als Sie es hier, in Angst um Ihre Umfragewerte, in der Öffentlichkeit schaffen. Daher ist es unzumutbar, was Sie hier tun, und ich bin sehr froh, dass die ÖVP - vielleicht aus einer anderen Motivation, aber ich glaube, es geschieht gar nicht aus einer anderen Motivation - diesem Ihrem Antrag auch nicht beitreten wird. 

Wir haben uns sehr genau angeschaut, was im 15. Bezirk passiert. Im Gegensatz zu Monika Vana habe ich die Information - weil ich auch den Antrag kenne -, dass das ein Antrag ist, der im 15. Bezirk von drei Parteien beschlossen wurde, die in der Tat Sorge haben (StRin Karin Landauer: Genau!), eine Sorge, die wir auch erkennen - und das war der Grund, warum wir uns dieser Sache angenommen haben -, und Sorge deshalb, weil das Auftreten der Prostituierten in diesem Bezirk ein anderes als sonst im üblichen Bereich ist (StRin Karin Landauer: Es ist aggressiv!), da sie enorm aggressiv auftreten. - Das ist das.

Nur rechtfertigt es das nicht, Menschenhatz zu betreiben! Das rechtfertigt es nicht, Drogen und Prostitution in einen Topf zu werfen und alles zu kriminalisieren. (StRin Karin Landauer: Das tut doch niemand!) Sie wissen nicht, was für Auswirkungen das auf Personen hat, die aus dieser Region kommen. (Abg Mag Heidema-
rie Unterreiner: ... aber zugeben!) Wir haben über 7 000 Menschen, die in der African Community sind, und sie werden mit diesen pauschalierten Verdächtigungen in einen Topf geworfen! (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Dann bringen Sie Ihre Lösung! Bringen Sie Ihre politische Lösung dazu!) Sie müssen sich einmal vorstellen, wie es diesen Menschen geht, wenn sie in der Öffentlichkeit so behandelt werden. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Was wollen Sie?) 

Daher sage ich Ihnen auch: Es wird hier unterstellt, was wir da für rechtliche Möglichkeiten hätten. Da werden wirklich Birnen und Äpfel gemischt. Möglicherweise haben Sie einen Informanten im Bundesministerium für Inneres sitzen, der Ihnen sagt: Na, da müsste das Land Wien etwas tun. (Abg Günther Barnet: Der stellvertretende Sektionschef einer Sektion ist kein "Informant"!) Ich weiß ja nicht, wer es war. Dann sagt den Namen, und dann soll man diese Juristen sich einmal zusammensetzen lassen. (Abg Günther Barnet: Ja, genau das wollen wir! Da stellen wir den Antrag!) 

Ich habe hier schriftlich ... (Abg Günther Barnet: Die sollen sich zusammensetzen!) Ich habe hier schriftlich eine Information aus der Polizeidirektion, mit einem Juristen, den wir alle miteinander kennen, weil er auch in der Thematik immer mit uns beisammen war und das mit uns diskutiert hat. (Abg Kurth-Bodo Blind: Wie heißt er?) Wir kennen ihn, ich sage euch das dann. (Abg Kurth-Bodo Blind: Wie heißt er jetzt?) Ich sage ihn dann - das tut man hier nicht, lieber Kollege Blind! (Abg Kurth-Bodo Blind: Gerade haben Sie einen Namen von uns wissen wollen!) Nein, ich habe ja gesagt, die sollte man zusammenbringen. Ich sage nur hier diesen Namen nicht. (Abg Günther Barnet: Wir stellen den Antrag, die sollen sich endlich zusammensetzen!) 

Hier in dieser seiner Stellungnahme steht: "Der Landesgesetzgeber hat nach hieramtlicher Ansicht" - wie es so schön in der Bürokratensprache heißt - "auch aus verfassungsrechtlicher Sicht keine Möglichkeit, unter dem Kompetenztatbestand Sittlichkeitspolizei Asylwerberinnen von der Prostitution auszuschließen." Keinen! Trotzdem ... (Abg Günther Barnet: Ja, genau!) Du sagst "ja, genau", trotzdem sagt ihr, auf Landesebene muss sich rechtlich etwas verändern. Das können wir nicht! (Abg Günther Barnet: Ich habe gesagt, allenfalls!) Allenfalls - ihr wollt ganz einfach nicht begreifen, was ihr mit diesem Wortspiel ständig tut. Ihr wollt das, bitte, nicht begreifen! (Abg Günther Barnet: O ja, ich begreife das schon!) 

Ich sage, dass wir eine rechtliche Möglichkeit haben, wo wir Illegalität nicht wünschen. Was Illegalität betrifft, bin zumindest ich sehr nahe an manchen meiner Vorredner, bin ich bei Monika Vana: Illegales ist immer etwas Unangenehmes, weil es ganz einfach einen Status mit sich bringt, dass man tagtäglich Angst haben muss, wenn man diese Tätigkeit ausübt. Daher wollen wir diese Illegalität nicht. 

Aber interessant ist es schon: Kollege Wagner hat die Zahlen genannt, 500 bis 600 legal in Wien. Und seit Jahren ist die Zahl gleich: Ungefähr 5 000 insgesamt - seit Jahren ist sie gleich! Doch jetzt wird hier wegen 80, die als Prostituierte aus dem afrikanischen Raum kommen - wegen 99, um die Zahl korrekt zu nennen, wegen 99 wird jetzt politisches Kleingeld kassiert. Das ist unanständig, liebe Freunde! Das ist unanständig, das tut man nicht, das hat in dieser Stadt, in diesem politischen Umfeld wirklich nichts verloren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was wir ebenfalls wissen - und die Information habe ich auch -, ist dass das Aggressionspotential relativ stark angestiegen ist. (Abg Günther Barnet: Aha!) Auch bei der MA 15 - und ich sage hier dazu, ich bewundere die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 15 sehr, weil sie ... (Abg Günther Barnet: Das steht aber auch in dem Antrag, dass das Aggressionspotential gestiegen ist!) Ja, es steht im Antrag auch ein bestimmtes Wort "und", und trotzdem sage ich, "und" ist nicht falsch. Aber der Inhalt in dieser Begründung des Antrags ist im Großen und Ganzen falsch! - Daher sage ich, ich bewundere diese Menschen bei der MA 15 sehr, weil allein schon die Zahlen zeigen, welche Leistung sie für die Gesundheit dieser Stadt erbringen. Das möchten wir ganz einfach im Zusammenhang mit vielen Debatten, die wir in den letzten zwei Tagen geführt haben, zumindest auch anmerken.

Ich sage aber gleichzeitig, was den 15. Bezirk betrifft - und Kollegin Landauer wird das sehr genau wissen: Fragen wir uns einmal, wie viele Polizisten zum Schutze beider, der Bevölkerung und der Prostituierten, am Abend im Dienst sind. (Abg Günther Barnet: Ja, zu wenig!) Fragen wir das uns einmal. - Enorm wenig, enorm wenig! Vier Hände voll stehen zur Verfügung, in einem so großen Bezirk! (StRin Karin Landauer: Ja, im 7. Bezirk sind es aber auch nicht mehr!) 

Wenn ich mir nur vorstelle: Am Westbahnhof sind es vier bis sechs Sicherheitswachebeamte, die dort Dienst machen, und wir alle kennen die Situation in dem Bereich. Deswegen nehme ich die FPÖ und die ÖVP nicht aus dieser Verantwortung. (Abg Mag Helmut Kowarik: Die SPÖ auch nicht!) Wenn wir diese Situation in der Tat ernst nehmen (Abg Günther Barnet: Da haben wir einen Antrag!), wenn wir wirklich eintreten wollen für mehr Schutz für die Prostituierten und für die Bevölkerung, dann haben wir dafür zu sorgen, dass entsprechendes Sicherheitspersonal auch am Abend zur Verfügung steht, wenn es Probleme gibt, damit es dort ist! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Günther Barnet: Was haben wir gemacht? Zwei Anträge miteinander beschlossen für mehr Polizei! Du und ich! 100 Polizisten mehr! Zwei Anträge!) 

Günther, du kannst das hundertmal erwähnen, ihr könnt hundertmal bei euren Veranstaltungen auf eure Anträge hinweisen: Wenn ihr gleichzeitig in der Bundesregierung allen Personalkürzungen zustimmt, nützt der Antrag hier nichts! (Abg Günther Barnet: Mit euch gemeinsam ...! - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die Frau Vizekanzler hat alles unterschrieben, als sie für das Personal zuständig war. Das ist nicht wegzudiskutieren, und daher nimmt euch keiner die Mitverantwortung in der Bundesregierung ab. Auch wenn ihr hundertmal von der ÖVP über den Tisch gezogen werdet, nimmt euch das keiner ab. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Günther Barnet: Da sage ich ja nichts darauf!) 

Daher möchte ich zum Schluss kommen. Ich glaube, dass das Thema viel zu ernst ist, als dass es verwendet werden könnte, um hier mit dieser Form von politischer Polemik politisches Kleingeld zu kassieren. Ich glaube - ich versuche es zumindest, und viele meiner Freunde machen es genauso -, dass es sinnvoller ist, Lösungen zu suchen, als zu schreien. Ich glaube, dass es sinnvoller ist, nicht Menschen zu verfolgen, sondern für die Menschen einzutreten, und zwar für beide, die Bevölkerung und die Prostituierten. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Ja! Das wollen wir doch!) Ich halte nichts von Menschenhatz, und daher wehre ich mich auch dagegen.

Kollege Strache, wir werden nie im Leben einen Konsens finden, wenn Sie diese Art von Politik nur im Anstrich nicht verändern wollen. (Abg Heinz-Christian Strache: Sie sind ausgeliefert, diese Damen! Brutalen Menschen ausgeliefert! Das ist das Problem!) Sie führen eine Politik in dieser Stadt wieder ein, die wirklich das Niederträchtigste ist, was man sich nur vorstellen kann! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Kollege Schuster, das ist kein Thema, mit dem man bei irgendeiner Wahl irgendetwas gewinnen kann. Ich habe das schon anlässlich der Beschlussfassung des Prostitutionsgesetzes gesagt. Ich frage mich nur, wie du zu dem Schluss kommst. Ich sehe keine Wahl, oder habt ihr eine vor? Dann sagt es uns. (Abg Godwin Schuster: Aber ihr kennt eure Umfragewerte, Günther!) Wenn ihr eine Wahl hier in Wien vorhabt, dann sagt es uns, wenn ihr der Meinung seid, dass irgendjemand in irgendeiner Zeit, die keine Wahlzeit ist, ein Thema aufgreift. Ich wüsste nicht, dass eine Wahl bevorstünde, außer du weißt irgendetwas, was ich nicht weiß, und würde das daher zum Wahlkampfthema machen. - Dies erstens.

Zweitens: Natürlich muss man das in aller Ruhe und ohne Emotionen besprechen - aber von allen Seiten! Ich werde mich bemühen, das zu tun, aber man muss mich auch lassen.

Man muss bei dieser Frage auf dem Boden der Realität bleiben. Man kann nicht, nur weil einem ein Zustand nicht gefällt, die Augen verschließen und sagen: Durchtauchen, Vollgas, wird schon nichts passieren, und irgendwann schläft die Geschichte wieder ein! Es geht da auch nicht um Menschenhatz oder Zuweisung an irgendwelche Gruppen. Wer versucht, das zu unterstellen, denkt es vielleicht selbst, aber ich finde das nicht. Ich finde das weder im Antrag noch in der Argumentation.

Du hast gesagt, Kollege Schuster, was der Zweck der Beschlussfassung des Wiener Prostitutionsgesetzes zu Beginn des Jahres war - Wirksamkeit 1. Mai -, und da gebe ich dir Recht: Bekämpfung der Illegalität, Errichtung von Verbotszonen - das hat es vorher auch schon gegeben, ist aber jetzt verbessert worden -, gesundheitspolitische Maßnahmen, Regelung der Legalität, Hilfe für Frauen zum Ausstieg, ein bisschen die Augen dort zudrücken, wo wir es gerade noch können, sprich Milderung der Verwaltungsstrafe dort, wo eine Frau der Gesundheitsuntersuchung nachkommt, nicht aber die anderen Bestimmungen des Gesetzes einhält. Deswegen haben wir dazu ja gesagt. 

Wir haben aber nicht ja dazu gesagt, dass eine Behörde das Gesetz nicht vollständig vollzieht, sondern sagt: Ich weiß zwar, da ist ein Missstand, aber ich drücke jetzt die Augen zu. - Wir haben geringeren Strafen zugestimmt, aber nicht, dass sich die Behörde ihrer Behördenverantwortlichkeit entbindet und nicht vollzieht. 

Wir haben zugestimmt, weil es ein Beitrag dieser Stadt ist - und dies auch an dich, Kollegin Vana -, um die organisierte Kriminalität zu bekämpfen. Dieses Gesetz ist nur ein kleiner Beitrag dazu, aber ein wichtiger. Die organisierte Kriminalität - und das halte ich noch einmal ausdrücklich fest - sind nicht die Frauen, die auf der Straße stehen und die du als Sexarbeiterinnen bezeichnest, weil das dein Sprachgebrauch ist. (Abg Dr Monika Vana: Die bezeichnen sich selbst so!) Lass mich doch den Satz zu Ende sagen.

Aber so zu tun, als ob jene Frauengruppe, über die hier unter anderem gesprochen wird, dies gern oder freiwillig tut, das ist doch eine Illusion! Die Masse von ihnen wird mit Gewalt dazu gezwungen, diese Frauen, um die es in dieser Fragestellung geht. (Abg Dr Monika Vana: Dafür gibt es ein Strafgesetzbuch!) Da richtet sich ja die Intention nicht gegen die Frauen, sondern gegen die dahinter liegenden Banden, gegen den Menschenhandel, gegen den Menschenschmuggel, gegen die Gewalt, die gegen sie ausgeübt wird, gegen die dahinter liegende sonstige Kriminalität, insbesondere die Drogenkriminalität, die diese Frauen auf den Strich schickt und gleichzeitig in Drogenabhängigkeit bringt. 

Das sind nicht allein meine Argumente, sondern - und du weißt das - das steht in der Stellungnahme des Bundesministeriums für Inneres anlässlich der Beschlussfassung unseres Gesetzes. Du weißt es, ich erspare es mir, dir das vorzulesen, aber so ist es. Rund um illegale Prostitution besteht viel an anderer organisierter Kriminalität, und das ist nicht die Schuld der Frauen - das sagt auch niemand -, sondern das ist die Schuld der dahinter stehenden Banden. Gegen diese richtet sich die Vorgangsweise, gegen diese richtet sich auch der Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben dem Gesetz unter anderem aber auch zugestimmt unter der Bedingung, dass der Vollzug ordnungsgemäß erfolgt, und haben gesagt: Wenn dieser nicht erfolgt, dann wird sich die FPÖ wieder zu Wort melden - und nicht, weil irgendwer glaubt, dass man damit eine Wählerstimme gewinnt. Damit gibt es gar keine Wählerstimme zu gewinnen, vor allem nicht in Zeiten, in denen gar kein Wahlkampf stattfindet! 

Nein, es geht darum zu sagen, dass im Notfall der Vollzug verbessert wird oder gegebenenfalls - und so steht es drin, Godwin Schuster - Adaptionen vorzunehmen sind. Diese Adaptionen - ich werde dir die Rechtsfrage noch erläutern - beziehen sich nicht darauf, die verfassungsrechtliche Kompetenz des Landesgesetzgebers für Asylwerberinnen einzuschränken - das geht gar nicht, da haben die Bundespolizeidirektion und das BMI natürlich Recht -, sondern es geht darum, allenfalls, wenn das eine Hilfe ist, im Verfahren der Zulassung zu normieren, wie das Zulassensverfahren so erfolgt, dass jene rechtsgrauen Bereiche, die derzeit bestehen - und ich werde sie jetzt gleich darlegen -, nicht mehr fälschlich missinterpretiert werden können.

Damit bin ich bei der Bundespolizeidirektion, beim Bundesministerium für Inneres und bei der Rechtsfrage. Die Rechtsfrage ist kompliziert, und ich war am Anfang auch nicht ganz sicher, ob ich es vollständig verstanden habe. Kollege Pfeiffer, ich verstehe schon, dass auch Sie sich eigentlich nicht ganz sicher sein könnten, auch wenn Sie so tun, als wäre das alles klar. Eigentlich dürften wir uns nicht sicher sein, und da muss man den Bundesgesetzgeber allenfalls schon in die Ziehung nehmen.

Denn in jener Stellungnahme - Godwin Schuster, hör bitte zu, wenn es geht -, in jener Stellungnahme der Bundespolizeidirektion, die du zitiert hast, wird auch auf Gesetze verwiesen, die gar nicht anzuwenden sind. Die Bundespolizeidirektion irrt sich einfach, das BMI irrt sich! Ich bin auch lange diesem Irrtum aufgesessen. Die Bundespolizeidirektion und das BMI verweisen locker-flockig auf das Prostitutionsgesetz und sagen: Weil wir dort nicht ausdrücklich normieren, dass Asylwerberinnen die Prostitution nicht verboten wird, ist es zulässig. Das ist eine falsche Rechtsmeinung, ein Rechtsirrtum, weil wir verfassungsrechtlich gar nicht dafür zuständig waren, das sagen sie nämlich selber. - Soweit erstens.

Zweitens verweisen sie auf das Ausländerbeschäftigungsgesetz. Aber das Ausländerbeschäftigungsgesetz ist nicht anzuwenden! Ich bin da auch in die Irre gelaufen; nicht in dieser Stellungnahme, die du hier hast, okay. Ich habe mich nämlich auch erkundigt. - Sie verweisen auf das Ausländerbeschäftigungsgesetz, aber das ist nicht anzuwenden, weil das Ausländerbeschäftigungsgesetz natürlich den unselbstständigen Erwerb von Ausländern, von Fremden regelt. Das kann gar nicht sein, Kollegin Vana, weil sie dann ja bei irgendwem beschäftigt wären, und damit hätten wir schon wieder die Zuhälterei - das kann ja gar nicht sein! 

Prostitution ist das - und da habe ich mich ein bisschen schlau gemacht -, was man landläufig fälschlich als freies Gewerbe bezeichnet. Es ist nämlich eine selbstständige Tätigkeit, die nicht der Reglementation unterliegt, dass sie besondere Fertigkeiten, Ausbildungen oder sonst was haben müssen. (Abg Mag Sonja Wehsely schüttelt den Kopf.) Schütteln Sie nicht den Kopf, Frau Stadträtin; ihr hört nicht immer vollständig zu. (Abg Mag Sonja Wehsely: Kein Gewerbe! - Abg Dr Monika Vana: Kein Gewerbe!) Ich habe gesagt, es ist etwas, das man fälschlich landläufig als - unter Anführungszeichen - "freies Gewerbe" bezeichnet. Es ist also keines, das sonst durch die Gewerbeordnung reglementiert ist (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich würde nicht sagen "fälschlich"!), und daher nicht bei der Bewilligung besondere Fertigkeiten erfordert - wobei das in dieser Frage besonders schwierig anzuwenden wäre.

Klar ist also, dass das Ausländerbeschäftigungsgesetz, auf das das BMI locker verweist, gar nicht anzuwenden ist. Daher kann sich diese Frage gar nicht stellen, ob eine Asylwerberin zu Recht einem freien Gewerbe nachgeht im Sinne des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, weil das Gesetz nicht anzuwenden ist. Wenn überhaupt etwas anzuwenden ist - und da habe ich mich bei jemandem schlau gemacht, damit es nicht heißt: Das BMI oder hier, sondern einfach bei einem anderen Amt der Landesregierung, weil sie dort dieselbe Fragestellung haben, nämlich beim Amt der Tiroler Landesregierung. 

Die sagen natürlich: Nein, kann gar nicht sein! Sie müsste einen aufrechten Aufenthaltstitel haben, der ihr einen gewerbsmäßigen - jetzt nicht allein im Sinn der Gewerbeordnung, sondern die Begrifflichkeit "gewerbsmäßig" kennen verschiedene Gesetze - Erwerb zulässt. Das ist natürlich nicht der Fall für Frauen, die sich im Asylwerberstatus befinden, weil für sie - es ist zu Recht zuvor zitiert worden - solche Beschäftigungen, die gewerbsmäßig ständig, regelmäßig, wenn auch nicht immer wiederkehrend ausgeübt werden - das ist typisch für die Prostitution, es gibt viele Tage, an denen sie nicht stattfindet -, nicht zulässig sind. Das ist also für die Asylwerberin nicht zulässig, und daher hätte anlässlich der Meldung bei der Bundespolizeidirektion Wien in Vollziehung des Landesgesetzes über die Ausübung der Prostitution in Wien die Bundespolizeidirektion Wien das so zu erkennen und ihr zu sagen, dass sie keiner gewerbsmäßigen Tätigkeit im Sinne unseres Gesetzes nachgehen darf. Und hier liegt der Mangel der Bundespolizeidirektion! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich verstehe auch, Kollege Pfeiffer, dass das der ÖVP unangenehm ist. Da fühlen Sie sich natürlich verantwortlich, wenn Sie den Innenminister stellen, hier das Innenministerium selbst nach den falschen Gesetzen läuft und die Bundespolizeidirektion Wien nicht reagiert. Sie fühlen sich auch deswegen zuständig - und da hat der Kollege Schuster Recht -, weil nicht die nötige Polizei da ist, um das Gesetz zu vollziehen. Wir haben das auch anlässlich der Beschlussfassung des Prostitutionsgesetzes gesagt, weil die Bundespolizeidirektion Wien und das Innenministerium - in nahezu frecher Art, muss man schon sagen - gesagt haben: Wir wollen damit nicht belästigt werden, weil eine Belastung der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes mit so genannten artfremden Tätigkeiten - also mit Aufgabenstellungen, die nicht in Zusammenhang mit den Kernaufgaben der Sicherheitspolizei stehen - nicht in Betracht gezogen werden kann. 

Was soll das heißen? - Das heißt, dass das Bundesministerium für Inneres, die Bundespolizeidirektion Wien sagt: Wir wollen das Wiener Prostitutionsgesetz nicht vollziehen, das ist für uns eine artfremde Tätigkeit und es geht nicht um die Sicherheit, wir haben dafür keine Leute, andere Sachen sind für uns wichtiger, wir strafen lieber ein paar Parksünder, weil dadurch ein Geld hereinkommt, aber wir vollziehen kein Wiener Sicherheitsgesetz. Kollege Pfeiffer, ich verstehe, dass Ihnen das nicht angenehm ist.

Schuster Kollege (Heiterkeit. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Was verwirrt Sie?), Kollege Schuster - kann passieren -, wenn du fragst: Woher kommen diese Zahlen? Wieder: Bundesministerium für Inneres, Stellungnahme anlässlich des Prostitutionsgesetzes, du kennst sie. Du sagst sie selber, die Zahl der Geheimprostituierten. Wir haben nicht gesagt, dass von diesen geschätzten 1 500 jede legal Aufenthalt hat oder legal der Prostitution nachgeht, sondern wir haben gesagt, es gibt geschätzte 1 500 schwarzafrikanische Prostituierte. Wir haben nicht gesagt, dass die alle legal sind, in doppelter Hinsicht. 4 000, sagt das Bundesministerium für Inneres anlässlich unserer Gesetzgebung (Abg Godwin Schuster: Ja!), 4 000 geschätzte Geheimprostituierte - also aus diesem Bereich sind die Zahlen. (Abg Godwin Schuster in Richtung Abg Josef Wagner deutend: Aber er hat gesagt 6 000 bis 10 000!)
Zu der Frage, was die MA 15 damit zu tun hat: Die MA 15 hat als Behörde Folgendes damit zu tun. Ich gestehe ihr zu - wir haben das auch beim Gesetz diskutiert -, dass sie sagt: Verwaltungsübertretung, wenn sie vorlegt; Strafmilderung - das ist aber nicht die MA 15, sondern eine andere Behörde - dann, wenn sie der Gesundheitsuntersuchung nachgeht, aber die sonstigen Bedingungen des Gesetzes nicht erfüllt. Dem haben wir auch zugestimmt.

Nicht zugestimmt haben wir, dass die MA 15 sagt: Wir wissen zwar, die Bundespolizeidirektion hat sich mit höchster Wahrscheinlichkeit geirrt, sie hätte ja keine Berechtigung ausstellen dürfen, aber wir reagieren jetzt nicht darauf. - Das ist aus unserer Sicht nicht zulässig. Ich sage ja nicht gleich, dass sie sie damit in die Illegalität bringen müssen, damit wir die gesundheitspolitischen Maßnahmen nicht mehr vollziehen können. Aber es gibt ja noch andere Dinge, die man sich im Zusammenhang überlegen kann. 

Kollegin Vana! Schwarzafrikaner, Osteuropäer oder was auch immer, mir ist das völlig wurscht. Mir ist es wurscht, woher diese Menschen kommen, das tut nichts zur Sache, ich habe nichts gegen sie. Mir geht es darum, dass gegen die dahinter liegenden Banden, die diese Frauen ausnützen, sie mit Zwang - ich habe das vorhin gesagt - auf den Strich stellen und in Drogenabhängigkeit bringen, vorgegangen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da hilft es nicht, die Augen zu verschließen und zu sagen, das gibt es alles nicht, es kommt nicht vor, wir stehen nur für die braven Sexarbeiterinnen. Um die geht es überhaupt nicht, es geht nicht gegen die! Es geht gegen diejenigen - und das ist amtsbekannt -, die Gewalt ausüben, die sie dazu zwingen, die sie in Abhängigkeitsverhältnisse jeder Art pressen. Mit denen habe ich überhaupt kein Mitleid, für die habe ich null Mitleid, woher sie auch kommen: Ob das Wiener Zuhälter sind, ob das schwarzafrikanische Zuhälterbanden sind, ob das osteuropäische Zuhälterbanden sind, ist mir völlig wurscht! Da ist gegen jeden vorzugehen.

Das Wiener Prostitutionsgesetz war an sich ein Beitrag dazu, die Illegalität stärker zu bekämpfen und das Legale zuzulassen und zu kontrollieren. Deswegen haben wir dem zugestimmt. Aber wenn sich herausstellt, dass die Behörden - und die habe ich angesprochen - nicht bereit sind, gegen das dahinter liegende Umfeld, die dahinter liegende organisierte Kriminalität vorzugehen, obwohl sie das könnten, dann muss ich das aufzeigen - und das hat nichts mit der Herkunft der Frauen zu tun, die man zur Prostitution zwingt und auf die Straße stellt! Du weißt das, dass sie gezwungen werden, und das ist jetzt nicht die nette Sexarbeiterin, sondern das sind arme Frauen, die wirklich schlechtest behandelt werden. Niemand von uns, niemand in der Freiheitlichen Partei richtet sich gegen diese Frauen, und es war unfair, das zu sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Eines hat sich auch herausgestellt. Es hat sich herausgestellt, dass die Anträge, die von den GRÜNEN und von der ÖVP im Zusammenhang mit dem Prostitutionsgesetz gekommen sind - nämlich dahin gehend, dass die Frauen nicht mehr bei Amtsärzten zur Gesundheitskontrolle erscheinen sollen, sondern bei irgendwelchen Fachärzten, und dass das nicht wöchentlich, sondern nur noch in längeren Abständen, monatlich oder sonst was, der Fall sein soll -, falsch sind. 

All das, was beschrieben wurde, die Aggression, die stattfindet, die Gewalt gegen die Frauen, die Gewalt zwischen den Frauen - das passiert uns leider auch -, wäre nicht bekannt - und, Godwin Schuster, du hast es in Wahrheit bestätigt! -, es wäre nicht bekannt, würde nicht die Untersuchung - und das muss man zu Recht anerkennen - beim Magistrat der Stadt Wien erfolgen, sodass sie sich dort auch selbst schön langsam den Kopf darüber zerbrechen, dass es so nicht weitergehen kann. Dieser eine Fall, den ich dir ein anderes Mal geschildert habe - du hast ihn jetzt in Wahrheit bestätigt -, hat sich bei der Gesundenuntersuchung im Bereich des Magistrats abgespielt. Dort sagt man selbst schon, so kann es nicht weitergehen. 

Das heißt jetzt wieder nicht, Kollegin Vana, dass ich unterstelle, dass die Schwarzafrikanerinnen in diesem Zusammenhang besonders aggressiv wären, weil sie Schwarzafrikanerinnen sind. Das ist natürlich ein Humbug, so ist es nicht! Aber woher kommen denn die meisten von ihnen? - Die meisten kommen von ihnen aus Räumen, in denen seit Jahrzehnten Krieg und Gewalt herrschen, wo das Aggressionspotential viel höher ist, wo Männer noch mehr Gewalt gegen Frauen ausüben als irgendwo anders und das auch, wenn sie hier sind, weiter tun. Dass diese Frauen dann selbst nicht mit dem umgehen können und auch ein erhöhtes Aggressionspotential haben, hat nichts damit zu tun, dass sie Schwarzafrikanerinnen sind, sondern damit, dass sie in einer Lebenswelt aufgewachsen sind, in der Aggression alltäglich ist, und sie nicht in der Lage sind, sich heute hier von allein wieder davon zu befreien. 

Und das ist die Intention: Wir müssen die Frauen aus dieser Gewaltspirale befreien. Dazu haben wir Maßnahmen im Wiener Prostitutionsgesetz geschaffen, wir müssen sie nur noch vollziehen. Wir dürfen jetzt nicht die Augen verschließen und nicht die Behörden sagen lassen, weder die Bundespolizeidirektion noch die MA 15: Ups, das ist uns nicht angenehm, das machen wir jetzt nicht vollständig! - Wenn das die Intention des Gesetzes war, und dazu stehe ich, dann muss ich auch jetzt den Vollzug ordentlich machen, sonst kann ich die Frauen nicht aus dieser Situation befreien. Ich hoffe, dass du das verstehst. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nun zum Antrag, weil sowohl Kollege Schuster als auch Kollege Pfeiffer der Meinung waren, dass da irgendetwas so nicht richtig ist und sie das daher ablehnen müssen: Der Antrag beschäftigt sich in seiner Antragsformel mit genau diesen Fragestellungen. Erstens: Ist der Vollzug in Ordnung, oder muss man ihn verbessern? Ist der Vollzug in Ordnung im Zusammenwirken zwischen zwei Behörden unterschiedlicher Gebietskörperschaften - Bundespolizeidirektion, MA 15 -, oder gibt es gesetzliche Regelungsmöglichkeiten, weil noch nicht alles präzis genug ist? Weiß es die Bundespolizeidirektion für Wien vielleicht selbst nicht besser, weil ja das Bundesministerium für Inneres sagt, das Ausländerbeschäftigungsgesetz - ich habe das vorhin gesagt - ist gar nicht anzuwenden, weil es den unselbstständigen Erwerb regelt und nicht den selbstständigen? - Dann sind die entsprechenden Bundesnormen zu ändern. 

Können wir im Landesgesetz noch etwas tun, weil die Bundesbehörden glauben, sie brauchen eine Handhabe? - Ja, dann im Verfahren! Nicht im Zugang, sondern im Verfahren, indem wir sagen, wie das Verfahren zu verbessern ist, damit die Behörde nicht völlig falsch liegt. Nichts anderes sagen wir in diesem Antrag. Wir sagen: Zuerst Zusammensetzen der entsprechenden Behörden, Rechtsstand prüfen, Vollzug verbessern, gegebenenfalls Gesetzesinitiativen. Ich sage das auch deswegen, weil das BMI damals anlässlich der Beschlussfassung das selber angedeutet hat. Dort haben sie gesagt: Eigentlich wissen wir nicht so ganz, ob das richtig ist, vielleicht müssen wir sogar noch ein Bundesgesetz ändern. Ja, dann tun wir das auch! Dazu ist der Landeshauptmann - der uns heute nicht durch seine Anwesenheit erfreut - der Berufene, denn er ist oberstes Organ des Landes und er ist Organ der mittelbaren Bundesverwaltung. Er ist dazu berufen, mit den Bundesbehörden das herzustellen, was man ein Einvernehmen nennt.

Abschließend, Kollege Schuster, noch eine Argumentation zu der Frage, warum man die Augen nicht verschließen darf: Es braucht doch niemand zu glauben ... (Abg Godwin Schuster deutet auf sich selbst und schüttelt den Kopf.) Nein, ich habe nicht gesagt, dass du Augen verschließt. Ich habe gesagt, warum man sie nicht verschließen darf.

Es braucht doch niemand zu glauben, dass man durch Augenverschließen allein das Richtige tut. Solche Dinge - jeder weiß das, diese Banden sind kontinentübergreifend tätig -, solche Dinge sprechen sich raschest herum, und Städte, Länder, die nicht aktiv werden, sind Ziel Nummer eins: Dorthin wird Menschenhandel verstärkt betrieben, dorthin werden Frauen noch stärker im Sinne dieses Menschenhandels verschoben und wie Tiere ausgenutzt. Dem darf man nicht Vorschub leisten!

Man muss daher die dahinter stehenden Banden bekämpfen, und dazu müssen die Behörden - einschließlich der MA 15 und einschließlich des Herrn Landeshauptmanns - einen Beitrag leisten. Daran ist der Antrag zu messen, das ist seine Intention, und das ist die Wahrheit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Pfeiffer. Ich verweise darauf, dass Herr Abg Pfeiffer noch 14 Minuten an Restzeit hat.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

So sehr es mir Leid tut, aber Herr Kollege Barnet hat heute ein bisschen den Nimbus des Rechtskundigen verloren. Ich muss das sagen, nicht weil ich ihm jetzt persönlich am Zeug flicken will, sondern weil er einfach in Diskreditierung der Stellungnahmen der Bundespolizeidirektion hier Dinge ausgesagt hat, die einfach nicht stimmen. 

Er hat gesagt, die Bundespolizeidirektion hätte unter anderem das Ausländerbeschäftigungsgesetz herangezogen. (Abg Günther Barnet: Ja!) Wahr ist, dass sie dort geschrieben haben: "Die Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes sehen Sanktionen nur für den Arbeitgeber vor", und: "ist die Ausübung der Prostitution wohl nicht als Beschäftigung im Sinne des Ausländerbeschäftigungsgesetzes zu werten". Sie haben dort also genau das Gegenteil - was auch richtig ist - dessen ausgesagt, was Sie gesagt haben!

"Die Ausübung der Prostitution", schreibt die Bundespolizeidirektion, "ist somit auch schwarzafrikanischen Asylwerberinnen nach Bestimmungen des Wiener Prostitutionsgesetzes gestattet". Es ist eben in der Legislatur einfach so, dass wenn Gesetze taxative Aufzählungen haben oder Dinge taxativ untersagen, alle anderen Dinge, die in dieser taxativen Aufzählung nicht enthalten sind, immer als erlaubt zu gelten haben. Auch das ist eine richtige Feststellung der Bundespolizeidirektion.

Wie das Fremdenpolizeiliche Büro zutreffend feststellt, bieten auch die Bestimmungen des Fremdengesetzes und des Asylgesetzes keine Rechtsgrundlage, dem genannten Personenkreis die Ausübung der Prostitution zu untersagen. Also alles, was Sie der Bundespolizeidirektion unterstellt haben - sie hätte es nicht verstanden, falsch gesagt, oder Sonstiges - wird durch dieses Schreiben entgegnet! Das muss man einmal klar und deutlich sagen. 

Der § 14 der Gewerbeordnung ist Ihnen offensichtlich entgegen Ihrer sonstigen Akribie entgangen. Da steht drin: "Personen, denen Asyl gewährt wird, dürfen" - jetzt lasse ich etwas aus: Sofern dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt - "Gewerbe wie Inländer ausüben", wenn sie sich nach den für sie in Betracht kommenden Rechtsvorschriften zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit bereits in Österreich aufhalten dürfen. Da steht taxativ wiederum: Personen, denen Asyl gewährt wird, dürfen Beschäftigungen et cetera. Also auch diese Rechtsvorschrift ist Ihnen in dem gesamten Zusammenhang offensichtlich entgangen.

Wieso Sie von einem vermeintlichen Gewerbe sprechen, weiß ich nicht. Im § 2 Gewerberecht steht ganz genau drin, was ein Gewerbe ist. Es trifft normativ auf diese Form der Tätigkeit zu. Daher trifft auch die Gewerbeordnung zu, und daher auch der § 14 der Gewerbeordnung.

Herr Kollege Barnet! So locker drüber, wie Sie es oft schon hier gemacht haben - unter meiner vollen Anteilnahme und Bewunderung, das muss ich auch sagen -, haben Sie diesmal offensichtlich nicht ganz den Nagel auf den Kopf getroffen.

Ich möchte zur Kritik an der Strasser-Reform noch Folgendes sagen: Gerade in dem Bereich, der die Kriminalpolizei betrifft, ist es jetzt um vieles besser geworden, seit die Kriminalkommissariate geschaffen wurden. Denn jetzt können konzentriert Aktivitäten für einen Bereich gemacht werden, schwerpunktmäßig konzentrierte Aktivitäten. Früher waren pro Kommissariat zwei Kriminalbeamte im Dienst, Sie wissen das genau. (Abg Godwin Schuster: Nein ...!) 

Ja, Herr Kollege, aber zwei waren im Dienst. Außerdem ist das ewig Ihre Planpostenrechnung, die natürlich genauso wie bei den Planposten im KAV ein Scherz ist, und die genauso wie bei den Planposten im Pflegebereich ein Scherz ist. (Abg Godwin Schuster: Nein! Das ist nicht von mir! Der ÖVP-Personalvertreter sagt das! Euer Personalvertreter!) Sie haben unter Ihren Ministern die Planposten in die Höhe geschraubt, und in Wahrheit sind die Köpfe immer die gleichen geblieben. (Abg Godwin Schuster: Ist ja nicht wahr!) Heute sind absolut, pro Kopf gesehen, mehr Leute im Dienst, aber die Planposten sind weniger geworden. (Abg Harry Kopietz: Stimmt doch nicht!) Das können Sie überall nachlesen. Das ist doch lächerlich, über das brauchen wir hier nicht zu streiten, nehmen Sie mir nicht die Zeit weg! (Abg Harry Kopietz: Das ist doch Unsinn!) Das ist die Wahrheit. Schauen Sie sich das im Internet an, Sie brauchen es nur zu lesen, das ist ja nicht so schwer. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung! Sie schädigen ja Wien mit Ihren Äußerungen! Die Wienerinnen und Wiener "danken" es Ihnen! Schuster bleib bei deinen Leisten! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Was ich zum Antrag der GRÜNEN letztendlich noch sagen wollte: Es gibt den Begriff der Sexarbeit in der österreichischen Rechtsordnung nicht. Vielleicht können Sie es mir irgendwo zitieren, auswendig kann ich ja nicht die gesamte Rechtsordnung. (StRin Karin Landauer: Sie sagt, die bezeichnen sich selber so!) Aber diesen Begriff gibt es nicht. Wir würden gerne Ihrem Antrag beitreten, wenn da nicht ewig diese Sexarbeiter mit dabei wären. Denn wir verwahren uns dagegen, dass ständig irgendwelche Begriffe umdefiniert werden, und deren thematischer Inhalt wird dann wieder zurückdefiniert auf irgendetwas anderes. Ob sie sich selber so bezeichnen oder nicht, ist wurscht, in unserer Rechtsordnung gibt es das nicht. (StRin Karin Landauer: Aber ich verstehe Sie ja! Ich will auch keine Sexarbeiterin ...!) Daher werden wir auch keinen Anträgen beitreten, die ständig die Begriffe unserer Rechtsordnung umdefinieren wollen. Das werden wir sicher nicht machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist schade um die Zeit, dieser Antrag war es wirklich nicht wert. (Beifall bei der ÖVP)
Präsident Johann Römer: Jetzt folgt noch eine tatsächliche Berichtigung von Herrn Abg Barnet. Ich verweise darauf, dass die Redezeit mit 3 Minuten begrenzt ist.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich beeile mich ohnehin. - Kollege Pfeiffer, wenn er es nicht wert war, warum haben Sie dann gesprochen? (Abg Gerhard Pfeiffer: Weil man nicht nur Sie reden lassen kann!)
Aber trotzdem - erstens, wenn Sie schon sagen, dass ich falsch zitiert habe: Sie wissen gar nicht, woraus ich zitiert habe. Ich lese es Ihnen jetzt noch einmal vor, damit Sie es mir glauben: "Wien, 25. September 2003, Bundesministerium für Inneres. Die Bundespolizeidirektion weist ..." (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich habe vom 18.6. zitiert!) Das ist mir wurscht. Sie dürfen nicht sagen, dass ich falsch zitiert habe, wenn Sie nicht einmal wissen, welches Dokument es war. (Abg Gerhard Pfeiffer: ... vor einem dreiviertel Jahr! Zitieren Sie richtig!) Unterbrechen Sie mich nicht, ich habe nicht so viel Redezeit. 

"Die Bundespolizeidirektion weist darauf hin", und dann geht es weiter: "Bemerkt wird, dass bei einer allfälligen Lösung des Problems sicherlich auch zu prüfen sein wird, inwieweit andere gesetzliche Bestimmungen wie etwa das Ausländerbeschäftigungsgesetz einer Änderung bedürfen." Kollege Pfeiffer, sagen Sie nicht, dass ich etwas falsch gesagt habe, wenn Sie nicht einmal wissen, was ich zitiere! (Abg Gerhard Pfeiffer: Kaiserliche Polizeiordnung!)
Zweitens, zur Frage der Gewerbeordnung: Da müssen Sie auch genau aufpassen. Da habe ich nämlich gesagt: Landläufig, und das wird in manchen Bundesländern anders ausgelegt, weil die Gewerbebehörden in den Ländern manchmal eben ein bisschen falsch liegen. Darauf muss man sie aufmerksam machen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist Bundesbestimmung! Das ist ein Bundesgesetz! Da können Sie nicht die Landes...!) Die Tiroler wissen es. Die Tiroler sagen: Natürlich ist die Gewerbeordnung anzuwenden, weil es ein so genanntes freies Gewerbe ist. Aber die sagen auch - und den Satz muss man genau lesen, um ihn auch zu verstehen und nicht nur anderen zu sagen, dass sie sich nicht auskennen - Folgendes: "Personen, denen Asyl gewährt wird ..." 

Einer Asylwerberin ist noch nicht Asyl gewährt worden! Sie hat einen Aufenthaltstitel nach dem Asylgesetz, aber ihr ist noch nicht Asyl gewährt worden. Das sind zwei unterschiedliche Dinge, die man auseinander halten muss. Das muss man schon sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ja, lesen Sie es: "denen Asyl gewährt wird". Und noch dazu unter der Voraussetzung, dass sie sich nach den für sie in Betracht kommenden Rechtsvorschriften zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit bereits in Österreich aufhalten dürfen. Aber die vorläufige Gewährung eines Aufenthaltstitels aufgrund des Asylgesetzes, wodurch noch kein vollständiges Asyl zugesprochen wurde, berechtigt nicht zur Ausübung eines Erwerbes, sondern die berechtigt zum Aufenthalt! Deswegen kommt sie dann auch in die Grundversorgung, damit sie eben nicht arbeiten muss. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist falsch!) Dass Sie das noch immer nicht verstehen, ist wirklich schwierig.

Drittens: Ich berichtige Sie hinsichtlich der Gewerbeordnung. Er steht sogar im 4. Absatz auf der ersten Seite des Antrages - Sie haben ihn nicht einmal gelesen -, dort steht er drin, der § 14 der Gewerbeordnung, und genau diese Frage: Asylstatus oder Asylwerberin. Dass Sie den Unterschied nicht verstehen, tut mir Leid, aber ich muss Sie berichtigen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Es ist dazu niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Besprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet.

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Herrn Landeshauptmann zu.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den eingebrachten Beschlussantrag der GRÜNEN-Fraktion betreffend Ausbau der Beratungseinrichtungen. (Abg Gerhard Pfeiffer in Richtung Abg Günther Barnet: Asylanten sind Menschen, denen Asyl gewährt wurde! Keine Ahnung! Geht hinaus und will andere belehren!)
Darf ich um Aufmerksamkeit bitten, wir wollen abstimmen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich darf auch einmal einen Zwischenruf machen!) Ja, ich verweise nur auf die Abstimmung, damit man zuhört.

Wir stimmen ab über den Beschlussantrag der GRÜ-NEN bezüglich des Ausbaus der niederschwelligen Beratungseinrichtungen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ so geschehen.

Wir kommen nun zur Postnummer 6. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierung - Wiener Antidiskriminierungsgesetz. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte, über das Wiener Antidiskriminierungsgesetz zu diskutieren und es einem Beschluss zuzuführen. - Danke schön.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Kollege Pfeiffer, "Asylant" ist eine Beschimpfung für einen Menschen, der ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Ja, Sie tun schon wieder um Worte herumreden! Wir reden aber Deutsch! Tun Sie nicht ...!) Das ist eine Beschimpfung, ein Beschimpfungswort, ein verächtliches Wort für einen Flüchtling. Sprechen Sie doch einfach von Flüchtlingen, das macht das Leben von uns allen hier drinnen viel einfacher. (Abg Gerhard Pfeiffer: Warum sprechen sie nicht von Migrantinnen? Das ist Ihnen noch lieber! Das sind Leute, die von da nach dort ziehen!)
Nun zum Antidiskriminierungsgesetz, das übrigens keine Handhabe bietet, um gegen Verächtlichmachung von Menschen in dieser Stadt vorgehen zu können. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das habe ich nicht getan! - Abg Johannes Prochaska: Sie können das nicht definieren, ob das verächtlich ist!) Die heutige Rede hätte eigentlich eine feierliche Rede werden sollen und auch werden können. In der Tat gibt es einen Grund zum Feiern, denn endlich gibt es in Wien ab heute ein Antidiskriminierungsgesetz. Das ist etwas, das lang genug gefordert worden ist, sowohl von den GRÜNEN als auch von einer Vielzahl von Menschen, von Vereinen, von NGOs, von Communities, die in dieser Stadt seit Jahrzehnten leben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Stadt Wien reiht sich damit ein in die Riege jener Städte, die seit Jahrzehnte solche Gesetze haben, die seit Jahrzehnten eine Antidiskriminierungspolitik und auch eine Integrationspolitik haben, und das ist in der Tat ein Grund zum Feiern. Wir freuen uns auch sehr, dass unsere Kritik, die wir im Vorfeld und während der Begutachtungsphase zum Ausdruck gebracht haben, berücksichtigt wurde und dass nun sowohl die sexuelle Orientierung - eigentlich heißt es im Gesetz "sexuelle Ausrichtung", momentan im vorliegenden Entwurf, aber darauf komme ich dann noch kurz zu sprechen - als auch die Religionszugehörigkeit Eingang ins Antidiskriminierungsgesetz gefunden haben. Das begrüßen wir auch sehr. 

Bedauerlicherweise - und damit bin ich schon beim ersten GRÜNEN-Antrag - ist der Ausdruck "sexuelle Ausrichtung" durchaus ein unglücklicher. Es ist ein künstlicher Begriff, mit dem sich die betroffenen Menschen überhaupt nicht identifizieren können. Wir regen an, das hier und heute abzuändern. Einen diesbezüglichen Antrag wird meine Fraktionskollegin Dr Monika Vana einbringen, mit dem wir beantragen werden, den Ausdruck "sexuelle Ausrichtung" auf "sexuelle Orientierung" abzuändern. Er ist verständlicher, und, wie gesagt, die betroffene Community kann sich viel besser damit identifizieren. 

Eine Kategorie, die noch nicht ins Gesetz Eingang gefunden hat, ist diejenige der Geschlechteridentität. Damit sind Transgender-Personen gemeint, die eben nicht unter den Begriff "sexuelle Orientierung" mit subsumiert werden können. Deshalb bringen wir auch diesbezüglich einen Antrag ein, regen an und fordern dazu auf, auch noch die Kategorie Geschlechteridentität explizit mit zu berücksichtigen und in den Gesetzestext aufzunehmen. 

Die Weisungsunabhängigkeit der oder des Bedienstetenschutzbeauftragten ist auch etwas, was die GRÜNEN im Vorfeld sehr stark angeregt haben, damit das explizit verankert wird. Daher freut es mich sehr, dass durch einen Antrag der SPÖ heute das Ganze explizit klargestellt wird. Diesen Antrag werden wir selbstverständlich unterstützen.

So bleibt nur noch ein Punkt, der unseres Erachtens noch verbesserungswürdig ist, und das betrifft die Ausnahme der Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit. Es ist zwar klar, dass es so sein muss - das ist logisch, das ist ja auch aufgrund unserer Gesetzeslage so -, aber wir finden, dass die Formulierung, die hier gewählt worden ist, eine allzu allgemeine ist. Daher haben wir auch einen Antrag vorbereitet, der ebenfalls eingebracht wird und der mehr oder weniger diesen Bereich etwas enger definiert und genauer präzisiert, damit es hier nicht doch zu ungerechtfertigten Diskriminierungen kommen kann. Wie gesagt, dieser Antrag wird eingebracht, und ich hoffe sehr, dass er Unterstützung finden wird. 

Wie auch immer, eines kann man festhalten: Wenn dieses Gesetz heute beschlossen wird, gibt es viele, viele Menschen in der Stadt, die lange darauf gewartet haben und sich enorm freuen werden. Die afrikanische Community wird sich enorm freuen, die Lesben- und Schwulen-Community in der Stadt wird sich enorm freuen.

Im Übrigen wird sich auch die Sikh-Community enorm freuen, und hier insbesondere zwei alte, gute Bekannte von mir - und inzwischen über die medialen Debatten wahrscheinlich auch von manchen von Ihnen -, die seit Jahren versuchen, bei den WIENER LINIEN aufgenommen zu werden, um als Bus- oder Straßenbahnfahrer zu arbeiten, die das bis jetzt noch nicht geschafft haben aufgrund des Turbans, den sie getragen haben, die ab morgen endlich sozusagen die rechtliche Basis in Händen halten werden, dass dem nichts mehr im Wege steht, und die sich sehr darauf freuen, dass sie vielleicht die Chance bekommen, in den nächsten Jahren für die Stadt Wien zu arbeiten. 

Ja, es geht weiter in der Stadt! Dieses Gesetz verankert letztendlich nichts anderes, als dass es Menschen unterschiedlichster Herkunft, unterschiedlichster Religion in dieser Stadt gibt, die auch einen Platz haben, die auch einen Platz haben sollen in unserer Verwaltung und die, wie gesagt, Rechte haben, die zumindest auf diese Art und Weise im Wirkungsbereich der Stadt Wien verankert werden. Soviel zum Thema Freude, und: Ja, wir werden diesem Gesetz mit Begeisterung zustimmen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Leider ist die Freude nicht ganz ungetrübt. Denn just heute hat der Verfassungsgerichtshof das kommunale Wahlrecht, das die Stadt Wien beschlossen hat, aufgehoben. Ich möchte auch kurz darauf zu sprechen kommen. Diese Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes ist mit Bedauern zur Kenntnis zu nehmen und wird auch mit Bedauern zur Kenntnis genommen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Rechtsstaat!) Nichtsdestoweniger wäre es, war es eine Pionierleistung der Stadt Wien, eine Pionierleistung in Richtung mehr Demokratie und mehr Weltoffenheit in dieser Stadt. Es ist schade, dass es heute zu diesem Urteil gekommen ist. 

Wir GRÜNE appellieren daher dringend an die Bundesparteien, die Verhandlungen und die Gespräche im Verfassungskonvent zu nutzen, um die Verfassung dahin gehend abzuändern, dass demokratische Mitbestimmung auf kommunaler Ebene für die gesamte österreichische Bevölkerung endlich möglich wird. 

Da ich eine Optimistin bin - jeder, der mich kennt, weiß es, ich bin hartnäckig und wirklich unverbesserlich optimistisch -, gehe ich davon aus, dass irgendwann einmal auch eine Mehrheit sich finden wird, irgendwann einmal, vielleicht sogar bald, irgendwann einmal, vielleicht sogar viel mehr bald, als manchen von Ihnen in der ÖVP bedauerlicherweise lieb ist! Es wird kommen der Tag, an dem viele auch unter Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP - wie soll ich es zum Ausdruck bringen, aufwachen?, ja, aufwachen und erkennen, dass eine Stadtbevölkerung nicht so einfach in Bürger und Unbürger - Nicht-Bürger, wie es vorhin ausgedrückt worden ist - einzuteilen ist (Ruf bei der ÖVP: Es hat niemand von "Unbürgern" gesprochen!), sondern dass eine Stadtbevölkerung aus Menschen besteht, die seit Jahren in einer Stadt leben und die selbstverständlich auch irgendwann einmal das Recht haben sollten, die Zukunft der Stadt gemeinsam mitzugestalten. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wenn sie die Staatsbürgerschaft haben!)
Im Übrigen rufe ich in Erinnerung, weil es heute geheißen hat, ein Sieg der Demokratie: Nicht jeder, der einfach einen Meldezettel hat, soll wählen dürfen. Ich rufe in Erinnerung, dass es eine Einschränkung gab: Das kommunale Wahlrecht war vorgesehen für Menschen, die seit fünf Jahren in Wien leben.

Im Übrigen täte es auch gut, sich ab und zu die Statistik zu Gemüte zu führen. Dann würden Sie nämlich wissen, dass mehr als 90 Prozent der Wiener Migrantinnen und Migranten bereits länger als acht Jahre in Wien leben. Das heißt, es ist eine Maßnahme gewesen, die denjenigen Menschen die Hand gereicht hätte, die seit vielen, vielen Jahren Teil dieser Stadt sind. 

So, das haben Sie verhindert! Sie haben sozusagen im selben Chor mitgestimmt wie die FPÖ. (Abg Dr Matthias Tschirf: ... die Ausnutzung eines Rechtes! Das ist ja ungeheuerlich! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Bei der FPÖ wundert es mich überhaupt nicht, schließlich und endlich hat sie in diesem Bereich ja eine klare Position, da weiß man, woran man ist. Aber bei Ihnen - nein, Sie müssen sich die Kritik schon gefallen lassen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Daran, dass wir für den Rechtsstaat sind?) Denn Ihr Spitzenkandidat hat heute medial gesagt, er freut sich, er nimmt das mit Freude zur Kenntnis. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja!) Worüber freut er sich denn? (Abg Dr Matthias Tschirf: Dass der Rechtsstaat ...!) Oder worauf freut er sich denn? (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) - Ich kann Ihnen nur sagen, dieser Weg führt Sie direkt, aber wirklich direkt ins Mittelalter! (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.)
Eines noch: Sie singen seit Monaten das Lied davon, dass Sie eine moderne Partei sein wollen (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja!), dass Sie eine urbane Partei sein wollen, dass Sie eine weltoffene Partei sein wollen (Abg Walter Strobl: Der Rechtsstaat!) und dass Sie es sogar auf all diejenigen abgesehen haben, die sich in den letzten Monaten und Jahren in Richtung Grün verflüchtigt haben. (Abg Walter Strobl: Der Rechtsstaat gilt für alle Menschen! So einfach ist das!) Das eine sage ich Ihnen: Gerade diese Gruppe, die Sie angeblich zurückgewinnen möchten, freut sich über diese Entscheidung nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.) Und die Wiener MigrantInnen freuen sich über diese Entscheidung auch nicht. 

Was soll man also noch dazu sagen? - Ganz einfach eines: Der Einsatz für Weltoffenheit, für Demokratie, für gleiches Recht geht weiter. (Abg Walter Strobl: Gleiches Recht! Genau!) 2006 - Sie werden es sehen, 2006 -, und wenn nicht 2006, dann spätestens 2011 wird ganz Wien wählen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Worum es heute geht, ist dass der Verfassungsgerichtshof festgestellt hat, was Recht ist und was Rechtsstaatlichkeit ist. (Abg Christian Oxonitsch: Das haben wir ja klar festgehalten!) Das ist nicht etwas, wozu man mit den Achseln zuckt (Abg Christian Oxonitsch: Das gilt nur eurer Koalition!), Herr Klubobmann Oxonitsch, sondern das ist das, worauf eigentlich wir alle vereidigt sind. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Das heißt, es geht darum: Wir als Volkspartei haben kontinuierlich darauf hingewiesen, dass hier die Stadt Wien, sprich die Stadträtin, einen falschen Weg gegangen ist. Wir wollten daher bereits, als es um die Diskussion über das Ausländerwahlrecht ging, ein Hearing durchgeführt haben. Das hat nicht stattgefunden. Es wurde ein Gutachten eingeholt. Wir haben gesagt, das ist nicht die Rechtsmeinung, bei der tatsächlich davon auszugehen ist, dass sie sich auch durchsetzen wird. Erinnern Sie sich nur an das, was OSR Ponzer, seinerzeit Leiter des Verfassungsdienstes, gesagt hat, geschrieben hat: Eine klare Position - Sie haben sich darüber hinweggesetzt!

Die österreichische Bundesregierung, die im Verfahren nach Art 98 B-VG nichts anderes als die Rechtsstaatlichkeit eingefordert hat, hat noch einmal eine Chance gegeben, darüber nachzudenken. Diese Chance wurde nicht wahrgenommen, sondern es ist einfach noch einmal drübergefahren worden. Dann ist etwas geschehen, und ich höre hier immer wieder, dass auf das Parlament hingewiesen wird, auf den Nationalrat, dass Gesetze aufgehoben worden sind. Das passiert immer wieder. Aber so ein glattes Aufheben aller Bestimmungen, wie das jetzt vor sich gegangen ist, ist eigentlich etwas, was Ihnen zu Denken geben sollte. Da sieht man, wie das Drüberfahren einfach danebengeht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich wollte mich eigentlich später melden. Ich habe mir ein bisschen angeschaut, was etwa der Kollege Stürzenbecher in vorausgegangenen Diskussionen hier gesagt hat, wie er darauf hingewiesen hat, dass das alles glasklar ist, dass es auf jeden Fall halten wird und Ähnliches, dass er belehrend war und darauf hingewiesen hat, dass das alles falsch ist, was wir tun. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs von heute soll uns auf das zurückführen, was eigentlich die Aufgabe wäre. Ich erwarte mir, dass tatsächlich Maßnahmen der Integrationspolitik in dieser Stadt für die Betroffenen stattfinden, etwa in der Frage der Arbeitsmarktpolitik. Schauen wir uns doch die Arbeitsmarktstatistik an! Das hängt aber auch massiv mit der Vermittlung von Sprachkenntnissen zusammen, daran mangelt es in dieser Stadt. Oder in der Schulpolitik: Dass das letzte Kindergartenjahr vor der Schule gratis angeboten wird, damit die Möglichkeit besteht, dass alle entsprechend deutsche Sprachkenntnisse erwerben. In der Wohnbaupolitik, in der Stadtplanungspolitik - das alles sind Maßnahmen. Aber mit Placebo-Gesetzen, mit den falschen Maßnahmen ist es nicht getan. Daran seien Sie gerade an diesem Tag erinnert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt an die GRÜNEN etwas gesagt: Die österreichische Rechtsordnung - das wissen alle, die sich ein bisschen damit auseinander gesetzt haben, und das sollten doch mehr sein - unterscheidet zu Recht zwischen Staatsbürgerschaftsrechten und Menschenrechten. Alles das, was Menschenrechte betrifft, muss wirklich geschehen, aber Staatsbürgerschaft bedeutet auch Rechte und Pflichten. Unser Verständnis ist es, dass jemand - gleichgültig, welche Hautfarbe er hat, gleichgültig, welche Religion er hat, gleichgültig, aus welcher Nationalität er oder sie kommt - bei uns willkommen ist, wenn er integrationswillig und integrationsfähig ist. 

Das heißt, die Staatsbürgerschaft ist einfach eine Chance, nicht nur für uns, sondern auch für diejenigen, die hierher kommen, dass sie sich entsprechend integrieren. Wir haben Gott sei Dank eine Tradition vieler Jahrhunderte eines aufgeklärten Humanismus, und den gilt es auch zu vermitteln. (StRin Mag Maria Vassilakou: Der in den fünfziger Jahren stecken geblieben ist!) 

Ich finde es wirklich traurig, dass man ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes - das ist nicht irgendetwas! - so einfach wegschiebt. Das ist nicht der richtige Weg. (Abg Martina LUDWIG: Wer tut das? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Wenn man sagt, wir sind in den fünfziger Jahren stehen geblieben (Abg Godwin Schuster: Warum reden Sie sich etwas ein, was nicht existiert?), wie ich das jetzt höre, dann heißt das, dass man mit einem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs nicht zurechtkommt. (Abg Godwin Schuster: Kein Mensch hat das gesagt!) Natürlich, das Verfassungsgerichtshof-Erkenntnis ist von heute, vom Jahr 2004. Und das ist ja das Verständnis, das der Verfassungsgerichtshof dem zugrunde gelegt hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich verstehe auch die Nervosität. (Abg Godwin Schuster: Nein, das hat mit dem Erkenntnis nichts zu tun!) Hier ist ein Fehler begangen worden, das kann immer passieren. (Abg Godwin Schuster: ... von der ÖVP Humanismus! - Abg Christian Oxonitsch: Das ist ein wesentlicher Unterschied!) Ich glaube, was aber notwendig wäre, ist erstens einmal ein klares Bekenntnis zu dieser rechtsstaatlichen Ordnung (Abg Godwin Schuster: Warum etwas hineininterpretieren, was nicht existiert?), ein Anerkennen, dass der Verfassungsgerichtshof so erkannt hat, weil das unsere rechtsstaatliche Ordnung ist (Abg Godwin Schuster: Macht jeder hier!), und dort anfangen, wo es notwendig ist, nämlich bei den konkreten Schritten in der Integrationspolitik, dort, wo es tatsächlich um die Anliegen der einzelnen Menschen in dieser Stadt geht. Damit sollte man anfangen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Martina LUDWIG: ... wo es um die Diskriminierung von Menschen geht!)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg GÜNTHER. 

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist kein "Wermutstropfen" - wie die Kollegin Vassilakou gemeint hat -, die heutige Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes, sondern das ist ein klares Bekenntnis für Österreich und für die Demokratie in Österreich. 

Als darüber diskutiert wurde, vor allem im Ausschuss, wurde ausführlich darüber diskutiert, aber die SPÖ und die GRÜNEN sind von Anfang an mit dieser Überlegung hineingegangen, das Wahlrecht für nichtösterreichische Staatsbürger aus Drittländern einzuführen. Auch wir haben davor gewarnt. Sie haben Stellungnahmen vorgelegt, einerseits vom Verfassungsdienst des Hauses, andererseits zweimal vom Prof Mayer, wobei sich Prof Mayer bei seinen Stellungnahmen nie so richtig klar war, ob er positiv oder nicht positiv schreiben sollte. (Zwischenruf des Abg Dr Kurt Stürzenbecher.) Er hat es dann positiv formuliert und hat gesagt: Aber es ist nicht für alle tragbar, Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteher-Stellvertreter oder im Ausschuss kann man nicht heranziehen, weil hier hoheitliche Aufgaben zu vollziehen sind. 

Ich glaube, man hätte damals, entweder dem Rat der ÖVP folgend oder auch der Diskussion im Ausschuss folgend, die die Abgeordneten von FPÖ und ÖVP eingebracht haben, ein weiteres Gutachten einholen sollen. Das wollte man nicht. 

Heute hat es diese Entscheidung gegeben. Kollegin Wehsely hat gesagt, sie akzeptiert sie, aber sie tritt sofort an die Vertreter im Nationalrat heran. (Abg Martina LUDWIG: Genau!) Das ist selbstverständlich rechtens. Es ist nur interessant; ich hätte vorher noch gerne die Ausfertigung gesehen. Es ist ein Schnellschuss aufgrund der Pressemitteilung, die heute gekommen ist, dass aufgrund des Homogenitätsprinzips der Verfassungsgerichtshof über die Nichtverfassungsmäßigkeit des Wiener Wahlrechtes entschieden hat. 

Ich glaube, dass es das gute Recht ist, an alle Abgeordneten heranzutreten. Ich glaube aber auch, dass es ein Tag der Freude für die Demokratie in Österreich ist, weil der Verfassungsgerichtshof in dieser Weise über das Staatsbürgerwahlrecht erkannt hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun zum Tagesordnungspunkt 6, dem Wiener Antidiskriminierungsgesetz.

Es handelt sich bei diesem Gesetz um eine Vollziehung der EU-Richtlinie 2000/43/EG, und es wird damit die Antidiskriminierung auf Wiener Ebene umgesetzt. Hier wurden - das muss man der Frau Stadträtin und auch dem Kollegen Stürzenbecher hoch anrechnen - die Oppositionsparteien im Vorhinein, vor Beginn des Begutachtungsverfahrens darüber informiert und auch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sowohl das Antidiskriminierungsgesetz als auch die Dienstordnung und dazugehörende Gesetze auf Grund dessen geändert werden.

Das Antidiskriminierungsgesetz hat eine sehr ausführliche Stellungnahme des Verfassungsdienstes des Bundes mit sich gebracht - er hat dann sogar noch ein zweites Mal nachgeschossen, hat noch eine zweite Begründung hineingegeben -, und es ist interessant, dass eine Reihe dieser Vorstellungen im Bereich der Antidiskriminierung in der neuen Novelle umgesetzt wurden. Es ist die Erstfassung darin kaum wiederzuerkennen.

Aber ich hätte einige Formulierungen vielleicht anders gewählt, und zwar einerseits die Definition der Rasse, die hier in der Präambel erfolgt ist. Ich glaube, es wäre besser gewesen, man hätte die Begründung des Punktes 6 der Einleitung der Antidiskriminierungsrichtlinie der EU herangezogen, in der es heißt - man hätte es auf Wiener Basis umlegen müssen -: 

"Die Europäische Union weist Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz verschiedener menschlicher Rassen zu belegen, zurück. Die Verwendung des Begriffs "Rasse" in dieser Richtlinie impliziert nicht die Akzeptanz solcher Theorien."

Ich glaube, dass das klarer gewesen wäre, und es wäre eine Definition gewesen, die bereits festgestanden ist.

Ich glaube aber, dass das Gesetz im Großen und Ganzen eine vernünftige Lösung bietet, mit Ausnahme von zwei Punkten, die uns davon abhalten, diesem Gesetz unsere Zustimmung zu erteilen.

Der eine Punkt ist die Vertretung im Bereich der Diskriminierung. Hier wird festgestellt, dass Vereine, in deren Vereinszweck dieses Thema angeführt ist, auch zur Vertretung herangezogen werden können. Es gibt weder in der gesetzlichen Determinierung noch in den Erläuternden Bemerkungen klare Vorstellungen darüber, welche Voraussetzungen derartige Vereine erbringen müssen. Der bloße Umstand, dass im Rahmen des Vereinszwecks festgestellt wird, dass der Verein dafür auch herangezogen werden kann, ist für eine klare Determinierung zu wenig.

Der zweite Punkt, um den es uns geht, sind die ehemaligen §§ 4 und 5, wo festgestellt wurde, dass die Gerichte von sich aus Erhebungen durchzuführen haben. Das wäre Polizeiarbeit für die Gerichte gewesen. Das wurde vom Verfassungsdienst in seiner Stellungnahme aufgegriffen, und im jetzigen Entwurf ist man darauf eingegangen, hat das umgedreht und hat das jetzt dahin gehend gefasst, dass eine Beweislastumkehr erfolgt. Das ist grundsätzlich richtig. Das einzige Problem bei der Beweislastumkehr ist, dass diese in Österreich für Verletzungen schon bestehender Verbindlichkeiten - somit also bestehender schuldrechtlicher Sonderbeziehungen - vorgesehen ist, was bei verschuldensunabhängigen Haf-tungen nur schwer heranzuziehen ist. Ich glaube, dass die Beweislastumkehr noch nicht regelt, wie man hier vernünftig das Verschulden oder Nichtverschulden ordnungsgemäß in den Haftungsbereich einbauen kann. Daher meine ich, dass diese Regelung überdacht werden sollte, um zu sehen, wie hier im Bereich der Beweislastumkehr noch eine Regelung geschaffen werden könnte, mit der auch Haftungsübergaben entstehen können.

Das sind die beiden Gründe, warum die freiheitliche Fraktion dem Gesetzesvorschlag nicht ihre Zustimmung erteilen wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich möchte auch meine Rede in zwei Teile aufteilen. Als Erstes einige Worte zum Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, zumal dieses ja doch in einem gewissen inhaltlichen Zusammenhang zu unserem jetzigen Verhandlungsgegenstand steht und weil es ja auch von den anderen Rednern angesprochen worden ist beziehungsweise weil ich dazu dann auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen werde.

Der Verfassungsgerichtshof hat heute bekannt gegeben, dass die Einräumung des Wahlrechts für Nicht-EU-BürgerInnen für die Wiener Bezirksvertretungen verfassungswidrig sei. (Die Abgen Dr Helmut GÜNTHER und Dr Matthias Tschirf sowie die StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ist! Ist!) - Sprachlich sagt man da den Konjunktiv; das lernt man, glaube ich, schon in der Volksschule. – Wir von der Sozialdemokratischen Partei respektieren aber selbstverständlich das Urteil uneingeschränkt. Die Sozialdemokratische Partei hat sich immer zum Rechtsstaat bekannt, er ist das höchste Gut und ein wesentlicher Grundpfeiler der Demokratie. Ich würde mir nur wünschen, dass das bei allen Verfassungsgerichtshof-Erkenntnissen von allen Amtsträgern dieser Republik so geschieht. Ich erinnere mich daran, dass es beim so genannten Ortstafel-Erkenntnis ganz andere Töne gegeben hat, und ich fordere jene Amtsträger des Bundes auf, dieses Ortstafel-Erkenntnis, das jetzt, nach mehreren Jahren, noch immer nicht umgesetzt ist, endlich umzusetzen! (Beifall bei Abgeordneten der SPÖ sowie der StRin Mag Maria Vassilakou.) 

Auch wenn wir selbstverständlich das Erkenntnis in seiner Wirkung voll akzeptieren, bedauern wir politisch diese Entscheidung, denn die Intention, von der wir getragen waren, ist demokratiepolitisch und integrationspolitisch richtig. Es ist richtig, dass man sich darüber Gedanken macht, die politische Partizipation von länger hier aufhältigen ZuwanderInnen zu verankern. Man wird sie eben dort verankern, wo es jetzt, nach dem neuesten Erkenntnis, verfassungsrechtlich möglich ist, und sich dafür einsetzen.

Vielleicht noch einige Worte zu Herrn Klubobmann Tschirf: Die Wiener Stadtregierung, die SPÖ und auch die GRÜNEN, die dann ja auch zugestimmt haben, sind bei der Ausarbeitung des Wiener Wahlrechts außerordentlich seriös vorgegangen. Wie Sie wissen, haben wir uns sehr, sehr lange in einem Unterausschuss eigentlich auf hohem Niveau damit beschäftigt. Wir haben verschiedenste Einschätzungen und Gutachten von hoch renommierten Verfassungsrechtlern dazu gehabt, dass eben der Wiener Landesgesetzgeber befugt wäre, diese Materie so zu regeln. Wir haben sogar dann das mit den Bezirksvorstehern und den Bauausschüssen extra ausgenommen, um sozusagen die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen, dass das alles halten werde. 

Der Verfassungsgerichtshof hat anders entschieden. Das ist voll zu akzeptieren, und er hat sinnvollerweise in der Demokratie bei der Gesetzgebung das letzte Wort. Das sei ganz deutlich festgestellt.

Aber das politische Ziel bleibt. Entsprechend dem Verfassungsgerichtshof-Erkenntnis und auch, wie es Präsident Korinek heute gesagt hat, muss man – das sieht man jetzt richtig so – die Bundesverfassung ändern, wenn man dieses Zuwandererwahlrecht haben will, und in diesem Sinne bringe ich auch folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Stürzenbecher, Wehsely, Chorherr und GenossInnen ein, und zwar zu Post 6, betreffend Änderungen der Bundesverfassung - Schaffung der Möglichkeit für den Landesgesetzgeber zur Einführung eines kommunalen Wahlrechtes für Nicht-EU-BürgerInnen -, eingebracht in der heutigen Sitzung des Wiener Landestages:

"Beschluss- und Resolutionsantrag: 

Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Erstens: Der Bundesverfassungsgesetzgeber wird seitens des Wiener Landtages ersucht, die Bundesverfassung in der Form zu ergänzen beziehungsweise zu ändern, dass den Ländern die verfassungsrechtliche Möglichkeit eingeräumt wird, Nicht-EU-BürgerInnen ein kommunales Wahlrecht, in Wien bei den Wahlen zur Bezirksvertretung, einzuräumen.

Zweitens: Die VertreterInnen des Landes Wien und des Österreichischen Städtebundes im Österreich-Kon-vent werden ersucht, sich im Österreich-Konvent nachdrücklich für die Schaffung eines Wahlrechtes für Nicht-EU-BürgerInnen auf Ebene der Bezirksvertretungen in Wien und auf Gemeinderatsebene im übrigen Österreich einzusetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Zu dem Ausdruck, den bei einem anderen Tagesordnungspunkt Kollege Fuchs gebraucht hat - er hat mit dem bösen Wort "Verfassungsbruch" um sich geworfen -, hat Herr Präsident Hatzl schon deutlich Stellung genommen, und ich kann mich dem anschließen. Das ist eigentlich eine Terminologie, die in einer sachlichen Debatte nichts verloren hat. Ich will jetzt gar nicht die Argumentation einbringen, dass die Koalition auf Bundesebene eine Reihe von Gesetzen - ich weiß gar nicht, wie viele es sind, ich denke, ungefähr zehn – beschlossen hat, die dann aufgehoben worden sind. Ich lasse mich da weder auf Zahlen noch auf diese Debatte ein, weil wir ja für uns in Anspruch nehmen, dass wir unser Gesetz außerordentlich seriös vorbereitet haben. 

Deshalb lasse ich das und möchte nur noch als politische Bemerkung zu den Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP Folgendes sagen: Ich würde mich jetzt nicht zu sehr in eine Siegeslaune hineinbegeben. Wenn es überhaupt ein Sieg von Ihnen war, dann war es ein klassischer Pyrrhussieg, denn eine moderne bürgerliche Stadtpartei sollte sich an sich darum kümmern - und in anderen Städten Europas machen diese Parteien das auch -, wie die Partizipation von lange im Land und in der Stadt aufhältigen MitbürgerInnen sein könnte, anstatt hier im Gleichschritt mit der FPÖ vorzugehen. Wobei es mich sozusagen nicht wundert, dass Sie von der FPÖ dagegen sind, weil das vermutlich ja auch zu Ihrer Grundlinie passt; aber ich glaube, dass es viele ÖVP-Wählerinnen und -Wähler gibt - und auch viele potentielle ÖVP-Wählerinnen und Wähler gegeben hätte -, die diese Beurteilung der ÖVP Wien keinesfalls teilen, und diese werden auch bei der nächsten Wahl mit darüber zu entscheiden haben. 

Jedenfalls meine ich, es war richtig und gut, die politische Partizipation unserer lange in Wien aufhältigen MitbürgerInnen anzusprechen, und es ist richtig, weiterhin - jetzt auf der Ebene einer Änderung der Bundesverfassung - dafür zu kämpfen. Dazu stehen wir! (Beifall bei der SPÖ.)
Jetzt komme ich auf das Antidiskriminierungsgesetz zu sprechen. Eine Antidiskriminierungsgesetzgebung ist von hoher Bedeutung für eine Gesellschaft, die von der Gleichheit der Menschen und von der gleichen Würde aller Menschen überzeugt ist. Kein Mensch soll wegen einer gewissen ethnischen Herkunft, einer sexuellen Ausrichtung, einer Religion et cetera benachteiligt werden. Der EG-Vertrag hat ursprünglich im Art 13 eine wichtige Grundlage für Antidiskriminierungsbemühungen der Mitgliedsstaaten gelegt. Die Antirassismusrichtlinie der EU ebenso wie die Richtlinie über Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf verpflichten zu konkreten legistischen Schritten, zur rechtlichen Umsetzung. 

Ich möchte auch erwähnen, dass das Ludwig-Boltz-mann-Institut schon vor Jahren, noch vor diesen Richtlinien, einen sehr verdienstvollen Entwurf für ein Bundes-Antidiskriminierungsgesetz herausgegeben hat. Dieser Entwurf war für die Bewusstseinsbildung und für den Diskussionsprozess in Österreich sehr wichtig.

Der Schwerpunkt der Gesetzgebung - das ist, glaube ich, auch unbestritten - bei der Antidiskriminierung liegt an sich auf Grund der Bundesverfassung und der dortigen Kompetenzbestimmungen beim Bund. Nichtsdestotrotz ist es unsere Aufgabe als Landesgesetzgeber, jene Zuständigkeiten, wie wir hier haben, bestmöglich zu nützen. 

Und man kann mit Freude sagen: Das ist auch geschehen, das ist gut gelungen! Wir beschließen heute ein Antidiskriminierungsgesetz und beim nächsten Punkt dann auch die Antidiskriminierungsnovelle, die von allem, was bisher zur Antidiskriminierung in Österreich beschlossen wurde oder auch an konkreten Entwürfen vorliegt, wie wir meinen, die besten Varianten darstellen. 

Ich meine, dass die anderen Gebietskörperschaften aufgefordert sind, ähnlich zu handeln. Ich führe hier nur eine Stellungnahme des überparteilichen Rechtskomitees LAMBDA an, das in einer Aussendung am 15. Ju-ni 2004 geschrieben hat: "Homosexuelle in Wien sind BürgerInnen erster Klasse" und dann auch ausführt: 

"Wien hat dabei das schlagkräftigste Antidiskriminierungsgesetz, weil es in den Zuständigkeitsbereichen der Länder nicht nur den Staatsorganen und Landesbediensteten Diskriminierung untersagt, sondern darüber hinaus umfassend allen: Den landes- und gemeindeeigenen Unternehmen ebenso wie Privatpersonen. Damit ist, anders als in Oberösterreich und der Steiermark, etwa im Bereich der Spitäler, der Pflegeheime, des Sanitäts- und Rettungswesens, des Bestattungswesens, der Kindertagesheime und der Jugendwohlfahrt auch Privatpersonen Diskriminierung auf Grund sexueller Orientierung verboten. Das Rechtskomitee LAMBDA ruft Oberösterreich und die Steiermark auf, dem Beispiel Wiens zu folgen und ihre Entwürfe in diesem Sinne zu verbessern."

Ich glaube, auch diese Stellungnahme dieser überparteilichen Initiative hat unseren Bemühungen ein gutes Zeugnis ausgestellt.

Ich darf ganz kurz noch - eigentlich mache ich das jetzt wirklich kurz - auf die Genesis des Gesetzes zu sprechen kommen. Es hat ursprünglich die Entwürfe gegeben, und auf Grund der Begutachtung hat man diese dann sinnvollerweise noch weiterentwickelt. Das ist eben so: Wenn man Begutachtungsverfahren ernst nimmt und wirklich auf NGOs, auf Fachleute hört, dann sollte es etwas Selbstverständliches sein, dass nach den ursprünglichen Begutachtungsentwürfen der schließlich zur Beschlussfassung im Landtag kommende Text noch weiter verändert und weiterentwickelt wird, und das ist auch durchaus gelungen. In diesem Sinne, meine ich, war es die richtige politische Entscheidung von StRin Brauner und der SPÖ, dass man berechtigten Vorschlägen in der Begutachtung Rechnung getragen hat und jetzt eine Variante beschließt, die noch über die einschlägigen Richtlinien hinausgeht. Auch die Begutachtungsentwürfe waren den Richtlinien entsprechend, und jetzt haben wir das sozusagen noch weiterentwickelt, und dafür tragen wir auch sehr gerne die politische Verantwortung.

Ein Wort noch zur Stelle zur Bekämpfung von Diskriminierungen im § 7. Eine Anregung beziehungsweise mehrere Anregungen in der Begutachtung waren auch dahin gehend, dass man diese mittels Verfassungsbestimmung beschließen sollte. Auch diesem Vorschlag sollte man nachkommen, und deshalb bringe ich folgenden Abänderungsantrag der Abgen Stürzenbecher, LUDWIG und GenossInnen betreffend den Entwurf des Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierung (Wiener Antidiskriminierungsgesetz), eingebracht in der Sitzung des Landtages von heute, zu Postnummer 6 der Tagesordnung, ein:

"Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen gemäß § 30d Abs 2 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien folgenden Abänderungsantrag:

Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der vorliegende Entwurf des Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierung - Wiener Antidiskriminierungsgesetz - wird wie folgt geändert:

Dem § 7 Abs 2 wird folgender Abs 3 angefügt: 

(3) (Verfassungsbestimmung) Bei der Wahrnehmung der in Abs 2 genannten Zuständigkeiten ist die oder der unabhängige Bedienstetenschutzbeauftragte an keine Weisungen gebunden. Die der oder dem unabhängigen Bedienstetenschutzbeauftragten zugeteilten Bediensteten sind bei der Wahrnehmung der in Abs 2 genannten Zuständigkeiten nur an deren oder dessen Weisungen gebunden. 

§ 10 samt Überschrift lautet:

§ 10. Inkrafttreten

(1) (Verfassungsbestimmung) § 7 Abs 3 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) Die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft."

Die Begründung habe ich im Wesentlichen schon geliefert, und sie muss auch nicht vorgelesen werden. 

Jetzt möchte ich noch einige Worte zu den Abänderungsanträgen der GRÜNEN sagen. – Vorher aber vielleicht noch eine Anmerkung betreffend den Begriff "Rasse": Das, was vorher angeregt worden ist, ist in der ursprünglichen Fassung in den Erläuterungen gestanden. Es ist dann aber der vielleicht berechtigte Einwand gekommen, dass der spätere Gesetzesanwender in der Regel, wenn er nicht sehr eingehend nachforscht, die Erläuterungen ja nicht vor sich hat, und deshalb haben wir diese Relativierung des Begriffs "Rasse" - den wir natürlich an sich nicht wollen, aber der legistisch noch immer irgendwie notwendig ist - in die Präambel hineingenommen, denn dann hat jeder Rechtsanwender, der das Gesetz - und zwar nur das Gesetz, ohne Erläuterungen - vor sich hat, trotzdem die Sicherheit, dass er nachlesen kann, wie das gemeint ist.

Was den Vorschlag betrifft, dass man den Ausdruck "sexuelle Orientierung" statt "sexuelle Ausrichtung" verwenden soll, so ist das meiner Ansicht nach ein bisschen Haarspalterei, muss ich wirklich sagen. Uns haben auch Leute angerufen, die ursprünglich gesagt haben: Nehmt ja nicht den Ausdruck "sexuelle Orientierung", denn dieser würde implizieren, dass sich die Betroffenen diese Orientierung aussuchen können - und das wäre ja nach wissenschaftlichen Erkenntnissen nicht der Fall, im Wesentlichen wird man so geboren -, und deshalb nehmt doch bitte den Ausdruck "sexuelle Ausrichtung"! - Ich weiß, dass es in der Szene genauso die gegenteilige Argumentation gibt. Im Wesentlichen ist es, glaube ich, nicht von Belang. Da nun schon einmal "sexuelle Ausrichtung" von den Legisten und Fachleuten empfohlen worden ist, kann man, glaube ich, dabei bleiben. Aber es ist, wie gesagt, in der Praxis wirklich ziemlich egal, welche der beiden Formulierungen verwendet wird.

Betreffend die Geschlechtsidentität werden wir einer Zuweisung zum Fachausschuss zustimmen. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es die durchaus fundierte Auffassung gibt, das die Transgender-Personen auf Grund eines EuGH-Urteils, Geschlechtsidentität betreffend, schon jetzt im Zusammenhang mit Diskriminierung auf Grund des Geschlechts erfasst werden. Ich könnte auch den Leitsatz des diesbezüglichen EuGH-Urteils vorlesen, mache das aber nicht. Wir bleiben damit ohnehin in der Diskussion, wir weisen das jetzt einmal zu. Ich sage nur, dass es auch durchaus die begründete Auffassung gibt, dass das schon geregelt sei. Aber die Zuweisung ist, glaube ich, auf jeden Fall sinnvoll.

Ich möchte den Beamten, die bei diesem Gesetz eine intensive Tätigkeit legistischer Art, die weit über das übliche Ausmaß hinausgeht, leisten mussten, herzlich danken, insbesondere SRin Dr Bachofner, OSR Mag Hutterer, Mag Schuh und den anderen. Herzlichen Dank für die intensive Mitarbeit bei der Ausformulierung dieses Gesetzes! (Beifall bei der SPÖ.) 

Damit kann ich schon zum Schluss kommen: Die Stadt Wien wird mit der heutigen Beschlussfassung des Landtages zum Antidiskriminierungsgesetz, und beim nächsten Tagesordnungspunkt zur Antidiskriminierungsnovelle, noch mehr ihrem Charakter als offene, tolerante, soziale und moderne Weltstadt gerecht werden, in der Diskriminierung von Menschen nicht geduldet wird. Und das ist gut so! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Bevor ich die schon diskutierten Abänderungsanträge und Resolutionsanträge der GRÜNEN formal einbringe, noch ein kurzes Wort zu Herrn Kollegen Tschirf: Sie tun ja in puncto Ausländerwahlrecht so, als ob Sie dieses aus rechtlichen Gründen ablehnen würden, Sie verstecken sich hinter juristischen Argumenten. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Es versteckt überhaupt niemand ...!) Sagen Sie doch ehrlich, dass Sie es aus inhaltlichen Gründen ablehnen, dass Sie nicht dafür sind! Ich vermisse Ihre Vorstöße auf Bundesebene, ich vermisse Ihre Vorstöße im Österreich-Konvent zur Änderung der Gesetzeslage dahin gehend, dass das AusländerInnenwahlrecht in Österreich möglich wird. (Zwischenrufe der Abgen Dr Matthias Tschirf und Walter Strobl.) Ihre Argumentation hier erscheint mir doch als eine ziemlich scheinheilige, aber vielleicht ist ja die Kommunikation zwischen der Wiener ÖVP und der Bundes-ÖVP - wie wir ja wissen - nicht gerade die beste. Und wir wissen auch: Sie werden schwächer, wir werden stärker. Ihre Frauen und Kinder laufen scharenweise zu den GRÜNEN über (Neuerlicher Zwischenruf des Abg Walter Strobl.), wie ein ÖVP-Funktionär selbst gesagt hat. Und wir GRÜNEN werden sicher fleißig - wie Alfred Finz gesagt hat - daran weiterarbeiten, dass das AusländerInnenwahlrecht in Österreich umsetzbar wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Doch nun zu den Abänderungsanträgen und Resolutionsanträgen der GRÜNEN. Wie gesagt, wir stimmen dem Wiener Antidiskriminierungsgesetz mit Freuden zu, aber es hat einige Lücken.

Zuerst komme ich zu dem Abänderungsantrag, den meine Kollegin Maria Vassilakou schon ausreichend begründet hat und in dem es darum geht, den unglücklichen Ausdruck "sexuelle Ausrichtung" auf "sexuelle Orientierung" umzuformulieren. Ich denke, das ist keine Haarspalterei, sondern der Ausdruck "sexuelle Orientierung" wird durchgängig in allen Schriftstücken der Literatur zu diesem Thema verwendet. Auch in der Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinie auf Bundesebene verwendet man diesen Begriff. Ich denke also, auch um hier eine gewisse Rechtsunsicherheit zu vermeiden, wollen wir doch den unglücklichen Ausdruck "Ausrichtung" - so als ob man sich das einrichten könnte - in "Orientierung", den Ausdruck, der auch in der Szene häufiger gebraucht wird, umformulieren. Der Abänderungsantrag lautet:

"Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierung - Wiener Antidiskriminierungsgesetz - wird wie folgt geändert: 

"§ 2. Verbot der Diskriminierung

(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist jede unmittelbare Diskriminierung, mittelbare Diskriminierung und Belästigung von natürlichen Personen aus Gründen der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion, der Weltanschauung, des Alters und der sexuellen Orientierung sowie die Anstiftung einer Person zu einer solchen Diskriminierung oder Belästigung verboten."

Der zweite Antrag, der ebenso bereits diskutiert wurde, betrifft die Aufnahme der Geschlechteridentität in das Gesetz, damit auch Transgender-, transsexuell und transident lebende Menschen erfasst sind. Der Antrag lautet:

"Der Landtag wolle beschließen:

Zu den angegebenen Verboten der Diskriminierung wird zur 'sexuellen Orientierung' beziehungsweise 'sexuellen Ausrichtung' auch 'und Geschlechteridentität' hinzugefügt."

Der dritte Antrag ist ein gemeinsamer Antrag von GRÜNEN und SPÖ - ich bringe ihn gemeinsam mit meiner Kollegin Erika Stubenvoll ein - und betrifft die Einführung eines Behindertengleichstellungsgesetzes in Wien. Sie wissen, das Wiener Antidiskriminierungsgesetz bezieht sich auf die Diskriminierung aus Gründen der Behinderung nicht. Das entspricht an und für sich auch dem Wunsch der Behindertenorganisationen. Nichtsdestotrotz ist ein wirksamer Diskriminierungsschutz aus Gründen der Behinderung in Wien nötig. Der Beschlussantrag lautet:

"Der Landtag wolle beschließen:

Die zuständigen Ressorts werden beauftragt, in Zusammenarbeit mit Interessensvertretungen, der Behindertenkommission und externen ExpertInnen ein Behindertengleichstellungsgesetz zu entwickeln.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales."

Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte es eingangs gleich vorweg sagen: Das vorliegende Antidiskriminierungsgesetz wird unsere Zustimmung finden, ebenso die in der Folge zu beschließende Antidiskriminierungsnovelle. Wir werden auch Mitantragsteller zweier Anträge sein, welche die Weisungsfreiheit des unabhängigen Bedienstetenschutzbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgabe, der Bekämpfung von Diskriminierung, garantieren sollen.

Auf Bundesebene wurden jüngst das Gleichbehandlungsgesetz und eine Änderung des Bundes-Gleichbe-handlungsgesetzes beschlossen, welches im Wesentlichen drei Bereiche umfasst: Die Gleichbehandlung von Mann und Frau in der Arbeitswelt, das Verbot der Diskriminierung in der Arbeitswelt aus rassischen, religiösen, weltanschaulichen oder aus einer sexuellen Orientierung motivierten Gründen, das Verbot der Diskriminierung im Zivilleben aus rassischen Gründen. Die Bundesregierung und der Nationalrat haben damit die entsprechenden Vorgaben der Antirassismusrichtlinie und im Rahmen der Gleichbehandlungsrichtlinie umgesetzt. 

Auf Wiener Landesebene galt es nun, Antidiskriminierungsbestimmungen in einem eigenen Gesetz zu verankern, welches im Wesentlichen im Bereich der Daseinsvorsorge das Verhältnis zwischen Stadt Wien und den mit ihr verbundenen ausgegliederten Rechtsträgern und den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt betrifft. Ein Bürger darf also beispielsweise bei einer Wohnungsvergabe seitens der Stadt Wien nicht auf Grund religiöser und rassischer Motive benachteiligt werden. Die Diskriminierungskriterien im Antidiskriminierungsgesetz sind: Rasse oder ethnische Herkunft, Religion, Weltanschauung, Alter, sexuelle Orientierung. Der Rechtsschutz ist garantiert. Benachteiligte Personen haben Anspruch auf Schadenersatz gegen die Stadt Wien oder einen ihrer ausgegliederten Rechtsträger. Bei Geltendmachung dieser Ansprüche kann sich die benachteiligte Person neben den klassischen Rechtsvertretern auch einer anerkannten Organisation bedienen, so-lange deren gemeinnütziger Zweck die Einhaltung einschlägiger Gleichbehandlungs- und Antidiskriminierungs-bestimmungen ist. 

In diesem Zusammenhang ist allerdings kritisch anzumerken, dass es einen guten Grund hat, die Vertretung vor Gericht eigens ausgebildeten und befugten Rechtsvertretern, wie den Rechtsanwälten, zu überlassen. Mit der vorgelegten Regelung allerdings wird insofern ein, sagen wir, gangbarer Weg beschritten, als in den Erläuterungen festgelegt ist, dass die einschlägigen Bestimmungen über die Anwaltspflicht nicht berührt werden sollen. 

Ein letztes besonderes Merkmal in der neuen Regelung ist die eigene Beweislastverteilung: Wird von einer benachteiligten Person in einem ordentlichen Gerichtsverfahren die Verletzung des Verbots der Diskriminierung glaubhaft gemacht, so hat die beklagte Person zu beweisen, dass keine Verletzung vorgelegen ist.

Die eingangs schon erwähnte Antidiskriminierungsnovelle wird heute als zweiter in diesem Zusammenhang zu diskutierender Gesetzentwurf beschlossen. Die entsprechenden Änderungen der Dienstordnung und der Vertragsbedienstetenordnung statuieren zudem für Beamte und Vertragsbedienstete das ausdrückliche Verbot, im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit andere aus Gründen der Rasse, ethnischen Herkunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung, des Alters sowie der sexuellen Ausrichtung zu diskriminieren. Dies gilt für Bedienstete der Stadt Wien nicht nur im Verhältnis zu ihren Kolleginnen und Kollegen, sondern auch im Verhältnis zu Dritten, zu den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt.

Wir werden diesen beiden Gesetzentwürfen zustimmen und auch den beiden Abänderungsanträgen, mit welchen der überwachenden Behörde die Weisungsfreiheit und Unabhängigkeit garantiert wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich mache es ganz kurz, aber die Aussagen von Frau StRin Vassilakou, von Herrn Kollegen Stürzenbecher und von Frau Kollegin Vana haben mich dazu gebracht, dass ich sehr gerne ein paar Anmerkungen dazu machen möchte.

Erstens: Ich möchte, dass die Diskussion über das Ausländerwahlrecht nicht dazu führt, dass es zu einer Polemisierung über die Haltung von Menschen in dieser Stadt führt, die es ohnedies schon schwer genug haben.

Zweitens: Ich möchte mich dagegen verwahren, dass ich und jeder andere, der das Gesetz über das Wahlrecht für Nicht‑EU‑Bürger für nicht verfassungskonform hält, automatisch Nicht-EU-Bürger als "Un-Bürger" sehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Drittens: Ich und die Vertreter der Österreichischen Volkspartei sind voll und ganz der Meinung, dass in dieser Stadt noch viel für Integration und Partizipation von Nicht-EU-Bürgern getan werden muss - doch alles Schritt für Schritt! 

Jeder Familie, die einmal nichteigene Kinder in ihrer Familie aufgenommen hat, ist ganz besonders zu danken, und sie verdient unsere volle Unterstützung. Jeder, der sich mit der Aufnahme nichteigener Kinder in Familien einmal auseinander gesetzt hat, weiß, dass alles nur bis zu einer gewissen Größe möglich ist, sodass Integration auch erfolgreich sein kann. Auch das wollen wir in unserer Beurteilung beachten.

Was mir wichtig ist, ist dass wir allen Menschen dieselbe Würde entgegenbringen, egal welcher Personengruppe, Gesellschaftsgruppe, Altersgruppe, Nation oder Religion sie angehören. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zum Schlusswort der Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Einige Bemerkungen zu jenem Punkt, der nicht der Tagesordnungspunkt ist, nämlich zum AusländerInnenwahlrecht.

Ich möchte auch von dieser Stelle aus als zuständige Stadträtin sehr klar sagen, dass selbstverständlich das Urteil des Verfassungsgerichtshofs anerkannt wird und auch entsprechend umgesetzt wird – beziehungsweise, in diesem Fall, dass eben für eine entsprechende Nichtumsetzung gesorgt werden wird. Darüber gibt es für uns überhaupt keine Diskussion. Glücklicherweise ist das in Wien - Klammer auf, Rufzeichen, Klammer zu - keine Frage, dass Verfassungsgerichtshof-Urteile auch entsprechend akzeptiert werden, und sie sind auch nicht weiter zu kommentieren. 

Wir leben glücklicherweise in einem Rechtsstaat, und wir alle wissen das zu schätzen - aber vielleicht nicht so sehr wie Menschen, die ihr Leben dafür lassen müssen, um einen Rechtsstaat zu erkämpfen -, wir alle wissen, wie wichtig diese Institution ist und dass wir sie keinesfalls in Frage stellen dürfen.

Eine andere Ebene ist die politische. Die politische Ebene gibt uns sehr wohl die Möglichkeit, hier unterschiedlicher Auffassung zu sein. Politisch bin ich nach wie vor der Auffassung, dass es für eine lebendige, eine zukunftsorientierte, eine moderne Demokratie notwendig ist, auch ihre Instrumente an gesellschaftliche Entwicklungen anzupassen. Es ist eine nicht zu leugnende gesellschaftliche Entwicklung, dass gerade in großen Städten die Vielfalt von Menschen, die hier geboren sind, und solcher, die zugewandert sind, zunimmt. Es ist keine Ausnahmesituation, dass wir in Wien 16 Prozent Menschen mit nicht österreichischer Staatsbürgerschaft haben, sondern es ist Alltag und Normalität. 

Deswegen ist es auch kein Zufall, dass gerade wir in Wien uns entschlossen haben und uns gewünscht haben, diese Möglichkeit des AusländerInnenwahlrechts einzuführen. Es ist auch kein Zufall, dass wir uns hier mit anderen Städten eins sind. Damit meine ich gar nicht nur internationale Städte, in denen es dieses Wahlrecht schon lange gibt, sondern auch eine Stadt, die unter einer ÖVP-Führung ist, wie zum Beispiel Graz (Abg Dr Matthias Tschirf: ... völlig anders!), die genau dasselbe politische Ziel der Partizipation und des Wahlrechtes haben. 

Deswegen, denke ich, kann und muss man bei diesem politischen Ziel bleiben, und deshalb begrüße ich sehr diesen Antrag, dass wir sowohl an den Bundesgesetzgeber herantreten, als auch den Verfassungskonvent dazu nutzen, dafür zu sorgen, dass es auch verfassungsrechtliche Grundlagen gibt. Denn was ist denn der Sinn des Verfassungskonvents? - Darüber zu diskutieren, wie eine Verfassung reformiert werden kann, um modernen Ansprüchen auch entsprechend gerecht zu werden! Ich denke, dafür ist dieses Thema ein Paradebeispiel, und ich bin sehr gespannt, wie die Diskussion dort laufen wird, denn für mich ist es schon ein bisschen ein Knackpunkt für den Erfolg oder Nicht-Erfolg des Verfassungskonvents, ob so eine wichtige Frage dort auch ernsthaft und in entsprechender Breite und Sachlichkeit diskutiert wird. Ich gehe davon aus, nach dem, wie ich den Konvent bisher erlebt habe.

Zum eigentlichen Tagesordnungspunkt, dem Antidiskriminierungsgesetz: Ich freue mich persönlich einerseits darüber, dass dieses Antidiskriminierungsgesetz sozusagen das letzte Gesetz ist, das ich in meiner Funktion als Integrationsstadträtin vorlegen darf, weil ich es für wirklich unglaublich wichtig halte und weil ich glaube, dass es eine ganz, ganz bedeutende rechtliche, aber auch symbolische Grundlage für Wien darstellt.

Ich freue mich auch, dass es dafür - und ich sehe das als ein sehr gutes Beispiel - eine große Mehrheit geben wird. Ich bedanke mich auch bei jenen Parteien, die gesagt haben, sie werden diesem Gesetz und den Abänderungsanträgen zur verfassungsmäßigen Weisungsfreistellung der Antidiskriminierungsstelle zustimmen, und respektiere auch, dass der Redner der Freiheitlichen Partei zwar zwei Punkte als nicht zustimmungswürdig gesehen hat, aber immerhin den Rest. Ich weiß, das geht bei einem Gesetz nicht, dass man sagt: Die zwei wollen wir nicht, den Rest schon!, aber ich nehme es als ein sehr positives Zeichen, dass grundsätzlich dieses Gesetz fast Einstimmigkeit in diesem Gremium findet.

Ich möchte auch kurz begründen, warum sich dieses Gesetz im Zuge der Begutachtung sehr verändert hat. Sie wissen, dass ich der Ansicht bin - und das bin ich nach wie vor -, dass es nicht gut ist - vor allem nicht vor dem Vollzug, und so ein Gesetz kann nur dann wirklich leben, wenn es auch sehr praxisorientiert angewendet werden kann -, dass wir jetzt auf EU‑Ebene eine andere Regelung haben, auf österreichischer Ebene ein anderes Gesetz haben und auf Landesebene wiederum ein anderes. Ich hoffe, dass es hier noch Anpassungen gibt und vor allem auch im Bund bald eine vernünftige Regelung getroffen wird. Ich habe aber die Meinungen vor allem der Betroffenen, all der NGOs, der Interessensvertretungen, die hier eingebunden wurden und die befürchtet haben, dass es negativ ausgelegt wird und als Nichtwahrnehmung ihrer Interessen interpretiert wird, wenn sie in diesem Gesetz nicht vorkommen, zur Kenntnis genommen und sehr ernst genommen. Deswegen sind wir diesem Wunsch gerne nachgekommen, genauso wie wir dem Wunsch des Dachverbandes der Behinder-
tenorganisationen nachgekommen sind, der gesagt hat, 
sie wollen ein österreichweites, ein Bundes-Behinderten-gleichstellungsgesetz. Ich denke, man muss das schon sehr ernst nehmen.

Eine kurze Bemerkung noch zum nächsten Tagesordnungspunkt, weil dieses Gesetz zwar heute auch kurz andiskutiert wurde, aber immer ein bisschen untergeht. Ich darf mir erlauben, das, weil es doch inhaltlich zusammengehört, ein bisschen vorwegzunehmen.

Unsere Antidiskriminierungsnovelle der Dienstordnung ist von der Quantität und Qualität zumindest genauso wichtig wie das Antidiskriminierungsgesetz, wiewohl sie viel weniger in der Öffentlichkeit steht. Sie ist vielleicht sogar noch eine Spur wichtiger, denn hier geht es nicht nur darum, dass die Stadt Wien ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht diskriminieren darf, hier geht es nicht nur darum, dass Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen untereinander sich nicht diskriminieren dürfen, es geht auch darum, dass Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt unsere Kunden und Kundinnen nicht diskriminieren dürfen. Das ist, denke ich, ganz wichtig und entscheidend und betrifft eben nicht nur die Stadt intern, sondern viele, viele Wiener und Wienerinnen, mit denen wir in Kundenkontakt sind. 

In diesem Sinne freue ich mich über den Abänderungsantrag, freue mich über die breite Zustimmung und glaube, dass wir damit wirklich ein sehr wichtiges Gesetz für ein modernes, tolerantes und weltoffenes Wien beschließen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zu mehreren Abstimmungen. 

Es liegt mir der Abänderungsantrag der Abgen Stürzenbecher, LUDWIG und Genossen vor, der den § 7 betrifft. 

Die Bestimmungen in § 7 Abs 3 des Abänderungsantrags sind Verfassungsbestimmungen. Hiefür ist gemäß § 124 Abs 2 der Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich hiermit feststelle. 

Gemäß § 124a der Stadtverfassung ist für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag auf Abänderung beim § 7 Abs 2 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig, und damit ist auch die erforderliche Zweidrittelmehrheit gegeben. 

In diesem Antrag gibt es auch noch eine Abänderung beim § 10. Auch hier gilt dasselbe wie zuvor: Es ist eine Verfassungsbestimmung, und auch hier ist die Zweidrittelmehrheit notwendig. 

Ich bitte jene Abgeordneten, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – (In Richtung SPÖ, deren Abgeordnete kein Zeichen der Zustimmung geben.) Ich nehme an, nachdem die SPÖ diesen Antrag eingebracht hat, dass sie zustimmt? (Abg Christian Oxonitsch: Aber wir haben jetzt einen eingebracht, ...! – Heiterkeit bei Abgeordneten der ÖVP und FPÖ.) Entschuldigung: Es gibt einen Antrag, der in zwei Anträge für Verfassungsbestimmungen gegliedert ist. Sie haben zuerst dem ersten zugestimmt, und jetzt wird über den zweiten Teil abgestimmt. (Abg Christian Oxonitsch: Entschuldigung! Ich hab geglaubt, ...!) Man sollte aufpassen! 

Daher also, nachdem ich noch nicht endgültig eingeleitet habe: Wer dem zweiten Teil des Antrags zustimmt, nachdem es sich um eine Verfassungsbestimmung handelt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Somit ist auch dies mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit - da einstimmig - beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wir haben einen weiteren Abänderungsantrag, und zwar von den GRÜNEN, von Frau Abg Dr Vana, zur Abstimmung vorliegen. Dieser Abänderungsantrag ist kein Antrag, der eine Zweidrittelmehrheit erfordert. Es geht dabei um den § 2, Verbot der Diskriminierung. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, und daher ist diesem Antrag nicht zugestimmt.

Wir kommen damit zur Ersten Lesung. 

Die Erste Lesung beinhaltet den Abänderungsantrag, dem zugestimmt wurde, und es ist daher für die Erste Lesung auch die Zweidrittelmehrheit notwendig. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Landtags, die in der Ersten Lesung zustimmen, jetzt die Hand zu erheben. – Das ist nicht nur die Mehrheit, sondern auch eindeutig die erforderliche Zweidrittelmehrheit, und daher ist das Gesetz in Erster Lesung auch mit der entsprechenden qualifizierten Mehrheit so beschlossen.

Wir kommen nun zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen. 

Es gibt einen Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Stürzenbecher, Wehsely und Chorherr betreffend Änderungen der Bundesverfassung. Er wurde zuvor re-feriert. 

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ und die GRÜNEN, und damit hat dieser Antrag die erforderliche Mehrheit und ist somit beschlossen.

Wir kommen zum Resolutionsantrag der Abgen Vana und Stubenvoll betreffend Behindertengleichstellungsgesetz für das Land Wien. In formeller Hinsicht ist hier die Zuweisung dieses Antrages an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales beantragt. 

Wer hier zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und somit beschlossen.

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Abg Vana betreffend Wiener Antidiskriminierungsgesetz. Auch hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags beantragt, und zwar an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Für die Zuweisung sind die SPÖ und die GRÜNEN. Somit ist auch diese Zuweisung beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die Zweite Lesung vornehmen. – Einen Widerspruch sehe und höre ich nicht. 

Damit kommen wir zur Zweiten Lesung. In Zweiter Lesung ist genauso wie in der Ersten Lesung die qualifizierte Mehrheit von zwei Dritteln notwendig. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen, nun um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ, ÖVP und GRÜNE, und somit ist das Gesetz in Zweiter Lesung mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit angenommen und beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 7. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem 
die Dienstordnung 1994 (18. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (18. No-velle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995) und 
das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 (6. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechts-gesetz 1995) geändert werden - "Antidiskriminierungsnovelle" ist der Kurzbegriff. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte um die Einleitung der Verhandlung.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte, auch diese Novellierung zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Einen Einwand gibt es nicht. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Keine Sorge, ich werde mich ganz kurz fassen und nur formal die Anträge der GRÜNEN, die zu diesem Tagesordnungspunkt gehören, einbringen. 

Es ist dies erstens der Abänderungsantrag, der analog zur Postnummer 6 erfolgt, nämlich den Begriff "sexuelle Ausrichtung" auf "sexuelle Orientierung" zu ändern. Vielleicht überlegt es sich die SPÖ ja noch und stimmt doch zu. Der Antrag lautet: 

"Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994" et cetera, et cetera "geändert werden, wird in 

- Art I § 18a Abs 1

- Art I § 18a Abs 2

- Art II § 4a Abs 1 

- Art II § 4a Abs 2 wie folgt geändert: 

Die Bezeichnung 'sexuelle Ausrichtung' wird durch 'sexuelle Orientierung' ersetzt." 

Der zweite Abänderungsantrag zur Antidiskriminierungsnovelle betrifft die Aufnahme der Gruppe der Transgender-, transsexuell und transident lebenden Menschen. Der Antrag lautet: 

"Zu den angegebenen Verboten der Diskriminierung wird zur 'sexuellen Orientierung', beziehungsweise 'sexuellen Ausrichtung' auch 'und Geschlechteridentität' hinzugefügt. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal."

Ich komme jetzt zum letzten Antrag, der auch schon im Rahmen der Postnummer 6 ausführlich diskutiert wurde. Bei diesem geht es um eine Klarstellung, nämlich dass im Wiener Antidiskriminierungsgesetz keine anderen Tatbestände stehen sollen als in der Antidiskriminierungsnovelle der Dienstordnung. Es betrifft dies die Staatsbürgerschaftsausnahmen. Im Wiener Antidiskriminierungsgesetz gibt es eine generelle Ausnahme des Diskriminierungsverbotes auf Grund der Staatsbürgerschaft. Es gibt jedoch eine Ausnahme, die dort aufgenommen ist, und diese lautet: Es gilt "nicht für unterschiedliche Behandlungen auf Grund der Staatsangehörigkeit, sofern diesen nicht Vorschriften der Europäischen Union über die Gleichstellung von Unionsbürgerinnen und -bürgern und von Drittstaatsangehörigen entgegenstehen." - Diese Regelung des Antidiskriminierungsgesetzes wollen wir auch in der Antidiskriminierungsnovelle haben, damit das Ganze auch EU-Richtlinien-konform ist und wir uns nicht eine Hintertür öffnen, auf Grund der Staatsangehörigkeit dann doch vielleicht diskriminieren zu dürfen. Der Abänderungsantrag der GRÜNEN lautet daher wie folgt: 

"Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994" et cetera "geändert werden (Antidiskriminierungsnovelle) wird wie folgt geändert:

Art I, § 18b Abs 1 soll lauten: 

'Eine Diskriminierung im Sinn des § 18a Abs 1 liegt nicht vor, wenn die unterschiedliche Behandlung auf Grund der Staatsangehörigkeit erfolgt, sofern dieser nicht Vorschriften der Europäischen Union über die Gleichstellung von Unionsbürgerinnen und –bürgern und von Drittstaatsangehörigen entgegenstehen.'"

Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Stürzenbecher. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich werde auch dann einen Abänderungsantrag einbringen, und zwar auf Grund der im Rahmen der Begutachtung eingebrachten Vorschläge oder Einwände, dass man für diese Stelle gegen Diskriminierung eine Verfassungsbestimmung machen soll. Wir haben das im Zusammenhang mit dem Antidiskriminierungsgesetz, und das ist eben jetzt bei der Antidiskriminierungsnovelle auch so formuliert. 

Und zwar ist das der Abänderungsantrag der LAbgen Stürzenbecher, LUDWIG, GenossInnen und so weiter betreffend die Dienstordnung, Vertragsbedienstetenordnung und so weiter:

"Die unterfertigten Landtagsabgeordneten stellen daher gemäß § 30 Abs 2 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien den Abänderungsantrag:

Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der Entwurf des Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (18. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (18. Novelle zur Ver-tragsbedienstetenordnung 1995) und das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 (6. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995) ge-ändert werden (Antidiskriminierungsnovelle), wird wie folgt geändert:

1. Art I Z 2 erster Satz lautet wie folgt: 

'2. (Verfassungsbestimmung im Umfang des § 67j Abs 2) Nach § 67a wird folgender Abschnitt 6b eingefügt:'

2. Art I Z 2 lautet hinsichtlich § 67j wie folgt: 

'§ 67j. (1) Die nach § 7 Abs 1 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes, LGBl für Wien Nr xx/2004, zur Bekämpfung von Diskriminierungen eingerichtete Stelle ist auch zur Bekämpfung von Diskriminierungen (§ 18a) von Beamten oder durch Beamte (§ 1 Abs 2), die im Zusammenhang mit deren Dienstverhältnis zur Stadt Wien stehen, zuständig. § 7 Abs 2 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes gilt sinngemäß.

(2) (Verfassungsbestimmung) § 7 Abs 3 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes gilt sinngemäß. 

(3) Die Stelle ist berechtigt, bei jedem begründeten Verdacht einer Diskriminierung gemäß § 18a durch einen Beamten mit schriftlicher Zustimmung der Person, die eine ihr zugefügte Diskriminierung behauptet, unmittelbar bei der Disziplinarbehörde (§ 81 Z 1) Anzeige zu erstatten.'

3. Art II Z 2 erster Satz lautet wie folgt: 

'2. (Verfassungsbestimmung im Umfang des § 54j Abs 2 und des § 54k Abs 2) Nach § 54 wird folgender Abschnitt 6a eingefügt:' 

4. Art II Z 2 lautet hinsichtlich § 54j wie folgt: 

'§ 54j. (1) Die nach § 7 Abs 1 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes, LGBl für Wien Nr xx/2004, zur Bekämpfung von Diskriminierungen eingerichtete Stelle ist auch zur Bekämpfung von Diskriminierungen (§ 4a) von Vertragsbediensteten oder durch Vertragsbedienstete (§ 1 Abs 2), die im Zusammenhang mit deren Dienstverhältnis zur Stadt Wien stehen, zuständig. § 7 Abs 2 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes gilt sinngemäß.

(2) (Verfassungsbestimmung) § 7 Abs 3 des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes gilt sinngemäß.'

5. Art II Z 2 lautet hinsichtlich § 54k wie folgt: 

'§ 54k. (1) Die §§ 54a bis 54f, 54h, 54i und 54j Abs 1 finden auch auf die in § 1 Abs 2 Z 1, 3, 6 und 7 genannten Bediensteten sowie auf die Angestellten des Landwirtschaftsbetriebes Anwendung. 

(2) (Verfassungsbestimmung) § 54j Abs 2 findet auch auf die in § 1 Abs 2 Z 1, 3, 6 und 7 genannten Bediensteten sowie auf die Angestellten des Landwirtschaftsbetriebes Anwendung.'

6. Art V lautet wie folgt: 

'Es treten in Kraft: 

1. (Verfassungsbestimmung) Art I Z 2 (soweit er sich auf § 67j Abs 2 der Dienstordnung 1994 bezieht) und Art II Z 2 (soweit er sich auf § 54j Abs 2 und § 54k Abs 2 der Vertragsbedienstetenordnung 1995 bezieht) mit Ablauf des Tages der Kundmachung,

2. Art I Z 1 und 2 (soweit er sich auf § 67j Abs 1 und 3 der Dienstordnung 1994 bezieht), Art II Z 1 und 2 (soweit er sich auf § 54j Abs 1 und § 54k Abs 1 der Vertragsbedienstetenordnung 1995 bezieht), Art III und Art IV mit Ablauf des Tages der Kundmachung.'" 

Das war jetzt die Leseübung. Ich weiß, dass es irgendwie unangenehm ist zuzuhören, aber es ist noch schwieriger, es vorzulesen. In diesem Sinne danke ich für die Geduld und Aufmerksamkeit. 

Ich möchte vielleicht noch einen inhaltlichen Satz sagen, nämlich dass die Antidiskriminierungsnovelle wahrscheinlich vom Gehalt her für Wien wirklich noch wichtiger ist als das Antidiskriminierungsgesetz. Ich bedanke mich auch dafür, dass es eine so breite Zustimmung gibt. - Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen daher zu einer Vielzahl von Abstimmun-gen. 

Mir liegt zunächst der Abänderungsantrag der Abg Vana zu Art I § 18a Abs 1 und Abs 2, § 4a Abs°1 und Abs 2 vor. Es handelt sich hier um keine Notwendigkeit von qualifizierten Mehrheiten. 

Wer diesem Abänderungsantrag der GRÜNEN zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN. Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt. 

Es gibt weiters den Abänderungsantrag der GRÜ-NEN betreffend Staatsbürgerschaftsausnahme in der An-tidiskriminierungsnovelle der Dienstordnung. Es geht um den §°18b Abs 1. 

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE. Dieser Antrag hat damit die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen jetzt zu dem vom Abg Stürzenbecher eingebrachten Abänderungsantrag. Ich bitte auch hier wieder um Beachtung, dass es sich um Verfassungsbestimmungen handelt, und ich komme daher jeweils in der Form, wie die einzelnen Anträge verfassungsbestimmungsmäßig lauten, zur Abstimmung. 

Wir haben zunächst den § 67j. 

Wir haben einmal Art I Z 2 als eine Verfassungsbestimmung. 

Wer für diese Verfassungsbestimmung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und damit die erforderliche Zweidrittelmehrheit. 

Wir haben den § 67j Abs 2. 

Wer für diese Änderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und damit auch die erforderliche Verfassungsmehrheit. 

Wir haben den Art II Z 2. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und damit die erforderliche qualifizierte Mehrheit. 

Wir haben den § 54j Abs°2. 

Wer für diesen Paragraphen in der Abänderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und damit auch die erforderliche Verfassungsmehrheit. 

Wir haben den § 54k Abs 2. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch einstimmig und damit die erforderliche qualifizierte Mehrheit.

Und wir haben den Art V Abs 1. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch einstimmig und damit auch die erforderliche Mehrheit.

Wir haben nunmehr die Erste Lesung vorzunehmen. 

Wer bei der Ersten Lesung – auch hier ist wieder die Zweidrittelmehrheit notwendig – zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, SPÖ und ÖVP und daher die erforderliche Mehrheit auch in qualifizierter Form. Das Gesetz ist somit in Erster Lesung beschlossen.

Ich habe auch Beschluss- und Resolutionsanträge, ebenfalls von den GRÜNEN, bekommen.

Es gibt den Beschlussantrag der Abg Vana betreffend Antidiskriminierungsnovelle der Dienstordnung. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. Man möchte zu den angegebenen Verboten der Diskriminierung zur sexuellen Orientierung beziehungsweise sexuellen Ausrichtung auch "und Geschlechteridentität" hinzufügen.

Wer für diesen Beschlussantrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE und SPÖ und damit die erforderliche Mehrheit. 

Es gibt den Beschlussantrag der Abg Vana betreffend Antidiskriminierungsnovelle der Dienstordnung. Auch hier wird eine Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. Es wird zu den angegebenen Verboten der Diskriminierung zur sexuellen Orientierung beziehungsweise sexuellen Ausrichtung auch "und Geschlechteridentität" hinzugefügt. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist derselbe Antrag!)

Ich habe da eigentlich jetzt zwei Anträge bekommen, die gleichen Inhalts sind, wie ich textlich sehen kann. Eigentlich haben wir den einen Antrag abgestimmt. Ich habe das zweimal bekommen. (Abg Dr Monika Vana: Ich habe drei Anträge eingebracht! – Abg Christian Oxonitsch: Wir haben keine anderen!) 

Ich bitte um eine Minute Unterbrechung, um der Antragstellerin die Gelegenheit zu geben, mich auf den Unterschied aufmerksam zu machen. (Abg Christian Oxonitsch: Es waren drei insgesamt, das stimmt schon, ein Beschlussantrag und zwei Abänderungsanträge!) Darf ich Sie bitten. 
(Die Sitzung wird um 19.02 Uhr unterbrochen und um 19.03 Uhr wieder fortgesetzt. – Abg Dr Monika Vana begibt sich zum Präsidenten Johann Hatzl, um den Sachverhalt zu klären.)

Präsident Johann Hatzl: Danke. – Ich nehme die Sitzung wieder auf. 

Da ist nur ein Irrtum in der Zuteilung der einzelnen Poststücke gewesen. Es ist daher in diesem Bereich abgestimmt, und es liegt kein weiterer Antrag vor.

Wir kommen daher, wenn Sie einverstanden sind und kein Widerspruch erfolgt, zur Zweiten Lesung. – Ich sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand, wobei ich aufmerksam mache, dass auch hier wieder die Zweidrittelmehrheit notwendig ist. Wer ist dafür? – Das sind SPÖ, GRÜNE und ÖVP und somit auch die erforderliche qualifizierte Mehrheit zur Beschlussfassung in Zweiter Lesung. 

Damit ist auch die Postnummer 7 abgeschlossen.

Die Postnummer 8 betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994, die Besoldungsordnung 1994, die Pensionsordnung 1995, das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, das Wiener Personalvertretungsgesetz und das Wiener Bezügegesetz 1995 geändert werden. 

Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich bitte Sie, diese kurz als Pensionsreform bezeichnete Vielzahl an Novellierungen zu diskutieren und zuzustimmen.

Präsident Johann Hatzl: Danke schön. – Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Vana. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Wiener GRÜNEN werden die Wiener Pensionsreform ablehnen, und zwar aus mehreren Gründen. Wir haben es uns nicht leicht gemacht.

Der Grund Nummer eins: Wir sehen derzeit keine Notwendigkeit, am so genannten Wiener BeamtInnenpensionssystem Änderungen vorzunehmen, weder in zeitlicher Hinsicht vor der Pensionsharmonisierung des Bundes, die ja hoffentlich doch irgendwann einmal erfolgen wird, noch aus finanziellen Gründen. Wien hat, wie Sie alle wissen, einen Maastricht-Überschuss vorzuweisen, Wien ist eine der reichsten Städte der Welt, es ist also nicht nötig, jetzt Einschnitte bei den BeamtInnenpensionen vorzunehmen. 

Und was die Terminologie betrifft, die Sie verwenden, so können wir in diesem Zusammenhang auch nicht so viel damit anfangen. Sie sprechen auch von einer "Pensionssicherungsreform". Das ist erstaunlicherweise eine ähnliche Terminologie, wie sie auch die blau-schwarze Bundesregierung bei ihrer Pensionsreform 2003 verwendet hat, einer Pensionsreform, wegen der Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie und auch von der Gewerkschaft, noch vor einem Jahr auf die Straße gegangen sind, dagegen demonstriert haben und dagegen gestreikt haben.

Es hat aber auch starke inhaltliche Gründe – ich habe sie eingangs schon erwähnt –, weshalb wir diese Pensionsreform ablehnen. Unserer Ansicht nach finden sich leider wesentliche Eckpunkte der Pensionsreform 2003 des Bundes in dieser Wiener Pensionsreform wieder, zugegebenermaßen etwas abgeschwächt, also die Einschnitte kommen etwas später und etwas langsamer. Es war natürlich auch die DienstnehmerInnenvertretung stärker eingebunden, als das bei der Bundesreform der Fall war – das ist sicher auch erwähnenswert –, aber es ist und bleibt ein Einschnitt in die Rechte der Bediensteten.

Es wird eine Erhöhung des Regelpensionsalters auf 65 Jahre vorgenommen, der Steigerungsbetrag wird auf 1,78 Prozent abgesenkt, das heißt, die 80 Prozent Pension bekommt man jetzt erst nach 45 Dienstjahren. Es werden Abschläge für früheren Pensionsantritt eingeführt beziehungsweise erhöht, die Pensionsbeiträge werden erhöht. Das alles sind Eckpunkte der Bundespensionsreform 2003, und die finden sich in der Wiener Pensionsreform wieder, auch wenn Sie ihr – das möchte ich schon erwähnen – ein bisschen eine rosarote Verkleidung gegeben haben und einige Zuckerl eingeführt haben. 

Einige Verbesserungen im Vergleich zur Bundesreform sind drinnen: Das ist der nicht unschlau gelöste Pensionskorridor zum Beispiel, wo es eine Wahlfreiheit gibt bezüglich des Zeitpunktes des Pensionsantrittes innerhalb bestimmter Jahre. Das ist gut. 

Es gibt eine Verbesserung der Anrechnung der Vordienstzeiten und auch eine verbesserte Möglichkeit des Nachkaufs fehlender Pensionsjahre. Auch das ist besser, als es der Bund gelöst hat. 

Es gibt wesentlich bessere Aufwertungsfaktoren, das ist unbestritten. 

Es gibt eine bessere Anrechnung von Kindererziehungszeiten. Insofern sind das Auswirkungen, die vor allem Frauen treffen. Wir haben das ja auch gestern schon eingehend diskutiert, dass leider auch im öffentlichen Dienst es vor allem Frauen sind – zu 99 Prozent im öffentlichen Dienst –, die Elternkarenz in Anspruch nehmen. Auch hier gibt es also Verbesserungen. 

Auch die so genannte SchwerarbeiterInnenregelung ist nicht schlecht.

Aber, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, Sozialabbau bleibt Sozialabbau, ob er jetzt in einer abgeschwächteren Form daherkommt oder nicht. Die Bediensteten haben Verschlechterungen hinzunehmen, auch wenn es ihnen immer noch "wesentlich besser" geht – unter Anführungszeichen – als den ASVG-Versicherten. Sozialabbau bleibt Sozialabbau. Länger arbeiten für weniger Pension heißt es jetzt auch in Wien. Und was Gewerkschaftsvorsitzender Hundstorfer gegenüber den Gewerkschaftsmitgliedern gesagt hat, nämlich dass es sich um ein so genanntes kalkulierbares Minus handelt bei dieser Pensionsreform, also das finden wir GRÜNE schon etwas zynisch. Von dieser Wortwahl möchte ich mich an dieser Stelle schon ein bisschen distanzieren. Die massiven Pensionskürzungen, die Sie hier vornehmen, sind nicht einfach eine Kleinigkeit und nicht einfach ein kalkulierbares Minus, vor allem nicht für die niedrigen Einkommen bei der Gemeinde Wien.

Damit komme ich zu dem für uns wichtigsten Punkt, warum wir die vorliegende Pensionsreform sozial nicht als gerecht empfinden. Es wurde – wir hätten uns das sehr gewünscht – kein Sockel für niedrige Einkommen eingeführt, damit zum Beispiel die massiven Kürzungen für niedrige Einkommen unter einem gewissen Sockel nicht gelten.

Sie wissen, wir wissen, dass die Wiener BeamtInnenstruktur eine andere ist als jene des Bundes. Im Bund arbeiten wesentlich mehr Akademiker, Akademikerinnen zum Beispiel, aber bei der Gemeinde Wien haben wir wesentlich mehr Bedienstete, viele Bedienste mit niedrigen Einkommen, die sehr, sehr langsam steigen, die nur zu einer sehr niedrigen Pension berechtigen, und für diese Menschen sind jetzt kaum Abfederungen und Absicherungen vorgesehen. Das betrifft Frauen, das be-trifft ArbeiterInnen, C-BeamtInnen, D‑BeamtInnen. Wir haben uns das ein bisschen angeschaut im vorliegen-
den Gehaltschema. Was kann denn zum Beispiel eine Kindergartenhelferin, die bei der Gemeine Wien mit 1 000 EUR brutto für Vollzeitarbeit einsteigt und deren Gehalt nach 10°Jahren – und das ist inklusive Zuschläge, bitte – lediglich auf 1 159 EUR brutto gestiegen ist, für eine Pension erwarten? Also hier finde ich es wirklich ungerecht, auch noch Pensionskürzungen vorzunehmen und keinen Sockel für niedrige Einkommen einzuführen. 

Wer kann bis 65 Jahre arbeiten, wer kann 45 Dienst-jahre zusammenbekommen? Viele dieser Bediensten, die ich genannt habe, die untere Einkommen beziehen, schaffen das nicht, weder aus gesundheitlichen Gründen noch aus familiären Gründen. Die Kindergartenhelferin habe ich schon erwähnt, aber es betrifft vor allem auch das Reinigungspersonal, die E‑BeamtInnen, D-Beamt-Innen, C-BeamtInnen. Diese BeamtInnen haben so niedrige Einkommen, dass sie auch kaum die Möglichkeit haben, von den so genannten Zuckerln, die Sie anbieten, Gebrauch zu machen, nämlich Vordienstzeiten anzurechnen oder Pensionsjahre nachzukaufen oder eigene freiwillige Pensionsbeiträge für eine Zusatzpension, für die so genannte dritte Säule der Pensionsvorsorge, zu leisten. Diese Möglichkeiten gibt es nicht, und auch deshalb finden wir diese Pensionsversorgung ungerecht.

Wir lehnen sie aber auch deshalb ab, weil eigentlich versprochen wurde, die Pensionsreform zu koppeln an die längst notwendige, überfällige Besoldungsreform im öffentlichen Dienst. Das war ein Versprechen an die Gewerkschaft. Dieses Versprechen ist unserer Ansicht nach nicht gehalten worden. Von der Besoldungsreform in Wien ist noch weit und breit nichts in Sicht, dabei wäre sie dringend notwendig. Vor allem im Bereich der Anrechnungs- und Vordienstzeiten oder für junge Menschen, die mit relativ niedrigen Einstiegsgehältern anfangen, wäre sie notwendig, und sie wäre auch deshalb notwendig, um das – ich nenne es einmal so – unsägliche ausufernde Sondervertragswesen ein bisschen ein-zudämmen, das ja auch dazu geführt hat, dass es viele oft nicht nachvollziehbare Spitzenpensionen in der Gemeinde Wien gibt, die sich außerhalb jedes Beamten-, Beamtinnenschemas befinden und eine schlechte oder eine unverständliche Signalwirkung für die Bezieher und Bezieherinnen niedriger Einkommen darstellen.

Alles in allem ist diese Pensionsreform, die hier vorgelegt wurde, also leider kein rotes Gegenmodell der Stadt Wien zur Pensionsreform des Bundes, sondern Sie vollziehen langsamer und ein bisschen sozial verträglicher – das sei hier schon gesagt –, aber doch die massiven Pensionskürzungen des Bundes nach, und dafür können die Grünen leider keine Zustimmung geben. 
Es bleibt aber abschließend natürlich noch zu sagen, dass es der Bund ist, der hier versagt in der Sozialpolitik und in der Absicherung von Menschen im Alter. Es versagt der Bund bisher auch vollkommen bei der Pensionsharmonisierung. Die ist anscheinend irgendwie auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben. Man hört immer wieder unterschiedliche Termine. Der jüngste ist, dass im Sommer die Eckpunkte der Bundespensionsharmonisierung vorliegen sollen. Der Bund hat es auch verabsäumt, die Wiener Landesbeamten und –beamtin-nen in die Verhandlungen und in die Pensionsharmonisierung des Bundes einzubeziehen. Das heißt, die dürfen sich jetzt überhaupt nicht wundern, dass die Wiener Stadtregierung ein eigenes Pensionsmodell vorlegt. Dagegen ist wirklich überhaupt nichts zu sagen. Wenn man schon in die Harmonisierung nicht einmal einbezogen wird, dann braucht man sich nicht zu wundern, wenn man dann natürlich die eigenen Vorstellungen umsetzt – jenseits des Bundes. 

Wir Grünen stehen für ein starkes öffentliches Pensionsmodell. Wir wollen ein einheitliches allgemeines Pensionsmodell, in dem jeder Beitragseuro dasselbe wert ist. Das erwarten wir uns auch von der Pensionsharmonisierung des Bundes. Ich glaube nur nicht daran. Das, was man jetzt von den Plänen der Pensionsharmonisierung hört, geht in die andere Richtung, nämlich dass es weiter Sonderrechte für Gewerbetreibende, für Bauern und Bäuerinnen geben soll und es wieder die ASVG-Versicherten sind, die hier die Benachteiligten sind. Sie wollen eine Schwächung des staatlichen Pensionssystems, sie wollen – und auch die Abfertigung neu war eigentlich ein Schritt in diese Richtung – eine Schwächung der staatlichen Pension und einen Ausbau der zweiten und dritten Säule in der Pensionsvorsorge, die eine wesentlich schlechtere Absicherung ist und wesentlich weniger Sicherheit bietet für die Menschen in diesem Land, für die Menschen im Alter. 

Wir stehen für diese Deformierung, für diesen Abbau des öffentlichen Pensionswesens nicht zur Verfügung, und auch deshalb lehnen wir diese Wiener Pensionsreform heute ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

In den letzten 30 Jahren ist die Lebenserwartung um 8,3 Jahre gestiegen. Der Anteil der über Hundertjährigen verdreifacht sich. Die Anzahl der Geburten hat sich vom Anfang der sechziger Jahre bis heute auf rund die Hälfte reduziert. Gleichzeitig verdoppelt sich die Anzahl der älteren Mitbürger über 60 Jahre auf fast 3 Millionen Mitbürger. Weiters hat sich die Arbeitszeitdauer um sechs Jahre verringert. Das heißt, derzeit gehen bereits 97 Pro-zent aller arbeitenden Menschen vor dem 65. Lebensjahr in Pension. Die Ausbildungsdauer hat sich um drei Jahre verlängert, und wir sind alle im Durchschnitt um zwölf Jahre länger in Pension. 

Und da sagst du, liebe Frau Kollegin Vana, es gibt keinen Grund zu handeln? Es liegt nichts vor, um irgendeine Änderung zu machen? Tut mir Leid, da hast du offensichtlich viele Entwicklungen verschlafen, oder du willst sie nicht sehen. Und beides ist in diesem Fall nicht in Ordnung. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Es kommt immer auf die Betrachtungsweise an!)
Meine Damen und Herren! Diese Strukturen erfordern Änderungen, diese Strukturen haben den Bund auch veranlasst, nicht nur jetzt, sondern schon in den vergangenen Jahren Änderungen zu machen. Dass das notwendig ist, haben zahlreiche Experten in den achtziger und neunziger Jahren bereits zum Ausdruck gebracht. Doch da – das sag' ich auch ganz offen dazu – ist es uns nicht leichtgefallen, diese notwendigen Änderungen vielleicht schon in den neunziger Jahren durchzuführen, weil es uns auch nicht immer gelungen ist, den damaligen Koalitionspartner dafür zu gewinnen. Aber die Machtprobe, die in der SPÖ damals zwischen Vranitzky und Gewerkschaft geherrscht hat, war für viele nicht durchdringbar, und das hat dazu geführt, dass es notwendig geworden ist, in der Zeit danach die Reformen noch wichtiger zu nehmen und noch rascher durchzuführen.

Meine Damen und Herren! Dass das nun dazu führt, dass auch auf Wiener Ebene eine Pensionsreform durchgeführt wird, ist ein positives Zeichen, aber es ist eben nicht mehr als ein positives Zeichen, denn sie erfüllt bei weitem nicht die Voraussetzungen, die notwendig wären, um auch in Zukunft die Pensionen zu sichern, auch wenn die Stadt Wien eine reiche Stadt ist. Aber wenn es der Wiener SPÖ und vor allem der Bundes-SPÖ wirklich ein Anliegen ist, die Pensionen insgesamt zu harmonisieren, dann hätten Sie jetzt auf den Art 21 der Bundesverfassung mehr Rücksicht genommen und versucht, sich dem Pensionssystem des Bundes anzunähern. (Abg Franz Ekkamp: Die gibt es ja noch gar nicht, die Harmonisierung!) Doch so hat die SPÖ nur noch mehr Ungleichheit hineingebracht, nur noch mehr Unterschiede in das Pensionssystem hineingebracht und im Grunde hier ganz bewusst eine Pensionsregelung vorgelegt, die offensichtlich für Disharmonisierung und nicht für Harmonisierung ist. Und damit haben Sie sich auch gegen Ihren eigenen Parteiobmann auf Bundesebene ausgesprochen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, schon in der Pensionsreform 2000 wurde das Pensionsantrittsalter auf 61,5 Jah-re angehoben, die Stadt Wien hat es nicht nachvollzogen. Die Pensionsreform 2003 hat eine Durchrechnung auf 40 Jahre bis 2028 auf Bundesebene gebracht. Sie hebt das Pensionsantrittsalter auf 65 Jahre bis zum Jahr 2017 an, sie bringt Abschläge von 2,36 Prozent pro Jahr für jedes einzelne vorzeitig angetretene Pensionsjahr, sie bringt Zuschläge von 2,2 Prozent für jedes Jahr, das länger gearbeitet wird, sie verringert die Durchrechnung um Zeiten der Kindererziehung auf maximal 36 Monate pro Kind und nimmt damit auch auf ganz wichtige kommende Generationen Rücksicht. 

Die Unterschiede in der Wiener Pensionsreform liegen nun konkret darin, dass der Bund alle Beamten, die nach dem 1.10.1940 geboren sind, in die Reform mit einbezieht, das Land Wien aber erst alle Beamten, die nach dem 1.1.1950 geboren sind. Das heißt, 10°Jahre werden hier nicht berücksichtigt. Weiters wird es – und das war ein großer Kritikpunkt auf Bundesebene, und ich kann mich auch noch erinnern, dass auch Bundesparteiobmann Gusenbauer dies sehr, sehr oft in der Öffentlichkeit kritisiert hat – in der Stadt Wien bei so genannten Organisationsänderungen weiterhin amtswegige Frühpensionierungen ab dem 55. Lebensjahr geben, und zwar ohne Abschlag und mit Zurechnung. Und das war, glaube ich, einer der größten Schwierigkeitspunkte in den vergangenen Jahren, nämlich Frühpensionierungen abzuschaffen und damit das Pensionssystem für die Zukunft zu sichern. 

Weiters wird im Land Wien eine Frühpensionierung auf Antrag bei Erreichung einer ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit von 45 Jahren möglich sein. Ebenso wird eine Frühpensionierung auf Antrag ab dem 60. Lebensjahr gegen einen erhöhten Abschlag möglich sein. 

Die 40-jährige Durchrechnung zur Ermittlung der Pensionsberechnungsgrundlage kommt im Land Wien erst im Jahr 2042, das heißt im Grunde mehr oder weniger für all diejenigen, die jetzt erst eintreten, all diejenigen, die jetzt schon im Dienststand sind, haben keine Nachteile zu erwarten. 

Der Pensionssicherungsbeitrag für öffentlich Bedienstete, der vom Bund extra eingeführt worden ist, um einen Ausgleich zwischen öffentlich Bediensteten und ASVG-Bediensteten zu schaffen, wird in der Stadt Wien ganz bewusst niedriger gehalten als beim Bund, und damit wird der Unterschied zum ASVG-System hier noch verstärkt und nicht verringert. Weiters wird die Stadt Wien eine Pensionskasse für alle unter 45-Jährigen einführen. Sie führt damit eine zusätzliche Dienstgeberleistung ein, die es auf Bundesebene nicht gibt, was zu Mehrleistungen der Stadt Wien führen wird und damit auch das Ungleichgewicht bei der Leistung von Zahlungen weiterhin aufrechterhält. 

Mit diesem Entwurf werden die Bemühungen des Bundes und – ich sage noch dazu, wenn er es in der Zwischenzeit vielleicht nicht ändert – auch die des Bundesparteiobmannes Gusenbauer zur Schaffung eines einheitlichen Pensionsrechtes konterkariert und führen zu einer nicht zu rechtfertigenden Besserstellung der Wiener Landesbeamten gegenüber ihren Kolleginnen und Kollegen in den anderen Ländern und beim Bund. Und das ist nicht nur nicht entsprechend der Zielsetzung des Art 21 Abs 4 der Bundesverfassung, wie ich schon zitiert habe, sondern das ist nun auch ein in schriftlicher Form vorliegender Beweis der SPÖ, kein Interesse an einer Harmonisierung der Pensionssysteme zu haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dass das nicht nur meine Meinung ist, ist zu erkennen, wenn man sich die Stellungnahmen zu diesem Pensionssicherungssystem in Wien, wie es bezeichnet wird, anschaut, denn auch der Seniorenbeauftragte der Stadt Wien, Friedrich Grundei, hält in seiner Stellungnahme vom 1. Juni 2004 fest, dass durch die vorgelegten Gesetzesänderungen Bemühungen im Bundesbereich um eine generelle Pensionsharmonisierung unterlaufen werden. Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen. Auch die eigenen Leute sagen das, und Sie können hiermit sozusagen keinen Punkt setzen, um die Harmonisierung auf Bundesebene noch voranzutreiben. Ersparen Sie sich weitere Bemerkungen. Es ist nicht mehr notwendig, so zu tun, als ob man für die Harmonisierung auf der Bundesebene wäre. Sie haben hier einen gegenteiligen Beweis geliefert. 

Meine Damen und Herren! Wenn die Stadt Wien ein Pensionssicherungssystem wie auf Bundesebene eingeführt hätte oder einführen würde, dann könnte sich die Stadt Wien rund 3 000 neue Beamte mehr leisten, die wahrscheinlich notwendig wären, um die entsprechenden Aufgaben im Lehrerbereich zu bewerkstelligen, um die entsprechende Anzahl von Schülerlotsen zu haben, um das entsprechende Personal im Pflegebereich zu haben, um das entsprechende Personal in der Sozialversorgung zu haben, um das entsprechende Personal in der Obdachlosenbetreuung zu haben, um auch in Zukunft ein Essen auf Rädern in Wien sicherzustellen, um in der Heimhilfe et cetera et cetera et cetera genügend Personal zu haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Regierungsfraktion! Sie haben es mit diesem System im Grunde verhindert, dass wir auch in der Zukunft weiterhin ein soziales System in Wien entsprechend sicherstellen können. Sie verhindern damit, dass wir nötige Investitionen, die wir im Sozialbereich brauchen, auch in Zukunft durchführen können. Sie verhindern damit einen Generalsanierungsplan für Pflichtschulen, für den wir rund 1,4 Milliarden ATS oder etwas mehr als 100 Million-en EUR brauchen würden, die durch diese Reform nun nicht finanziert werden können. Sie verhindern damit eine eigene städtische Kindergartenmilliarde, die wir auch schon lange gefordert haben. Auch das wäre damit möglich. Sie verhindern damit ein Gratiskindergartenjahr, das wir schon lange gefordert haben. Auch das verhindern Sie mit ihrer Vorlage. Sie verhindern damit, dass die Sozialhilfe schon im Vorfeld anders hätte budgetiert werden können und Sie kein Nachtragsbudget dazu benötigt hätten. Sie verhindern damit in der Behindertenbetreuung die persönliche Assistenz et cetera et cetera. 

All das hätten Sie sich ersparen können, wenn Sie ein Pensionssicherungssystem entsprechend dem Bund gemacht hätten und sich nicht einfach nur in einigen Verhandlungen darauf konzentriert hätten, wo Sie Ihre eigene Macht sichern können. Es geht uns darum, dass in Zukunft alle Generationen gesichert werden, dass in Zukunft auch die Generationen in der Stadt Wien gesichert werden.

Ich würde Sie daher bitten, dass Sie sich das Ganze noch einmal überlegen, und bringe folgenden Beschlussantrag ein:

"Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, die Eckpunkte und wesentlichen Bestimmungen der Pensionssicherungsreform der Bundesregierung, welche im BGBl I Nr 71/2003 kundgemacht wurde, in eine Neuregelung des Pensionsrechtes für Beamtinnen und Beamten der Stadt Wien einzuarbeiten und somit die Reform im Sinne der Generationengerechtigkeit nachzuvollziehen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist der Herr Dritte Präsident Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sozialgesetzgebung ist immer etwas Kompliziertes, weil hier einige Dinge beachtet werden müssen, unter anderem auf der einen Seite die Sicherheit, die die Menschen von einer sozialen Gesetzgebung erwarten, und auf der anderen Seite muss ja reagiert werden auf die Veränderungen in der Gesellschaft, in der Wirtschaft et cetera et cetera. 

Seit wahrscheinlich 20 Jahren wird immer wieder davon gesprochen, dass das Pensionssystem reformiert werden muss. Ich denke nur zurück, unser erster großer Ansatz, wo dann leider nichts geschehen ist, war unter Frau Ministerin Hostasch, als Rürup nach Österreich geholt worden ist, damit er das österreichische Pensionssystem untersucht, und wir kennen von seinerzeit noch seine Aussagen zum österreichischen Pensionssystem. Das hat natürlich in erster Linie die gesetzliche Pensionsversicherung betroffen, aber umgelegt ist es natürlich auch genauso für die Versorgung durch Bund und Gemeinde zu sehen. 

Eine Hauptaufgabe von uns – als Staat meine ich jetzt und als Gemeinschaft – ist, jemanden, der in Pension geht, eine Nettoersatzrate zu sichern, die ihm unter ähnlichen Voraussetzungen wie im vorhergehenden Erwerbsleben ein Leben in Würde garantiert. Das steht auf der einen Seite, auf der anderen Seite ist natürlich auch zu beachten, wie viel Geld vorhanden ist. 

Denken wir zurück: Der erste große Einschnitt war 1999, 2000, als der seinerzeitige Wiener Finanzreferent einer der Chefverhandler war, und zwischen SPÖ und ÖVP ausgemacht hätte werden sollen, dass das Pensionsalter für Frühpensionen um zwei Jahre angehoben werden soll, damit die Finanzierung weiterhin gegeben ist. 

Wir müssen uns bewusst sein, dass wir keine Realitätsverweigerung betreiben können, denn sämtliche Expertenkommissionen haben in der Zwischenzeit ähnliche Dinge gesagt. Wir müssen uns überlegen, wie wir das Pensionssystem weiter aufrechterhalten können, damit nicht irgendwann einmal das passiert, was wir alle nicht wollen, nämlich dass die Nettoersatzrate dann so weit herunterfällt, weil ein kleinerer Crash in diesem System passiert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dann ist das Jahr 2003 gekommen, in dem man gesehen hat, dass man weiterhin Veränderungen durchführen muss, damit in Zukunft das Pensionssystem gesichert ist. Es kann nicht so sein – ich meine, ich als Mittfünfziger tue mir da natürlich etwas leichter, das zu sagen –, dass man sagt, ich will alles geschützt haben, was nur möglich ist, und die Jungen, die wenig Vertrauen haben und die auch auf Grund der Voraussagen berechtigt Einschnitte vor sich sehen, die müssen das sowieso zahlen, und was dann einmal ist, ist mir egal. Nein, man ist den umgekehrten Weg gegangen, man hat versucht, langfristig ein Pensionssystem zu garantieren. 

Jetzt passiert Folgendes: Im Zuge dieser Reformen ist auch gesagt worden, jetzt wollen wir natürlich auch eine Harmonisierung aller Pensionssysteme in Österreich. Ich glaube, das ist gut so und das soll man unterstützen. Teile davon wurden vom Bund bereits gemacht, und jetzt geht es darum, dass sich die Sozialpartner mit der Regierung wieder zusammensetzen, und wir hoffen alle, dass hier eine ordentliche Harmonisierung herauskommt, die uns gewisse Dinge bringt, die wir davon erwarten. 

Dazu gehört zum Beispiel als Wichtigstes eine Garantie für die Zukunft, dass die Pensionen gesichert sind. Dazu gehört natürlich auch eine Gerechtigkeit, was Beitragsleistung und Beitragszahlung betrifft. (Abg Franz Ekkamp: Ich zahle 50 Jahre! Rechne dir das einmal aus!) Herr Kollege, ja, schön, sind wir froh. Wir auch! Glauben Sie, wir zahlen nichts, sondern nur Sie! (Abg Kurt Wagner: Hätten Sie das bitte bei der Arbeiterkammervollversammlung gesagt!) Herr Kollege Wagner! Ich habe von einer Harmonisierung gesprochen, die eine Beitragsgerechtigkeit bringt. Und dazu stehe ich auch. Nehmen Sie es bitte so, wie ich es gesagt habe. (Abg Kurt Wagner: Bei der Arbeiterkammer hätten Sie es sagen sollen!) Das schauen wir uns an. Das habe ich schon gesagt. Ich komme gleich darauf zurück.

Ein zweiter wichtiger Faktor ist natürlich auch – das soll man jetzt auch bedenken –, dass man bei einem zukünftigen Pensionsharmonisierungsgespräch darauf Rücksicht nimmt, dass es Berufe gibt, die unter besonderen Erschwernissen eine andere Betrachtung und vielleicht eine andere Beurteilung bei ihrem Pensionsantrag et cetera brauchen. (Abg Kurt Wagner: In der Arbeiterkammer hat er ein anderes Jankerl an!)

Und weil Sie jetzt sagen, in der Arbeiterkammer: Entschuldige, es gibt eben verschiedene Wege dazu. Aber die Augen zu verschließen und zu sagen, es soll nichts geschehen, so wie das, wie wir wissen, Edlinger schon wollte, das kann es bitte nicht sein.

Ich erwarte jetzt – darum bin ich an und für sich optimistisch –, dass eben die Regierung mit den Sozialpartnern ein Harmonisierungspaket für alle Österreicher schnürt, wobei ich auch gleich sagen muss, damit der Kolleg Ekkamp sich vielleicht beruhigen kann: Von mir aus gesehen kann man ohne weiters auch darüber nachdenken, ob man nicht einige Dinge, die man bei der gesetzlichen Pensionsregelung gemacht hat, etwas entschärfen kann. Auch darüber kann man reden. (Abg Franz Ekkamp: Sagen Sie das bei der Arbeiterkammer!) Ich finde, das sollen sie jetzt einmal am Runden Tisch ausmachen, und da warten wir, was herauskommt. 

Aber jetzt kommen wir zu Wien. Ich bewundere wirklich die GdG in Wien, das ist wirklich eine tolle Truppe, wie die sich durchgesetzt haben, das ist unglaublich. Das soll man auch wirklich sagen. Eigentlich sollte gar nichts geschehen, aber bitte, wenn ich mir das Vorblatt anschaue, da wird selbst im Vorblatt, das sicherlich nicht ein SPÖ-Feindlicher geschrieben hat, sondern das von der Gemeinde Wien vorgelegt worden ist, darauf verwiesen, dass zwar in den letzten Jahren die Zahl der Ruhebezugsempfänger nur von 19 100 auf 20 000 angestiegen ist, dass diese Zahl aber im nächsten Jahrzehnt von 20 000 auf 26 000 ansteigen wird. Da muss ich sagen, nachdem kaum mehr Geld da sein wird, möchte ich für diese 26 000 auch die Garantie haben, dass sie eine entsprechende Altersversorgung gesichert haben. Die haben auch Beträge hineingeschrieben, die haben nämlich hineingeschrieben, dass, selbst ohne Berücksichtigung einer Aufzinsung, der Betrag zwischen 2004 und 2021 von zirka 500 Millionen EUR um über 200 Milli-
onen EUR auf zirka 700 Millionen EUR, das sind um 40 Prozent, steigen wird. Selbst die geben das zu, und jetzt wissen wir ja, wie die finanzielle Situation ist. Das Geld kann man nicht herausbeuteln, das wissen wir, aber es wurde hier zumindest versucht, etwas zu machen. 

Der Vorwurf, den ich jetzt der Gemeinde Wien mache – das sage ich jetzt, weil ich nicht nur Vertreter der Gemeindebeamten bin, sondern weil ich auch Vertreter der Menschen draußen bin –: Jetzt erklären Sie dem Menschen draußen, der die gesetzliche Pensionsversicherungsreform tragen muss, wieso in der Gemeinde Wien herinnen ganz andere Voraussetzungen gelten. (Abg Franz Ekkamp: Ändern Sie es im Bund!) Und wissen Sie, wem Sie das noch erklären können? Sie können es auch dem erklären, der im selben Zimmer an einem Schreibtisch sitzt, und der eine ist Beamter und der andere ASVG-Versicherter. Dem können Sie erklären, wieso er ganz andere Voraussetzungen erfüllen muss, um in Pension zu gehen, und warum er eine andere Pension kriegt. (Abg Franz Ekkamp: Machen Sie etwas im Bund!)

Das ist eine Ungerechtigkeit, und da erwarten wir von der Harmonisierung, dass in einem abgesteckten Zeitraum harmonisiert, gleichgestellt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daher sehen wir diese heutige Gesetzesvorlage als Unterlaufung einer für alle Österreicher anzustrebenden Harmonisierung. Das ist eine Unterlaufung, die an und für sich nicht notwendig ist. Ich will nur darauf verweisen, dass die anderen Bundesländer das Sozialrechtsänderungsgesetz 2000 schon nachvollzogen haben, Wien hat sich immer Zeit gelassen. Jetzt erklären Sie den Menschen, wieso derartige Unterschiede hier heute fundamentiert werden, die weiterhin gelten – das muss man ja auch sagen –, ohne dass Sie jetzt Rücksicht darauf nehmen: Was kommt beim Runden Tisch heraus? Was können wir uns von der Harmonisierung abschauen? Wie können wir da mitspielen? 

Das haben Sie versäumt, und aus diesem Grunde werden wir dieser Gesetzesvorlage heute nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Schuster gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eigentlich haben wir uns ausgemacht, dass wir uns ein bisschen kürzer halten, wir haben aber keine Redezeitbegrenzung, daher können wir uns mit diesem Thema schon ein bisschen auseinander setzen.

Wenn Kollege Gerstl meint, dass mit dem, was hier mit diesem Entwurf passiert, die Bemühungen des Bundes für ein einheitliches Pensionssystem konterkariert werden – so habe ich es mir auch aufgeschrieben –, dann möchte ich den Kollegen Gerstl schon daran erinnern, was eigentlich in realiter war. Sie haben gesagt, wir hätten – wir, die ÖVP – schon mehrmals und viel früher eine Veränderung erreichen wollen, aber der Koalitionspartner hat das ja damals verhindert. 

Ich habe in Vorbereitung für dieses Geschäftsstück versucht, mir nicht anzuzweifelnde Unterlagen zu besorgen, in denen bestimmte Entwicklungsschritte in der Pensionsentwicklung zusammengefasst wurden, und habe mir zu diesem Zwecke eine APA-Aussendung ge-nommen, die mit "Pensionen – Chronologie einer umstrittenen Reform" übertitelt ist.

Da wird begonnen – und ich möchte das diesem Hohen Hause nicht vorenthalten – mit dem Jahr 2002, nämlich am 9. Oktober: "Im Wahlkampf betonen Staatssekretär Alfred Finz und Generalsekretärin Maria Rauch-Kal-lat, beide ÖVP, dass die ÖVP für die kommende Legislaturperiode keine weitere Anhebung des gesetzlichen Frühpensionsalters von 61,5 Jahren plane." Dezidiertes Versprechen, und zwar deshalb, weil am 24. November Nationalratswahlen waren. (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Ich zitiere jetzt die APA, und ich hoffe, das wird nicht angezweifelt. (Abg Gerhard Pfeiffer: Lesen Sie uns vor, was in dem Vranitzky-Brief gestanden ist! Das war ja auch gut damals!) Wir reden jetzt von der Regierungsverantwortlichkeit und dem Koalitionspartner, der nicht gebremst werden wollte. Er hat die Regierungsverantwortung gehabt, und beide, der Parteivorsitzende der ÖVP Wien und die damalige Frau Generalsekretärin, haben ein Versprechen abgegeben. 
Am 24. November war die Wahl. Am 6. Jänner – das Versprechen hat nicht sehr lange gehalten – präsentiert Schüssel sein 10-Punkte-Programm für die Koalitionsverhandlungen, und darin enthalten ist die schrittweise Abschaffung der Frühpension bei gleichzeitiger Schaffung eines modernen Erwerbsunfähigkeitsrechts mit Teil- und Vollerwerbsunfähigkeit. – Das war am 6. Jänner. 

Am 10. Jänner ist die FPÖ im Spiel, die sagt: Nein, Abschaffung der Frühpension für ASVG-Versicherte, das wollen wir nicht. Der Herr Max Walch, den ja jeder kennt in seiner direkten Art, sagt: Kommt in dieser Form überhaupt nicht in Frage. – Hat lange gehalten, diese Äußerung. 

Am 28. Februar wird die FPÖ-ÖVP-Regierung angelobt. Im Regierungsprogramm steht dann sehr klar und deutlich drinnen, auch wenn Max Walch es nicht wollte: Die Frühpensionen werden abgeschafft. Es ist eine Übergangsphase gegeben und und und. 

Ich könnte jetzt, weil es hier sehr detailliert angeführt wird, die Wahrhaftigkeit und die Ehrlichkeit der Regierung der ÖVP sehr klar darstellen. (Abg Robert Parzer: Dann reden wir auch über Vranitzky!)

Und weil hier auch immer wieder gesagt wird, ihr unterlauft damit den Runden Tisch, die Harmonisierung wird unterlaufen et cetera mehr, möchte ich schon auch darauf hinweisen, was die FPÖ am 1. April – ohne Aprilscherz zu sein – verlangt: Nachbesserungen zu den Entwürfen. Die damalige Staatssekretärin Ursula Haubner fordert insbesondere für Frauen noch Erleichterungen. Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst und ihr damaliger und auch jetzt noch immer Vorsitzender sieht den Vertrauensschutz zumindest gefährdet. 

Am 4. April, also wenige Tage später: Die FPÖ will die Pensionsreform einer Volksabstimmung zuführen. Die ÖVP ist dagegen. Und und und. 

Es mischt sich der ÖGB ein, der noch zu retten versucht, was zu retten ist, wobei die Debatte uns allen noch in den Ohren ist. Der ÖGB sagt gemeinsam mit den Wirtschaftsvertretern, Leitl und Verzetnitsch, am 23. A-pril, sie möchten noch eine kleine Pause über den Sommer haben. Bis 30. September möchten sie gemeinsam einen Entwurf ausarbeiten. Die Regierung hält, so wie wir es kennen, am Fahrplan fest. 

Am 24. April fasst der ÖGB erstmals seit Jahrzehnten einen allgemeinen Streikbeschluss. Wir wissen, wie we-nig bis dahin in Österreich berechtigterweise gestreikt wurde. Am 25. April endet die Begutachtungsfrist, am 29. April passiert dieser Entwurf den Ministerrat, und am 30. April fordert die FPÖ wieder, wie wir es schon mehrmals gehört haben, weitere Verbesserungen bei der Hacklerregelung. Es werden dann österreichweite Betriebs- und Dienststellenversammlungen durchgeführt, und in dieser Situation mischt sich erstmals auch der Herr Bundespräsident Thomas Klestil ein und sagt: Bitte, versuchen wir doch, hier konsensual etwas zu lösen! Den Sozialpartnern soll man doch diese Zeit bis September geben. 

Am 13. Mai – und wir erinnern uns alle, weil sehr, sehr viele dabei waren – gab es eine große Demonstration. Zwischen 100 000 und 200 000 Menschen demonstrierten am Heldenplatz trotz widrigster Witterungsumstände. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, als der Vorsitzende der Gewerkschaft öffentlicher Dienst dort am Pult stand und höhnisch auf das Haus herüber gezeigt und gesagt hat: Wer so etwas tut, hat eigentlich nichts im Kopf. Jetzt sitzt er im Parlament als Dank und Anerkennung für sein treues Verhalten. 

Damals wurde eine Pensionsnovelle durchgepeitscht, auch immer mit den Zusagen, die Jugend könne sich das dann künftig nicht mehr leisten. Damals wurde auf den Spargedanken hingewiesen, und damals wurde in der Tat Enormes eingespart, nur, es wurde nicht für die Pensionen verwendet. Der damalige und noch immer seiende Finanzminister verwendete das Geld, um sein Ziel, nämlich das Null-Defizit zu erreichen. Er hat es sicher nicht verwendet, um für die Pensionssicherung entsprechende Rücklagen zu bilden. 

Ich habe mir auch einen Kommentar aus der "Kärntner Tageszeitung" herausgesucht mit der Überschrift "Betrogene Österreicher". Das war genau im April des Jahres 2003. Darin wird darauf hingewiesen: "Noch nie in der Geschichte der Zweiten Republik ist einem so großen Teil der Österreicher dermaßen dicht gepackte Ungerechtigkeit ins Haus gestanden. Das weiß Unwahrheitenspezialist Wolfgang Schüssel nur zu genau. Trotzdem lächelt er dünnlippig über alle vorhandenen Besorgnisse hinweg ein christlich kaltes Lächeln." 

Das war in der damaligen Zeit. Ich wollte es in Erinnerung bringen und wollte dem gegenüberstellen, was wir in Wien hier machen. (Abg Johannes Prochaska: Und das sagen Sie bei einem Vranitzky-Pensionistenbrief! Ich gratuliere!) Haben Sie in Wien in der gesamten Zeit von einer Demonstrationsbewegung gehört? Haben Sie in Wien in dieser Zeit einen so großen Widerhall gehört wie damals? Wissen Sie, warum das nicht passiert ist? Weil wir in Wien in der Tat ein Gegenmodell fahren. Wir haben von Anbeginn der Verhandlungen an die Interessensvertreter der in der Gemeinde Wien Beschäftigten miteinbezogen. Wir haben von Anbeginn an gesagt, die Vertreter des Magistrats und die Vertreter der Gewerkschaften sollen hier gemeinsam, und zwar in voller Verantwortung, eine Form von Übereinkommen treffen, das wirklich zukunftsträchtig ist. Wir haben diesen Weg beschritten, weil wir wussten, es geht nie im Leben ohne Interessensvertretung

Ich verstehe daher die Vertreter der Arbeitnehmer nicht, ich verstehe den Kollegen Tschirf überhaupt nicht mehr, warum er hier nicht herausgeht und ganz einfach das wiedergibt, was am Ende der Verhandlungen auch die Christlich-Sozialen gesagt haben. Ich möchte Ihnen das nur in Erinnerung rufen, weil Sie hoffentlich wissen, was Ihnen als Vorsitzendem des Arbeitnehmerflügels Ihre Freunde gesagt haben. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sie brauchen uns das nicht vorzulesen!) Ich möchte es Ihnen nicht ersparen. Sie sagten Folgendes: 

"Diese Reform" – sie bezeichnen sie auch als Reform – "ist eine notwendige Reform. Sie wird bis 2025 Spareffekte in der Höhe von mehreren 100 Millionen Euro bringen und ist in einigen Punkten intelligenter und gerechter als die von der Bundesregierung durchgepeitschte Pensionsreform." – Das sagt nicht die SPÖ, das sagen Ihre Freunde der christlichen Gewerkschaft. – "Mit unserer Zustimmung zum Wiener Kompromiss haben wir uns dem Problem der ansteigenden Pensionskosten sehr verantwortungsvoll gestellt." Das sagt der FCG-Vorsit-zende der Wiener Gemeindebediensteten, Kurt Obermüller. 

Jetzt sage ich, okay, das hat er einmal in einer Presseaussendung behauptet, aber nein, er wiederholt dasselbe noch einmal und sagt, das ist "ein gerechter, intelligenter Kompromiss im Vergleich zur Reform der Bundesregierung, die durchgepeitscht wurde." Und er begründet das dann auch sehr, sehr ausführlich. (Zwischenruf von StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer.) Ich gebe es Ihnen dann. Bei der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten im Vorstand ist dieser Entwurf mit zwei Gegenstimmen so auch angenommen worden.

Ich möchte jetzt gar nicht mehr so im Detail darauf eingehen, weil vieles vom Inhalt schon gesagt wurde, aber eines möchte ich wirklich sagen: Diese Vorgangsweise, die hier in dieser Stadt gewählt wurde, war eine sehr, sehr vorbildliche Vorgangsweise. Auf die vielen Positiva hat Monika Vana hingewiesen, haben eigentlich alle hingewiesen, auch die FPÖ hat auf die Positiva hingewiesen, daher erspare ich es mir. 

Ich möchte daher zum Abschluss kommen und sagen – ohne das in die Länge ziehen zu wollen, was natürlich kein Problem wäre –: Sehr geehrte ÖVP Wien! Wenn Sie meinen, 400 000 Unterschriften hat die SPÖ gesammelt gegen das, was hier auf Bundesebene passiert ist, wenn Sie meinen, dass die 200 000 Demon-stranten ignoriert werden von uns, wenn Sie meinen, dass die vielen Dienststellenversammlungen ohne irgendeine Resonanz von uns passieren, dann sage ich Ihnen, dann würden Sie meinen, wir nehmen Ihren Antrag an. 

Wir nehmen den Antrag, den Sie hier eingebracht haben, aber genau aus diesen Gründen nicht an. Wir wollen nicht haben, dass die Gemeindebediensteten eine Pensionsreform bekommen, die tatsächlich inhuman ist, die abzockend ist und die den Menschen null Visionen gibt. Das Argument, das Sie heute verwendet haben und das Herr Kollege Gerstl verwendet hat, was man alles mit dem Geld machen könnte, das man sich erspart, das haben Sie schon gebracht, weil wir bei der letzten Reform nicht gleich mitgezogen haben. Die 3 000 Beamten kennen wir, die hat Kollege Ulm schon mehrmals verwendet. Dass Sie allerdings meinen, dass wir mit dieser Reform alles andere, was man sich wünscht, in einem anschaffen könnte, das gibt es nicht. 

Wenn tatsächlich gespart werden sollte auf Bundesebene, dann bestellen Sie morgen sofort die Kampfjets ab. Damit ersparen wir uns 2 Milliarden EUR auf einen Schlag. Da könnten wir den Beschäftigten dieses Landes viel geben, und das gilt auch für die Folgekosten. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Johannes Prochaska: Und das Pönale zahlt die SPÖ! Gratuliere!). 

Aus diesem Grunde sage ich, um zum Schluss zu kommen: Ich bedanke mich sehr herzlich bei allen Mitarbeitern des Magistrats, aber auch bei den Verhandlern der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, dass sie uns einen derartigen Entwurf vorgelegt haben. Wir stimmen mit Freude diesem Ergebnis zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Meine Damen und Herren! 

Ich lege in diesem Zusammenhang ein Gesetz vor, das beweist, dass intelligentes Sparen bei einer Pensionsreform möglich ist, und zwar mit sozialer Verantwortung und gemeinsam mit den Bedienstetenvertretern und ‑vertreterinnen. Die Eckpunkte dieser Pensionsreform sind harmonisiert. Die Fehler, die die Bundesregierung gemacht hat, haben wir vermieden. 

Ja, wir haben eine andere Regelung als die Bundesregierung, gerade was Frauen und Eltern betrifft, weil wir nicht wollen, dass Frauen im Alter in die Armut gedrängt werden. 

Ja, wir haben eine andere Regelung zum Beispiel für Schwerstarbeiter und Schwerstarbeiterinnen, weil wir nicht wollen, dass Menschen, die schwerste körperliche und psychische Arbeit haben, wenn sie am Ende ihres Arbeitslebens schon ausgepowert sind, noch weiter arbeiten müssen. 

Ja, ich lege Ihnen eine Regelung vor, die dafür sorgt, dass, wenn Sie im 10. Stock vom Feuer eingeschlossen sind und das Feuer sich Ihnen nähert, nicht unten ein 65-jähriger Feuerwehrmann steht, der Sie retten muss. Und ich bin der festen Überzeugung, dass Sie mir alle dafür sehr dankbar sein müssen. 

In diesem Sinn bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das Gesetz ist in Erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Es liegt mir ein Antrag der ÖVP-Abgeordneten Mag Gerstl und Mag Barbara Feldmann vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem ÖVP-Antrag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die ÖVP. Das ist die Minderheit. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher die Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in Zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 9. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist die Frau amtsf StRin Dr Pittermann. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! 

Wir kommen zu einer Änderung des Wiener Krankenanstaltengesetzes. Die Regelungsschwerpunkte sind die Modifikation der Zusammensetzung der Ethikkommission, die Einrichtung von Arzneimittelkommissionen, die Einhebung des für die Patientenentschädigungen bestimmten Betrages für die Patienten der Sonderklasse, die Ausführung des geänderten § 5a SGVO 1960 und die Gleichstellung von Angehörigen eines Mitgliedsstaates des EWR-Abkommens hinsichtlich der Verrechnung für Pflege und Sondergebühren. 

Die Umsetzung der Novelle zum Krankenanstaltengesetz betrifft insbesondere folgende Änderungen: Die Anpassung der bereits bestehenden Regelung über die Einbeziehung eines Vertreters von Behindertenorganisationen, die Ethikkommissionen, die Einrichtung von Arzneimittelkommissionen verbunden mit der Verpflichtung der Krankenanstaltenträger, die Beschaffung und den Umgang mit Arzneimitteln zweckmäßig und wirtschaftlich zu gestalten, die Einhebung des für die Patientenentschädigung bestimmten Beitrages und eben auch im Zusammenhang mit der Straßenverkehrsordnung die Zurverfügungstellung des diensthabenden Arztes für die Blutabnahmen zur Feststellung einer Beeinträchtigung durch Suchtgift in den Einrichtungen. 

Dieser Entwurf enthält im § 33a Abs 14 eine Verfassungsbestimmung, nämlich die Weisungsfreistellung der Mitglieder der Arzneimittelkommission. 

Ich ersuche Sie, Frau Präsidentin, falls Wortmeldungen vorliegen, die Debatte zu beginnen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde versuchen, es ganz kurz zu machen. Wir können dem Entwurf des Gesetzes zum Wiener Krankenanstaltengesetz nicht zustimmen, weil es keine Verordnung gibt. Wir haben eigentlich ausgemacht, dass es kein Gesetz mehr gibt, zu dem nicht auch die Verordnung gleich dazu geliefert wird, denn nur dann kann man eigentlich auch sagen, dass es im Sinne von den Gesprächen und so weiter abgeschlossen ist. 

Warum ich mich eigentlich, obwohl ich nur diesen Satz zu diesem Gesetz sagen wollte, trotzdem noch zu Wort melden wollte: Es ist mir ein Bedürfnis, mich bei Ihnen, Frau Stadträtin, für die wirklich gute Zusammenarbeit der letzten drei Jahre zu bedanken. Es war faszinierend, wie es möglich war, dass Sie einzelnen Menschen sehr unbürokratisch, ohne großen Aufwand geholfen haben. Dafür möchte ich ganz einfach herzlichen Dank sagen. 

Ein Projekt, das wir gemeinsam begonnen haben, vielleicht dem Krankenhaus Chile ein Herzkatheter-Röntgengerät zuzuerkennen, haben wir nicht ganz geschafft, aber vielleicht schaffen wir das noch. 

Ich denke mir, eine Ärztin, eine sehr gute Ärztin kehrt wieder zu ihren Patientinnen und Patienten zurück. Sie haben ein sehr schwer erkranktes Gesundheitswesen übernommen. Ich bin der Ansicht, Sie haben mit guten Ansätzen der Therapie begonnen, leider hat der Landeshauptmann diese Therapie abgebrochen. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Keine Sorge, die Fußballfans werden nicht durch eine lange Rede von mir an allfälligen weiteren Vorhaben gehindert. (Zwischenruf des Abg Günther Barnet.) Die Tore überlasse ich starken Männerwad'ln.

Was ich einbringen möchte, ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag zu diesem Tagesordnungspunkt be-treffend die finanzielle Absicherung der Wiener Gebietskrankenkasse. Dieser Beschluss- und Resolutionsantrag wird zusammen mit dem Kollegen Norbert Scheed von der SPÖ eingebracht. 

Es geht darum, dass wir wollen, dass die elementaren Grundpfeiler der sozialen Sicherheit und unseres Gesundheitssystems in unserer Stadt gesichert werden. Dazu gehört auch, dass die finanzielle Absicherung der Krankenkassen entscheidend unterstützt wird. Bis zum Jahre 2006 ist ein Finanzbedarf der Wiener Gebietskrankenkasse in Höhe von etwa 700 Millionen EUR absehbar. Ob in Zukunft eine ausgeglichene Gebarung beziehungsweise eine ausgeglichene Liquidität gegeben sein wird, ist aber mehr als fraglich. 

Grundsätzlich ist den Gebietskrankenkassen eine 
eigenverantwortliche Lösung der Finanzierungsfrage 
auf Grund der gesetzlich vorgegebenen Beitragshöhen und der Verpflichtung zur Gewährung von Sach- 
und Geldleistungen verwehrt. Im Rahmen der eigenen 
Handlungsmöglichkeiten und nach Maßgabe sachlicher Rechtfertigungsgebote wurden daher alle Mehrleistungen auf das gesetzliche Mindestmaß rückgeführt sowie die Verwaltungsaufwendungen unter das Niveau von 1999 gedrückt.

Nachdem zwischen Einkommen und Gesundheitsrisiko ein eindeutiger Zusammenhang besteht, würde eine Politik der Leistungskürzungen oder einer generellen Erhöhung von Selbstbehalten die finanziellen Lasten zu Menschen mit höherem Krankheitsrisiko beziehungsweise niedrigerem Einkommen verschieben. Die strukturellen Probleme im Gesundheitswesen wären damit aber nicht behoben.

Der Wiener Landtag spricht sich daher dafür aus, dass verstärkt über Produktivitäts- und Qualitätssteigerungen sowie durch neue Elemente einer transparenten, gerechten Finanzierung an die finanzielle Konsolidierung der Krankenkasse herangegangen wird. Dazu gehört, dass den Krankenversicherungsträgern versicherungsfremde Leistungen wie zum Beispiel Lehrlingsförderungen oder Wochengeld kostendeckend ersetzt werden.

Es muss daher auch über Maßnahmen nachgedacht werden, die zur Reduktion der Beitragsschulden bei Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern sowie zur Bekämpfung der Schwarzarbeit geeignet sind. – Für alle, die es nicht wissen, es handelt sich hier um Summen von rund 800 Millionen EUR.

Als weitere Finanzierungsmaßnahme soll eine moderate Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage im Bereich des ASVG erfolgen, um eine stärkere Umverteilung und Ausrichtung der Finanzierung am Leistungsfähigkeitsprinzip und damit eine relative Entlastung von Bezieherinnen und Beziehern niedriger Einkommen zu erreichen.

Auch die Einbindung wertschöpfungsorientierter Ele-mente für die Bildung der Beitragsgrundlage für Dienstgeberinnen und Dienstgeber zur Finanzierung der künftigen Krankenversicherungsleistungen ist anzustreben.

Nicht zuletzt fordert der Wiener Landtag die Bundesregierung auf, Maßnahmen zu ergreifen, dass der Ausgleichsfonds der Krankenversicherungsträger seinem ge-setzlichen Auftrag der Gewährleistung einer ausgeglichenen Gebarung beziehungsweise einer ausreichenden Liquidität seiner Mitglieder nachkommen kann. Dabei ist auf die besonderen medizinischen Bedürfnisse der urbanen Bevölkerung und die Notwendigkeiten großstädtischer Gesundheitsinfrastruktur Bedacht zu nehmen.

Wir stellen daher den Beschlussantrag:

"Der Landtag wolle beschließen:

Der Wiener Landtag …

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich bitte Sie um ein bisschen mehr Ruhe im Saal. Man versteht fast gar nichts. Es dauert nicht mehr allzu lange. – Bitte. 

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Ja, das ist schon die Vorfreude auf das Fußballmatch. 

"Der Wiener Landtag bekennt sich zur uneingeschränkten Aufrechterhaltung des Solidaritätsprinzips im Bereich des Gesundheitswesens und dessen Finanzierung. Ziel muss es sein, auch in Zukunft einen fairen gleichen Zugang zur Basisversorgung und zur Spitzenmedizin für alle Menschen sicherzustellen.

Die Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung heranzutreten, damit diese im Sinne der Antragsbegründung gemeinsam mit den Sozialpartnern und den Sozialversicherungsträgern ein Maßnahmenpaket für eine nachhaltige finanzielle Absicherung der Wiener Gebietskrankenkasse erarbeitet. Dabei ist seine Orientierung an den Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten in den Mittelpunkt zu stellen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Ich habe eine Wortmeldung der Frau Abg Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich kann mich diesem Antrag nur vollinhaltlich anschließen, denn gerade auch in dem Bereich, über den wir uns morgen unterhalten werden, in der Geriatrie, ist es ja unser aller Anliegen, dass alle Menschen die Möglichkeiten haben sollten, einen ersten Rehabilitationsversuch nach einem Unfall oder nach einer Erkrankung zu erhalten, um so lange wie möglich zu Hause leben zu können.

Derzeit gibt es da unterschiedliche Behandlungsformen, wonach vom Akutbereich her über die Sozialversicherung bezahlt wird, in der Kurzzeitpflege aber die zu Pflegenden selbst dafür aufkommen müssen, und wir hoffen, dass wir auch dafür in Zukunft eine Regelung finden, dass allen Menschen das im Rahmen der Sozialversicherung möglich sein wird.

Ich weiß, dass Sie schon alle auf das Fußballspiel warten, und ich werde Sie auch nicht mehr länger aufhalten, ich freue mich aber auch, dass es gelungen ist, eben mit diesen Änderungen im KAG, im Krankenanstaltengesetz, die Anpassung an höherwertige Gesetze des Bundes vorzunehmen und einen EU-rechtskonformen Zustand herzustellen.

Ich habe mich bei den Juristen erkundigt, Frau StR Landauer, und es ist so, dass deshalb keine Verordnung vorliegt, weil bei der Anpassung an ein höherwertiges Gesetz nur der Vollzug auf Landesebene ist, weshalb für diesen Teil auch keine Verordnung erforderlich ist. So zumindest die Aussage von Dr Serban. Wir können das gerne in einer anderen Ausschusssitzung noch einmal genauer hinterfragen.

Es freut mich aber besonders, dass eben gerade die Arzneimittelkommission im Gesetzesentwurf sehr genau beschrieben ist, auch die Vorgangsweise, und dass die Träger der Krankenanstalten die Funktion des Vorsitzenden oder des Geschäftsführers festlegen können oder sie aus dieser Truppe selbst einen Vorsitzenden und Geschäftsführer wählen können.

Ich denke, dass dieser Gesetzesentwurf sehr in die Tiefe geht, sehr ausführlich ist, und ich hoffe, dass er uns auch in Zukunft hilft, Medikamentenkosten einzusparen und für die Betroffenen dadurch auch eine günstigere Medikamentierung möglich ist.

Zum Schluss möchte ich mich als Ausschussvorsitzende noch einmal ganz herzlich bei unserer Frau StRin Dr Elisabeth Pittermann-Höcker für ihr umsichtiges Handeln in den letzten dreieinhalb Jahren bedanken. Ich war zwar nur wenige Monate Ausschussvorsitzende, durfte aber die Arbeit im Ausschuss mitbegleiten. Ich möchte ihr auf diesem Wege nochmals alles Gute für ihre berufliche und private Zukunft wünschen und für den herzlichen offenen Zugang und Umgang mit uns und auch für das viele medizinische Wissen, das sie uns zu vermitteln versuchte, nochmals recht herzlich danken. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ sowie Beifall der StRin Karin Landauer.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Vorgangsweise, die von den GRÜNEN an den Tag gelegt wurde, ist bedauernswert, denn offensichtlich haben die GRÜNEN kein Interesse gehabt, zu diesem Thema tatsächlich hier einen Dialog zu führen. Wir hätten auch einiges zu sagen gehabt und auch gerne dazu gesagt, aber das hinzuknallen und in der Diskussion etwas vorgelesen zu bekommen, das ist nicht der Stil, der in diesem Haus üblich ist. (Abg Mag Christoph Chorherr: Ja, richtig! Entschuldigung!) Wir können uns damit nicht auseinander setzen. Das ist überfallsartig. (Abg Mag Christoph Chorherr: Ja, dazu stehen wir auch!) Ich glaube, das ist ein wichtiges Thema, und da sollten wir über so etwas diskutieren können. Aber so können wir uns inhaltlich nicht damit auseinander setzen.

Ich möchte die Gelegenheit aber auch nutzen und möchte namens der ÖVP Frau StRin Pittermann alles Gute wünschen. Ich möchte mich persönlich für die gute Gesprächsbasis recht herzlich bedanken und wünsche ihr alles Gute für die weitere Zukunft. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe schon eingangs erwähnt, worum es in diesem Gesetz geht. Es ist, wie gesagt, zum Großteil angepasst an das Bundes-KAG, und somit ist es klar, dass wir das im Land nachvollziehen müssen. 

Ich danke herzlichst für die Diskussion.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

§ 33a Abs 14 ist eine Verfassungsbestimmung. Hiefür ist gemäß § 124 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich nun feststelle. Gemäß § 124a Wiener Stadtverfassung ist für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmungen gelten für beide Lesungen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit in Erster Lesung einstimmig, daher mit der erforderlichen Mehrheit, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen und der SPÖ betreffend die finanzielle Absicherung der Wiener Gebietskrankenkasse. Hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. Dieser Antrag ist mit Mehrheit – SPÖ und Grüne – beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. – Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Gesetz ist somit auch in Zweiter Lesung mit der erforderlichen Mehrheit beschlossen.

Wir kommen nun zu Postnummer 10. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetzes. 

Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Pittermann. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Danke schön. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! 

Der Regelungsinhalt dieses Gesetzes ist die Beibehaltung der Bedarfsprüfung unter Berücksichtigung der Einhaltung von Qualitätskriterien. Die Bewilligung eines Rettungs- und Krankenstransportdienstes darf nunmehr nur bei Erfüllung von genau festgelegten Qualitätskriterien erfolgen. Bei Änderungen eines Rettungs- oder Krankentransportdienstes ist eine einfache Anzeige vorgesehen. Die bestehenden Rettungsorganisationen sollen in den Geltungsbereich des Gesetzes einbezogen werden, beibehalten wird die Verpflichtung der Rettungs- und Krankentransportdienste zur Leistungserbringung gegenüber jedermann sowie die behördliche Aufsicht über diese Organisationen, wobei die behördlichen Befugnisse festgelegt sind. Es werden Bestimmungen über die Verschwiegenheitspflicht der bei den Rettungs- und Krankentransportdiensten beschäftigten Personen sowie über die Weitergabe von Daten eingeführt. Die Stadt Wien ist zur Sicherstellung des Rettungsdienstes für das Gemeindegebiet verpflichtet. Zu dieser Erfüllung kann sie einen eigenen Rettungsdienst betreiben, sie kann aber auch ausschließlich oder teilweise Tätigkeiten bewilligter Rettungsdienste in Anspruch nehmen oder einen Rettungsverbund organisieren.

Der öffentliche Rettungsdienst hat auch die Aufgabe des Krankentransportdienstes zu erfüllen, wenn das Versorgungsangebot der privaten Krankentransportdienste nicht ausreicht, um den Bedarf der Allgemeinheit an Krankentransporten zu decken.

Im Gesetz sind wie bisher Bestimmungen über die Gebühr bei Inanspruchnahme von Leistungen des öffentlichen Rettungsdienstes sowie über das Entgelt für Inanspruchnahme von Leistungen der privaten Rettungs- oder Krankentransportdienste enthalten.

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich ersuche Sie, wenn Wortmeldungen vorliegen, die Debatte einzuleiten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben. – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Lakatha. Ich erteile ihr das Wort. (Abg Mag Christoph Chorherr: Ganz kurz!)

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Da die notwendige Verordnung zum Rettungs- und Krankentransportgesetz nicht gleichzeitig vorliegt, werden wir diesem Gesetz nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Christoph Chorherr: Das wollten wir hören!)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin das Schlusswort?

Berichterstatterin Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich habe in der Einleitung bereits die Inhalte des Gesetzes dargestellt. Dem gibt es nichts mehr hinzuzufügen. Herzlichsten Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind SPÖ und Grüne und damit die Mehrheit des Hauses. Das Gesetz ist somit in Erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Es gibt keine Anträge abzustimmen. 

Wenn es keinen Widerspruch gibt, werde ich auch die Zweite Lesung sofort zur Abstimmung bringen. – Widerspruch gibt es keinen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ und Grüne. Damit ist das Gesetz auch in Zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 12, sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz erlassen wird. 

Berichterstatterin hiezu ist die Frau amtsf StRin Pittermann.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

In diesem Entwurf sind im Unterschied zum geltenden Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz nur noch wenige zivilrechtliche Bestimmungen, wie zum Beispiel Regelungen über das Grabstellenrecht und über eine Bestattungsanlagenordnung vorgesehen. Bestimmungen über Hygiene sowie datenschutzrechtliche Vorschriften wurden aufgenommen und ein Anzeigeverfahren für den Leichentransport, die Enterdigung sowie für die Errichtung, den Betrieb, die Änderungen, die Sperre und die Auflassung von Bestattungsanlagen und Privatbegräbnisstätten festgelegt. 

Im Teil Leichenwesen werden die Totenbeschau, die Obduktion, der Leichentransport und die Enterdigung geregelt. Der Teil Bestattungswesen enthält Bestimmungen über Bestattungsanlagen, Privatbegräbnisstätten, Bestattungsarten, Erdbestattung und Feuerbestattung sowie Rechte und Pflichten der Rechtsträger von Bestattungsanlagen und Privatbegräbnisstätten. 

Die Stadt Wien wird zur Errichtung und zum Betrieb von ausreichenden Bestattungsanlagen verpflichtet. 

Im Gesetz sind Bestimmungen betreffend die behördliche Aufsicht über die Bestattungsanlagen und Privatbegräbnisstätten enthalten. Aufsichtsbehörde ist der Magistrat. 

Ich ersuche Sie, Herr Präsident, falls Wortmeldungen vorliegen, die Debatte einzuleiten.

Präsident Johann Hatzl: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in Erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen. – Widerspruch gibt es keinen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch in Zweiter Lesung ist das Gesetz einstimmig beschlossen. 

Damit wäre die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es ist heute die letzte Landtagssitzung vor der Sommerpause, und ich möchte Ihnen als Landtagspräsident sehr herzlich für Ihre Tätigkeit als Abgeordnete des Wiener Landtages im ersten Halbjahr danken. Ich danke Ihnen für die aktive Mitarbeit und aktive Mitgestaltung bei allen Unterschiedlichkeiten von politischen Auffassungen und Überlegungen. 

Ich möchte aber auch – und ich glaube, ich darf das in Ihrem Namen tun – den Damen und Herren in den verschiedensten Dienststellen des Landes und der Stadt Wien, die in den verschiedensten Aufgabenbereichen Landtagssitzungen, Ausschusssitzungen oder Gesetze vorzubereiten haben, um die Grundlagen für unsere politischen Entscheidungen zu liefern, ebenfalls recht herzlich danken.

Ich möchte aber, wenn Sie gestatten, noch das eine oder andere Wort zu personellen Veränderungen sagen. 

Da es meines Wissens der letzte Tag ist, an dem Mag Chorherr Klubvorsitzender ist, möchte ich auch ihm recht herzlich für die Zusammenarbeit in der Präsidiale danken. Er bleibt ja im Haus. Er hat eine nicht einfache Aufgabe wie jede oder jeder, der als Klubvorsitzender tätig ist, in diesem Haus zustande gebracht. Ich möchte ihm für die Zukunft im persönlichen Leben – ich streiche das heraus – natürlich alles Gute wünschen. Sie werden verstehen, dass bei den Wünschen für den politischen Bereich es manchmal eine gewisse Zurückhaltung gibt. (Heiterkeit.) Ich bin aber überzeugt, dass die konstruktive Tätigkeit in der Präsidiale auch mit der neuen Vorsitzenden des Grünen Klubs eine sehr gute Fortsetzung finden wird, und wir freuen uns darauf.

Lassen Sie mich aber auch, meine Damen und Herren, Hohes Haus, den beiden Mitgliedern der Landesregierung, Frau Primaria Dr Elisabeth Pittermann und Frau Dipl Ing Isabella Kossina ein Dankeschön des Landtages für ihre verantwortungsbewusste Tätigkeit, ihr Engagement und ihre Leistungen sagen. Es waren Leistungen, die bei allen Unterschiedlichkeiten von politischer Zuordnung, Überlegung und Beurteilung der einzelnen Sachfragen mit Herz, mit vollem Engagement und mit hohem Fachwissen erbracht wurden, vor allem aber auch – was ganz besonders hervorzuheben ist – mit großer Anständigkeit und auch einem starken politischen Wollen, die Arbeit umzusetzen. Viele von uns haben manches oder vieles gelernt, es ist durch die Tätigkeit der beiden Mitglieder der Landesregierung vieles auch weitergegangen, und mit Recht kann das Land Wien beiden Damen zum Dank verpflichtet sein. 

Ich möchte aber auch, weil es einen Wechsel im Bundesrat gibt, von dieser Stelle aus der bisherigen Bundesrätin Dr Hlavac, die künftig im Parlament wieder im Nationalrat tätig sein wird, für ihre Tätigkeit als Bundesrätin herzlich danken. Sie hat ein wahres Pendlerschicksal: Einmal Abgeordnete, einmal Bundesrätin, dann wieder Abgeordnete, Bundesrätin und jetzt wieder Abgeordnete. Ihre Tätigkeit, auch als Bundesrätin, war natürlich von parteipolitischen Überlegungen, aber auch von den Überlegungen der Stadt geprägt. 

Ich möchte auch noch einer Bundesrätin, die ab morgen als Präsidentin des Bundesrates für das nächste halbe Jahr als Wienerin diesen Vorsitz führt, für diese sicher nicht einfache Tätigkeit alles Gute wünschen. Es ist dies Frau Bundesrätin Haselbach.

Die wichtigsten Wünsche aber: Schöne und erholsame Sommertage allen Wienerinnen und Wienern, die unser eigentlicher Souverän sind. Ihnen haben wir natürlich sehr viel zu verdanken, aber unsere Arbeit ist auch auf sie ausgerichtet entsprechend den Überlegungen und je nach Blickwinkel jedes Einzelnen von uns.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden wie immer auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 


Die Sitzung des Landtages ist geschlossen. Einen schönen Sommer! (Allgemeiner Beifall.)
(Schluss um 20.23 Uhr.)
